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81. Sitzung - 

Bonn, den 16. März 1978 

Beginn: 9.02 Uhr 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, die 
Sitzung ist eröffnet. 

Auf der Diplomatentribüne hat eine Delegation 
des spanischen Parlaments unter dem Vorsitz des 
Präsidenten, Alvarez de Miranda, Platz genommen. 

(Beifall) 

Ich möchte die Mitglieder des spanischen Parlaments 
auf das herzlichste begrüßen. Sie erwidern einen Be-
such, den eine Delegation des Deutschen Bundesta-
ges im vergangenen Jahr dem spanischen Parlament 
abgestattet hat. Wir sind besonders froh darüber, 
daß die spanische Parlamentsdelegation auch Berlin 
einen Besuch abstatten wird. 

(Beifall) 

Wir wünschen unseren spanischen Gästen einen 
schönen Aufenthalt in Deutschland. 

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Ta-
gesordnung möchte ich noch eine weitere — etwas 
ungewöhnliche — Mitteilung machen. Wir nehmen 
heute Abschied von einem Mitarbeiter, der seit dem 
2. September 1949 während aller Legislaturperioden 
der Verwaltung des Deutschen Bundestages ange-
hört hat und am 31. März dieses Jahres in den Ruhe-
stand tritt. Amtsinspektor Toni Meller leistet heute 
zum letzten Mal Dienst als Platzmeister im Deut-
schen Bundestag. 

(Beifall) 

Er gehört zu den wenigen, die sich — außer den 
Abgeordneten — hier im Saale frei bewegen dür-
fen. Sein Rat hat vielen Abgeordneten über die 
Jahrzehnte hinweg zur Verfügung gestanden. Als 
Mitbegründer und aktives Mitglied des Männer-
chores des Deutschen Bundestages hat er im Inland 
und Ausland viele Freunde gewonnen. Ich spreche 
Ihnen, Herr Meller, den Dank des Bundestages aus 
und wünsche Ihnen eine gute Zeit auch für die Zu

-

kunft. 	
. (Beifall) 

Amtliche Mitteilung ohne Verlesung 
Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit hat mit Schreiben vom 6. März 
1978 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Hüsch, Dr. Hoff-
acker, Rühe, Frau Fischer, Werner, Dr. Köhler (Wolfsburg), 
Wawrzik, Francke (Hamburg), Josten, Stommel, Dr. Aigner, 
Höffkes, von der Heydt Freiherr von Massenbach, Klein (Mün-
chen), Dr. Langguth und der Fraktion der CDU/CSU betr. Einsatz 
des Instruments „Genossenschaft" bei Projekten, die mit Mitteln 
der Entwicklungshilfe finanziert werden — Drucksache 8/1566 — 
beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 8/1633 verteilt. 

Ich rufe nunmehr Punkt 2 der Tageordnung aüf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
SPD, FDP Fahndung Wohnung Erftstadt-Liblar 
— Drucksache 8/1617 

Wünscht einer der Antragsteller das Wort? — 
Bitte schön, Herr Abgeordneter Dr. Wernitz. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Fraktionen von SPD und FDP haben 
im Bundestag den folgenden Antrag eingebracht: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Deutschen Bundestag einen Bericht über 
die Erkenntnisse zu geben, die im Zusammen-
hang mit dem Hinweis vom 7. September 1977 
auf die Wohnung Erftstadt-Liblar, Zum Renn-
graben 8, im Bereich des Bundes und des Lan-
des Nordrhein-Westfalen gewonnen worden 
sind. 

Für die Koalitionsfraktionen darf ich diesen Antrag 
näher begründen. 

Tatsache ist zunächst, daß es schwere und ver-
hängnisvolle Pannen im Zuge der Fahndung nach 
den Schleyer-Entführern und -Mördern gegeben hat. 
Fest steht, daß ein Hinweis vom 7. September 1977 
auf . die Wohnung in Erftstadt-Liblar im Organisa-
tionsgeflecht hängengeblieben, in jedem Falle aber 
nicht so ausgewertet worden ist, wie es erforderlich 
gewesen wäre, um diese heiße Spur als solche recht-
zeitig zu erkennen und aufzunehmen. 

Heute kann als sicher gelten, daß Hanns Martin 
Schleyer in dieser Wohnung für mehrere Tage nach 
seiner Entführung durch die Terroristen festgehalten 
wurde. Die heiße Spur dieser Tage blieb aber kalt. 
Die mögliche Chance zur Rettung Schleyers blieb 
infolge der Pannen im Verborgenen und konnte des-
halb nicht wahrgenommen werden. Diese Erkenntnis 
hat uns alle tief betroffen. 

Meine Damen und Herren, es ist unbestritten, daß 
alles getan werden muß, um rückhaltlos aufzuklären, 
wie es zu den Vorgängen um den Hinweis auf die 
Wohnung in Erftstadt-Liblar kam. Die Aufklärung 
dieses Sachverhalts wurde nach einem ersten vom 
Bundeskriminalamt und vom Landeskriminalamt 
Nordrhein-Westfalen zusammengestellten und dem 
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Innenausschuß am 8. März 1978 vorgelegten Bericht 
bereits im Februar 1978 eingeleitet. Der Innenaus-
schuß des Bundestages hat sich in zwei Sitzungen 
vom 8. und 15. März intensiv bemüht, zur Aufklä-
rung des Geschehens beizutragen. Im gleichen Sinne 
ist im Lande Nordrhein-Westfalen der dortige Innen-
ausschuß tätig geworden. 

Nach unserer Auffassung haben die Vorarbeiten 
zur Aufklärung des Sachverhalts einen Zwischen-
stand erreicht, bei dem es geboten erscheint, die 
Bundesregierung aufzufordern, dem Parlament als 
Ganzem in Kürze einen umfassenden Bericht vorzu-
legen. 

Die Koalitionsfraktionen begrüßen, daß es der 
Bundesregierung und der Landesregierung von Nord-
rhein-Westfalen gelungen ist, in unserem früheren 
Kollegen und vormaligen Bundesinnenminister Her-
mann Höcherl eine unabhängige und sachkundige 
Persönlichkeit zu finden, die sich der schwierigen 
Aufgabe unterzieht, diese Prüfung aller verfügbaren 
einschlägigen Unterlagen im Bundes- und im Landes-
bereich vorzunehmen und damit die Vorlage eines 
entsprechenden objektiven und umfassenden Prü-
fungsberichts zu ermöglichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieser Bericht, der dem Hohen Hause vorgelegt 
werden soll, muß und wird Anlaß sein, auch über 
die notwendigen Konsequenzen und Schlußfolge-
rungen zu sprechen. Dementsprechend soll der Be-
auftragte auch Vorschläge machen, die er — unge-
achtet der derzeitigen Zuständigkeitsverteilung — 
auf Grund seiner Feststellungen zum besseren Ein-
satz der staatlichen Mittel bei der Terrorismusbe-
kämpfung für notwendig hält. 

Wir möchten Herrn Höcherl aufrichtig dafür dan-
ken, daß er sich bereit erklärt hat, diesen Auftrag 
zu übernehmen, dies um so mehr, als er jahrzehnte-
lang parlamentarische Praxis und zugleich vieljäh-
rige Erfahrung als Bundesminister in verschiedenen 
Ressorts in einer Person vereinigt. 

Die Bundesregierung und die Landesregierung 
von Nordrhein-Westfalen haben Herrn Höcherl als 
dem Beauftragten erklärt, daß beide Regierungen 
zur Unterstützung seiner Arbeit Beamte zur Verfü-
gung stellen werden, die für die Dauer ihrer Tätig-
keit im Rahmen dieses Auftrages von ihren sonsti-
gen Aufgaben und von ihrer Weisungsgebundenheit 
freigestellt werden. Beide Regierungen sind auch 
für andere Vorschläge bei der Auswahl der Beam-
ten offen, die Herrn Höcherl in der Durchführung 
seines Auftrags unterstützen sollen. 

(Unruhe) 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, ich 
bitte um etwas mehr Ruhe und Aufmerksamkeit für 
den Redner. 

Dr. Wernitz (SPD) : Vielen Dank! 

Die beteiligten Regierungen werden die ihnen 
unterstellten Behörden und Beschäftigten anweisen, 
dem Beauftragten alle im Rahmen des Auftrags be-
nötigten mündlichen und schriftlichen Auskünfte zu 

erteilen, und Unterlagen zur Verfügung stellen. Die 
zur Durchführung der Untersuchung erforderlichen 
Absprachen und Maßnahmen treffen der Bundes-
minister des Innern und der Innenminister des Lan-
des Nordrhein-Westfalen. 

Meine Damen und Herren, wir alle in diesem 
Hause und darüber hinaus in Bund und Land müs-
sen die Klärung der Ermittlungsspannen bei der Be-
handlung der Hinweise auf die Wohnung in Erft-
stadt-Liblar — was oder wer dort versagt hat, wie 
es der Bundeskanzler vor einer Woche hier formu-
lierte - sehr ernst nehmen. Dies sind wir dem 
Opfer des Terroranschlags, Hanns Martin Schleyer, 
und seinen Angehörigen schuldig, denen dies alles 
zusätzliche Bitterkeit und Schmerz zugefügt hat. Wir 
sind dies aber auch den anderen Opfern des Terrors, 
den ermordeten Polizeibeamten und dem ermorde-
ten Fahrer, und allen Angehörigen schuldig. 

Mit uns erwartet aber auch eine geschockte Öf-
fentlichkeit, daß die komplette Mängelliste der mög-
lichen Struktur-, Organisations-, Kommunikations-
und Personaldefekte aufgelegt wird. Wir erwarten 
eine schonungslose Klärung des gesamten Vor-
gangs. 

Dabei geht es u. a. um folgende Fragen: Welche 
Mängel gab es bei der Organisation der Informa-
tionsstränge? Sind Pannen auf Koordinierungsfehler 
zwischen den Polizeien von Bund und Land zurück-
zuführen? Wer war verantwortlich dafür, daß wich-
tige Informationen nicht an die richtige Adresse und 
damit nicht rechtzeitig in den Computer gekommen 
sind? 

In erster Linie gilt es, die notwendigen und mög-
lichen sachlichen Konsequenzen zu ziehen. Obenan 
steht die grundsätzliche Frage, ob das elektronische 
Informations- und Kommunikationssystem der deut-
schen Polizei in seiner derzeitigen föderativen 
Struktur nicht zu Hemmnissen und Fehlergefahren 
führt, die bei einem Ausbau des Bundeskriminal-
amts zu einer Zentralstelle für das polizeiliche Aus-
kunfts- und Nachrichtenwesen und für die Kriminal-
polizei besser als bisher vermieden werden könnten. 

Die fraglichen Ermittlungspannen könnten und 
sollten bei Bund und Ländern, bei allen Parteien 
bzw. Fraktionen und allen Verantwortlichen zusätz-
liche Impulse geben, die Vereinheitlichung der poli-
zeilichen Computer-Systeme voranzubringen. Die 
Pannen im Fall Schleyer haben keinen Anlaß ge-
geben, an der Bedeutung des Computers in der Po-
lizeiarbeit zu zweifeln. Im Gegenteil, gerade die 
Eingabe des Hinweises aus dem fraglichen Fern-
schreiben in das PIOS-System hätte zu dem Namen 
der Mieterin und der Wohnung in Erftstadt-Liblar 
geführt. So stellt sich die Frage nicht nur nach 
dem durchgehenden Meldestrang, sondern auch da-
nach, ob nicht in derartigen Fällen der Computer 
näher an die Basis herabgezogen werden müßte. 

Nach dem bisherigen Erkenntnisstand hat es im 
konkreten Fall Koordinationsschwierigkeiten, un-
klare Kompetenzverteilungen bzw. Umpolungen im 
Funktions- und Meldebereich gegeben, die aber 
noch der vollständigen Aufhellung bedürfen. 
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Es ist wohl eine berechtigte Frage, ob die Fülle 

der Organisationseinheiten und Einsatzleitungen 
nicht auch zur Minderung der Effektivität der Fahn-
dungsarbeit mit beigetragen hat. 

In dem Fragenkatalog muß natürlich auch die 
Klärung der Verantwortlichkeiten enthalten sein. 
Lassen Sie mich dies in aller Öffentlichkeit und mit 
Nachdruck sagen: Die Öffentlichkeit und unsere Be-
völkerung hätten kein Verständnis dafür, wenn sich 
die Diskussion zum Stichwort „Verantwortung" le-
diglich im Kompetenzgerangel eines Schwarzer-
Peter-Spiels erschöpfte. 

(Allgemeiner Beifall) 

Im vorliegenden Falle hat es entsprechend der vor-
gegebenen förderativen Struktur der Bundesrepu-
blik eine mehrfach geschichtete und verschränkte 
Verantwortung gegeben. 

Es ist noch nicht einmal taktisch, geschweige denn 
sachlich überzeugend, wenn die Opposition bereits 
jetzt nach personalpolitischen Konsequenzen ruft, 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Wann denn sonst?) 

ohne daß die Sachverhalte voll geklärt sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Debatte — in Richtung auf Sie, meine Damen und 
Herren von der Opposition — um Verantwortung, 
ja. Aber sie muß von allen, auch von der Opposi-
tion, in diesem Hause verantwortungsbewußt, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

das heißt, sie darf nicht vordergründig taktisch im 
Stile politischer Kopfjägerei geführt werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Hart- 
mann [CDU/CSU]: Was Sie da praktizieren, 
ist pures Pharisäertum! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

So gesehen, stehen wir alle in einer gemeinsamen 
Verantwortung vor unserem Volk. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr vergeßlich!) 

Wir müssen Vorsorge für die Zukunft, für künf-
tige mögliche terroristische Anschläge treffen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hätten Sie 
vorher machen sollen!) 

indem wir vor allem die sachlichen Konsequenzen 
ziehen. Es hat sich an diesem Vorfall auch erwiesen, 
daß dies kein Thema ist, bei dem es mit dem Ruf 
nach schärferen Strafen getan wäre. Ja, hier hilft 
noch nicht einmal der Ruf nach zusätzlichem Per-
sonal wirklich weiter. Wohl aber wäre danach zu 
fragen — — 

(Unruhe — Glocke des Präsidenten) 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, es 
kommt alsbald ein Redner zu Wort, der eine andere 
Meinung vortragen wird. Ich bitte doch, dem jetzt 
sprechenden Redner Ihre Aufmerksamkeit zuzuwen-
den. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dr. Wernitz (SPD) : Vielen Dank! 

Wohl aber wäre danach zu fragen: Was kann 
eventuell Zusätzliches getan werden, um die in die-
sem schwierigen Bereich der inneren Sicherheit 
tätigen Polizeibeamten weiter zu motivieren und da-
mit optimal auf ihren Einsatz vorzubereiten? Man 
muß ja berücksichtigen, daß zum Beispiel bei der 
damaligen Fahndungsaktion allein in den ersten 
sechs Tagen über 1 200 wichtige Hinweise zu bear-
beiten waren. Das Fernschreibaufkommen eines Mo-
nats überstieg damals die Zahl aller vergleichbaren 
Fernschreiben des ganzen Jahres 1976. Hier geht es 
um die Frage, ob und wie menschliche Schwächen 
und mögliche Fehlerquellen auf ein Minimum zu 
reduzieren sind. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Das ist 
Vernebelung!) 

Meine Damen und Herren, mancher Bürger fragt 
sich heute draußen: Hat es künftig noch einen Sinn, 
bei terroristischen Anschlägen Hinweise zu geben, 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es!) 

oder bleibt dies nicht irgendwo hängen. Hier darf 
es nicht zu Resignation oder zu einem Vertrauens-
defizit gegenüber unseren Sicherheitsorganen, ge-
genüber der Polizei kommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Gegenüber der Regie- 

rung!) 

Dies könnte sich sehr rasch in eine gefährliche 
Distanz der Bürger zu unserem Staat ausweiten. Hier 
haben wir alle, meine Damen und Herren, eine ge-
meinsame politische Verantwortung zu tragen, der 
wir nicht gerecht würden, wenn man in der Sphäre 
der Verdächtigung, Verunsicherung und voreiliger 
parteitaktischer Schuldzumessung verharrte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU) 

Wir sind deshalb der Überzeugung, daß der von 
uns beantragte Bericht einen Weg weist, die noch 
offenen Fragen um die Fahndungspannen konse-
quent und umfassend zu klären, die sich daraus er-
gebenden Schlußfolgerungen offen vor dem Parla-
ment und seinen Ausschüssen auf den Tisch zu 
legen und damit für unser Volk in diesem Staat Ver-
trauen zu bewahren und Vertrauen zu gewinnen. 

In diesem Sinne werden wir — die Fraktionen 
von SPD und FDP — weiterhin unsere Pflicht tun. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, ich 
eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Dregger. 

Dr. Dregger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Bundesregierung und die 
nordrhein-westfälische Landesregierung haben in-
zwischen unseren früheren Kollegen Hermann 
Höcherl ,gebeten, ihnen bei der Aufklärung des Tat-
bestandes zu helfen. Dagegen ist natürlich nichts 
einzuwenden; ganz im Gegenteil. Aber ich möchte 
doch feststellen, daß das an den Zuständigkeiten und 
Verantwortlichkeiten der Regierungen und der Par- 
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lamente, die an diesem Vorgang ohnehin nicht be-
teiligt sind, nichts ändert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch wir gehen davon aus, daß heute der Gesamt-
vorgang nicht schon in allen Aspekten abschließend 
gewertet werden kann und daß daher die Debatte, 
die heute im Plenum beginnt, nach der Osterpause 
fortgesetzt werden muß. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: So ist es!) 

Eine erste grundsätzliche Bewertung ist aber heute 
bereits möglich, insbesondere soweit es sich um die 
grundsätzlichen Führungsfehler in der Spitze han-
delt; denn diese, meine Damen und Herren, liegen 
bereits klar auf der Hand. Ohne die Führungsfehler 
in der Spitze hätten die Fehler vor Ort, die noch im 
einzelnen aufgeklärt werden sollen, nicht die ver-
hängnisvolle Wirkung haben können, die sie tat-
sächlich gehabt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Führungsfehler in der Spitze jetzt zu disku-
tieren, ist aber nicht nur möglich, sondern auch not-
wendig, damit sie sofort abgestellt werden. Wir ha-
ben nicht den Eindruck, daß das bis heute geschehen 
wäre. Wir sehen daher die große Gefahr, daß Bun-
desregierung und Bundeskriminalamt dem nächsten 
Anschlag ebenso unvorbereitet und hilflos gegen- 
überstehen wie dem letzten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich zunächst den Begriff ,,Führungs-
fehler" eingrenzen, da er nicht zu weit gefaßt wer-
den  darf. Ich bin nicht der Meinung, der zuständige 
Ressortminister oder der Regierungschef hätten für 
jedes Versagen unterstellter Behörden persönlich 
oder politisch zu haften. Wenn es ein Schrankenwär-
ter wegen Volltrunkenheit oder Gleichgültigkeit ver-
säumt, die Schranken zu schließen, und daraus ein 
Unglück entsteht, kann der Verkehrsminister des-
halb nicht zur Verantwortung gezogen werden. 
Etwas anderes muß allerdings gelten, wenn Fehler 
im Sicherheitssystem an Bahnüberführungen zur 
Quelle des Unglücks wurden. Ist Sabotage Ursache 
des Bahnunglücks, war diese Sabotage voraussehbar 
und war ihre Abwendung von solcher Bedeutung, 
daß das die Einschaltung des Regierungschefs erfor-
derlich machte, oder hat sich der Regierungschef 
selbst eingeschaltet, dann ist allerdings neben dem 
Ressortminister auch der Regierungschef verantwort-
lich. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren, diese, wie 
ich meine, einleuchtenden Grundsätze akzeptieren 
und wenn Sie diese Grundsätze auf die Führungs-
entscheidungen im Zusammenhang mit dem Anschlag 
auf Hanns Martin Schleyer und seine Begleiter an-
wenden, dann folgt daraus: Erstens, es hat Füh-
rungsfehler gegeben, die zu dem unglücklichen Aus-
gang des Geiseldramas entscheidend beigetragen 
haben, und, zweitens, für diese Führungsfehler sind 
nicht nur die beiden Innenminister in Düsseldorf und 
Bonn verantwortlich, sondern auch und vor allem der 
Bundeskanzler. 

. (Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Er hat sich nach dem Anschlag selbst zum Mittel-
punkt des Geschehens gemacht, zum Vorsitzenden 
eines sogenannten Großen Krisenstabes. Er hat am 
Bundesinnenminister vorbei oder mit dessen Assi-
stenz sich selbst in die Arbeit des Bundeskriminal-
amtes eingeschaltet. Er ist daher für die Führungs-
fehler, die begangen wurden, voll mitverantwortlich, 
Führungsfehler, die Hanns Martin Schleyer mög-
licherweise das Leben gekostet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Unerhört!) 

— In der Tat, das ist unerhört, Herr Wehner. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Das ist uner

-

hört, jawohl, Herr Wehner!) 

Um welche Führungsfehler handelt es sich? Der 
entscheidende: Erst nach dem Anschlag auf Hanns 
Martin Schleyer und seine Begleiter und erst nach 
der Übertragung der polizeilichen Zuständigkeiten 
auf das Bundeskriminalamt wurde das Führungs- und 
Informationssystem erfunden und eingeführt, das 
dann vom Bundeskriminalamt praktiziert wurde. Die-
ses Führungs- und Informationssystem war nieman-
dem bekannt. Es war in sich widersprüchlich, es war 
nicht eingespielt, und es konnte daher nicht funk-
tionieren. 
Daß die Bundesregierung nach dem Anschlag auf 

Hanns Martin Schleyer so grundlegend falsch, so 
unüberlegt, um nicht zu sagen panikartig gehandelt 
hat, ist um so unverständlicher, als Anschläge dieser 
Art zu erwarten und weder für den Bundeskanzler 
noch für den Bundesinnenminister noch für das Bun-
deskriminalamt überraschend sein konnten. Voraus-
gegangen waren die Entführung von Peter Lorenz 
sowie die Ermordung von Kammergerichtspräsident 
von Drenkmann, von Generalbundesanwalt Buback 
und des Vorstandsvorsitzenden der Dresdner Bank, 
Herrn Ponto. Daß es schon bei diesen Anschlägen an 
angemessenen Vorbereitungen für den Ernstfall ge-
fehlt hat, war nur deshalb der Öffentlichkeit verbor-
gen geblieben, weil Peter Lorenz ausgetauscht wurde 
und weil die anderen Überfallenen im Augenblick 
des Anschlags ihr Leben einbüßten. Hanns Martin 
Schleyer überlebte dagegen den ersten Anschlag; er 
wurde auch nicht ausgetauscht. Ihm wurde zugemu-
tet, eine wochenlange Freiheitsberaubung, verbun-
den mit schrecklichen Folterungen, zu ertragen. Die-
ses Martyrium endete nicht mit seiner Befreiung, 
sondern mit seiner Ermordung, obwohl wachsame 
Bürger der Polizei hinreichende Hinweise gegeben 
hatten, die eine echte Chance zur Befreiung geboten 
haben. Diesen wachsamen Bürgern möchte ich mei-
nen Respekt bekunden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hätten doch die Verantwortlichen in Bonn und Düs-
seldorf ihre Sache ebenso gut gemacht wie nicht we-
nige aufmerksame und zur Unterstützung der Polizei 
bereite Bürger in  Köln und in der Umgebung von 
Köln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nicht nur die vorausgegangenen Terroranschläge 
boten der Bundesregierung Anlaß,. den Ernstfall 
vorzubereiten. Auch das Gesetz über das Bundes-
kriminalamt begründete die Pflicht der Bundesregie- 
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rung, sich auf ihre Aufgaben sorgfältig vorzuberei-
ten. Nach § 5 Abs. 3 dieses Gesetzes über das Bun-
deskriminalamt nimmt dieses 

die polizeilichen Aufgaben auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung selbst wahr, wenn der Bundes-
minister des Innern es aus schwerwiegenden 
Gründen anordnet oder der Generalbundesan-
walt ... in Verfahren, in denen er die Ermitt-
lungen führt, darum ersucht oder einen Auftrag 
erteilt. 

Beides war kurz nach dem Anschlag auf Hanns Mar-
tin Schleyer und seine Begleiter geschehen. Damit — 
und das ist jetzt sehr wichtig — hatte das Bundes-
kriminalamt eine umfassende Zuständigkeit, und 
zwar nicht nur in der Zentrale, sondern auch vor Ort. 

In § 5 Abs. 4 des Gesetzes heißt es zur Zustän-
digkeit anderer Polizeibehörden in einem solchen 
Falle — ich zitiere —: 

Die Verpflichtungen anderer Polizeibehörden 
zum ersten Zugriff und zur Durchführung not-
wendiger unaufschiebbarer Maßnahmen ... blei-
ben unberührt. 

Von diesen Verpflichtungen abgesehen war mit der 
Beauftragung des Bundeskriminalamtes dieses für 
alle polizeilichen Aufgaben allein zuständig. Es gab 
für das Bundeskriminalamt keinerlei föderalistische 
Schranken, das Notwendige und Zweckmäßige zu 
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Absprache innerhalb der Innenministerkon-
ferenz hatte zudem sichergestellt, daß das Bundes-
kriminalamt bei der Erfüllung seiner Aufgaben je-
derzeit auf Polizeikräfte der Länder zurückgreifen 
konnte. Die Hilfe der Länder ist dem Bundeskrimi-
nalamt auch niemals verweigert worden, weder in 
früheren Fällen noch in diesem Falle. 

Aus dieser politischen Lage und aus dieser Rechts-
lage ziehe ich folgende Schlußfolgerung. Wer jeder-
zeit mit dem Ernstfall rechnen muß und wer — wie 
das Bundeskriminalamt — im Ernstfall über umfas-
sende Zuständigkeiten verfügt, muß sich auf den 
Ernstfall vorbereiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Er muß im Ernstfall entweder das herkömmliche 
Führungs- und Informationssystem unverändert bei-
behalten, oder er muß, wenn er dieses System für 
nicht ausreichend hält, bereits vor dem Eintritt des 
Ernstfalls ein anderes System eingeführt und allge-
mein bekanntgemacht haben. Wird das versäumt, 
dann tritt zur Verwirrung des Ernstfalles noch die 
Verwirrung hinzu, die sich aus der Änderung eines 
eingespielten Führungs- und Informationssystems 
ergibt. 

Welche Änderungen wurden nach dem Anschlag 
auf Hanns Martin Schleyer vorgenommen? Auf Be-
schluß der Bundesregierung — auch das, Herr Weh-
ner, begründet die volle Mitverantwortung des 
Herrn Bundeskanzlers — richtete der Bundesinnen-
minister eine zentrale Einsatzleitung unter Führung 
des Präsidenten des Bundeskriminalamtes, Herrn 

Herold, in Bonn ein. Da es im Bundesinnenministe-
rium selbst leider keine Führungszentrale gibt — im 
Bundesinnenministerium wird nur verwaltet, nicht 
geführt — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— In der Tat, meine Damen und Herren, die' Zu-
ständigkeiten für Bundesgrenzschutz, Bundesverfas-
sungsschutz, Bundeskriminalamt und Lagezentrum 
sind nach rein administrativen Gesichtspunkten auf 
drei Abteilungen aufgeteilt. Es gibt also im Ministe-
rium kein Führungszentrum für den Ernstfall, das 
alle diese Institutionen zusammenfassen konnte. Da 
es daran fehlte, wurden auch diese Sicherheitskräfte 
des Bundes und die entsprechenden der Länder den 
Weisungen des Präsidenten des Bundeskriminalam-
tes unterstellt. Das heißt: Herr Herold hatte nicht 
nur das Bundeskriminalamt zu leiten, seinen Wei-
sungen unterstanden ferner nicht nur die einge-
setzten Polizeikräfte der Länder und des Bun-
desgrenzschutzes, sondern auch der gesamte Verfas-
sungsschutz. Das war nicht nur unzweckmäßig, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Das kann man 
wohl sagen!) 

weil das den Leiter des Bundeskriminalamtes ganz 
offenbar überforderte, sondern für diese Zuständig-
keitsverlagerung fehlte es auch an der gesetzlichen 
Ermächtigung. 

Noch Schlimmeres passierte auf regionaler Ebene. 
Im Polizeipräsidium Köln wurde eine Sonderkom-
mission des Bundeskriminalamtes eingerichtet, was 
richtig und gesetzlich möglich war. Im selben Po-
lizeipräsidium wurde aber außerdem ein Koordinie-
rungsstab der nordrhein-westfälischen Polizei ein-
gerichtet, was überflüssig und falsch war. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es fehlte an einer klaren Abgrenzung der Zustän-
digkeiten dieser beiden im Polizeipräsidium Köln 
untergebrachten Behörden. Die Abgrenzung der Zu-
ständigkeiten zwischen diesen beiden und der Zen-
trale in Bonn wurde außerdem während der  Fahn-
dung mehrfach geändert, ohne daß das allen Betei-
ligten mitgeteilt worden wäre. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Das war streng 
geheim!) 

Wer ist dafür verantwortlich? Die Einrichtung 
des sogenannten Koordinationsstabes geschah auf 
Anweisung des nordrhein-westfälischen Innenmini-
sters, aber mit Zustimmung des Bundeskriminal-
amtes. Die Verantwortung für diese Fehlentschei-
dung trifft daher nicht nur den nordrhein-westfäli-
schen Innenminister, sondern in gleicher Weise 
auch die Bundesinstanzen. 

Bei diesem Durcheinander an Zuständigkeiten, 
beim völligen Fehlen eines klaren und eingespiel-
ten Führungs- und Informationssystems war es kein 
Wunder, daß Fernschreiben an die falsche Stelle 
gerieten, daß die verlorengingen, daß Informationen 
nicht in den richtigen Computer kamen, daß die 
Zentrale nicht wußte, was vor Ort geschah, daß 
lokale und regionale Polizeibehörden vergeblich 
auf Einsatzaufträge warteten, daß an die Stelle 
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koordinierten und entschlossenen 	Läh

-

mung und Untätigkeit traten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Pensky [SPD]) 

Das Durcheinander war so groß, daß folgende 
Feststellung gerechtfertigt ist. Hätte es keinen gro-
ßen Krisenstab gegeben, wären Bundeskanzler und 
Bundesinnenminister nicht tätig geworden, wäre 
das Bundeskriminalamt nicht mit der Verfolgung 
der Straftat beauftragt worden, hätte die örtliche 
Polizei und die regionale Polizei aus eigener Ini-
tiative handeln können, würde Halms  Martin 
Schleyer möglicherweise noch leben. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Unruhe 
bei der SPD) 

Die zentralen Instanzen haben wegen der Mängel 
des Führungs- und Informationssystems nichts zu 
koordiniertem und zweckmäßigem Handeln beige-
tragen. Sie haben nur Durcheinander bewirkt und 
örtliche Initiativen gelähmt, die die Rettung hätten 
herbeiführen können. Wenn das Befehls- und Infor-
mationssystem nicht funktioniert, sind die Nach-
teile zentraler Zuständigkeiten und Weisungen grö-
ßer als die möglichen Vorteile. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch bei einem funktionierenden Führungs- und 
Informationssystem hätte ich es vorgezogen, wenn 
sich die Zentrale mit einem Genehmigungsvorbehalt 
für örtliche Initiativen begnügt hätte, statt jede 
Einzelaktion einem zentralen Einsatzbefehl vorzu-
behalten. Bei einer Fülle von Informationen, die 
nach oben gegeben werden, ist es außerordentlich 
schwer, in der Zentrale zu erkennen, welche Infor-
mation wichtig ist und welche zum sofortigen Han-
deln zwingt, es sei denn, daß der Computer eine 
eindeutige Antwort' gibt. Und das tut er eben nicht 
immer. 

Auch ein schlichter Genehmigungsvorbehalt von 
seiten der Zentrale gegenüber den Polizeibeamten 
vor Ort hätte unkoordiniertes Handeln verhindert. 
Aber ein solcher Genehmigungsvorbehalt hätte den 
örtlichen und regionalen Sicherheitsorganen nicht 
die Verantwortung genommen, selbst Entschlüsse 
zum rechtzeitigen Handeln zu fassen. 

Ich fasse zusammen: Die mangelnde Vorberei-
tung auf den Ernstfall — obwohl er auf Grund vor-
ausgegangener Anschläge zu erwarten war und ob-
wohl das Gesetz über das Bundeskriminalamt für 
den Bund umfassende Zuständigkeiten begründet —, 
die panikartige Einführung eines neuen Führungs-
und Informationssystems nach dem Eintritt des 
Ernstfalls waren die entscheidende Ursache dafür, 
daß Einzelfehler vor Ort, die nie auszuschließen 
sind und immer vorkommen, schreckliche Folgen 
hatten. Daß neben den beiden Innenministern in 
Bonn und Düsseldorf der Bundeskanzler für diese 
Führungsfehler mitverantwortlich ist, hatte ich 
schon zu Beginn begründet. 

Nun leugnet der Bundeskanzler nicht nur seine 
eigene Verantwortung, sondern auch die der Mini-
ster, obwohl er sonst bei der Zuweisung von Ver-
antwortung an Minister nicht gerade zurückhaltend 

ist, vorausgesetzt, daß es sich nicht um Minister 
seiner eigenen Partei oder seines Koalitionspartners 
handelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ritz [CDU/ 
CSU]: Das kann man wohl sagen!) 

Ich hoffe, Herr Bundeskanzler, daß Sie nicht ver-
gessen haben, was Sie im Zusammenhang mit den 
Vorgängen in Stammheim an die Adresse von 
Ministerpräsident Filbinger und Justizminister Ben-
der geäußert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD]: Mit gutem Grund!) 

Ich glaube allerdings, es sind nicht nur Koalitions-
rücksichten, 

(Zuruf von der SPD: So ein Schwätzer!) 

die Sie veranlassen, die Minister Maihofer und 
Hirsch von ihrer Verantwortung freizusprechen. Sie 
leugnen diese Verantwortung auch mit Rücksicht 
auf sich selbst; 

(Wehner [SPD]: Das ist ungehörig!) 

denn Ihre persönliche Verantwortung ist bei Ihrer 
engen Einschaltung in die Führungsentscheidungen 
mit der Verantwortlichkeit der Minister, insbeson-
dere des Bundesinnenministers, untrennbar verbun-
den. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb wende ich mich jetzt an Sie persönlich. 
Herr Bundeskanzler, halten Sie es für überzeugend, 
daß Sie sich für Mogadischu feiern lassen und die 
Verantwortung für Erftstadt leugnen? 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU — Wehner [SPD] : Das ist demago

-

gisch! — Pfui-Rufe und Unruhe bei der 
SPD) 

Ich halte das nicht nur für eine technische Frage, 
nicht nur für eine Zuständigkeitsfrage, sondern für 
eine moralische Frage, für eine Führungsfrage, Herr 
Bundeskanzler. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie nicht zu Ihrer Verantwortung stehen, wie 
sollen dann die Minister zu ihrer Verantwortung 
stehen? 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wenn Sie nicht zu Ihrer Verantwortung stehen, wie 
sollen dann Polizeibeamte vor Ort zur Verantwor-
tung gezogen werden? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Zeigen Sie etwas von den Qualitäten, die Ihre 
Propagandisten Ihnen nachrühmen — hoffentlich 
nicht nur andichten —! 

(Wehner [SPD]: Billig!) 

Gestehen Sie Ihr Versagen ein und sorgen Sie we-
nigstens jetzt dafür, daß die notwendigen Vorberei-
tungen getroffen werden, damit die Bundesrepublik 
Deutschland auf den nächsten Anschlag angemes-
sen vorbereitet ist! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Wollen Sie so was provozieren?) 
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— Herr Wehner, Sie provozieren mich überhaupt 
nicht! 

Was sollte geschehen? Ich schlage vor: 
Erstens. 

(Dr. Wernitz [SPD] : Sagen Sie das auch im 
Innenausschuß!) 

Im Bundesinnenministerium wird eine ständig be-
setzte Führungszentrale eingerichtet, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Mit Ihnen 
besetzt!) 

die verantwortlich ist für das Lagezentrum und die 
drei großen Sicherheitsdienste des Bundes, das Bun-
deskriminalamt, den Bundesverfassungsschutz und 
den Bundesgrenzschutz, sowie für deren Zusammen-
arbeit mit den Sicherheitskräften der Länder. Die 
Einrichtung einer zentralen Einsatzleitung, wie sie 
nach der Entführung von Herrn Schleyer vorgenom-
men wurde, entfällt dann beim nächsten Anschlag, 
weil diese Führungszentrale in gesetzlich einwand-
freier, zweckmäßiger und erprobter Form dann be-
reits vorhanden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Unterhalb dieser Führungszentrale des 
Bundes wird, soweit zweckmäßig, in einem ver-
gleichbaren Fall regional eine Sonderkommission 
des Bundeskriminalamtes eingerichtet, die für alle 
Entscheidungen, ihre Vorbereitung und ihre Durch-
führung regional und vor Ort verantwortlich ist. Da-
neben gibt es keine Koordinierungsstäbe oder ähn-
liche ad hoc erfundenen Einrichtungen. Die dem 
Bundeskriminalamt zur Verfügung gestellten Poli-
zeikräfte der Länder handeln gemäß Beschluß der 
Innenministerkonferenz vom April 1975 im Wege 
der Amtshilfe. Das bedeutet: Die Einsatzaufträge für 
diese Polizeikräfte der Länder werden ausschließ-
lich von den zuständigen Stellen des Bundeskriminal-
amtes erteilt. Für den taktischen Einsatz auch dieser 
Kräfte ist also allein das Bundeskriminalamt ver-
antwortlich. Es besteht demnach ein klares Führungs-
und Informationssystem, das von der Zentrale über 
alle Ebenen hinweg bis zum letzten Polizeibeamten 
vor Ort reicht. All das ist bereits heute möglich. Es 
gibt dafür keinerlei föderalistische Schranken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Drittens. In Planspielen werden die Zusammen-
arbeit der Landespolizei mit dem Bundeskriminal-
amt sowie das Zusammenwirken der Polizei mit dem 
Verfassungsschutz aller Ebenen und dem Bundes-
grenzschutz unter der Verantwortung der Führungs-
zentrale im Bundesministerium des Innern in regel-
mäßigen Abständen geprobt. Das, was für jede 
Feuerwehr selbstverständlich ist, muß auch für den 
Bundesminister des Innern und die ihm unterstellten 
Sicherheitskräfte endlich selbstverständlich werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das sind unsere drei Vorschläge, und wir empfehlen 
Ihnen, sie bald zu verwirklichen. 

Zu prüfen bleibt, ob neben einer solchen klaren 
und bereits vor dem Ernstfall erprobten Führungs-
struktur es notwendig oder zweckmäßig ist, beim 
Bundeskanzler noch einen sogenannten Großen Kri

-

senstab einzurichten. Ich bezweifle das. Man kann 
vielleicht Verständnis dafür haben, daß der Kanzler 
schwerwiegende Entscheidungen nicht allein ver-
antworten möchte, insbesondere wenn sie negativ 
ausgehen.  

(Wehner [SPD] : Das ist unerhört! — Wei- 
tere Zurufe von der SPD) 

Man muß Verständnis dafür haben, daß er vor sol-
chen Entscheidungen Vertreter der Koalition und 
gegebenenfalls auch der Opposition konsultieren 
will. Daß darf aber nicht zu einer Verwischung von 
Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten führen. 
Das darf auch nicht dazu führen, daß Politiker stän-
dig in die Arbeit, in die Überlegungen und in die 
Einzelentscheidungen der Polizei und der sonstigen 
Sicherheitskräfte eingreifen und diese dadurch be-
hindern. All das hat es im Entführungsfall Schleyer 
gegeben. 

Konsultationen zwischen Regierung und Parla-
ment, zwischen Regierung und Opposition sind also 
zu akzeptieren. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Selbstverständlich hat ohnehin der Kanzler einen 
Anspruch, vom Bundesinnenminister ständig über 
die Arbeit der im Bundesinnenministerium einzu-
richtenden Führungsentrale informiert und bei 
schwerwiegenden Entscheidungen konsultiert zu 
werden. Für diese Konsultationen ganz unterschied-
licher Art aber den Begriff „Großer Krisenstab" zu 
verwenden, ist meines Erachtens auch deshalb be-
denklich, weil dieser Begriff alle Zuständigkeiten 
und Verantwortlichkeiten in einem großen Nebel 
verschwinden läßt. In kritischen Lagen sind klare 
Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten aber das 
Entscheidende. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hinzu kommt noch folgendes. Nach dem Scheitern 
der Fahndung und nach dem Bekanntwerden der Füh-
rungsfehler versucht der Kanzler einen Teil seiner 
Verantwortung auf die Oppositionspolitiker abzu-
schieben, die seiner Einladung in den Großen Kri-
senstab gefolgt sind. Der Kanzler verschweigt da-
bei, daß diese Oppositionspolitiker an der Vorbe-
reitung des Sicherheitskonzepts der Bundesregie-
rung mit all seinen Fehlern nicht beteiligt waren, 
daß dieses Konzept während der Fahndung natür-
lich nicht geändert werden konnte und daß diese 
Oppositionspolitiker nicht wie die Regierung 
eigenverantwortlich handeln konnten. Ich meine, 
daß ein solcher Versuch, Verantwortung von der 
Regierung weg auf die Opposition zu verlagern, in 
hohem Grade unfair ist. Er gefährdet darüber hin-
aus das Maß von Zusammenarbeit zwischen Regie-
rung und Opposition, das bei sachlichem Verhal-
ten auch in dieser Lage durchaus möglich wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner: 
[SPD]: Dafür sind Sie ein Beispiel!) 

Fahndung ist der Bereich der Exekutive, nicht 
der Bereich des Parlaments. Von der Exekutive 
sind wir als Opposition ausgeschlossen. Unseren 
Vorschlägen zur Gesetzgebung sind Sie nicht ge-
folgt. Sie haben uns entgegengehalten, Herr Kol- 
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lege Wernitz hat es eben wieder getan, neue Ge-
setze seien nicht das Entscheidende. 

(Dr. Wernitz (SPD] : So habe ich es nicht 
gesagt!) 

— Entschuldigung, dann berichtige ich mich. Aber 
dem Sinne nach, glaube ich, war es die bisherige 
Einlassung der Koalition. 

(Zuruf von der SPD: Sie müssen bei der 
Wahrheit bleiben! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

Sie haben dementsprechend nicht nur unsere Vor-
schläge zur Verbesserung des Straf- und Straf-
prozeßrechts abgelehnt. Sie haben auch unsere 
Vorlagen zum Melderecht, zum Polizeirecht und 
zum Versammlungsrecht bewußt liegengelassen, 
um der Koalition — ich zitiere jetzt wörtlich —
„unnötige Belastungen zu ersparen" — Ende des 
Zitats —, wie das SPD-Präsidium in seinem Be-
schluß vom 21. Februar 1978 gefordert hat. 

(Zurufe von der SPD) 

Dementsprechend haben Sie auch darauf verzichtet, 
eigene Vorschläge für diesen Bereich einzubrin-
gen, obwohl diese von der Regierung zuvor ange-
kündigt waren. Von der Koalition haben wir auf 
diesem Felde ohnehin nichts zu erwarten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Saftladen! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der 
Koalition, schon die Auffassung vertreten, nicht 
neue Gesetze, sondern verbesserte Möglichkeiten 
der Fahndung seien das Entscheidende, dann tun 
Sie doch wenigstens in diesem Verantwortungsbe-
reich das Notwendige. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber wie auf dem Felde der Gesetzgebung, so 
stoßen wir auch auf dem Felde der Exekutive auf 
Ihr Versagen. 

Das gleiche gilt schließlich für das dritte Feld 
bei der Terrorismusbekämpfung, nämlich für die 
geistige und politische Auseinandersetzung mit den 
Quellen des Terrorismus. Die CDU war bisher die 
einzige Partei, die sich diesem Thema auf einem 
großen Terrorismuskongreß hier in Bonn gestellt 
hat. 

Es ist eine schlimme Lage: Wir haben eine Koali-
tion, die zu schwerwiegenden Entscheidungen nicht 
mehr fähig ist. Wir haben eine Regierung, die in-
folgedessen nicht mehr handlungsfähig ist. 

(Wehner [SPD] : Aber wir haben einen 
Dregger! — Dr. Wernitz [SPD] : Und was 
für einen! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Das gilt im Grunde für alle wichtigen Bereiche. Die 
Hindernisse für den Wi rtschaftsaufschwung werden 
nicht weggeräumt: sowohl im Kraftwerksbau, in der 
Steuergesetzgebung wie bei den vielen überflüssi-
gen Vorschriften, die die Initiativen der Wirtschaft 
lähmen. Das gilt für den Bereich der sozialen Si-
cherheit, auf dem Sie mit der zunächst provisori-
schen Beseitigung der bruttolohnbezogenen dyna

-

mischen Rente die größte Sozialreform des Jahr-
hunderts in Frage stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Ach Gott! Ach Gott! — Weitere Zurufe 

von der SPD!) 

Es gilt für den Bereich der äußeren Sicherheit, auf 
dem Sie den Amerikanern das Signal verweigern, 
das diese im Hinblick auf die Neutronenwaffe mit 
Recht von uns Europäern erwarten, da diese Defen-
sivwaffe ja vor allem unserem Schutze zu dienen 
bestimmt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Aha! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Und es gilt schließlich für alle Bereiche der inneren 
Sicherheit, für die Polizei, die Fahndung, für die Ge-
setzgebung und für die geistige und politische Aus-
einandersetzung mit den Ursachen des Terrorismus. 

(Wehner [SPD] : Das ist der totale Dregger!) 

— Das ist wirklich schlimm, Herr Wehner. 

Sie sollten überlegen, 

(Dr. Wernitz [SPD] : Sie sollten im Aus

-

schuß mitarbeiten und nicht hier Sprüche 
kloppen!) 

ob Sie nicht mit dem aufhören, was Sie jedenfalls 
in Ihrer jetzigen Verfassung und in Ihrer jetzigen 
Zusammensetzung nicht können, nämlich dieses Land 
zu regieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was notwendig ist, geht über den Rücktrtt von Mini-
stern weit hinaus. Notwendig ist eine Veränderung 
in der Verantwortung hier im Hause. 

(Wehner [SPD]: Klopfen Sie sich an die 
eigene Brust!) 

Gehen Sie in die Opposition, da sind Sie sehr anre-
gend! Lassen Sie uns an die Regierung, wir können 
es besser! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — La
-chen und Zurufe von der SPD) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Bun-
desminister des Innern. 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Am Montag, dem 5. September wird in Köln 
Hanns Martin Schleyer von Terroristen überfallen. 
Seine vier Begleiter, drei Polizeibeamte des Landes 
Baden-Württemberg und sein Fahrer, werden er-
schossen. Er selbst wird von den Mördern ver-
schleppt. Am Mittwoch, dem 9. Oktober 1977, wird 
in Mühlhausen im Elsaß die Leiche von Hanns Mar-
tin Schleyer im Kofferraum eines geparkten Perso-
nenkraftfahrzeuges gefunden. Zwischen diesen bei-
den Daten liegen 43 Tage, voll Leid und Not des Ent-
führten, voll Sorge und Verzweifelung seiner Ange-
hörigen, voll Zorn und Erbitterung eines ganzen 
Volkes, aber auch 43 Tage — Herr Dregger, davon 
gibt es nichts abzustreichen — entschlossener, ja 
verzweifelter Bemühungen der polizeilichen, der 
politischen Führungsstellen, das Leben des Entführ- 
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ten zu retten. Ein riesenhafter Polizeiapparat läuft 
an, und in zähen Verhandlungen mit den Entfüh-
rern wird versucht, Zeit zu gewinnen, um entweder 
erträgliche Bedingungen für die Freilassung zu er-
reichen oder durch polizeiliche Ermittlungen den 
Verwahrort Schleyers ausfindig zu machen und den 
Entführten durch eine Polizeiaktion zu befreien. Das 
Ziel, das Leben des Entführten zu retten — das müs-
sen wir nüchtern feststellen — wurde nicht erreicht. 

Nunmehr gibt es so gut wie Gewißheit darüber, 
daß das Ziel, das Versteck der noch lebenden Geisel 
auszumachen, um für ihre Befreiung eine polizeiliche 
Aktion zu unternehmen, zum Greifen nahelag. Es 
gibt darüber hinaus auch so gut wie keinen Zweifel, 
daß dieses Ziel durch Pannen im polizeilichen System 
verfehlt wurde. Das ist ein Ergebnis, das unabhängig 
von der Frage, wo Ursachen oder gar Schuld liegen, 
jeden, der an den Bemühungen zur Rettung des Le-
bens von Hanns Martin Schleyer durch sechs Wochen 
Tag und Nacht hindurch — in welcher Rolle auch 
immer — beteiligt war, zutiefst bedrücken muß. Ob 
Polizeibeamter oder politisch Handelnder in Bund 
oder Land — jeder wird sich der Tragik bewußt sein, 
die eine solche Erkenntnis für die schwergeprüfte 
Familie des Opfers bedeutet. Diese schmerzliche 
Feststellung verliert dadurch nicht an Bitterkeit, daß 
eine gewaltsame Befreiungsaktion mit einem kaum 
abschätzbaren Risiko belastet gewesen wäre. 

Wir sind es Hanns Martin Schleyer schuldig, wie 
ich meine, alle Bemühungen darauf zu richten, die 
Geschehensabläufe klarzulegen, die zu diesem Er-
gebnis geführt haben, die Fehlerursachen aufzuspü-
ren und dafür zu sorgen, daß die sich daraus erge-
benden Lehren gezogen werden. Die Bundesregie-
rung ist ebenso wie die Regierung des Landes Nord-
rhein-Westfalen fest entschlossen und bereit, diesen 
Weg zu beschreiten. Die bisherigen Bemühungen, die 
dazu angestellt wurden, haben aber auch ergeben, 
wie schwierig schon die Feststellung des objektiven 
Sachverhalts ist. 
Das liegt nicht am schlechten Willen der Beteilig-

ten, sondern an der Verflechtung von Bundes- und 
Landesdienststellen in den Geschehensabläufen, die 
Aufklärungen in beiden Bereichen notwendig ma-
chen. Es liegt vor allem aber daran, daß die noch 
zu prüfenden Ergebnisse — das vergessen heute 
einige allzu leicht — in einer Situation von höchster 
Dramatik abliefen, in der vielfach kein Raum für 
normale bürokratische Prozeduren war. 

Hier muß mir auch der Hinweis darauf erlaubt 
sein, daß sich alle, die heute Kritik üben, Kritik vor 
allem an vermuteten Fehlleistungen von Polizeibe-
amten an der „Front", die konkrete Situation noch 
einmal vor Augen halten sollten. Ich nenne dafür 
nur zwei Zahlen. Allein in den ersten sechs Tagen 
mußten beispielsweise von der Sonderkommission 
des Bundeskriminalamtes in Köln über 1 200 wich-
tige Hinweise sofort ausermittelt werden. Im Sep-
tember allein gingen bei der zentralen Einsatzlei-
tung weit über 24 000 Fernschreiben ein. 

(Zuruf des Abg. Schwarz [CDU/CSU]) 

Die Belastung bei den zuständigen Polizeibehörden 
des Landes Nordrhein-Westfalen war, wie ich an- 
nehme, vergleichbar. Wer sich in die Hektik der 

Situation zurückversetzt, die einfach aus der g egebe-
nen Lage veranlaßt war, mag menschliches Versagen 
wenn nicht entschuldigen, so doch begreifen. 

Ist schon die Feststellung des objektiven Sach-
verhalts aus diesen Gründen schwierig, so gilt das 
erst recht für die Wertung bei der Suche nach Feh-
lerquellen. Diese Arbeit kann nicht in den beider-
seits möglicherweise betroffenen Behörden von Bund 
und Land mit der gebotenen Unbefangenheit gelei-
stet werden. Das muß man einfach sehen. Die Bun-
desregierung und die Regierung des Landes Nord-
rhein-Westfalen haben daraus den Schluß gezogen, 
daß dem gemeinsamen Bestreben um rückhaltslose 
Aufklärung und um vorurteilsfreie Gewinnung der 
sich daraus ergebenden Folgerungen am besten da-
durch Rechnung getragen wird, daß beide Seiten 
gemeinsam eine unabhängige und fachlich erfah-
rene Persönlichkeit mit den notwendigen Untersu-
chungen beauftragen. Eine solche Persönlichkeit hat 
sich in der Person von Hermann Höcherl gefunden, 
der als ehemaliger Richter, späterer Bundesinnen-
minister und jetziger Anwalt über jede wünschens-
werte fachliche Qualifikation verfügt und dessen 
persönliche Integrität wohl von keiner Seite dieses 
Hauses bezweifelt werden wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Bundesregierung — das sage ich hier aus-
drücklich — ist Hermann Höcherl dankbar dafür, 
daß er sich für diese schwere und verantwortungs-
volle Aufgabe zur Verfügung stellt. Sie wird ihn 
dabei in jeder nur denkbaren Weise unterstützen. 
Insbesondere wird sie ihm alle Möglichkeiten zur 
Einsicht in die Unterlagen und zur dienstlichen Be-
fragung aller dafür in Betracht kommenden Bedien-
steten des Bundes eröffnen. Eine gleiche Zusage liegt 
auch von seiten des Ministerpräsidenten des Landes 
Nordrhein-Westfalen vor. 

Auf diesem Wege einer unabhängigen Untersu-
chungsführung — und dies ist eine ebenso wichtige 
Seite der Sache — wird zugleich jeder Streit zwi-
schen den beteiligten Polizeien um die Aufklärung 
des Sachverhalts vermieden. Streit zwischen Poli-
zeien — das muß ich auch hier heute sagen — ist 
eine Freude nur für die Kriminellen! 

Die Bundesregierung und die Landesregierung 
erwarten aus den Ermittlungen nicht nur eine 
vollständige Klärung des Sachverhalts und eine Be-
wertung aufgetretener Fehler, sondern vor allem 
auch Vorschläge, die der Untersuchungsführer unge-
achtet der derzeitigen Zuständigkeitsverteilung auf 
Grund seiner Feststellungen zum besseren Einsatz 
der staatlichen Mittel bei der Bekämpfung des Ter-
rorismus für geboten erachtet. 

Die Beauftragung von Hermann Höcherl als unab-
hängigem Ermittler erlegt mir bei meiner heutigen 
Darlegung vor dem Deutschen Bundestag Zurück-
haltung auf; verlöre doch der Auftrag seinen Sinn, 
wollte die Bundesregierung den Ergebnissen der 
Untersuchung durch eigene Wertungen, sei es im 
Bereich der Tatsachenfeststellungen, sei es im Be-
reich der Schlußfolgerungen, vorgreifen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist das Ein

-

fachste!) 
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Kein Wort und kein Satz meiner heutigen Darle-
gungen — das möchte ich ausdrücklich betonen — 
sollte deshalb als Vorgriff auf die Urteilsbildung 
des Untersuchungsführers verstanden werden. 

(Beifall bei der FPD und der SPD) 

Ich stelle sie unter den ausdrücklichen Vorbehalt 
seiner künftigen Feststellungen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich muß es mir deshalb auch versagen, zu dieser 
Stunde den Versuch zu unternehmen, über den vor-
gelegten Bericht hinaus im einzelnen darzustellen, 
wie es geschehen konnte, daß am 7. September bei 
der Polizei in Erftstadt ein Hinweis auf die Woh-
nung im Hochhaus Zum Renngraben 8 aufgenom-
men worden ist, in der nach dem derzeitigen Stand 
der Erkenntnisse Harms  Martin Schleyer in den 
ersten Tagen nach seiner Entführung von den Ter-
roristen gefangen gehalten wurde, daß dieser Hin-
weis aber nicht zu einem umgehenden' polizeilichen 
Zugriff geführt hat. 

Das Bundeskriminalamt und das Landeskriminal-
amt Nordrhein-Westfalen haben am 7. März 1978 
— wie Sie wissen — einen Bericht über die vor-
läufige Abklärung aller mit der Bearbeitung und 
Weiterleitung dieses Hinweises zusammenhängen-
den Fragen vorgelegt. Die Grundsatzfrage, die sich 
uns allen auf dieser Tatsachengrundlage stellt und 
die auch den Untersuchungsführer beschäftigen 
wird, läßt sich dahin umreißen: Warum ist diese 
„heiße Spur" am 7. September von der Polizeista-
tion Erftstadt nicht unmittelbar an die Abteilung 
TE beim BKA Bonn oder doch an die Soko 77 des 
BKA in Köln weitergegeben worden, anders als 
noch am 6. September, an dem eine fernmündliche 
Anfrage wegen eines ähnlichen Hinweises unmit-
telbar bei der Soko 77 in Köln erfolgte, und anders 
als später am 8. November, als ein Hinweis auf 
dieselbe Wohnung bereits 20 Minuten später der 
Abteilung TE in Bonn fernschriftlich übermittelt 
wurde und umgehend polizeiliche Aktivitäten aus-
gelöst hat. 

Warum erfolgte im einen Falle die Bearbeitung 
des Hinweises so, in den anderen Fällen jedoch 
ganz anders, wo doch zu allen diesen Zeitpunkten 
— und das sage ich gerade auch in Ihre Richtung, 
Herr Dregger, denn hier sind Sie völlig auf der 
falschen Spur — 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

dieselbe Einsatzleitung bestand und dieselben Mel-
dewege vorgegeben waren? Wie konnte es — mit 
anderen Worten — geschehen, daß dieser Hinweis 
in keinem Stadium seiner Bearbeitung durch die 
Instanzen zu einer Abfrage bei dem polizeilichen 
Informationssystem PIOS mit seinen über die Terro-
ristenszene gespeicherten Daten geführt hat? Das 
ist doch die Frage. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sollen doch 
antworten!) 

Das dort gespeicherte Material hätte — wie in an-
deren Fällen auch — mit Sicherheit eine sofortige 
verdeckte Abklärung und anschließende Durch-
suchung der verdächtigen Wohnung ausgelöst, wie 

etwa, um nur ein einziges Beispiel zu nennen, die 
durch eben eine solche PIOS-Abfrage der Mieter-
namen gelungene Entdeckung der sogenannten 
Kommandowohnung der Schleyer-Entführer in Köln, 
die allein in diesem einzigen Großobjekt zur 
Durchsuchung von mehr als 1 400 Wohnungen, dar-
unter auch der dann entdeckten konspirativen 
Wohnung, geführt hat. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Sie sollen nicht 
Fragen stellen, sondern Antworten geben!) 

Diese entscheidende Frage stellt sich bei einer 
Untersuchung, aus welchen Gründen — wie es in 
dem Untersuchungsauftrag an Herrn Höcherl heißt 
— „dem Hinweis auf die Wohnung in Erftstadt Zum 
Renngraben 8 nicht rechtzeitig bzw. nicht ausrei-
chend nachgegangen wurde". 

Es stellt sich aber aus der damit gewonnenen 
Erkenntnis von Ursachen oder Fehlern in Struktu-
ren wie bei den Personen zugleich auch die Frage 
danach — und auch sie wird im Untersuchungsauf-
trag gestellt —, „welche Vorschläge ungeachtet der 
derzeitigen Zuständigkeitsverteilung zum besseren 
Einsatz der staatlichen Mittel bei der Terrorismus-
bekämpfung gemacht werden können". 

Auch hier will ich mich zu diesem Zeitpunkt auf 
einige grundsätzliche Feststellungen zur rechtlichen 
und tatsächlichen Organisationsstruktur der Terro-
rismusbekämpfung im Verbundsystem der Polizeien 
von Bund und Ländern beschränken. 

Im Einverständnis mit den Innenministern der 
Länder sind seit 1972 eine Reihe von für die Terro-
rismusbekämpfung grundlegenden Vereinbarungen 
getroffen worden, nicht wenige auf ausdrücklichen 
Antrag des jeweiligen Bundesinnenministers. Von 
besonderer Bedeutung sind dabei die Beschlüsse der 
Innenministerkonferenz vom 11. April 1975, mit de

-

nen dem Bundeskriminalamt im Terrorismusbereich 
eine besondere Steuerungs- und Koordinierungsfunk-
tion eingeräumt wurde, womit erhebliche Verbesse-
rungen zunächst im informationstechnischen und kri-
minaltechnischen Bereich geschaffen wurden, die heu-
te gelegentlich vergessen werden. Im Jahre 1977 sind 
weitere wichtige Beschlüsse dieser Art gefaßt wor-
den. Ich erinnere hier an die Einrichtung einer ge-
meinsamen Bund-Länder-Kommission Zielfahndung. 

Das BKA hat von den im Beschluß vom April 1975 
ihm übertragenen Befugnissen durch Erlaß zahlrei-
cher Regelungen Gebrauch gemacht. Eine ganze 
Fülle von Dienstvorschriften ist aus diesen Verein-
barungen hervorgegangen. Dadurch wurden die In-
formationswege geordnet und die Bekämpfungsin-
strumente: verdeckte Fahndung, beobachtende 
Fahndung, Besucherüberwachung und Ermittlungs-
steuerung eingeführt, die es einzeln und im Zu-
sammenwirken überhaupt erst ermöglicht haben, al-
le Haupttäter der Morde an Buback, Ponto und 
Schleyer gerichtsverwertbar zu ermitteln und nach 
ihnen gezielt zu fahnden. Auch dies wird heute gele-
gentlich vergessen. 

Diese Instrumente waren die Basis auch dafür, 
daß die Abteilung TE beim Bundeskriminalamt in 
Bonn allein seit dem 5. September 1977 die Festnah-
me von 32 Terroristen, darunter Wackernagel, Vol- 
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kerts, Schneider und andere, entweder selber ver- 
anlassen oder an ihr mitwirken konnte. Dies wird 
auch so fortgehen. Darauf können Sie sich verlassen. 

Die vom Bundeskriminalamt auf der Grundlage 
dieser Bund-Länder-Vereinbarungen erlassenen Re-
gelungen haben erstmals die Kriminaltechnik für 
Handschriften, Maschinenschriften, Druckerzeugnis-
se, Werkzeugspuren usw. zentralisiert, — eine Tat-
sache, die uns heute die Tatbeteiligung der einzelnen 
Terroristen an den Fällen Buback, Ponto und 
Schleyer sowie ihre Formen mit Sachbeweisen be-
legen läßt, die wir ohne all diese zentralen Aus-
wertungen überhaupt nicht hätten gewinnen können. 

(Unruhe bei der  CDU/CSU) 

Neuartige Methoden der lichtbildunabhängigen 
Personenerkennung befinden sich im Aufbau. 

Die von der 1975 neu geschaffenen Abteilung TE 
des Bundeskriminalamts in Bonn mit ihren heute 
über 250 Mitarbeitern im Verbund mit den Länder-
polizeien systematisch gesammelten und unter der 
Ermittlungssteuerung des BKA durchermittelten Er-
kenntnisse wurden in dem elektronischen Informa-
tionssystem PIOS gespeichert, das sämtliche polizei-
liche Erkenntnisse zum Terrorismus seit 1972 recher-
chierfähig für Bund und Länder zur Verfügung hält. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie es schon 
wiederholt in den Zeitungen stand!) 

— Deshalb ist es trotzdem richtig. — Es ist das 
größte existierende Informationssystem dieser Art, 
dem auch im Entführungsfall Schleyer, wie uns gute 
und bittere Erfahrungen gelehrt haben, eine Schlüs-
selrolle bis hin zu der Erkenntnis des Hinweises vom 
7. September, der „heißen Spur" zum Verwahrort 
Schleyers, zukam oder doch hätte zukommen kön-
nen. Hieran hing alles, schlechthin alles. Das können 
Sie doch mit keinem Gerede vernebeln. Das sind 
doch die Tatsachen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU] : Das ist das Problem! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

In dem Programm für die innere Sicherheit in der 
Bundesrepublik Deutschland vom 16. Juni 1972 hat 
die Innenministerkonferenz außerdem festgelegt, 
daß auf der Basis eines vom Bundesminister des 
Innern seinerzeit vorgelegten Konzepts ein ge-
meinsames Informations- und Auskunftssystem — 
INPOL — für die gesamte Polizei geschaffen 
wird. Es ist inzwischen ein ebenso wirksames 
wie unentbehrliches Hilfsmittel der Verbrechensbe-
kämpfung geworden, mit dem erreicht worden ist 

(Schwarz [CDU/CSU]: Es ist ja keiner da- 
gegen!) 

— bis in den Terrorismusbereich hinein —, daß wir 
heute nicht mehr wie noch vor wenigen Jahren nach 
fast 100 000 Straftätern in  der  Bundesrepublik 
Deutschland mit Haftbefehl fahnden, sondern nach 
nur mehr weniger als der Hälfte. 

Das Netz der Datenstationen, über die Inpol-Ab-
fragen getätigt werden können, hat bereits eine 

Dichte von derzeit über 1 300 Datenendgeräten er-
reicht. 

(Hartmann [CDU/CSU] : Sie vernebeln doch 
nur!) 

— Ich würde Sie bitten, mich ausreden zu lassen. 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Ey

-

rich? — Bitte schön. 

Dr. Eyrich (CDU/CSU) : Herr Bundesinnenminister, 
sind Sie nicht mit mir der Meinung, daß dieses Hohe 
Haus nicht vordringlich daran interessiert ist, welche 
Systeme es gibt, sondern daran, welche Tatsachen 
dazu geführt haben, daß diese Systeme überhaupt 
nicht abgefragt worden sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Sie machen es sich ein- 

fach!) 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Wenn Sie aufmerksam zugehört haben, werden Sie 
sich erinnern, daß ich einleitend genau diese Frage 
gestellt habe, 

(Dr. Eyrich [CDU/CSU] : Aber nicht beant

-

wortet!) 
die Sie genauso wie uns beschäftigt 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
und auf die wir heute — das wissen Sie so gut wie 
ich — keine endgültige, verläßliche Antwort wissen. 
Das ist doch die Tatsache. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Hartmann 
[CDU/CSU] : Herr Höcherl wird sie finden! 
— Dr. Wernitz [SPD] : Herr Eyrich, im Ge

-

gensatz zu Herrn Dregger wissen Sie das ja 
aus den Innenausschußsitzungen!) 

Im Unterschied zu diesem schon weithin zentralen 
Informationsverbund — und nun komme ich zu Ihren 
Fragen, Herr Dregger — von Bund und Ländern stößt 
die gelegentlich — und offenkundig auch von 
Ihnen — geäußerte Zielvorstellung eines zentrali-
sierten Führungsapparates der polizeilichen Exeku-
tive ganz einfach an die Grenzen unserer Verfas-
sung. Das müssen Sie sehen. Gleichwohl hat der 
Bundesminister des Innern mit seiner Bitte vom 
6. September 1977 an die Innenminister zur Errich-
tung einer zentralen Einsatzleitung innerhalb der 
hier gezogenen Grenzen erreicht, daß sich im Bereich 
der exekutiven Fahndungsmaßnahmen seinerzeit je-
denfalls die Meldewege durch einen zeitlich befriste-
ten Fortfall der ministeriellen Instanzen auf den Po-
lizeibereich verkürzt haben. Das war eine entschei-
dende Sache. Ohne sie hätten wir eine solche bun-
desweite Großfahndung überhaupt nicht steuern 
können. 
Straffend wirkte sich die Einrichtung der zentralen 

Einsatzleitung insbesondere im Bundesbereich aus. 
Die Abteilung TE konnte dadurch erstmals über die 
Kräfte des BGS unmittelbar verfügen. Bahnpolizei, 
Zoll- und Finanzfahnder sowie Luftsicherheits- und 
Verkehrsbehörden konnten für die großangelegten 
Fahndungs-, aber auch Sicherheitsmaßnahmen un-
mittelbar herangezogen werden. 
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Die zentrale Einsatzleitung hat sich im Verlauf 

des Falles auf dieser gesicherten Grundlage, die wir 
durch einen Kabinettsbeschluß geschaffen haben, 
an den Gegebenheiten und Bedürfnissen effektiv 
orientiert und damit alle vorgegebenen Einsatzfel-
der abgedeckt, bis hin zu der immer bedeutsamer 
werdenden Luftsicherung im In- und Ausland, wenn 
Sie an die zweite polizeiliche Phase bei diesem Ent-
führungsfall denken. 

Die zeitliche und räumliche Nähe der politischen 
Beratungs- und Entscheidungsgremien hat es zusätz-
lich ermöglicht, Entscheidungen ohne Zeit- und In-
formationsverlust unmittelbar über die zentrale Ein-
satzleitung in bundesweite polizeiliche Aktivitäten 
umzusetzen. 

Diese polizeiliche Führungsstruktur der zentralen 
Einsatzleitung muß deshalb das ist heute mein 
Urteil — unter Verwertung der gewonnenen Erfah-
rungen durch geeignete personelle, technische und 
organisatorische Vorkehrungen auch für jeden künf-
tigen Einsatzfall voll verfügbar gehalten werden. 

Verehrter Herr Dregger, wenn Sie dieses zentrale 
Führungssystem heute leichthin abtun, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Ich habe es ge- 
fordert, nicht abgetan!) 

dann wissen Sie doch, daß — wie bei anderen tat-
sächlich geführten Einzelaktionen, auch der GSG 9 —, 
hätten wir diesen Hinweis auf diese Wohnung in der 
Führungsspitze erhalten, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist ja das 
Problem! — Davon redet keiner!) 

dies zu einer nicht weniger sorgfältig vorbereiteten 
Befreiungsaktion geführt hätte wie später in Moga-
dischu. Daß dies nicht geschehen konnte, war doch 
nicht eine Frage der Führungsstruktur, um die es 
hier ging, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Das liegt an 
Ihrem Tohuwabohu! Dafür sind Sie verant

-

wortlich!) 

sondern das lag einzig und allein daran, daß dieser 
Hinweis — und das ist eine dramatische Feststel-
lung — die Führung in diesem Einsatzfalle über-
haupt nicht erreicht hat, einschließlich 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Und warum 
nicht? — Weitere Zurufe bei der CDU/CSU) 

— bitte, lassen Sie mich ausreden — der politischen 
Beratungsgremien, die sich solche Einsätze aus-
drücklich vorbehalten hatten und auch mehrfach 
durchgeführt haben. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Ach du liebe 
Zeit!) 

Ich halte es im übrigen für keine gute Sache, 
Herr Dregger, wenn — anders als in der damaligen 
Lage, in der nicht ein Wort über Mängel der Füh-
rungsstruktur in den politischen Beratungsgremien 
zu hören war — nun heute nachträglich die ge-
schaffene zentrale Einsatzleitung kritisiert wird, 
ohne die doch — dies ist das Urteil eines der maß-
geblichsten Fachleute noch in der letzten Woche 
vor dem Bundestagsinnenausschuß — solche bundes-
weiten Einsätze von Tausenden von Kriminal- und 

Polizeibeamten in Bund und Ländern überhaupt nicht 
zu führen gewesen wären. 

Ein Wort noch zu dem Führungszentrum im BMI, 
das Sie, Herr Dregger, vorschlagen. Dabei vergessen 
Sie völlig, daß jede Strafverfolgung — wie auch die 
im Entführungsfall Schleyer — unter der obersten 
Leitung des Generalbundesanwalts stand. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Jetzt holen Sie 
den aus der Kiste!) 

— Langsam! 	Das verbietet jede solche von Ihnen 
vorgeschlagene Usurpation von Kompetenzen in der 
Strafverfolgung durch eine Ministerialbehörde. Poli-
zeiführung ist keine bloße Ministerialaufgabe. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Das ist ja nicht 
zu fassen!) 

Hier geht es darum — und eben dies sehen Sie 
nicht bei Ihrem Vorschlag —, die sich aus der Straf-
verfolgung ergebenden Einsätze der Polizeien auf der 
einen Seite — sie stehen unter der obersten zentra-
len Regie des Generalbundesanwalts — und die zur 
Gefahrenabwehr erforderlichen Einsätze der Poli-
zeien von Bund und Ländern auf der anderen Seite 
— sie ergeben sich aus dem Polizeiauftrag, und das 
ist eine ganz andere Sache — in einer zentralen Ein-
satzleitung zusammenzuführen. Eben dies ist in der 
geschaffenen Einrichtung der ZEL beim Bundeskri-
minalamt in Godesberg geschehen. 

Herr Dregger hat weiter behauptet, der Bund habe 
es unterlassen, Einsatzfälle — so habe ich Sie ver-
standen — wie den Fall Schleyer durch zureichende 
Einsatzpläne vorzubereiten. Diese Vorwürfe ver-
fehlen die Sache und verkennen die Verteilung der 
Verantwortung zwischen Bund und Ländern, Herr 
Dregger. Auch im Fall der Zentralen Einsatzleitung 
bleibt der Innenminister eines Landes in seinem Zu-
ständigkeitsbereich 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— das ist nun einmal so, und das werden Sie ohne 
Änderung der Verfassung nicht ändern — 

(Haase  [Kassel] [CDU/CSU]: Er beschuldigt 
seinen Freund Hirsch!) 

für Straßensperren, für Kontrollstellen und andere 
exekutive Maßnahmen verantwortlich, und zwar 
allein verantwortlich! 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU) : Da hört doch 
alles auf!) 

— Ja, das ist die Verfassungslage, verehrter Herr 
Haase. 

Um dennoch den Bund zu befähigen, erforderliche 
Maßnahmen im Länderbereich auszulösen, anderer-
seits jedoch den Ländern selbst die Durchführung 
dieser Maßnahmen vorzubehalten, haben Bund und 
Länder die Beschlüsse vom 15. Februar 1974 und 
vom 11. April 1975 gefaßt. Diese Beschlüsse sehen im 
Exekutivbereich eine Auflistung .sämtlicher denk-
barer Fahndungsmaßnahmen vor, die jeweils vom 
Bund abgerufen und in eigener Länderverantwor-
tung durchgeführt werden können. Die Fachgremien 
von Bund und Ländern haben auf dieser Grundlage 
einen vollständigen Abrufkatalog entwickelt, der so 
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auch von den beteiligten Polizeien im voraus ein-
geübt werden konnte und eingeübt wird. Das gilt 
hin bis zu der Alarmfahndung, wie Sie wissen. Hier 
liegt eine der wichtigsten Aufgaben auch der Poli-
zeilichen Führungsakademie in Hiltrup, die sie ja seit 
Jahren gerade auf diesem Felde wahrnimmt. Ohne 
diese planerischen Anstrengungen, für die wir uns 
auch von seiten des Bundes in den letzten Jahren 
einiges zugute halten, hätten die Fahndungsmaßnah-
men im Fall Schleyer überhaupt nicht in gemein-
same polizeiliche Aktionen von Bund und Ländern 
umgesetzt werden können, die allein im Großraum 
Köln zeitweilig ein Zehntel der deutschen Kriminal-
polizei überhaupt zu zentral gesteuerten Einsätzen 
vereinigt hatten. 
So komme ich am Schluß zu der Feststellung: Die 

Bundesregierung geht davon aus, daß der beschrit-
tene Weg einer umfassenden Aufklärung der Ursa-
chen oder Fehler der tragischen Nichtentdeckung 
ausgerechnet des tatsächlichen zeitweiligen Ver-
stecks Schleyers in Erftstadt dazu führen wird, daß 
aus den schlimmen Erfahrungen die richtigen Leh-
ren gezogen werden zum Wohle der Sicherheit un-
serer Bundesrepublik, der Bund und Länder in glei-
cher Weise verpflichtet sind. Das Vertrauen in die 
wirksame Arbeit der Polizei — und hierbei unter-
scheiden unsere Bürger nicht zwischen den Poli-
zeien von Bund und Ländern; dies ist ihnen vollstän-
dig gleichgültig — 

(Abg. Helmrich [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
ist eine fundamentale Voraussetzung für die innere 
Stabilität des Landes. 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister — — 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
An der Befestigung dieser Grundlage zu arbei-
ten — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Entschuldigen Sie, ich bin beim allerletzten Satz. 
— Entschuldigen Sie, ich habe Sie nicht gehört. 

Präsident Carstens: Bitte schön, Herr Bundesmini-
ster, fahren Sie fort. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Dr. h. c. Maihofer, Bundesminister des Innern: 
Ich komme jetzt zum Schluß, ich bin am letzten Satz. 

Das Vertrauen in die wirksame Arbeit der Poli-
zei — und hierbei unterscheiden unsere Bürger nicht 
zwischen den Polizeien von Bund und Ländern — 
ist eine fundamentale Voraussetzung für die innere 
Stabilität unseres Landes. An der Befestigung die-
ser Grundlage zu arbeiten, sind wir, Regierung und 
Opposition, jenseits aller Parteipolitik gemeinsam 
aufgerufen! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Innenmini- 
ster des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Der Held von 
Erftstadt kommt! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte um Ruhe 
und Aufmerksamkeit für den Redner. 

Minister Dr. Hirsch (Nordrhein-Westfalen) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Abge-
ordneter Haase, ich beabsichtigte nicht, auf irgend-
welche Zwischenrufe einzugehen und schon gar nicht 
dieser Art. Dazu ist mir der Sachverhalt zu ernst. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU] : Das ist Ihre Sache! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Präsident ! Meine Damen und Herren! Die 
Ermordung des Hanns Martin Schleyer — — 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU — 
Wehner [SPD] : Kann man diesen Pöbel nicht 

einmal zur Ruhe bringen!) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter Wehner, 
ich rufe Sie wegen des Zwischenrufs „Pöbel" zur 
Ordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Herr Minister Hirsch, bitte, fahren Sie in Ihrer 
Rede fort. 

Minister Dr. Hirsch (Nordrhein-Westfalen) : Die 
Ermordung des Hanns Martin Schleyer und seiner 
vier Begleiter war nicht nur ein politisches Ereig-
nis mit weittragenden Folgen für die deutsche In-
nenpolitik. Der Tod dieser Männer war ein mensch-
liches Schicksal, das jeden von uns, unabhängig von 
unserer politischen Funktion, als Mitbürger betrof-
fen hat, um so mehr als wir diesen Tod nicht haben 
verhindern können. Dessen bin ich mir bewußt. 

Ich habe mich hier nur zu dem politischen Tatbe-
stand zu äußern. Es kann nicht sinvoll sein, hier den 
Versuch zu unternehmen, den Sachverhalt, so wie er 
sich uns darstellt und wie er in einer ganzen Reihe 
von Punkten Ihren Annahmen, Herr Abgeordneter 
Dregger, widerspricht, im einzelnen darzustellen; 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

denn dieser Sachverhalt ist in mehreren stunden-
langen Sitzungen der Innenausschüsse des Bundes-
tages und des Landtages von Nordrhein-Westfalen 
behandelt, dargestellt und erörtert worden, ohne 
daß es zu einer völlig übereinstimmenden Beurtei-
lung zu aller Überzeugung gekommen wäre. Es geht 
uns nicht darum, wie gesagt worden ist, den Ver-
such zu unternehmen, Verantwortungen zu verla-
gern oder auf andere Instanzen zu verschieben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch! — Sie 
sind aber dabei! — Immer auf die Kleinen!) 

Aber der Bundesinnenminister ebenso wie ich ist 
gleichzeitig Dienstherr für unsere Polizeibeamten. 
Wir haben sie durch eine Aufklärung des Sachver-
halts vor solchen Lasten zu schützen, die sie nicht 
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zu tragen haben, und vor Vorwürfen, wenn sie un-
berechtigt sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Nur dann kann ich erwarten, daß diese Beamten auch 
weiterhin uneingeschränkt ihre Pflicht tun und zu 
eigenverantwortlichen Entscheidungen bereit sind. 
Das ist notwendig, das ist das Interesse unseres 
Landes, daß dies erhalten bleibt. Wir müssen beto-
nen, daß wir tien Männern der Schutz- und Kriminal-
polizei unerhörte Leistungen abgefordert haben, und 
wir haben ihnen dafür zu danken, unabhängig da-
von, ob uns der Erfolg beschieden war oder nicht. 

(Beifall) 

In der Publizistik der letzten Tage und Wochen 
ist eine ganze Reihe von Behauptungen aufgestellt 
worden, die schlicht falsch sind. 

(Zuruf des Abg. Seiters [CDU/CSU]) 

Ich möchte es mir hier versagen, — — 	

(Dr. Klein [Göttingen] [CDU/CSU] : Sie 
wollten doch nicht auf Zwischenrufe ein- 

gehen!) 

— Ich fahre auch fort, Herr Abgeordneter Klein. — 
Ich möchte es mir versagen, hier auf diese einzel-
nen Behauptungen einzugehen. 

Ich bin dem Bundesminister des Innern außeror-
dentlich dankbar dafür, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Daß er Sie 
schützt!) 

daß er hier auch von seiner Seite betont hat, daß 
sich die Länder auch in diesem Fall der Zusammen-
arbeit mit dem Bund nicht verweigert haben, im Ge-
genteil. Ich bin sicher, daß wir auch bei der weiteren 
Behandlung die Beschlüsse der Innenministerkonfe-
renz zur Weiterentwicklung der Zusammenarbeit 
von Bund und Ländern eingehend zu würdigen ha-
ben und würdigen werden. Diese Zusammenarbeit 
ist unverzichtbar. Ich appelliere an alle politischen 
Kräfte, die sich um die Aufklärung dieses Vorganges 
hier bemühen, bei ihrem weiteren Verhalten zu be-
rücksichtigen, daß diese Zusammenarbeit der Poli-
zeien nicht beeinträchtigt werden darf, eine Zusam-
menarbeit, die auch im menschlichen Vertrauen der 
handelnden Polizeibeamten zueinander begründet 
ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nicht zu 
Ihnen!) 

Dieses Vertrauen muß in unser aller gemeinsamem 
Interesse erhalten werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das geht nur 
ohne Hirsch!) 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalens ist an 
einer schnellen und objektiven Darstellung des Ge-
schehensablaufes dringend interessiert. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Gibt es diese 
Regierung noch?) 

Es muß völlige Klarheit nicht nur über die Analyse 
von Fehlern, sondern auch darüber bestehen, wie 
ihre Wiederholung verhindert werden kann, sei es 

durch gesetzgeberische, sei es durch organisatori

-

sche, personelle oder andere Entscheidungen. Darin 
allein liegt das Interesse der Bürger unseres Landes. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalens bittet 
darum, daß diese Feststellung des Sachverhaltes in 
einem geordneten Verfahren erfolgt. Wir haben uns 
daher sofort mit der Beauftragung eines Untersu-
chungsführers, der allgemeines Ansehen genießt, 
einverstanden erklärt. Er wird alle Unterlagen ein-
sehen können, ihm gegenüber wird jede Aussagege-
nehmigung erteilt werden, und er wird über die 
Veröffentlichung seines Berichtes frei entscheiden. 
Er wird jede gewünschte sachliche und personelle 
Unterstützung erhalten. Die Landesregierung ist 
selbstverständlich auch zu jedem anderen gesetzlich 
geregelten Verfahren bereit, wenn es von den Par-
lamenten beschlossen wird. 

Der Abgeordnete Wernitz hat die Frage nach der 
politischen Verantwortung gestellt. Ich habe an an-
derer Stelle erklärt, daß selbstverständlich jeder Mi-
nister die politische Verantwortung für seinen Be-
reich zu tragen hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann gehen Sie!) 

Ich kann bei voller Kenntnis des Sachverhaltes aber 
keinen Punkt, keine Entscheidung oder kein Unter-
lassen einer Entscheidung erkennen, die in irgend-
einer Weise dem Bundeskanzler zugerechnet wer-
den könnten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Damit aber die Frage der politischen Verantwortung 
richtig gestellt und richtig beantwortet werden kann, 
muß zu aller Überzeugung festgestellt werden, wel-
ches Verhalten zur Verantwortung stehen soll, sei 
es persönliches Fehlverhalten, sei es eine falsche 
oder unterlassene Weisung, sei es eine zurechen-
bare Fehlentscheidung der politischen Leitung des 
Ressorts oder was auch immer sonst. Diese Frage 
wird gestellt und beantwortet werden. Man muß und 
kann das aber erst dann tun, wenn der Sachverhalt, 
um den es geht, zu aller Überzeugung feststeht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Denken Sie mal 
an Stammheim!) 

Wir werden alles tun, um diese Klärung so schnell 
wie möglich herbeizuführen, nicht nur zur Klarstel-
lung der Vergangenheit, sondern auch zur Bewälti-
gung der Zukunft. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Spranger. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Am 20. Oktober 1977, nach der 
Ermordung von Hanns Martin Schleyer und nach 
der Befreiungsaktion von Mogadischu, gab der Bun-
deskanzler hierzu eine Regierungserklärung ab, in 
der es am Schluß heißt — ich zitiere mit Erlaubnis 
des Herrn Präsidenten —: 
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Dieses und dieses haben wir entschieden, jenes 
und jenes haben wir aus diesen oder jenen 
Gründen unterlassen. Alles dies haben wir zu 
verantworten. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Die Bundesregierung wird noch Gelegenheit 
nehmen, alle ihre Entscheidungen, ihre Gründe 
— auch ihre Zweifel — öffentlich darzulegen. 
Zu dieser Verantwortung stehen wir auch in 
Zukunft. Gott helfe uns! 

Heute, fast fünf Monate später, werden schwer-
wiegende, mit hoher Wahrscheinlichkeit tödliche 
Fehler bei der Fahndung nach den Mördern von 
Hanns Martin Schleyer sichtbar. Wenn heute diese 
Fehler erstmals vor dem Deutschen Bundestag zur 
Sprache kommen, dann allerdings nicht deshalb, 
weil der Bundeskanzler seine damalige Zusage auf 
öffentliche Darlegung aller Entscheidungen etwa 
eingehalten hätte. Obwohl den Verantwortlichen 
seit etwa Mitte November 1977 die tödlichen Feh-
ler bekannt waren, obwohl die Observation der 
Wohnung in Erftstadt, Renngraben 8 schon am 
2. Februar 1978 erfolglos abgebrochen werden muß-
te, mußten erst die freie Presse und Fragen und 
Forderungen vor allem der CDU und CSU die heu-
tige parlamentarische Behandlung möglich machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir mußten nach den ersten Informationen er-
leben, wie die Verantwortlichen Versuche unter-
nahmen, den Skandal zu vertuschen, die Verant-
wortung von Ministern und Behördenchefs auf die 
Polizisten an der Fahndungsfront zu verschieben. 
Ich muß sagen: Es ist schon ein starkes Stück, was 
sich ausgerechnet der nordrhein-westfälische In-
nenminister hier geleistet hat, wenn er dafür plä-
diert, daß man nun für volle Aufklärung eintreten 
müsse. Er ist einer derjenigen, der seit vielen Tagen 
die notwendige Aufklärung systematisch hinter-
treibt. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Wi

-

derspruch bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Wehner? 

Spranger (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Wehner (SPD) : Herr Kollege, ist es nicht so, daß 
Anlaß dieser Aussprache ein Antrag der beiden 
Fraktionen der sozialliberalen Koalition ist, der 
Ihnen vorliegt, und daß dieser Antrag damit be-
gründet worden ist — das steht auch auf dem 
Ihnen vorliegenden Papier —, daß der Bundeskanz-
ler in seiner Regierungserklärung am 9. März 1978 
im Deutschen Bundestag erklärt hat, in dieser Frage 
finde eine Prüfung statt? Ich frage Sie: Wie kön-
nen Sie jetzt dem Bundeskanzler unterstellen, er 
habe nichts getan, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hirsch! — Zu- 
hören!) 

und wie können Sie den Ministern das unterstellen? 
Ich frage Sie. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Wehner, ich kann mir 
nicht erklären, wie Sie den nordrhein-westfälischen 
Innenminister mit dem Bundeskanzler verwechseln 
können; denn den habe ich angesprochen. 

(Zurufe von der SPD) 

Im übrigen mache ich Sie darauf aufmerksam, daß, 
bevor der Antrag der Fraktionen der SPD und der 
FDP eingebracht worden ist, vor allem der Frak-
tionsvorsitzende der CDU/CSU, und zwar einige 
Tage vorher, öffentlich eine solche parlamentari-
sche Debatte verlangt hat. Sie holten nur noch et-
was nach, was für Sie nicht mehr vermeidbar war. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer erlebt hat, wie unserem ganzen Volk neben 
den ungeheuren sicherheitspolitischen Dimensionen 
der Entführung und Ermordung von Hanns Martin 
Schleyer auch die menschliche, die tragische Dimen-
sion dieses Terrorverbrechens bewußt wurde, wer 
damals im September und Oktober 1977 die Be-
stürzung, die Trauer, die ohnmächtige Wut, den 
Schmerz und das Leid der Betroffenen und unseres 
ganzen Volkes miterlebte, wird heute sagen müssen: 
Diese Empfindungen hätten auch im nachhinein 
Respekt durch rechtzeitige und wahrheitsgemäße 
Stellungnahme der Bundesregierung zu den Fahn-
dungsfehlern verdient. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer sich an die wochenlangen, mit großem Engage-
ment geführten grundsätzlichen Diskussionen im 
September und Oktober 1977 erinnert, kann nicht 
begreifen, daß die Bundesregierung und die Regie-
rung von Nordrhein-Westfalen aus nackter Macht-
erhaltungsstrategie bis heute keinerlei Konsequen-
zen aus diesen Fahndungsfehlern gezogen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nach den bisherigen Beratungen im Innenausschuß 
hat sich bis heute folgendes ergeben: Nach seiner 
Entführung wurde Hanns Martin Schleyer in die 
Wohnung Erftstadt-Liblar, Renngraben 8, verbracht. 
Bereits am 7. September ging den Fahndungsbehör-
den ein konkreter schwerwiegender Hinweis auf 
diese Wohnung zu. Es ist wahrscheinlich, daß es vor 
diesem Zeitpunkt und auch nach diesem Zeitpunkt 
weitere Hinweise der Bevölkerung auf diese Woh-
nung gab. Durch Auswertung des zweiten Video-
bandes der Terroristen vom 14. September 1977 steht 
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
fest, daß Hanns Martin Schleyer zumindest bis zum 
14. September 1977, wegen der erst am 16. Septem-
ber 1977 beendeten Stromabnahme mit Wahrschein-
lichkeit bis zu diesem Zeitpunkt, in dieser Wohnung 
festgehalten wurde. Es gibt keine Anhaltspunkte 
dafür, daß er vor dem 16. September aus dieser 
Wohnung entfernt wurde. 

Mindestens vom 7. September, mit Sicherheit bis 
zum 14. September, wahrscheinlich bis zum 16. Sep-
tember bestand also die große Chance, den Aufent- 
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haltsort von Hanns Martin Schleyer festzustellen, 
Spezialeinheiten einzusetzen, das Opfer zu befreien 
und die Terroristen festzunehmen. Diese Chance 
wurde nicht genutzt, weil der entscheidende Hinweis 
auf den Renngraben 8 nicht verwertet wurde. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : So ist es!) 

Die Bundesregierung hat eine Kommission beauf-
tragt, die Fahndungspannen zu untersuchen und die 
Ursachen zu finden. Das ist die eine Seite. 

Die andere Sache ist es, daß wir uns mit der Bun-
desregierung im Parlament und in den Ausschüssen 
in Wahrung demokratisch-parlamentarischer Rechte 
und Pflichten mit einer Vielzahl von Fragen ausein-
andersetzen müssen, z. B., warum trotz jahrelanger 
Warnungen vieler Sachverständiger, vieler besorg-
ter Bürger der wachsenden Bedrohung der Terro-
risten weder gesetzgeberisch noch organisatorisch 
angemessen begegnet wurde. Wir müssen fragen, 
warum die Bundesregierung die wachsende Gefahr 
verniedlichte und verharmloste, warum sie alle 
vernünftigen Vorschläge der CDU/CSU und auch 
der Landesinnenminister ablehnte, warum kein 
schlagkräftiges Führungsinstrument auf Bundes-
ebene zur Bekämpfung des Terrorismus geschaffen 
wurde. 

Der Terrorismus ist nicht nur ein nationales, 
sondern ein internationales Problem, eine gestern 
wie heute und morgen vor allem gegen die west-
lichen Demokratien, ihre freiheitliche Grundord-
nung und deren Repräsentanten gerichtete schwere 
existentielle Gefahr und Bedrohung. Wir haben 
heute mit Erschütterung erfahren müssen, daß, wäh-
rend wir über Fahndungsfehler bei der Entführung 
und Ermordung von Hanns Martin Schleyer debat-
tieren, der ehemalige Ministerpräsident Italiens, 
Aldo Moro, entführt wurde und, wie ich höre, etwa 
fünf Sicherheitsbeamte erschossen wurden. Wir 
hoffen und wünschen, daß er gesund und wohl-
behalten zu seiner Familie zurückkehren kann. Dem 
italienischen Volk, vor allem aber den Verantwort-
lichen, die für die Erhaltung der freiheitlichen De-
mokratie in Italien eintreten und die einen schwe-
ren Kampf gegen Terror und Anarchismus kämp-
fen, gilt unsere herzliche Sympathie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge

-

ordneten der SPD und der FDP) 

Wie steht es nun mit der Verantwortung für töd-
liche Fahndungsfehler? Wer trägt sie für welche 
Fehler und mit welchen Konsequenzen? 

„Alles dies haben wir zu verantworten", sagte 
der Bundeskanzler am 20. Oktober 1977. Heute müs-
sen wir leider erkennen: Dies Bekenntnis zur Ver-
antwortung war offenbar lediglich das Bekenntnis 
zum Erfolg der Befreiungsaktion von Mogadischu. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Der Bundeskanzler wollte damit zum Ausdruck 
bringen, daß der großartige Einsatz der GSG 9 und 
die Rettung vieler Menschenleben der Erfolg seiner 
Regierung oder sein ganz persönlicher Erfolg 
waren. 

(Wehner [SPD] : Das ist unerhört!) 

Er wollte zum Ausdruck bringen, niemand solle es 
wagen, ihm diesen Erfolg streitig machen zu wol-
len. Deshalb der Satz: „Alles dies haben wir zu 
verantworten." 

Nun, Herr Bundeskanzler, es hat in der Tat nie-
mand diesen Erfolg bestritten. Heute aber wissen 
wir: Neben diesem Erfolg steht ein großer tragi-
scher Mißerfolg. 

(Wehner [SPD] : Sie stehen daneben! Das 
ist alles!) 

Wir fragen deshalb jetzt: Wo ist die Regierung, 
wo ist der Bundeskanzler, Herr Wehner, oder wo 
haben Sie sich entsprechend geäußert, der auch zu 
dieser Seite der Medaille klipp und klar erklärt: 
„Alles dies haben wir zu verantworten"? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist doch ein geradezu atemberaubender Szenen-
wechsel erfolgt: Die Heldentenöre sind abgetreten, 
weil die Sonne des Erfolges nicht mehr scheint. 
Statt dessen präsentiert die Bonner Bühne das be-
kannte Bild „Nichts sehen, nichts hören, nichts 
sagen". 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jetzt, Herr Schäfer, erwähne ich eine Zeitung, 
die Ihnen ja nicht weit entfernt ist, ,den „Vorwärts". 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Die wird noch ge- 
druckt!) 

— Genau, sozialdemokratische Wochenzeitung! — 
Auf der Seite 4 ihrer jüngsten Ausgabe widmete sie 
diesem Thema die „Karikatur der Woche". Da 
wird unter dem Titel „Die Schuld an den Pannen 
im Fall Schleyer" vom Bundesinnenminister dem 
Herrn Riemer und vom Herrn Riemer dem Herrn 
Hirsch ein dicker Band Ermittlungsakten zuge-
schmissen, der am Ende einen Polizeibeamten zu 
Fall bringt. Das ist haargenau der Punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
(SPD): Ich schenke Ihnen das Blatt!) 

— Habe ich selber. 

Herr Dr. Dregger hat im einzelnen begründet, 
daß der Grundfehler im Fehlen eingespielter Füh-
rungsstrukturen im Bundesinnenministerium und 
im nordrhein-westfälischen Innenministerium und 
in der Einsetzung über Nacht improvisierter Fehl-
konstruktionen — zentrale Einsatzleitung und Ko-
ordinierungsstab — liegt. Diese zentrale Einsatz-
leitung war verfassungspolitisch der praktizierte 
Notstand weit jenseits der Notstandsverfassung, 
durch die  Verfassung nicht gedeckt. 

Herr Maihafer hat nun hier in seinem Debatten-
beitrag zu erläutern versucht, daß die von Herrn Dr. 
Dregger erhobenen Vorwürfe unzutreffend seien. Bei 
allem menschlichem Verständnis, Herr Maihofer, das 
unsere Arbeit und uns durchaus zu verbinden ver-
mag: aber was Sie hier gesagt haben, halte ich 
schlichtweg für untragbar und nicht verantwortbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben allerdings fortgesetzt, was Sie hier und 
im Ausschuß seit Jahren im Überdruß betrieben ha-
ben. Sie haben sich an Technik, an Computern, an 
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Informationssystemen berauscht oder berauschen 
lassen. Sie schwärmen von den steigenden Kosten 
beim BKA und von dem Zuwachs an Beamten und 
Angestellten. Sie malen ein heiles Bild von der 
Situation in unserem Lande und vernebeln die Tat-
sache, daß die sicherheitspolitischen Konzepte, auf 
die die Länderinnenminister seit Jahren warten, die 
Ihnen abverlangt worden sind, bis heute weder ent-
worfen, geschweige denn durchgesetzt wurden. Es ist 
einfach falsch, wenn man hier den Eindruck erwecken 
will, die Computersysteme hätten versagt. Die ha-
ben in dem Fall gar nicht funktionieren können, weil 
sie nicht gefüttert wurden. Da liegt der entschei-
dende Fehler. Die kamen gar nicht zum Einsatz. Der 
Grund dafür, daß sie nicht zum Einsatz kamen, war, 
wie Herr Dregger dargelegt hat, der von Ihnen zu 
verantwortende Kompetenzwirrwarr im Bereich des 
Bundes. Es ist auch schlichtweg falsch, immer wieder 
zu sagen, man müsse Bundeskompetenzen und BKA-
Kompetenzen ausdehnen. Hier hatten Sie alle Mög-
lichkeiten, alle Kompetenzen, und gerade diese Zen-
tralisierung des Einsatzes hat dann auch zu der kata-
strophalsten Entwicklung und zum katastrophalsten 
Fehlschlag in der Terroristenfahndung geführt. Ich 
würde empfehlen, lieber in der nächsten Zeit den 
Forderungen der Länder nachzukommen und vor 
allem eines nicht zu übersehen — bei allen Com-
putersystemen, bei allen Kosten, bei allen Beam-
ten —: Entscheidend sind in jedem Falle die Fahn-
dungserfolge, ist der Schutz der Bevölkerung vor 
Terroristen, ist die frühzeitige Aufklärung bevor-
stehender terroristischer Anschläge. Hier ist unwahr-
scheinlich viel aufzuarbeiten. 

Die Verantwortung der nordrhein-westfälischen 
Landesregierung, insbesondere ihres Innenministers, 
bleibt von der Verantwortung der Bundesregierung 
unberührt. Innenminister Hirsch hat den gleichen 
Fehler begangen wie sein Kollege vorn Bund und wie 
BKA-Präsident Herold. Er richtete ad hoc einen Ko-
ordinierungsstab ein, der nicht eingespielt war, nicht 
funktionieren konnte. Er beging weitere schwerwie-
gende Fehler. Er hat es zu verantworten, daß die 
Meldewege bei den Sicherheitskräften und den Er-
mittlungsstellen wiederholt beeinträchtigt und geän-
dert wurden. Die Polizei konnte nicht mehr wissen, 
wie sie zu melden hatte. Polizeiliche Zuständigkeiten 
müssen — das müßte ein Innenminister an sich wis-
sen — einfach und übersichtlich geregelt und auf 
Kontinuität angelegt sein. Sie funktionieren in der 
Alltagspraxis nur, wenn sie für alle Beteiligten ver-
ständlich gemacht, von ihnen eingelernt und eingeübt 
sind. Gegen diese selbstverständlichen Grundsätze 
hat Innenminister Hirsch verstoßen. Er ist verant-
wortlich, wenn in seinem Ministerium am 8. Sep-
tember 1977 getroffene Absprachen zwischen den 
Sicherheitsorganen beim Regierungspräsidenten 
falsch umgesetzt wurden, sei es, daß das Bespre-
chungsergebnis unklar war oder der Innenminister 
den Informationsfluß vor allem auf seine Mühle, auf 
den Koordinierungsstab, umleiten wollte. Es ist von 
ihm zu verantworten, wenn die sachwidrige Unter-
scheidung der Auswertung zwischen tatbezogenen 
und nicht tatbezogenen Hinweisen zu Verwirrung 
bei den Fahndern führte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Wehner? 

Spranger (CDU/CSU) : Ich möchte gern noch einen 
Satz anschließen. Dann lasse ich die Zwischenfrage 
gern zu. 

Es wird unerträglich, wenn der Innenminister ein-
räumen muß, daß bis heute die Erst- und Zweitschrift 
des Fernschreibens des Oberkreisdirektors von Berg-
heim an den Koordinierungsstab und an den Regie-
rungspräsidenten einfach nicht mehr auffindbar sind, 
daß Lauf und Verbleib dieser Fernschreiben nicht 
mehr rekonstruierbar, daß die dort enthaltenen Hin-
weise auf die Wohnung Renngraben 8 bisher in der 
Sachbearbeitung überhaupt nicht mehr aufgetaucht 
sind. Das ist schlichtweg ein Skandal. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter Wehner, 
bitte. 

Wehner (SPD) : Sind Sie, Herr Spranger, der Auf-
fassung, daß der Minister des Innern im Lande Nord-
rhein-Westfalen, der seinem Parlament gegenüber 
verantwortlich ist, sich hier im Detail zu äußern 
habe und daß das außerdem noch in das hinein-
passe, was mit der Annahme eines ehrenvollen Auf-
trags durch eine unabhängige Persönlichkeit zur 
absoluten, vorbehaltlosen Prüfung aller Vorgänge 
nunmehr in der Welt ist, und daß dies mit Ihren jetzt 
ins Detail gehenden Anklagen und Fragen vereinbar 
ist? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Wehner, ich darf fol-
gendes feststellen. Nach dem bisherigen Ergebnis 
der Untersuchungen sind das feststehende Tat-
sachen, die zu nennen sind. Ich muß sagen: Wer 
eine saubere Weste hat,. hätte in den vergangenen 
Wochen, seit November längst Zeit gehabt, die 
Öffentlichkeit zu informieren und aufzuklären, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und er hätte auch nicht einen solchen Bericht mit 
unterschrieben, wie er uns vom LKA und vom BKA 
in vernebelter Weise, Halbwahrheiten enthaltend, 
vorgelegt wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gerade der Verlust dieser Fernschreiben bedeu-
tet den Verlust wesentlicher Indizien zur Aufklärung 
der Ursachen der Fahndungsfehler. Das alles bilan-
ziert, zeigt schlichtweg ein gestörtes Verhältnis zu 
den Sicherheits- und Staatsschutzbehörden, das bei 
den Angehörigen zu weitreichender Verunsicherung 
und Resignation und zu einer Gefährdung der Sicher-
heit des Landes Nordrhein-Westfalen führte. 

Herr Hirsch konnte darüber hinaus bisher auf 
viele Fragen nicht überzeugend antworten. Ich 
möchte es mir ersparen, die Fragen hier im einzel-
nen darzulegen; aber diese Fragen belasten schon 
deshalb den Minister, weil sie bis heute offengeblie-
ben sind. Der Innenminister Hirsch wehrt sich ge- 
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gen den gelegentlich zu hörenden Vorwurf, manche 
von ihm veranlaßte organisatorische Maßnahme 
hätte in Wahrheit dem Ziel gedient, sicherzustellen, 
daß bei einem anderen denkbaren Ausgang des 
Schleyer-Dramas der Landesinnenminister Hirsch bei 
der Siegesparade nicht zu kurz komme. Ich will mich 
dazu und auch zu seinen Fernsehauftritten unmittel-
bar am Abend des 5. September 1977 gar nicht äu-
ßern und ihm auch gar nichts unterstellen. Es 
schreibt ein Wochenmagazin, dessen Herausgeber 
der FDP angehört und das keineswegs im Verdacht 
steht, der Opposition nahezustehen, in seiner jüng-
sten Ausgabe — ich zitiere mit Erlaubnis des Herrn 
Präsidenten —: 

Mit Schaudern erinnern sich Kölner Praktiker 
einer Beinahe-Probe aufs Exempel. Zahlreiche 
Indizien hatten auf eine Kölner Souterrainwoh-
nung als Schleyer-Versteck hingewiesen. Der 
Sturm wurde anberaumt, die Polizei sperrte ab. 
Einem im Hintergrund geparkten grauen Mer-
cedes entstieg Innenminister Hirsch persönlich, 
„um wohl dem Schleyer als erster die Hand zu 
schütteln", wie Beamte spotteten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zurücktreten!) 

Dann stürmten die Grenzschützer, doch die 
Wohnung war leer. 

Herr Hirsch wird jetzt gewiß sagen, es sei falsch 
zitiert worden. Bisher habe ich aber nicht gehört, 
daß dieses Zitat irgendwo und irgendwann demen-
tiert worden wäre. 

Doch, meine sehr verherten Damen und Herren, 
kann man nun deshalb die Bundesregierung von 
ihrer Verantwortung freisprechen, weil sie die Ver-
antwortung ihrerseits auf Nordrhein-Westfalen zu 
schieben versucht? Die Antwort muß klar mit Nein 
ausfallen. Die „Dokumentation der Bundesregierung" 
— ich zitiere den Text des Titels — „zu den Ereig-
nissen und Entscheidungen im Zusammenhang mit 
der Entführung von Hanns Martin Schleyer und der 
Lufthansa-Maschine „Landshut" vom 7. November 
1977 bestätigt, daß auch dafür gilt, was .der Bundes-
kanzler am 20. Oktober sagte: „Alles dies haben 
wir zu verantworten." 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die Dokumentation berichtet über eine Vielzahl 
von Sitzungen des Kabinetts und der Kleinen Lage, 
von Lagezentren im Bundeskanzleramt, im Bundes-
innenministerium, von entsprechenden Arbeitsstä-
ben. Dem Großen Krisenstab, wo auch die CDU/CSU 
saß, wird im Verhältnis dazu allerdings nur unter-
geordnete Bedeutung beigemessen. Auf Seite 20 der 
Dokumentation heißt es nämlich: 

Mit der Einladung zu gemeinsamen Beratungen 
konnten keine neuen Entscheidungsgremien ge-
schaffen werden. Die Beratungskreise hatten die 
Aufgabe, den Austausch von Informationen und 
Bewertungen zu gewährleisten, um die Entschei-
dungen der jeweils Verantwortlichen aufeinan-
der abzustimmen und die Urteile von Persön-
lichkeiten einzubeziehen, deren Rat für die Ent-
scheidungsfindung wichtig war. 

Um so heller leuchtet dann in der Dokumentation 
das Licht des Bundeskanzlers und seines Kabinetts. 
Die Kleine Lage wird zum Dreh- und Angelpunkt. 
Auf Seite 19 wird ausgeführt: 

Den Vorsitz führte der Bundeskanzler, im Falle 
seiner Abwesenheit grundsätzlich Bundesinnen-
minister Maihofer. Regelmäßiger Teilnehmer 
war außerdem Bundesaußenminister Genscher 
oder einer der Staatssekretäre des Auswärtigen 
Amtes. 

Zum Kabinett heißt es: 
Alle Grundsatzentscheidungen sind in den Bera-
tungen des Kabinetts vorbereitet und getroffen 
worden. Das Kabinett hat den Bundeskanzler 
und die Bundesminister des Auswärtigen, des 
Innern und der Justiz beauftragt, im Rahmen 
ihrer Verantwortlichkeit unmittelbar notwendi-
ge Entscheidungen zu treffen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in die-
ser Dokumentation haben der Bundeskanzler und 
seine Regierung eindeutig die volle Verantwortung 
für die im Zusammenhang mit der Entführung von 
Hanns Martin Schleyer und der Lufthansa-Maschine 
„Landshut" getroffenen oder unterlassenen Entschei-
dungen übernommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Verantwortung ist doch unteilbar. Sie gilt doch 
nicht nur für den Erfolg von Mogadischu. Diese Ver-
antwortung gilt selbstverständlich auch für den Miß-
erfolg bei der Fahndung nach den Entführern und 
Mördern von Hanns Martin Schleyer. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Schämen sollten Sie sich!) 

Diese Dokumentation ist im übrigen auch sonst 
außerordentlich aufschlußreich, um die „Weitsicht", 
das „Krisenmanagement" dieser Bundesregierung zu 
beleuchten. So findet sich über eine Kabinettssitzung 
am 14. September der Vermerk: 

Fragen der Gesetzgebung, die im Zusammen-
hang mit der inneren Sicherheit stehen, werden 
erörtert. 

Als ob man dazu nicht jahrelang Zeit gehabt hätte! 
Man verhängt eine Nachrichtensperre und muß sich 
heute fragen, ob die Beteiligung der Öffentlichkeit 
an der Fahndung die Fahndungsfehler hätte ausglei-
chen können. 

Unter dem Datum 21. September 1977, 16 Tage 
nach der Entführung von Herrn Schleyer, wird in 
der Dokumentation auf Seite 58 erwähnt: 

Das Kabinett faßt außerdem Beschlüsse zu einer 
verstärkten Koordinierung der Sicherheitskräfte 
des Bundes. 

Und das 16 Tage nach der Entführung von Herrn 
Schleyer! 

So können wir heute feststellen: Die Fahndungs-
fehler müssen überwiegend den Entscheidungen oder 
Unterlassungen des Bundeskanzlers, des Bundesin-
nenministers, des nordrhein-westfälischen Innenmi-
nisters und des BKA-Präsidenten Herold angelastet 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Sie haben Kompetenzen gefordert und erhalten, von 
Öffentlichkeit und Opposition Vertrauen in Ihre Ent-
scheidungsfähigkeit und Führungskraft gefordert 
und erhalten — schon damals von uns, von der 
CDU/CSU, mit erheblichen Zweifeln. Nun müssen 
sie sich an diesen Maßstäben messen lassen. Der 
Schaden, den sie angerichtet haben, ist groß, nicht 
nur für die Betroffenen, sondern auch für die polizei-
liche Arbeit und die Zusammenarbeit der Sicherheits-
kräfte mit der Bevölkerung, deren Vertrauen auf 
die Anerkennung ihrer Mitarbeit durch die politisch 
Verantwortlichen schwer geschädigt wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In der Erklärung vom 20. Oktober vor dem Deut-
schen Bundestag hat der Herr Bundeskanzler auch 
mit großer Betroffenheit und Bestürzung von den 
jüngsten Ereignissen im Gefängnis Stuttgart-Stamm-
heim gesprochen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

In jenen Tagen ging ein Trommelfeuer von Forde-
rungen aus den Reihen der Koalitionsparteien nach 
Stuttgart, das persönliche und politische Konsequen-
zen forderte. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : So war 
das!) 

Der damalige Justizminister Bender hat diese Kon-
sequenzen gezogen, und wir fragen, wie lange wir 
eigentlich noch warten müssen, bis die Bundesregie-
rung, die Regierung von Nordrhein-Westfalen die 
gleichen politischen Konsequenzen ziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Innen-
minister des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Es wird 
nicht besser!) 

Minister Dr. Hirsch (Nordrhein-Westfalen): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich beabsich-
tige 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zurückzutreten!) 

nicht, mit als Mitglied des Bundesrates an einer sol-
chen Debatte weiter zu beteiligen, zumal ich — im 
Gegensatz zu dem Abgeordneten Spranger — nicht 
die Rechte der Indemnität und der Immunität be-
sitze. 

Ich muß Ihnen allerdings sagen, daß das Zitat, das 
Sie mir in den Mund legen, in diesem Nachrichten-
magazin nicht mir zugeschrieben wird, sondern 
einem Anonymus. Ich bin in dieser Nacht im Pali-
zeipräsidium gewesen, um  den  dort tätigen Männern 
zu zeigen, daß sie nicht die einzigen sind, die rund 
um die Uhr arbeiten. Ich habe dann in der Tat die-
sen Einsatz beobachtet, weil ich nicht ausschließen 
konnte und kann, daß auch andere nichtbeteiligte 
Kölner Bürger davon betroffen sein würden. Ich 
habe das für meine Pflicht als Innenminister dieses 
Landes gehalten.  

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Der Gang der Er-
mittlungen der zuständigen Behörden bei der Fahn-
dung nach den Mördern des Arbeitgeberpräsidenten 
Dr. Schleyer und seiner Begleiter im vergangenen 
Jahr stellt alle, die politische Verantwortung tragen, 
vor große und sehr ernstzunehmende Fragen. 

Dies gilt auch für den Deutschen Bundestag und 
für die Art und Weise, wie er diese Fragen hier 
heute debattiert. Mit dem Antrag vom 10. März 1978 
haben die Fraktionen von SPD und FDP vor allem 
zweierlei erreichen wollen, erstens eine vollkom-
mene und rückhaltlose Unterrichtung über den Gang 
der Ermittlungen in den kritischen Septembertagen 
1977 und zweitens eine Diskussion über die Ur-
sachen, die zu offensichtlichem Fehlverhalten bei 
Dienststellen des Bundes oder des Landes Nord-
rhein-Westfalen oder sonstwo geführt haben. 

Nicht Sie, Herr Kollege Spranger, oder Ihre Frak-
tion haben diese parlamentarische Debatte möglich 
gemacht, sondern der Antrag der Koalitionsfraktio-
nen und schon die Erklärung des Herrn Bundeskanz-
lers in der vergangenen Woche. Es ist doch einfach 
falsch, so zu tun, als wenn wir, die Koalitionsfrak-
tionen, zu dieser Debatte hier hätten gezwungen 
werden müssen. Vermeiden Sie doch diesen Ein-
druck. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das gleiche gilt für Ihren Hinweis, daß etwa hier 
in irgendeiner Stelle der Versuch gemacht werde, 
Verantwortlichkeiten, die möglicherweise politische 
Verantwortlichkeiten sind — ich sage im Augen-
blick: möglicherweise —, an irgendwelche unterge-
ordneten Stellen der Polizei zu verlagern. Wer hat 
das getan, und wer will das tun? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie!) 

— Ich tue es nicht. Wie können Sie das sagen? 

Sie können die Ausführungen des Innenministers 
von Nordrhein-Westfalen — ich will dazu nichts 
Weiteres sagen — im einzelnen werten, wie Sie wol-
len. Daß er im Innenausschuß in zwei Sitzungen sehr 
ausführlich Rede und Antwort gestanden hat und 
alles offengelegt hat, was von ihm offenzulegen ist, 
das kann doch ebenfalls nicht bestritten werden, 
meine Damen und Herren. Fangen wir doch hier 
nicht mit einer falschen Schlachtordnung an! 

Vizepräsident Stücklen: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Berger? 

Dr. Wendig (FDP) : Ja, bitte. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Wendig, würden Sie mir erlauben, Ihnen einen Hin-
weis auf die frühere Berliner Senatorin für Jugend 
und Sport, Ella Kay (SPD), zu geben, die für eine 
politische Maßnahme, für die sie gefochten hatte, 
verantwortlich war und die aus Gründen, die zu 
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einem Fehlschlag dieser Maßnahme führten, ihren 
Rücktritt noch vor Sonnenuntergang des Tages er-
klärte, an dem ein unglückliches Ereignis, hervor-
gerufen durch die von ihr vertretene Maßnahme, ein-
trat? 

Dr. Wendig (FDP) : Frau Kollegin Berger, das war 
keine Frage, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Doch!) 

— nein, es war die Bitte, etwas zur Kenntnis zu 
nehmen. Ich kenne diesen Fall nicht; ich kann ihn im 
Augenblick nur zur Kenntnis nehmen und nicht mehr 
dazu sagen. 

(Wehner [SPD] : Da haben Sie völlig recht! 
Das ist auch ganz verdreht!) 

Meine Damen und Herren, es gibt wohl nieman-
den in unserem Hause und in unserem Lande, den 
die in diesen letzten Tagen zutage getretenen Fehler 
nicht zutiefst erschüttern, und ich finde, das sollte 
man ernst nehmen. Es steht hier mehr auf dem Spiel 
als eine Kritik an möglichen Fehlleistungen inner-
halb der zuständigen Exekutivorgane des Bundes 
oder der Länder oder eines Landes oder sonstwo. 
Wir empfinden mit den unmittelbar Betroffenen, de-
ren bohrende Fragen wir schon aus menschlichen 
Gründen voll aufnehmen müssen. Das fällt uns nicht 
leicht, aber wir tun das. Darüber hinaus wissen wir 
auch — und auch das muß hier einmal gesagt wer-
den —, wie schwer die Last gerade in diesen Tagen 
für diejenigen sein muß, die in den entscheidenden 
Tagen des September und des Oktober 1977 für die 
Sicherheit unseres Staates und für die unmittelbar 
betroffenen Bürger unseres Landes Verantwortung 
zu tragen und Entscheidungen zu fällen hatten. 

Wir müssen uns aber auch — und das ist das letz-
te zu diesem Punkt — den bohrenden Fragen aller 
Bürger stellen, die wissen wollen, wie es mit der 
Wirksamkeit der sicherheitspolitischen Maßnahmen 
unseres Staates bestellt ist. 

(Zuruf des Abg. Hartmann [CDU/CSU]) 

— Das tun wir, dabei bin ich ja gerade! — Dies al-
les zwingt uns dazu, auf eine schnelle und gründ-
liche Klärung der fraglichen Vorgänge zu drängen. 
Wir fordern deshalb eine volle und rückhaltlose 
Aufklärung. Dem Parlament als dem höchsten poli-
tisch verantwortlichen Organ unserer Republik stellt 
sich nach einer solchen Erklärung dann auch die Auf-
gabe, festzustellen, welche Konsequenzen wir zur 
Vermeidung künftiger Fehler zu ziehen haben wer-
den. Ich glaube — oder habe geglaubt —, daß dies 
eine Erkenntnis ist, die allen politischen Kräften in 
diesem Hause gemeinsam sein sollte. 

Meine Damen und Herren, ich komme zu einem 
anderen Aspekt. Sosehr wir die Betroffenheit und 
die Erregung vieler in unserem Lande verstehen 
und teilen, so  sehr müssen wir in allem Ernst und 
mit einem Höchstmaß an objektiver Nüchternheit an 
die Bewältigung dieser Aufgabe herangehen. Es ist 
dies weder ein Feld für einen parteipolitischen Streit 
noch ein Anlaß — und das sage ich ganz ausdrück-
lich —, irgendwelche Vorkommnisse kleinzuschrei

-

ben, zu verniedlichen oder unter den Teppich zu 
kehren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind doch 
aber gerade dabei!) 

— Sie sagen schon wieder, ich sei dabei. Hören Sie 
mich doch einmal zu Ende an; ich bitte Sie darum. 
Wo tue ich das denn? Es ist doch einfach nicht wahr, 
was Sie hier laufend unterstellen wollen! 

Wenn ich gesagt habe, das sei kein Feld für einen 
parteipolitischen Streit — das ist die eine Seite —, 
muß ich auch sagen, daß das, was die Kollegen 
Dregger und Spranger hier vorgebracht haben, ganz 
gewiß kein wertvoller Beitrag zu einer solchen Aus-
einandersetzung ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Hart- 
mann [CDU/CSU] : Immer wenn es für Sie 
brenzlig wird, dürfen wir nicht streiten!) 

Manches von dem, was hier an Beispielen ge-
bracht worden ist, trifft doch im Grunde genommen 
gar nicht den Kern der Sache, über den wir diskutie-
ren wollen und zu dem ich endlich kommen möchte. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Vogel? 

Dr. Wendig (FDP) : Ja, bitte. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Kollege Wen-
dig, sind Sie in der Lage, einmal einen Augenblick 
über die Frage nachzudenken, ob es nicht für eine 
sachgemäße Aufklärung und für das Heraushalten 
aus einem solchen parteipolitischen Streit auch hilf-
reich ist, daß diejenigen, die nun einmal die höchste 
politische Verantwortung tragen, durch Konsequen-
zen, die sie persönlich ziehen, den Weg für eine 
solche ruhige, sachliche Aufklärung freimachen? Ich 
darf an die Fälle Bender in Baden-Württemberg und 
auch Oxfort in Berlin erinnern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Wendig (FDP) : Verehrter Herr Kollege Vogel, 
ich muß hier wieder einmal sagen: Hören Sie mich 
doch bitte zu Ende an, und zäumen Sie hier das 
Pferd nicht von hinten auf! 

Wir müssen bei alledem auch ein weiteres be-
denken: In diesen Tagen wird sehr viel geschrie-
ben, geredet und leider auch spekuliert. Die not-
wendige Debatte über die Ursachen der Pannen 
und die Maßnahmen zu einer notwendigen Verbes-
serung bei der polizeilichen Ermittlung darf den 
Blick nicht dafür verstellen, welche außerordentli-
chen Probleme die modernen Erscheinungsformen 
des Terrorismus aufgeworfen haben. Trotz der Fehl-
entwicklung, die es zu erkennen und zu untersu-
chen gilt, darf nicht leichtfertig der Eindruck er-
weckt werden, hier bestünde ein beinahe unent-
wirrbares Chaos. So kann man es auch wiederum 
nicht machen. Das Vertrauen der Bürger, auf deren 
Mitwirkung wir auch in Zukunft angewiesen sein 
werden, darf ebensowenig untergraben werden wie 
die Einsatzfreudigkeit unserer Sicherheitskräfte, die 
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in den vergangenen Monaten mit einem hohen Maß 
an Pflichtbewußtsein tätig gewesen sind. Wir lei-
sten keinem• einen Dienst, wenn wir eilfertig ver-
werfen, wo es noch sehr viel zu fragen und zu prü-
fen gilt. 

Der Bundesminister des Innern hat uns soeben ei-
nen Bericht erstattet, der vieles klarstellt, aber 
auch — das will ich hier ganz offen sagen — noch 
einige Fragen offenläßt, nach dem gegenwärtigen 
Stand wahrscheinlich auch noch einige Fragen of-
fenlassen muß. 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages 
hat sich in zwei Sitzungen mit diesem Problem sehr 
ausführlich befaßt, ohne ,daß auch dort in allen Fra-
gen schon eine letzte Klarheit hätte gewonnen wer-
den können. Das gleiche gilt vermutlich auch für • 
den Innenausschuß des Landtags Nordrhein-West-
falen. 

Hier, meine Damen und Herren, liegt aber schon 
ein kardinaler Schwerpunkt für die Bewältigung 
des Problems. Die nach dem Grundgesetz und den 
geltenden Gesetzen vorgegebene föderative Struk-
tur unserer Polizei kennt nun einmal zwei Verant-
wortungsträger. Wir müssen fragen, ob nicht schon 
hier eine der grundlegenden Ursachen für etwaige 
organisatorische Mängel begründet liegt. Die Dop-
pelzuständigkeit von Bund und Land erschwert 
auch die Aufklärung des heute in Rede stehenden 
Sachverhalts. 

Die Fraktion der Freien Demokraten begrüßt da-
her mit Nachdruck den Beschluß der Bundesregie-
rung und der Landesregierung Nordrhein-Westfa-
len, eine unabhängige und fachlich erfahrene Per-
sönlichkeit mit der Untersuchung zu beauftragen, 
aus welchen Gründen dem Hinweis auf die Woh-
nung in Erftstadt nicht rechtzeitig bzw. nicht aus-
reichend nachgegangen wurde. Wir begrüßen, daß 
mit unserem früheren Kollegen, dem Bundesmini-
ster a. D. Hermann Höcherl, eine Persönlichkeit ge-
wonnen werden konnte, die hohes fachliches Wis-
sen mit Unabhängigkeit des Urteils in sich ver-
eint. 

Dies ist an und für sich ein Auftrag der zuständi-
gen Regierungen von Bund und Land. Wir sind 
überzeugt, daß uns ein objektiver Bericht vorgelegt 
wird. Dies gilt auch für den weiteren Auftrag, 
Vorschläge zu einem besseren Einsatz der staatli-
chen Mittel zu machen, die bei der Bekämpfung des 
Terrorismus geboten sind. 

Hierzu eine besondere Anmerkung. Dies bringt 
doch das Parlament nicht aus der  Verantwortung. 
Es ist falsch, dies so darzustellen. Wir werden hier 
im Plenum und in den Ausschüssen des Bundesta-
ges die Ergebnisse des Untersuchungsberichts ein-
gehend zu erörtern und auszuloten haben. Ich habe 
deshalb kein Verständnis für Stimmen aus Kreisen 
der Opposition, die da meinen, mit diesem Untersu-
chungsauftrag werde die Funktion des Parlaments 
in irgendeiner Weise tangiert. Das Gegenteil ist der 
Fall. 

(Beifall bei der FDP) 

Der Bericht des Bundesministers des Innern wirft, 
wie ich schon sagte, eine Reihe noch offener Fra- 

gen auf. Wir werden sie klären müssen. Ich lasse 
hierbei den Fall eines möglichen menschlichen Ver-
sagens an der einen oder anderen Stelle vorerst 
beiseite. Hier kommt es auf gewichtige Dinge an. 
Aber ich will sie hierbei nennen, damit Sie nicht 
meinen, es seien Dinge, die wir nicht erörtern, dis-
kutieren und prüfen wollten, und zwar, meine Da-
men und Herren, auch mit Konsequenzen, wenn es 
notwendig sein sollte. 

Da ist ,die Frage: Wie konnte es geschehen, daß 
eine offensichtlich wichtige Spur in den Zusammen-
hang mit einer allgemeinen Übersicht gebracht 
wurde, die für eine generelle Fahndung zu einem 
späteren Zeitpunkt gedacht war? Mußten nicht 
schon vor Ort, d. h. in Erftstadt und in Bergheim, 
andere Fahndungsmaßnahmen ergriffen werden bis 
hin zur Abfragung des beim Bundeskriminalamt 
vorhandenen Computer-Systems? 

Die weitere Frage: Hat eine Änderung der Be-
fehls- und Nachrichtenstrukturen durch den Regie-
rungspräsidenten Köln Unsicherheit über die zu 
treffenden Maßnahmen geschaffen? Aber auch: 
Konnte und mußte die Sonderkommission 77 beim 
BKA, angesiedelt in Köln, nicht trotz alledem die 
Bedeutung der Nachricht erkennen und danach ent-
sprechende Maßnahmen ergreifen? Warum ist dies 
unterblieben? 

Ist es schließlich richtig, daß das entscheidende 
Fernschreiben des OKD in Bergheim nicht an den 
Koordinierungsstab, wie man sagt, des Landes 
Nordrhein-Westfalen gelangt ist, und wie ist dies 
zu erklären? Meine Damen und Herren, dies sind 
auch für uns entscheidende Fragen, die jetzt nicht 
hinreichend geklärt sind und auf die ich jetzt auch 
nicht näher eingehen will. Für die heutige Debatte 
bringt uns dies nicht weiter. 

Aber die Fragen müssen weitergehen. Damit 
komme ich genau auf den Bereich, den beispiels-
weise auch der Herr Kollege Dregger angesprochen 
hat. Wie sieht es mit den allgemeinen Organisati-
ons-, Befehls- und Nachrichtenstrukturen aus? Bund 
und Land Nordrhein-Westfalen haben mehrere Len-
kungsorgane geschaffen, beim Bund die Zentralen 
Einsatzleitungen 1 und 2, letztere mit der Außen-
stelle Soko 77 in Köln, das Land Nordrhein-Westfa-
len den Koordinierungsstab ebenfalls beim Polizei-
präsidenten in Köln. Der Bundesminister des Innern 
hat — jetzt komme ich auf die Frage nach den Be-
fehls- und Leitungsstrukturen — am 6. September 
1977 den Ländern mitgeteilt, daß die Zentrale Ein-
satzleitung berechtigt sein sollte, alle erforderli-
chen Einsätze anzuordnen. Die Länder haben dem 
nicht widersprochen. Der Innenminister von Nord-
rhein-Westfalen hat deshalb folgerichtig auch das 
Landeskriminalamt angewiesen, alle Anforderungen 
des BKA in personeller und materieller Hinsicht zu 
erfüllen. 

Jetzt kommt die Frage: Welche Voraussetzungen 
waren nun geschaffen, daß das Bundeskriminalamt 
in den Stand versetzt wurde, durch einen ungehin-
derten Nachrichtenzufluß diese seine Lenkungsbe-
fugnisse auch wirksam auszunutzen? Der Bundesin-
nenminister hat einen bestimmten. Komplex von 
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Einrichtungen und Vorkehrungen genannt, die zum 
Teil mit den Ländern vereinbart worden sind. Aber 
hier kommt doch die Frage, die wir auch noch prü-
fen müssen: Reicht dies so aus? Wir wissen doch, 
daß nach der gegenwärtigen Fassung des BKA-Ge-
setzes das Bundeskriminalamt erst im nachhinein 
— und das heißt, nach einem eingetretenen Verbre-
chen — vom Bundesminister des Innern oder vom 
Generalbundesanwalt mit den polizeilichen Aufga-
ben auf dem Gebiet der Strafverfolgung beauftragt 
werden kann. Gegenwärtig können daher die erfor-
derlichen Organisationen und die Nachrichtenflüs-
se nur durch Verwaltungsvereinbarungen zwischen 
Bund und Ländern geschaffen werden; hiervon war 
schon die Rede. Diese Vereinbarungen will ich des-
wegen nicht klein schreiben; sie schließen deswe-
gen noch nicht ihre Wirksamkeit aus. Notwendig 
ist doch sicherlich, daß ein Kernbestand eines sol-
chen Organisationssystems zunächst einmal kraft 
Bund-Länder-Vereinbarung vorhanden ist und ein-
geübt worden ist. Daß dies im Prinzip der Fall ist, 
ist uns hier vorgetragen worden. Das kann natür-
lich nicht ein System sein, das überall und für je-
den Fall gelten und wirken kann. Wir müssen doch 
von der Komplexität der Verhältnisse ausgehen, 
von den Räumen, in denen derartige Dinge vonstat-
ten gehen und von den äußeren Umständen, denen 
man Rechnung tragen muß. Ich spreche deshalb nur 
einen Kernbestand eines solchen Systems an. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Hartmann? 

Dr. Wendig (FDP) : Ja, bitte! 

Hartmann (CDU/CSU) : Herr Kollege Dr. Wendig, 
sind Sie nicht der Meinung, daß die Frage nach der 
Organisationsstruktur im konkreten Entführungsfall 
Schleyer bereits dadurch beantwortet ist, daß Herr 
Innenminister Dr. Hirsch ausweislich des Protokolls 
des Innenausschusses des Landtags von Nordrhein-
Westfalen die Frage, ob ein eingeübtes Organisati-
onskonzept für die Schleyer-Fahndung vorgelegen 
habe, mit der Begründung verneint hat, niemand in 
Bund und Ländern habe damit gerechnet, daß sich 
Derartiges ereignen könne? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dr. Wendig (FDP) : Ich habe davon gesprochen, 
daß ein Kernbestand vorhanden sein muß, und daß 
es nicht möglich ist, eine Organisation zu schaffen, 
die auf jeden denkbaren Fall abgestimmt sein kann. 
Das heißt natürlich, daß ich auch nicht unbedingt 
mit jedem Fall rechnen muß und dafür ein System 
habe, das überall gleich paßt. 

Aber ich gehe da  auch noch weiter. Auch bei ei-
nem solchen Kernbestand gilt es zu fragen, ob es 
nicht Schranken gibt, die bei der gegenwärtigen 
Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und Län-
dern durch solche Verwaltungsvereinbarungen ein-
fach nicht überwunden werden können. 

Andere Fragen ergeben sich im Nachrichtenbe-
reich beim elektronischen Datensystem. Bundeskri

-

minalamt und Länder haben zum Teil — wir wissen 
das — unterschiedliche Systeme. Sind diese Syste-
me wirklich nicht kompatibel? Und was muß ge-
schehen, daß ein Zugang zum PIOS-System des 
Bundeskriminalamtes möglichst weit unten eröffnet 
werden kann? Dies war doch offensichtlich nicht 
befriedigend gelöst. Das Bedrückendste in unseren 
bisherigen Erkenntnissen liegt doch wohl darin — 
darüber besteht ja gar kein Streit —, daß eine 
schnelle Abfragung beim PIOS-System einen ent-
scheidenden Hinweis für wirksame Fahndungsmaß-
nahmen ergeben hätte. Die Spur wäre also wirklich 
heiß geworden. 

Meine Damen und Herren, ich habe alle diese 
Dinge bewußt in die Form von Fragen gekleidet, 
weil trotz bestimmter Vermutungen heute letzten 
Endes noch nicht überall letzte Antworten gegeben 
werden können. Deshalb halte ich gar nichts von 
einem etwas voreiligen Vorgehen der Opposition, 
die meint, in diesen Fragen überall schon die Ant-
worten parat zu haben. Wir haben einige dieser 
Antworten heute nicht. Wir werden aber — daran 
wollen wir alle mitwirken, ich habe das eingangs 
erklärt — alles dazu tun, daß diese Antworten ge-
geben werden können. Wir wissen, daß sowohl die 
Bereitschaft der Bundesregierung als auch die Be-
reitschaft des Landes Nordrhein-Westfalen, dabei 
mitzuwirken, voll und uneingeschränkt vorhanden 
ist. 

Wir wissen aber auch ein Weiteres. Wir wissen 
nämlich, daß sich die Bundesregierung und der 
Bundesinnenminister bereits seit geraumer Zeit au-
ßerhalb der bestehenden Verwaltungsabsprachen 
mit ,den Ländern in zwei Bereichen um eine Verbes-
serung der gesetzlichen Grundlagen bemühen. Das 
ist so. Es besteht die Forderung nach einer Kompe-
tenz des Bundeskriminalamts für eine vorbeugende 
Verbrechensbekämpfung im Bereich des Terroris-
mus und die Forderung nach einer Ausweitung der 
Zuständigkeiten des BKA als der zentralen Nach-
richtenstelle der deutschen Polizei. Man wird des-
halb hier die Frage anschließen müssen, aus wel-
chen Gründen bisher eine Übereinstimmung mit 
den Ländern nicht hat gewonnen werden können. 
Eine Erweiterung der Kompetenzen des Bundeskri-
minalamts in diesen Bereichen wird im übrigen von 
meiner Fraktion, den Freien Demokraten, schon seit 
langem gefordert. Ich selbst habe bisher in mehre-
ren Debatten bereits darauf hingewiesen, ohne daß 
von der Opposition überhaupt ein Echo gekommen 
ist. Hier werden möglicherweise Voraussetzungen 
geschaffen, die jenen Befehlsstrang überhaupt erst 
möglich machen, den Herr Kollege Dregger für not-
wendig erachtet, der aber so jetzt nicht geschaffen 
werden kann. 

Meine Damen und Herren, ich möchte hier kei-
neswegs den Eindruck erwecken, als ob ein Organi-
sationsgesetz für sich schon geeignet sein könnte, 
alle denkbaren Fehlentwicklungen von vornherein 
auszuschließen. Wir sollten aber alle gemeinsam 
nun endlich einmal prüfen — so weit sind wir in 
diesem Hause leider noch gar nicht —, ob hier 
nicht der brauchbarste Weg liegt, der dazu führt, 
etwaige Fehlentwicklungen auf ein Mindestmaß zu 
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beschränken. Ich bin hier sehr bescheiden. Wir 
Freie Demokraten werden jedenfalls auch auf diese 
Frage zurückkommen, wenn der Untersuchungsbe-
richt hier zur Debatte steht. Diese Frage berührt im 
übrigen einen Teil der Schlußfolgerungen, die der 
Bundesminister des Innern soeben in seinem Be-
richt mit angesprochen hat. Meine Damen und Her-
ren, wir nehmen die Verantwortung, die auch die-
ses Parlament für eine möglicherweise notwendig 
werdende Gesetzgebung zu tragen hat, sehr 
schwer. 

Wir weichen — damit komme ich zum letzten 
Teil meiner Rede — weder in diesem Bereich noch 
sonst irgendwo irgendwelchen Folgerungen aus, die 
notwendig werden mögen. Anders hätte die Forde-
rung nach einer rückhaltlosen Aufklärung keinen 
Sinn. Die Beratungen im Innenausschuß haben aber, 
wie ich meine, ohne jeden Zweifel deutlich ge-
macht, wie ernst die zuständigen Minister ihre Auf-
gaben in den kritischen Wochen des vergangenen 
Jahres genommen haben. Was heute — ich betone: 
heute — an Erkenntnissen vorliegt, enthält nichts, 
was den zuständigen Ministern persönlich anzula-
sten wäre. Wenn ich dies sage, vermindere ich da-
mit nicht das Gewicht der unheilvollen Konsequen-
zen, die das Versickern der heißen Spur im Septem-
ber 1977 ohne jeden Zweifel gehabt hat. Wichtig ist 
vor allem auch, wo die Fehlerquellen im System 
stecken und wie sie am wirkungsvollsten zu besei-
tigen sind. 

Wir erwarten, daß uns der Untersuchungsbericht 
für die Erörterung dieser Fragen bessere Entschei-
dungsgrundlagen geben wird, und wir hoffen zu-
gleich, daß dieser notwendige Prozeß danach mit 
der Debatte im Parlament und seinen Ausschüssen 
auch das Vertrauen unserer Bürger in die Wirk-
samkeit der staatlichen Sicherheitspolitik wieder 
verstärken wird oder herstellt. Darauf sind wir alle 
angewiesen, meine Damen und Herren. 

Ich darf ein letztes Wort zu dem 'sagen, wie die 
Herren der Opposition hier in weiten Teilen die 
Diskussion geführt haben. Ich meine, daß Ihre Bei-
träge nicht konstruktiv in dem Sinne waren, daß 
dieses Vertrauen, von dem ich eben gesprochen 
habe, hergestellt wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Hart- 
mann [CDU/CSU] : Der beste Beitrag wä- 

ren Konsequenzen!) 

Vizepräsident Stücklen: Das  Wort  hat der Herr 
Abgeordnete Pensky. 

Pensky (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Es ist sicherlich ein beacht-
licher Vorgang, daß der Kollege Dregger wieder 
einmal unter uns weilt, d. h., ich muß sagen, jetzt 
weilt er schon wieder nicht unter uns. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Wo weilt 
denn der Herr Bundeskanzler? — Hart- 
mann [CDU/CSU] : Der Herr Dregger ist 
auch nicht der Verantwortliche! — Weite

-

re Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich muß allerdings meine Betroffenheit darüber äu-
Bern, Herr Kollege Haase, Sie Zwischenrufer vom 
Dienst, 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

daß der Kollege Dregger erst jetzt bzw. nachher 
vor den Fernsehkameras sein Sicherheitsbedürfnis 
artikulieren will. Wahrscheinlich geschieht das in 
diesem Augenblick, wo ich mich mit seinen Aus-
führungen zumindest ein wenig auseinandersetzen 
wollte. Bei Herrn Dregger wird man einfach den 
Eindruck nicht los, daß innere Sicherheit für ihn 
nichts anderes als ein Modethema ist. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Ihr Problem, Herr Kollege Dregger, ist aber nicht 
unseres. Uns geht es um den Staat, uns geht es um 
die Sicherheit unserer Bürger in Freiheit in diesem 
Staat. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Hart- 
mann [CDU/CSU] : Ihnen geht es nicht 
um innere Sicherheit, Ihnen geht es um 
die Macht! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Nun regen Sie sich mal nicht auf, meine Herren 
Kollegen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Wir regen 
uns nicht auf, wir wundern uns nur! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Worum es Herrn Dregger geht, meine Damen und 
Herren, das kann inzwischen der Blinde mit dem 
Krückstock fühlen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kommen Sie 
endlich zur Sache!) 

Wir sind bereit, mit allen Kolleginnen und Kolle-
gen, auch mit den Kolleginnen und Kollegen der 
Opposition, bei alledem, was hier zu beraten, was 
zu entscheiden ist, mit Ihnen gemeinsam die besten 
Wege zu suchen, darum zu ringen und, wenn es 
sein muß, auch zu streiten. 

Der Kollege Dregger befindet sich eben nicht an 
den Orten, wo nach.  den Regeln des Deutschen Bun-
destages regelmäßig diese Diskussionen stattfinden, 
nämlich in den Fachausschüssen dieses Bundesta-
ges. Nie ist er dort anzutreffen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Alle müssen das nach seiner großangelegten Rede 
heute morgen wissen, daß Herr Dregger nicht eine 
Minute im Innenausschuß des Deutschen Bundesta-
ges anwesend war, als wir uns in zwei Sitzungen 
sehr umfassend bis in die späten Nachtstunden hin-
ein mit einer Aufklärung dieser Frage befaßten. 
Dort hätte er auch die Möglichkeit gehabt, Aus-
künfte zu erhalten. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber wir wissen ja,  die  Kleinarbeit, die Drecksar-
beit überläßt er anderen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Kümmern Sie 
sich um Ihren Dreck!) 

Ich sage das auch mit Blick auf die Kollegen Ihrer 
eigenen Fraktion. Aber wie er das gegenüber Ihrer 
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eigenen Fraktion vertritt, das ist natürlich seine Sa-
che. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Kümmern 
Sie sich doch um Ihre Fraktion, nicht 
um unsere! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Bei uns funktioniert die Infor

-

mation!) • 

Damit hat sich der Kollege Dregger selbst ins 
Abseits gestellt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ihm mangelt es deshalb auch an jeder Kompetenz, 
zu diesem Thema hier in diesem Saale zu sprechen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU]: Nicht mal das  Was

-

ser können Sie ihm reichen, Herr Kollege, 
so klein sind Sie gegenüber Dregger! Ein 
Hilfsabgeordneter sind Sie gegenüber 
Dregger! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Herr Haase, Sie haben den richtigen Namen; der 
Hase weiß auch von nichts. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Wei- 
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Deshalb hat der Herr Dregger hier in seinen Aus-
führungen von Sachverhalten geredet wie der Blin-
de von der Farbe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sprechen Sie 
doch einmal zu den Sachverhalten!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Spranger? 

Pensky (SPD) : Nein, ich gestatte jetzt keine Zwi-
schenfrage. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Haase [Kas- 
sel] [CDU/CSU] : Das ist Ihr Niveau!) 

Ich komme auf die Ausführungen des Kollegen 
Spranger noch zurück. Dann hat er die Möglichkeit 
zu einer Zwischenfrage. Herr -  Kollege Spranger, nach 
den demagogischen Ausführungen des Herrn Kolle-
gen Dregger konnte es ja gar nicht. ausbleiben, daß 
Sie versuchen würden, ihn noch zu übertreffen, d. h., 
daß Sie versuchet würden, auf diesen Schelm noch 
anderthalben draufzusetzen. 

(Zustimung bei der SPD — Hartmann 
[CDU/CSU] : Sie sind der Kritiker vom 

Diensts) 	 

— Nein. Wir wissen ja — das wissen inzwischen 
alle —, daß diese beiden Herren die Redner vom 
Dienst sind, wenn es darum geht, demagogisch zu 
polemisieren, zu diffamieren und zu verdächtigen. 

(Zustimung bei der SPD — Dr. Miltner 
[CDU/CSU] : Was machen Sie denn jetzt ei-
gentlich? — Hartmann [CDU/CSU] : Immer 
wenn Sie getroffen sind, spielen Sie die be

-

leidigte Leberwurst!) •  

Meine Damen und Herren von der Opposition, einen 
derartigen Stil lehnen wir ab. Wir sind nicht so an-
maßend wie Sie, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
ganz bestimmte Personen zu verurteilen, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Sie passen in 
diese Koalition wirklich hinein!) 

bevor das Ergebnis der Untersuchung überhaupt vor-
liegt. 

(Zustimmung bei der SPD — Hartmann 
[CDU/CSU] : Stammheim!) 

Das macht man in ' einem Rechtsstaat nicht einmal 
mit einem Schwerverbrecher. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : So war das 
in Stammheim!) 

Was das hier zur Beratung anstehende Thema an-
geht, so steht nur eines fest — auch daran beißt kei-
ne Maus einen Faden ab —: Bei der Fahndung auf 
Grund des grausamen Ereignisses vom 5. September 
1977 in Köln hat es nicht wiedergutzumachende Feh-
ler gegeben. Wer wo was falsch gemacht- hat und 
welche Rückschlüsse daraus zu ziehen sind, bleibt zu 
untersuchen. Wir werden es auf jeden Fall nicht zu-
lassen, daß es Anlaß zu der Annahme geben könnte, 
als wolle hier irgend jemand etwas vertuschen. Die-
se Ihre Verdächtigungen, . Herr Kollege Spranger, 
weise ich hier mit aller Entschiedenheit zurück. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Spran

-

ger [CDU/CSU] : Das hilft aber gar nichts! — 
Dr. Miltner [CDU/CSU] : Begründen Sie ein- 

mal, wie Sie das zurückweisen wollen!) 

Der gemeinsame Entschluß der Bundesregierung 
und der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, 
eine unabhängige, fachlich erfahrene Persönlichkeit 
mit der Untersuchung zu beauftragen, kann nur be-
grüßt werden. Dies ist eine optimale Möglichkeit, zu 
einem objektiven Bericht zukommen, der dann auch 
— darauf legen  wir Wert — ungeschminkt dem 
Deutschën Bundestag und damit der deutschen Öf-
fentlichkeit vorgelegt wird. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Sie möch- 
ten zuerst einmal Zeit gewinnen!) 

Die Gründlichkeit der Untersuchungen und die Ob-
jektivität werden dadurch beispielhaft, gefördert, 
weil beide Regierungen sich verpflichtet haben, dem 
Untersuchungsführer alle benötigten mündlichen und 
schriftlichen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Das hören 
wir jetzt zum drittenmal!) 

— Jawohl. Jetzt will ich einmal das Gegenstück vor-
tragen und sagen, wie dies in Ländern, in denen es 
nicht sozialliberale Regierungen gibt, praktiziert 
wird. Diese gegenseitige Mithilfe zur Aufklärung 
schwieriger Sachverhalte hebt sich eindeutig von dem 
ab, was wir in den letzten Tagen zu einem anderen 
aktuellen Fall erfahren mußten. Ich meine das völ-
lig unverständliche Verhalten der CSU-geführten 
Bayerischen Staatsregierung, die sich geweigert hat, 
eine Aussagegenehmigung für den bayerischen 
Staatsminister des Innern und seinen Amtsvorgän- 
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ger vor dem Untersuchungsausschuß des Bundesta-
ges zur Aufklärung der Abhöraffäre Strauß/Schar-
nagl zu erteilen. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP — 
Bundeskanzler Schmidt: Hört! Hört!) 

Hier muß ich doch wirklich fragen: Wer hat denn 
da wohl etwas zu vertuschen? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es wäre gut gewesen, wenn auch der Kollege Dreg-
ger zur Kenntnis genommen hätte, wie offen dage-
gen die Gespräche gewesen sind, die wir im Innen-
ausschuß führen konnten, wo Sie ja nicht zugegen 
waren, Herr Kollege Dregger, 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Ich tue das!) 

wo nämlich die Landesregierung Nordrhein-West-
falen bereitwillig Auskünfte gegeben hat, auch 
durch Beamte der nachgeordneten Stellen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Die kamen doch 
gar nicht!) 

Bei uns — ich wiederhole es noch einmal - wird 
nichts vertuscht. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch dies darf ich feststellen, weil es hier und 
da in Zweifel gezogen worden ist: Die Rechte des 
Deutschen Bundestages sind durch das in dieser 
Sache gewählte Verfahren voll gewahrt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich möchte deshalb auch nur sagen: Haben wir also 
Geduld und warten wir den Bericht ab; dann erst 
läßt sich ein Urteil fällen, soweit es solche Urteile 
zu fällen gibt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Miltner? 

Pensky (SPD) : Herr Kollege Miltner, Sie sind mir 
immer ein lieber Kollege. Ich will einmal sehen, ob 
Sie von diesem Verhalten heute abweichen. 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Danke für das Kompli-
ment. 

Herr Kollege Pensky, warum sagen Sie vor dem 
Bundestag nicht, daß der bayerische Innenminister 
zu diesem gesamten Komplex, den Sie eben ange-
sprochen haben, vor dem bayerischen Landtag be-
reits Stellung genommen hat und die Protokolle des 
Sicherheitsausschusses des bayerischen Landtages 
dem Untersuchungsausschuß des .  Deutschen Bundes-
tages zur Verfügung stehen? 

(Wehner [SPD] : Ist das ein Ersatz? — 
Kiechle [CDU/CSU] : Das sind Verschleie-

rungen!) 

Pensky (SPD) : Herr Kollege Miltner, Sie müssen 
eines wissen: Diese mysteriösen Observationen 
durch den bayerischen Verfassungsschutz in der Um-
gebung von Herrn Strauß geschahen nicht zu der 

Amtszeit des jetzigen bayerischen Innenministers, 
sondern des vorigen. Das ad 1. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Dann wissen Sie 
anscheinend schon alles!) 

Ad 2: Daß sich die bayerischen Kollegen im Landtag 
haben gefallen lassen, — — 

(Dr.  Miltner [CDU/CSU] : Woher wissen Sie 
das?) 

— Das weiß ich aus dem Bayerischen Landtag. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Wie die zeitliche Abfolge war, können Sie doch 
selbst nachsehen. Zu der Zeit ist nämlich noch Herr 
Merk Innenminister im Lande Bayern gewesen. 

tine weitere Unverschämtheit liegt darin — ich 
wüßte gar nicht, wie sich dieses Parlament in einer 
solchen Sache verhielte, wenn so etwas geschähe —, 
daß die Bayerische Staatsregierung es abgelehnt hat, 
der Bitte des zuständigen Ausschusses des Baye-
rischen Landtages nachzukommen, auch den Präsi-
denten des bayerischen Verfassungsschutzes zu hö-
ren. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

Hier muß man wiederum fragen: Warum wohl? 

(Hartmann [CDU/CSU] : Sie weichen doch 
. dauernd auf Nebenkriegsschauplätze aus!) 

— Ich glaube, das sind keine Nebenkriegsschau-
plätze, Herr Kollege. Ich übrigen habe ich nur deut-
lich gemacht, daß das Untersuchungsverfahren, das 
hier gewählt worden ist, geeignet ist, zu einem ob-
jektiven Ergebnis zu kommen. Dabei habe ich eben-
falls aufgezeigt, 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Nichts als 
Verneblung ist doch das!) 

unter welcher Mithilfe das geschieht und wie sich 
im Gegensatz dazu dieses  CSU-geführte Land ver-
hält. 

Ich warne auch davor, jetzt schon eine Hexenjagd 
auf Beamte zu veranstalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das tut nie- 
mand! — Hartmann [CDU/CSU] : Nur ab- 

lenken!) 

Wir können es uns einfach nicht leisten, das Klima 
unter denen noch weiter zu verschlechtern, die ihre 
volle Kraft täglich im Kampf gegen das Verbrecher-
tum einsetzen und deren Einsatzwillen wir noch 
dringend benötigen; denn auch das müssen wir wis-
sen: Die Gefahr ist noch nicht gebannt. 

Auch ich rate den Oppositionspolitikern, die sich 
in letzter Zeit zunehmend an der Spöttelei über 
die Computergläubigkeit des BKA-Chefs Dr. He-
rold beteiligt haben, ihre Position einmal zu über-
denken. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Herr Kollege Spranger, gerade auch Sie haben die-
ses Problem heute angeschnitten. Sie waren aber 
auch einer derjenigen, der damals, als wir die In-
formationen über die Möglichkeiten bekamen, die 
wir auf Grund dieses Computersystems beim Bun- 
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deskriminalamt in Wiesbaden haben, vorzeitig den 
Raum verließen, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

diese Informationen nicht zur Kenntnis nahmen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Anwesenheits

-

pflicht? — Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Sie 
entwickeln kriminalistische Talente!) 

aber statt dessen in Ihrer Postille dagegen pole-
misiert haben. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Spranger? 

Pensky (SPD) : Bitte, Herr Kollege Spranger. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Pensky, würden Sie 
zur Kenntnis nehmen, daß nicht ich als erster die 
Probleme der Computertechnik angeschnitten habe, 
sondern daß der Bundesinnenminister Maihofer sich 
in fachlich zu widerlegender Weise mit diesem Pro-
blem beschäftigt hat? Und würden Sie die politische 
Leistungsfähigkeit zukünftig nicht von irgendwel-
chen Präsenzen irgendwelcher Leute in irgendwel-
chen Ausschüssen oder bei irgendwelchen Tagun-
gen abhängig machen, sondern von dem, was sie 
tatsächlich leisten? 

(Widerspruch bei der SPD und der FDP) 

Pensky (SPD) : Nein, Herr Kollege Spranger; aber 
von Informationsmöglichkeiten, die bestimmte Leute 
nicht in Anspruch nehmen, obwohl sie draußen dar-
über polemisieren und so tun, als hätten sie den 
Stein der Weisen gefunden, 

(Hartmann [CDU/CSU] : Siehe Rheinland- 
Pfalz!) 

Ich muß deshalb dazu einige Ausführungen machen, 
weil es einen unmittelbaren Zusammenhang mit der 
Kriminalitätsbekämpfung auf dem Gebiet des Ter-
rorismus, insbesondere mit der Frage der Verfol-
gung im Fahndungsfall Schleyer hat. Denn auch 
dies steht heute fest, Herr Kollege Spranger: Hätte 
es nicht PIOS gegeben, dann wäre dieser Fall, der 
Anlaß der heutigen Debatte ist, gar nicht zu einem 
Fall geworden. 

(Spranger [CDU/CSU]: Völlig falsch!) 

— Doch! Denn erst dieses Computersystem, das alle 
Daten über Personen, Institutionen, Organisationen 
und Sachen aus der Terroristenszene speichert, hat 
es möglich gemacht, Hinweise auf die in Erftstadt-
Liblar als Mieterin aufgetretene Person zu geben. 

(Rawe [CDU/CSU] : Aber die Wohnung 
ist von der Bevölkerung genannt worden! 

Lenken Sie doch nicht so ab!) 

— Nein. Aber darüber, inwieweit die Person etwas 
mit der Terroristenszene zu tun hat, gab es das Er

-

gebnis im Computer PIOS. Wenn Sie das nicht 

wissen, kommen Sie demnächst in den Innenaus-
schuß; da können Sie das alles erfahren. 

(Rawe [CDU/CSU] : Das hat doch damit 
nichts zu tun! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Das ist gar kein Nebenkriegsschauplatz. Hier geht 
es um die Probleme, die damit in Zusammenhang 
stehen. Dieser Hinweis wäre sonst möglicherweise, 
vielleicht sogar höchstwahrscheinlich einer unter 
den rund 70 000 — ich sage es noch einmal: 70 000— 
kaum zu recherchierenden Hinweisen geblieben, 
die in der Fahndungsaktion seit dem 5. September 
1977 angefallen sind. 

Fest steht auch, daß die namentliche Identifizie-
rung nahezu aller an den spektakulären Terroran-
schlägen beteiligten Personen nur über das mo-
derne Computersystem beim BKA möglich war. 
Erst durch dieses Computersystem werden groß-
flächige Beobachtungen von Tat- und Täterzusam-
menhängen möglich. Damit hat das Bundeskrimi-
nalamt erst die wertvollen Fahndungshilfen für die 
Polizeien der Länder geschaffen, ohne die eine er-
folgreiche Fahndung bei der Mobilität des Verbre-
chens überhaupt nicht mehr denkbar ist. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, ständig von Fahndungsdefiziten spre-
chen — auch dies ist heute angeklungen, und drau-
ßen hört man es noch mehr —, dann sollten Sie 
korrekterweise diese Ergebnisse, von denen ich hier 
sprach, auch nicht verschweigen. Und Sie sollten 
auch nicht unterschlagen, daß immerhin seit dem 
Anschlag vom 5. September 1977 38 Terroristen 
hinter Schloß und Riegel gebracht werden konnten, 
und zwar nur auf Grund dieser Möglichkeiten und 
auf Grund des Fleißes der Polizeien des Bundes und 
der Länder. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Darum geht es 
überhaupt nicht! — Das steht doch gar 

nicht zur Debatte!) 

Diese Ergebnisse sind auch durch eine Verbes-
serung der internationalen Zusamenarbeit zustande 
gekommen. Auch hier spielt das Computersystem 
eine ganz besondere Rolle. Gehen Sie doch mal in 
das uns befreundete Ausland, um zu sehen, wie 
diese Länder unseren Computer bewerten und wel-
che Möglichkeiten, auf unser Computersystem zu-
rückzugreifen, sich auch für sie ergeben. — Sie 
schütteln den Kopf. Warum? Weil Sie es einfach 
bestreiten wollen. Ich bin bereit, Sie einzuladen, 
um Ihnen diese Eindrücke draußen zu vermitteln. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Rawe? 

Pensky (SPD) : Herr Kollege Rawe, Sie waren an 
dieser Sache sonst überhaupt nicht beteiligt. Ich 
würde da einen Kollegen aus dem Innenausschuß 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Sie reden uns 
doch an! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 
— Ja, bitte schön. 
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Rawe (CDU/CSU) : Herr Kollege Pensky, sind Sie 
mit mir eigentlich nicht der Meinung, daß es hier 
doch gar nicht darum geht, ob der Computer ver-
sagt hat? Hier geht es doch einfach um die Tat-
sache, daß der Computer gar nicht richtig gespei-
chert worden ist. 

Pensky (SPD) : Sie dürfen die Dinge nicht durchein-
anderwerfen. 

 (Erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

Im Computer eingespeichert war ja dieser Name. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aber die Ab- 
frage!) 

— Das ist etwas anderes. Darauf komme ich noch. 
Dazu werde ich Ihnen noch etwas sagen. Sie meinen 
natürlich, daß Sie unfehlbar sind. Ich will hier gar 
niemanden schützen ,aber dann müssen Sie auch dies 
mit ins Kalkül einbeziehen. 

Ich wollte das nur noch einmal sagen, weil der 
Computer immer bespöttelt wird, weil es ja den 
Chef des Bundeskriminalamtes treffen soll, einen 
Mann, der eine große und gigantische Leistung dort 
vollbracht hat für die Polizisten des Bundes und 
der Länder. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU] : „Gigantisch"? — Gi

-

gantische Fehlleistung! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Auch dies ist nämlich der beachtliche Beweis für den 
Erfolg der Computerfahndung: beispielsweise daß 
die Zahl der ständig mit Haftbefehl gesuchten Per-
sonen von 80 000 im Jahre 1973 auf 39 000 im Jahre 
1977 gesenkt werden konnte und daß die Entwen-
dung von Kraftfahrzeugen von 85 000 im Jahre 1973 
auf 52 000 im Jahre 1977 zurückgegangen ist. 

(Zuruf von ,der CDU/CSU: Es geht doch 
nicht um Kraftfahrzeuge!) 

Hier wird doch die präventive Wirkung der Com-
puterfahndung deutlich, an der alle beteiligt sind. 
Überlegen Sie sich bitte, ob Sie nicht lieber, anstatt 
der leichtfertigen Redereien über die Computergläu-
bigkeit des BKA-Chefs, sich daran beteiligen sollten, 
für einen weiteren Ausbau dieses Systems zu sor-
gen, aber auch für die Überwindung von Länder-
sperren zu sorgen, die eine optimale Nutzung heute 
noch teilweise verhindern. 

Natürlich gilt hier auch — nun komme ich auf 
den Punkt, Herr Rawe, jetzt können Sie mal hin-
hören —, daß im Mittelpunkt allen Geschehens der 
Mensch steht und deshalb menschliches Versagen 
nie völlig auszuschließen ist. Wir können nur alle 
überlegen, wie wir diese menschlichen Unzuläng-
lichkeiten in der Arbeit mit dem Computer mini-
mieren helfen. 

Sicher wird hierzu auch der Bericht des Herrn 
Höcherl etwas aussagen. Wir sollten uns gemein-
sam an die Arbeit machen und das tun, auf das die 
Bürger in unserem Land mit Recht warten, nämlich: 
wir sollten gemeinsam handeln und uns nicht vor 

den Augen der Öffentlichkeit streiten, weil wir da- 
mit ein Ziel der Terroristen verwirklichen würden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Was im gegenwärtigen Stand 
der Erkenntnis mit Gewinn in der Sache dem Parla-
ment heute vorgetragen werden konnte, ist durch 
Herrn Kollegen Maihofer, durch den nordrhein-
westfälischen Kollegen Hirsch und durch mehrere 
Abgeordnete der beiden Koalitionsfraktionen ge-
schehen. Ich will dem in der Sache nichts hinzu-
fügen. 

Ich muß auch sagen, daß ich sehr unter dem be-
drückenden Eindruck des meinen früheren Mini-
sterpräsidenten-Kollegen Moro betreffenden Ver-
brechens stehe, der ja als Präsident der Christlich

-

Demokratischen Partei Italiens auch ein Kollege von 
Dr. Kohl, dem Oppositionsführer, ist. Nach dem, 
was wir wissen, sind bei dieser Entführung vier 
ihn begleitende Personen getötet und eine weitere 
Person ist schwer verletzt worden. Es fällt mir 
schwer, angesichts dieser Not, die das italienische 
Volk betroffen hat, mich an gewissen Entwicklun-
gen der Debatte heute vormittag zu beteiligen. Ich 
möchte mich deshalb auf ganz wenige Sätze be-
schränken. 

Ich habe in der Regierungserklärung, die her-
kömmlicherweise jedes Jahr zur Lage der Nation 
abzugeben ist, am Donnerstag der vorigen Woche 
gesagt — ich darf mich selbst zitieren —: „Mich 
haben die zutage getretenen Umstände bei der  Be-
handlung von Hinweisen auf eine Wohnung in Erft-
stadt tief betroffen." Ich darf Ihnen versichern: 
Diese Betroffenheit dauert an, ohne daß ich alle 
menschlichen Tiefen, in die das rührt, Ihnen darle-
gen muß. Ich habe am Donnerstag weiterhin ausge-
führt, daß die Prüfung der Frage, was oder wer 
dort möglicherweise versagt hat, stattfinden müsse 
und daß sie bereits länger als seit dem vorange-
gangenen Tage im Gange sei. Ich habe hinzugefügt, 
daß diese Untersuchung und unsere Debatten dar-
über das Vertrauen der  Bürger in ihre Polizeien 
nicht gefährden dürfen, die auf die Mithilfe der Bür-
ger und auf deren Hinweise angewiesen sind und 
bleiben. 

Die Bundesregierung hat in der darauf folgenden 
Kabinettsitzung gemeinsam mit der Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen beschlossen, eine 
unabhängige und fachlich erfahrene Persönlichkeit 
mit einer Untersuchung zu beauftragen, aus wel-
chen Gründen dem Hinweis auf jene Wohnung 
nicht rechtzeitig oder nicht ausreichend nachge-
gangen wurde. Darüber hinaus soll der Beauftragte 
Vorschläge machen, die er ungeachtet der derzei-
tigen Zuständigkeitsbeurteilung auf Grund seiner 
Feststellungen zum besseren Einsatz der staatlichen 
Mittel bei der Bekämpfung des Terrorismus für ge-
boten erachtet. 
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Ich habe zur Sache über diese beiden Hinweise 

hinaus heute vormittag nichts Neues beizutragen. 
Ich möchte aber eines abschließend hinzufügen: 
Die Frage, ob im Sinne des Prinzips, nichts zu ver-
säumen und nichts zu verschulden, tatsächlich doch 
etwas Wichtiges oder gar etwas Entscheidendes 
unterlassen oder falsch gemacht worden ist, kann 
keine voreilige Beantwortung finden. Soweit die 
Bundesregierung zu antworten haben wird, wenn 
der Bericht des Herrn Ministers a. D. Höcherl vor-
liegt, wird sich die Bundesregierung die Antworten 
nicht leichtmachen. Von irgendeiner Leugnung der 
Verantwortung, Herr Abgeordneter Dregger, kann 
keine Rede sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe im Bundestag mehrfach das Gegenteil 
von Ihren Behauptungen dieser Art vorgetragen. 
Ich bleibe auch dabei und füge hinzu: Wir alle tra-
gen in einem weiten Sinn Verantwortung für das 
Ganze, für die Gesetze, die wir geben, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

für die Gesetze, die wir nicht geben, für Weisungen, 
die wir geben, für Weisungen, die wir nicht geben, 
und übrigens auch für das politische Klima, Herr 
Abgeordneter Dregger, das wir im Lande verbrei-
ten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
der SPD/FDP auf Drucksache 8/1617. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Der  Antrag ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD, FDP eingebrachten Entwurfs eines Ein-
undzwanzigsten Gesetzes über die Anpassung 
der Renten aus der gesetzlichen Rentenver-
sicherung sowie über die Anpassung der 
Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfall-
versicherung und der Altersgelder in der Al-
tershilfe für Landwirte (Einundzwanzigstes 
Rentenanpassungsgesetz — 21. RAG) 
— Drucksache 8/1601 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Aussthuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Glombig. 

Glombig (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Für die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion möchte ich den vorliegenden Entwurf der 
Fraktionen der SPD und der FDP zum 21. Renten-
anpassungsgesetz begründen. Die Koalitionsfraktio-
nen haben sich dazu entschlossen, parallel zu dem 
in Text und Begründung Bleichlautenden Regie-
rungsentwurf vom 8. März einen Antrag aus der 

Mitte des Bundestages einzubringen, damit die Be-
ratungen im zuständigen Bundestagsausschuß sofort 
nach der Osterpause beginnen können. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Damit die Rechte 
des Bundesrats verkürzt werden!) 

— Warten Sie mal, Herr Kollege. Sie haben spä-
ter noch die Möglichkeit, Zwischenrufe zu machen. 
Dieser war sicherlich fehl am Platze. Trotzdem wird 
der Ausschuß, Herr Kollege Hasinger, bei seinen 
Beratungen die Stellungnahme des Bundesrates 
noch rechtzeitig vorliegen haben und sie auch be-
rücksichtigen können. Das 21. Rentenanpassungs-
gesetz kann dadurch bis zur Sommerpause abschlie-
ßend beraten werden, ohne daß die Sorgfalt darun-
ter zu leiden braucht. Ich nehme an, daß das auch 
in Ihrem Interesse liegt, wenn Sie nicht nur Inter-
esse daran haben, diese Dinge in der Schwebe zu 
lassen, um sie weiter zum Gegenstand Ihrer pole-
mischen Auseinandersetzung mit uns unter Verne-
belung gegenüber den Rentnern zu machen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Hasin

-

ger [CDU/CSU]: Das Wort von der „pole- 
mischen Auseinandersetzung" weise ich 

zurück!) 

Mit dem vorliegenden Entwurf des 21. Rentenan-
passungsgesetzes, meine Damen und Herren, voll-
ziehen wir, wie bereits im Dezember 1976 angekün-
digt und von mir während der ersten Lesung des 
20. Rentenanpassungsgesetzes im März vorigen Jah-
res ausdrücklich unterstrichen, den zweiten Ab-
schnitt der Rentenkonsolidierung, die mit dem 20. 
Rentenanpassungsgesetz als der ersten Stufe begon-
nen worden ist. Für die politische Bewe rtung unse-
res Antrages ist diese Feststellung sehr wichtig. 

(Franke [CDU/CSU] : Da habt ihr doch ge

-

leugnet, daß es Probleme gibt!) 

— Nein, von uns sind sie nicht geleugnet wor-
den. Sie behaupten das, aber darauf kommen wir 
noch. Wir haben zu Beginn des vorigen Jahres 
die Rentenkonsolidierung von vornherein zweistu-
fig konzipiert. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Ja, das ist Ihnen entgangen, weil Sie nämlich 
immer dann, wenn wir über die Renten sprechen, 
nicht zuhören und Sie immer nur das gern hören 
möchten, was Ihnen gerade in den Kram paßt. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, der erste Schritt war 
das 20. Rentenanpassungsgesetz. Nun lesen Sie 
doch einmal im Protokoll nach, was dazu von uns 
gesagt worden ist, damit Sie das bestätigt finden. 

(Zuruf des Abg. Hasinger [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege Hasinger, seien Sie doch nicht 
jetzt schon so aufgeregt. Es geht doch erst los. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Sparen Sie Ihre Kraft für die späteren Auseinander-
setzungen. Ich möchte nun wirklich solider, als 
Sie das bisher getan haben, Ihnen klarmachen, um 
was es hier eigentlich geht, damit wir auch gemein-
sam über das diskutieren können, worum es hier 
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geht. Ich glaube, daß alle, die uns zuhören, auch 
einen Anspruch haben, daß wir ihnen klar sagen, 
um was es geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Das 20. Rentenanpassungsgesetz brachte vor al-
lem die Rückverlegung des Anpassungstermins auf 
den 1, Januar desselben Jahres, die Rückführung 
der Pauschalzahlung der Rentenversicherung für 
die Krankenversicherung der Rentner von rund 
17 % auf rund 11 % und die Einführung des Ren-
tenversicherungsbeitrags für Arbeitslose, die Lei-
stungen der Bundesanstalt für Arbeit erhalten, und 
zwar zu Lasten der Arbeitslosenversicherung bzw. 
des Bundeshaushaltes. 

In engem Sachzusammenhang damit stand das 
Krankenversicherungskostendämpfungsgesetz, das 
von Ihnen, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, anscheinend inzwischen vergessen worden 
ist; denn das hat sich so gut bewährt, daß Sie dar-
über heute lieber nicht mehr reden möchten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na! Na! Na!) 

Da haben Sie auch einige Dinge an die Wand ge-
malt, die, Gott sei Dank, nicht eingetreten sind. 

Jedenfalls haben wir mit diesem Gesetzespaket 
Rentner, Arbeitnehmer, Arbeitgeber und Anbieter 
von Gesundheitsleistungen in sozial ausgewogenem 
Verhältnis zur Sicherung der finanziellen Grundla-
gen unseres Sozialleistungssystems herangezogen. 

Schon im Dezember  1976, und zwar in der Regie-
rungserklärung des Bundeskanzlers, haben wir je-
doch erklärt, daß es voraussichtlich notwendig sein 
würde, als weitere Konsolidierungsmaßnahme die 
Rentenanpassungen für zwei Jahre niedriger fest-
zusetzen, als es der Brutto-Formel entspricht. Das 
ist nachzulesen. Insofern ist das Einundzwanzigste 
Rentenanpassungsgesetz nichts anderes als die an-
gekündigte und jetzt notwendig gewordene Fort-
schreibung des Rentenkonsolidierungsprogramms 
vom Dezember 1976. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Bei den Neurenten 
war etwas anderes gesagt!) 

— Ich komme darauf. Übrigens, wenn Sie auf die 
Neurenten anspielen, dann vergessen Sie mal nicht, 
daß dieses Problem entstanden ist, daß im Jahre 
1958 unter einer CDU/CSU-Regierung, die die ab-
solute Mehrheit in diesem Hause hatte, keine Ren-
tenanpassung stattfand, 

(Wehner [SPD]: So war das!) 

nachdem auf Grund der Rentenreform von 1957 
diese Wahl so für Sie ausgegangen war. Ich finde: 
Auch das müßten Sie heute den Rentnern erzählen, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

damit ihnen klar wird, vor welchen Problemen wir 
hier auf Grund der politischen Entscheidungen 
stehen, die Sie damals zu verantworten hatten. 
 

(Zuruf des Abg. Hasinger [CDU/CSU]) 

— Herr Kollege Hasinger, in einer Welt, in der die 
Zukunft nicht exakt vorhersehbar ist — und in der 
Welt leben Sie genauso wie wir —, müssen bei einer 
Fortschreibung der Wirtschaftsdaten die inzwischen 

eingetretenen Veränderungen berücksichtigt und 
wirtschaftliche Annahmen, die sich als unrealistisch 
erwiesen haben, korrigiert werden. Vor diese Not-
wendigkeit sind wir gestellt, weil es seit dem Som-
mer 1977 zu einer weltweiten Abkühlung des Kon-
junkturklimas gekommen ist. 

An den Gutachten, die im Herbst 1977 von unab-
hängigen Konjunktursachverständigen, wie z. B. 
vom Sachverständigenrat und von den fünf wirt-
schaftswissenschaftlichen Instituten vorgelegt wor-
den sind, läßt sich das ablesen — läßt sich das 
übrigens auch von seiten der CDU/CSU ablesen. 
Unter dem Zwang, einmal als realistisch angenom-
mene Berechnungen für die zukünftige Wirtschafts-
entwicklung zu revidieren, steht also auch die Oppo-
sition. Es wäre redlicher, wenn Sie das ehrlich zu-
gäben. CDU und CSU haben im letzten Jahr ihren 
sogenannten 

(Abg. Franke [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Herr Franke, hören Sie sich wenigstens das noch 
einmal an — Gegenvorschlägen zur Rentenkonsoli-
dierung genau dieselben Zahlen zugrunde gelegt wie 
die Bundesregierung. Die Opposition hat im vorigen 
Jahr sogar optimistischer gerechnet als wir; denn 
sie hat in ihrem damaligen Konsolidierungspro-
gramm ein Defizit von — sage und schreibe — fünf-
einhalb Milliarden DM. Mit solchen Programmen, 
mit solchen Vorschlägen kommt uns die Opposition 
auch in diesem Jahr wieder. Ich werde darauf noch 
eingehen. Das glaubte die CDU/CSU in der Hoff-
nung auf eine Verbesserung der wirtschaftlichen 
Entwicklung in Kauf nehmen zu können. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Deshalb hat die Union, Herr Kollege Müller, 
nicht das Recht, von „Rentenbetrug" zu sprechen 

(Hasinger [CDU/CSU] : Na, na! Aber andere 
haben dieses Recht?) 

und parteipolitisches Kapital daraus zu schlagen, 
daß frühere Rechnungen revidiert werden müssen. 
Jeder Vorwurf, den sie daraus ableitet, fällt auf sie 
selbst zurück. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich meine, daß dieses christdemokratische „Renten-
spiel" — und ich setzte dieses Wort Rentenspiel in 
Anführungsstriche — mit der Angst wirklich ein 
mieses Spiel ist. Es war ein mieses Spiel und es 
bleibt ein mieses Spiel. 

(Beifall bei der SDP und der FDP — Weh

-

ner [SPD] : Ein frivoles Spiel! — Hasinger 
[CDU/CSU] : Unerhört! Der SPD geht es 
nicht um die Rentner! — Gegenruf von der 
SPD: Sondern? — Wehner [SPD]: Worum, 
Knabe, glauben Sie? — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

— Ich werde Ihnen gleich einmal sagen, um was 
es Ihnen geht! Es kann doch Ihnen nicht um die 
Rentner gehen, wenn Sie nur die Rentner belasten 
und die Beitragszahler bei dieser Operation völlig 
verschonen wollen. Da werden Sie doch den Rent-
nern nicht einreden können, daß es Ihnen hierbei 
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allein um die Rentner geht! Aber darauf werde ich 
im einzelnen noch eingehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Müller 
[Remscheid] [CDU/CSU] : Der Rentner zahlt, 
der Bund kassiert! — Hasinger [CDU/CSU] : 
Sie stellen unsere Vorschläge völlig falsch 

dar!) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat 
sich bei ihren Beschlüssen von zwei Grundsätzen 
leiten lassen. Das sind Grundsätze, die wir auch 
schon früher vertreten haben, die wir inzwischen 
nicht geleugnet haben, die aber unter veränderten 
Bedingungen veränderte politische Einzelentschei-
dungen verlangen. Erstens. Wir halten an der Lohn-
bezogenheit der Renten und an der Teilhabe der 
Rentner am Wirtschaftswachstum fest. 

(Zustimmung bei der SPD — Müller [Ber- 
lin] [CDU/CSU]: Das ist ja nicht wahr! 
— Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Mein

-

ste!) 

— Ja, das meine ich nicht nur, sondern davon bin 
ich sogar überzeugt! 

(Franke [CDU/CSU] : Nur setzt ihr sie für 
drei Jahre aus!) 

— Herr Franke, Sozialdemokraten haben die brutto

-

lohnbezogene dynamische Rente erkämpft. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Ja, Sozialdemokraten! 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vielleicht wissen Sie das nicht; vor allem die jünge-
ren Kollegen wissen es nicht. Es ist historisch nach-
weisbar, daß die CDU/CSU im Jahre 1957 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die absolute 
Mehrheit hatte!) 

— die bekam sie nach der Rentenreform! — 

(Franke  [CDU/CSU] : Nein, die hatte sie 
vorher auch!) 

hier 
(Franke [CDU/CSU] : Die Mehrheit im 

Hause hatte!) 

entgegen der ursprünglichen Konzeption der damali-
gen Regierung Adenauer auf das damals von der 
SPD entwickelte Rentenreformprogramm einge-
schwenkt ist. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Das heißt, Sie wollten in Abständen von fünf Jahren 
eine Nachprüfung mit dem Ziel, zu klären, ob die 
Renten der wirtschaftlichen Entwicklung angepaßt 
würden; wir waren von vornherein dafür, daß die 
Renten jährlich den steigenden Löhnen — zwar mit 
einer gewissen Verzögerung — angepaßt werden. 
Das ist die historische Wahrheit! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich sage dies, weil Sie sich heute mit der Einführung 
der dynamischen Rente in der Rentenversicherung 
brüsten, die wir gegen Ihren harten Widerstand 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

erst ab 1969 in der Kriegsopferversorgung einführen 
konnten. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Das trifft doch über-
haupt nicht zu! — Burger [CDU/CSU] : Das 
war eine ganze Unwahrheit! — Wehner 
[SPD] : Gehen Sie nicht so leicht mit diesem 

Begriff um, Herr! — Weitere Zurufe) 

Sie sollten das einmal nachlesen. 

Meine Damen und Herren, wir haben durch die 
Rentenreform von 1972 und durch das Betriebs-
rentengesetz das Alter noch besser abgesichert. Das 
wollen Sie doch wohl nicht bestreiten. Allerdings ist 
dann von Herrn Katzer noch einer draufgesetzt wor-
den, und diese Operation — oder aber Manipula-
tion — hat dann zu den Schwierigkeiten geführt, 

(Wehner [SPD]: Leider wahr!) 

für deren Beseitigung wir uns jetzt ohne Ihre Hilfe 
einsetzen müssen. 

(Zustimmung bei der SPD — Hasinger 
[CDU/CSU] : Was heißt hier  „Manipula

-

tion"?  Haben Sie damals zugestimmt oder 
abgelehnt? — Zuruf des Abg. Katzer [CDU/ 
CSU] und weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Ach, Herr Kollege Katzer, da bin ich ja nun wirk-
lich dabeigewesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie haben Sie 
denn da abgestimmt?) 

Das kann man nachprüfen. 

Meine Damen und Herren, wir haben der Auf-
fassung zum Durchbruch verholfen, daß Sozialpolitik 
eigenständige gesellschaftspolitische Ziele zu ver-
folgen hat — da stehen wir allerdings, wenn ich 
das richtig verstehe, in einem Gegensatz zu Ihnen — 
und sich nicht bloß mit dem zufriedengeben kann 
und darf, was vom Tisch der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik an Brosamen abfällt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Hasin

-

der [CDU/CSU] : Und das sagen Sie aus- 
gerechnet in einer Zeit, in der Sie die 
Rentenerhöhungen kürzen! — Katzer [CDU/ 
CSU] : Genau da liegt der Grund für Ihre 

Misere!) 

— Darüber, in welcher Weise Sie die Renten kürzen 
wollen, wollen wir uns anschließend noch unter-
halten. 

Aus dieser Überzeugung ziehen wir den Schluß, 
daß die Sozialleistungen der wirtschaftlichen Ent-
wicklung anzupassen sind. Diesen gesellschaftspo-
litischen Fortschritt wollen wir auch in der Situation 
weltweiter wirtschaftlicher Schwierigkeiten nicht 
rückgängig machen. Und wir wollen auch nicht, daß 
er von anderen rückgängig gemacht wird! Im Ge-
genteil, wir wollen die dynamische Rente finanziell 
so stabilisieren, daß sie dauerhaft Bestand hat. Das 
ist unsere Position. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordne
-

ten der FDP — Franke [CDU/CSU] : Darum 
kürzt ihr seit ein paar Jahren!) 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 81. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. März 1978 	6365 

Glombig 
Zweitens. Die auf Grund der wirtschaftlichen Ent-

wicklung notwendigen Konsolidierungsmaßnahmen 
müssen sozial ausgewogen sein. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Der Rent

-

ner zahlt, der Bund kassiert!) 

Da sehe ich Sie nun ganz besonders streng an, nicht 
als Lehrer, auch nicht als Oberlehrer, aber als Kol-
lege. 

Die Finanzen der Rentenversicherung können nicht 
dauerhaft stabilisiert werden, ohne daß die Rentner 
Abstriche an den Rentenzuwächsen in Kauf nehmen; 
übrigens wollen auch Sie gar nichts anderes. 

Die Konsolidierung erfordert aber auch einen 
Beitrag der Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Das 
wollen Sie nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Man muß eine 
bessere Wirtschaftspolitik machen!) 

— Auch darauf komme ich noch. Das ist ja einer der 
umwälzendsten und epochemachenden Vorschläge, 
die Sie überhaupt unterbreitet haben. Darauf kom-
me ich noch ganz besonders zu sprechen. 

(Wehner [SPD]: Das wird ganz nützlich 
sein!) 

Im Grundsatz der sozialen Ausgewogenheit — 
vielleicht haben Sie davon schon einmal etwas ge-
hört — liegt der entscheidende Unterschied unserer 
Konzeption zu allem, was zu der Frage der Siche-
rung der Renten bislang an Vorstellungen der CDU/ 
CSU bekanntgeworden ist. Die Opposition möchte 
ganz offensichtlich die Konsolidierung allein den 
Rentnern aufbürden; denn sie lehnt jede Beitrags-
erhöhung ab, heute ebenso wie bei der Diskussion 
um das 20. Rentenanpassungsgesetz im vorigen Jahr. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir verlangen 
eine bessere Wirtschaftspolitik!) 

— Wenn das nun auch noch bestritten wird, dann 
verstehe ich die Welt wirklich nicht mehr. 

Diese Grundsätze haben wir in dem Entwurf des 
Einundzwanzigsten Rentenanpassungsgesetzes ver-
wirklicht, und zwar so, daß durch die Konsolidie-
rung Klarheit für die Rentner und Beitragszahler 
geschaffen wird. Diese Maßnahmen sind für die Be-
troffenen aber auch einsichtig, wie Sie, meine Da-
men und Herren, sicherlich feststellen können, wenn 
Sie nicht gleich mit demagogischen Absichten in ein 
Gespräch mit den Rentnern hineingehen. Außerdem 
sind sie verwaltungsmäßig praktikabel. 

Die wichtigste Regelung des Gesetzentwurfs ist 
die Festschreibung der Anpassung der Renten für 
das Jahr 1979 um 4,5 % und für die Jahre 1980 und 
1981 um je 4 0/o, d. h. zusammen — unter Berücksich-
tigung des entstehenden Zinseszinseffekts um 
13 % 

Man sollte also die schlichte Tatsache — wenn ich 
das einmal so bezeichnen darf — im Auge behal-
ten, daß auch dieses Gesetz ein Rentenerhöhungsge-
setz ist und nichts anderes. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Sagen Sie auch noch 
etwas zur Rentenverschlechterungsklausel!) 

— Darauf komme ich noch. Ich werde Sie darüber 
aufklären. — Keine Rente wird gekürzt. Es wird 
lediglich der Zuwachs begrenzt. Bei Ihnen wird es 
zu echten Rentenkürzungen kommen. Auch in Zu-
kunft gibt es für die Rentner mehr und nicht weni-
ger Geld. Meine Damen und Herren, daran gibt es 
nichts zu deuteln. Wir werden der CDU/CSU auch 
nicht gestatten, in der öffentlichen Auseinanderset-
zung daran zu deuteln. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mit der Festlegung auf bestimmte Anpassungs-
prozentsätze für drei Jahre gehen wir, wie bereits 
1976 vorsorglich. angekündigt, vorübergehend von 
der Bruttoformel ab. Das haben wir gesagt, und dazu 
stehen wir. Die sozialdemokratische Bundestagsfrak-
tion weist jedoch die Unterstellung zurück, damit sei 
die bruttolohnbezogene Rente preisgegeben. Wer 
nicht nur kritisiert 

(Franke [CDU/CSU] : Wie der DGB bei euch!) 

und polemisiert, wie Sie es tun — — 

(Franke  [CDU/CSU] : Nein, der DGB auch!) 

— Nein, Herr Kollege Franke, der DGB polemisiert 
nicht. Er spricht mit uns über diese Dinge in sehr 
sachlicher Form. Nun tun Sie doch bitte nicht so, 
als wenn der DGB mit Ihnen in einem Boot säße! 
Denn dann müßten Sie doch hier vor der staunen-
den Öffentlichkeit bekennen, daß sich Ihr Konzept 
von dem des DGB grundsätzlich dadurch unterschei-
det, daß der DGB sogar schon zum 1. Januar des 
kommenden Jahres eine Erhöhung des Beitragssat-
zes um ein halbes Prozent fordert. Tun auch Sie das? 

(Franke [CDU/CSU] : Warum macht Ihr das 
denn nicht? — Zuruf von der CDU/CSU: Der 
DGB hält Ihr Konzept für falsch! — Gegen- 
ruf des Abg. Wehner [SPD] : Sie sagen im- 
mer nur das von der Wahrheit, was Ihnen 

gerade nützlich ist!) 

Meine Damen und Herren, wenn nicht nur kriti-
siert und polemisiert werden soll, wie Sie es tun, 
sondern wenn man diesen vorliegenden Gesetzent-
wurf auch studiert, was ich Ihnen dringend emp-
fehlen möchte, dann kann sich jeder davon über-
zeugen, daß, wenn das Einundzwanzigste Renten-
anpassungsgesetz verabschiedet ist,  geltendes Recht 
sein wird, daß ab 1982 die Rentenanpassungen wie-
der der Bruttolohnentwicklung folgen sollen. 

Die Abflachung der Anpassungssätze in den näch-
sten drei Jahren schlagen wir in unserem Gesetz-
entwurf nicht deshalb vor, um die Bruttolohndyna-
mik abzuschaffen, sondern um sie zu stabilisieren. 
Ich wünschte mir, Sie würden das endlich einmal 
begreifen, 

(Beifall bei der SPD) 

weil Sie sich immer wieder als die Erfinder und 
Retter der bruttolohnbezogenen Anpassung. hinstel-
len. Dann müssen Sie auch einmal etwas dafür tun, 
damit das möglich ist, und den Mut haben, sich dazu 
zu bekennen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Katzer 
[CDU/CSU] : Das ist unglaublich! — Wei- 

tere Zurufe bei der CDU/CSU) 



6366 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 81. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. März 1978 

Glombig 
Mit dieser einmaligen auf drei Jahre verteilten 

Maßnahme führen wir das Rentenniveau auf eine 
Höhe herab, die aus heutiger Sicht finanzierbar ist. 

(Katzer [CDU/CSU] : Unerhört!) 

Diesen Einschnitt, der zugegebenermaßen die rela-
tive Verteilungsposition der Rentner im Verhältnis 
zu den Arbeitnehmern verschlechtert, halten wir für 
notwendig, um unser Rentensystem angesichts welt-
wirtschaftlicher Belastungen tragfähig zu erhalten. 
Er ist auch zumutbar angesichts der Tatsache, daß 
das Rentenniveau nun schon seit mehreren Jahren 
bedeutend gestiegen ist und einen Höchststand in 
der Geschichte der Rentenversicherung erreicht hat, 

(Zustimmung bei der SPD) 	 

und zwar sowohl bezogen auf das Brutto- als auch 
auf das Nettoeinkommen der Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der SPD) 

In der Zeit der sozialliberalen Koalition — das 
heißt von 1969 an — sind die Renten bis heute um 
rund 124 % gestiegen, die Nettolöhne der Arbeit-
nehmer nur um rund 98 % Im Vergleich dazu war 
in der davorliegenden Zeit — das heißt von 1957 
bis 1969 — das Nettorentenniveau bedeutend ge-
ringer. Die Renten sind in diesem viel längeren 
Zeitraum nur um 110 °/o gewachsen und hinter den 
Zuwächsen der Nettolöhne zurückgeblieben, die um 
115 % gestiegen sind. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Da gab es noch 
keine Inflation!) 

— Ich freue mich immer, Herr Dregger, wenn Sie 
Zwischenrufe machen, weil das mal wieder beweist, 
daß Sie davon sicherlich einiges verstehen. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung bei 
der CDU/CSU) 

Wir haben schon in einer Ihrer letzten Reden mit 
Erstaunen zur Kenntnis genommen, wie Sie die 
Dinge durcheinanderwirbeln, nicht in polemischer 
Absicht, an sich unter Ihrem Niveau. Aber vielleicht 
ist das Niveau so. 

Meine Damen und Herren, es muß jedoch einge-
räumt werden, die Anpassung mit festen Prozent-
sätzen für die Jahre 1979 bis 1981 deckt sich nicht 
mit unserem ursprünglichen Plan, die Bestandsrenten 
1979 und 1980 mindestens entsprechend der Netto-
lohnentwicklung anzuheben. Die finanzielle Ent-
wicklung der Rentenversicherung, aber auch — und 
das sollten wir dabei nicht vergessen — die inzwi-
schen beschlossenen Steuersenkungen haben dieses 
Vorhaben undurchführbar gemacht, und wir schrek-
ken nicht davor zurück, das hier auch einzugeste-
hen. Wir haben uns auch dazu entschließen müssen, 
die Zugangsrenten der Jahre 1979 bis 1981 in die 
Erhöhung mit festen Prozentsätzen einzubeziehen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Das heißt niedriger 
festzusetzen!) 

— Das ist Ihre Interpretation. Das müssen wir noch-
mal klarmachen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Niedriger als gegen- 
über dem geltenden Recht!) 

Es 'wird also auch das Niveau der Neurenten in zwei 
Teilabschnitten korrigiert. Maßgeblich dafür war, 
und das sollten Sie sich einmal ganz genau anhö-
ren — — 

(Franke  [CDU/CSU] : Ihr kürzt die Renten!) 

— Das haben wir so oft von Ihnen gehört, daß es 
wirklich an der Zeit ist, das zurückzuweisen, und 
darauf komme ich gleich zu sprechen. 

(Beifall bei der SPD) 

Maßgeblich dafür war, daß der ursprüngliche 
Plan, die Bruttolohnbezogenheit bei der Festsetzung 
der Neurenten auch für diese drei Jahre aufrecht-
zuerhalten, eine Schere zwischen Alt- und Neu-
renten hätte entstehen lassen, die auf verfassungs-
rechtliche Bedenken gestoßen ist. Meine Damen und 
Herren von der Opposition, wir hätten allein schon 
deswegen davon ausgehen müssen, daß Sie das 
wieder zum Gegenstand einer Verfassungsklage 
machen würden, um die sozialliberale Koalition 
damit zu treffen. Sie bedauern heute eine solche 
Maßnahme, und Sie hätten gewiß vor einem sol-
chen Verfassungsstreit nicht zurückgeschreckt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

Das sind die zwei Seiten Ihrer Politik, 

(Wehner [SPD] : Ja!) 

von der ich meine, daß das mit Aufrichtigkeit auch 
gegenüber den Wählern ganz bestimmt nichts zu 
tun hat, wenn Sie hier dauernd vom Rentenbetrug 
reden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nach unserem Gesetzentwurf soll auch die An-
passung der Unfallrenten in den nächsten drei Jah-
ren vorübergehend von der Bruttolohnentwicklung 
abgekoppelt werden. Die Meinungsbildung der SPD-
Bundestagsfraktion ist in diesem Punkt aber noch 
nicht endgültig abgeschlossen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Da in der Unfallversicherung keine Finanzierungs-
schwierigkeiten bestehen, gäbe es aus diesem 
Grunde keine zwingende Notwendigkeit zu einem 
.solchen Schritt. Jedoch gibt es schwerwiegende 
Gründe der Gerechtigkeit im Verhältnis zur Kriegs-
opferversorgung, bei der eine gleiche Regelung ein-
treten wird wie in der Rentenversicherung. 

Wir werden bei den Auschußberatungen trotzdem 
ernsthaft die Möglichkeit prüfen, das bisherige An-
passungsverfahren in der Unfallversicherung auch in 
den Jahren 1979 bis 1981 unverändert beizubehalten. 
Wegen der verringerten Anpassung in der gesetz-
lichen Rentenversicherung würde das freilich in den 
Fällen des Zusammentreffens von Unfallrenten mit 
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
trotz allem zu erhöhten Rentenanpassungen und 
Mehrbelastungen der Rentenversicherung führen. 
Dann wäre es allerdings notwendig und konse-
quent, die Höchstgrenze für das Zusammentreffen 
von Unfallrenten mit Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung von derzeit 85 % auf 80 % des 
Jahresarbeitsverdienstes herabzusetzen. Entsprechen-
de Konsequenzen beim Zusammentreffen von Unfall- 
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I renten mit Renten aus der knappschaftlichen Renten

-

versicherung wären dann ebenfalls unvermeidlich. 

In der knappschaftlichen Rentenversicherung, in 
der Kriegsopferversorgung, für die im Bundeshaus-
halt zur Zeit über 12 Milliarden DM ausgewiesen 
sind — ich finde das ist eine stolze Bilanz; 

(Franke [CDU/CSU] : Das hat doch mit der 
Rentenversicherung nichts zu tun!) 

ich darf das doch wohl einmal bemerken, weil ich 
jetzt zu einer Anmerkung komme, die damit in 
einem unmittelbaren Zusammenhang steht, und Sie 
mich hier ja sicher nicht zensieren wollen - 

(Franke [CDU/CSU] : Nein, ich wollte Sie 
nur fragen, was das mit der Rentenversiche

-

rung zu tun hat!) 

und auch in der Altershilfe für Landwirte bewirkt 
die Abflachung der Rentenerhöhungen Einsparun-
gen. Ich setze die Einsparungen in Anführungs-
striche, weil es Einsparungen bei den Zuwächsen und 
keine Kürzungen sind, d. h., es sind keine Einspa-
rungen, die durch Kürzungen zustande kommen. Es 
entstehen also „Einsparungen" für den Bundeshaus-
halt in den nächsten drei Jahren. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Der Rent

-

ner zahlt, der Bund kassiert!) 

— Ich werde Ihnen gleich noch einmal sagen, was 
der Bund alles gezahlt hat und weiterhin zahlen 
wird. 

Die SPD-Bundestagsfraktion geht davon aus, daß 
diese Mittel für sozialpolitische Zwecke eingesetzt 
werden. Zu diesen sozialpolitischen Zwecken zähl-
ten insbesondere strukturelle Verbesserungen im 
Kriegsopferrecht und — unter bestimmten Voraus-
setzungen — die unentgeltliche Beförderung aller 
Schwerbehinderten im öffentlichen Nahverkehr. 

Im übrigen ist der Vorwurf, so meine ich, unbe-
gründet, der Bund habe zur Konsolidierung der Ren-
tenversicherung nichts beigetragen. Die Einführung 
des Rentenversicherungsbeitrages für Arbeitslose 
wird indirekt auch den Bund belasten. Diese Be-
lastung wird auf jeden Fall eintreten, und zwar 
bereits auf Grund der Tatsache, daß wir diesen Ar-
beitslosenversicherungsbeitrag vom 1. Januar 1979 
auf den 1. Juli 1978 vorgezogen haben. Auch die mit 
der Vierten Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz 
beschlossene Übernahme der Kinderzuschüsse in 
Höhe des Kindergeldes wird den Bundeshaushalt be-
lasten. Außerdem wird der Bund die ihm unter 
früheren Regierungen gestundeten Bundeszuschüsse 
vorzeitig zurückzahlen, sowei dies noch nicht ge-
schehen ist. 

Die Opposition hat in der aktuellen Rentendis-
kussion keinen Vorschlag unterbreitet, der im ma-
teriellen Ergebnis für die Rentner besser wäre als 
das Konzept, das die Koalitionsfraktionen und die 
Bundesregierung vorgelegt haben. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Das Gegenteil ist 
richtig! — Wehner [SPD]: Wo haben Sie 
denn das Gegenteil? Sie haben höchstens 

ein Hinterteil, aber kein Gegenteil!) 

— Das müssen Sie uns hier erst einmal vorrechnen. 
Das gilt vor allem für den Vorschlag, Herr Kol-
lege Hasinger — Sie sollten sich auch einmal mit 
Ihrem eigenen „Vorschlag" beschäftigen; 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

den scheinen Sie ja gar nicht zu kennen —, bereits 
ab 1979 einen Krankenversicherungsbeitrag der 
Rentner als Abzug von der Rente einzuführen. Wenn 
dieser Vorschlag ernstgemeint ist, meine Damen und 
Herren, muß er das gleiche Einsparungsvolumen 
bringen wie die vorübergehende Verringerung der 
Rentenanpassungssätze. Die Rentner können also 
im Endeffekt damit nicht besser fahren als mit un-
serem Gesetzentwurf. 

(Zuruf des Abg. Dr. Dregger [CDU/CSU] — 
Burger  [CDU/CSU]: Es fragt sich nur, an 

welcher Stelle!) 

— Ihnen das einreden zu wollen, Herr Kolleger Bur-
ger, wäre doch eine glatte Irreführung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zuruf 
des Abg. Burger [CDU/CSU]) 

Nach den Vorstellungen der CDU/CSU müssen die 
Rentner mit Sicherheit gegenüber unseren Absich-
ten schlechtergestellt sein, 

(Hasinger [CDU/CSU]: Das ist ja unerhört!) 

— jawohl, das können Sie ja nachrechnen, ich 
komme dazu noch — denn die Opposition — — 

Das ist doch schon allein deswegen notwendig, 
weil Sie keine Erhöhung des Beitragssatzes fordern. 
Wie sonst wollen Sie denn die Defizite ausglei-
chen? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist doch eine klare Rechnung nach Adam Rie-
se: Wenn Sie keine Erhöhung des Beitragssatzes 
fordern, müssen Sie den Rentnern mehr abverlan-
gen. Wie sonst wollen Sie das Defizit ausgleichen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bessere Wirt

-

schaftspolitik!) 

Nur durch Ihre Visionen in der Beschäftigungs-
politik, von der wir gar nicht wissen, wie sie ei-
gentlich aussieht? Sie haben es bisher versäumt, 
uns auf diesem Gebiet ein Programm vorzulegen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich sage also, die Rentner können damit im End-
effekt nicht besser fahren als nach unserem Gesetz-
entwurf. Ihnen das einreden zu wollen, wäre eine 
Irreführung. Ich wiederhole das noch einmal, nach 
den Vorstellungen der CDU/CSU müssen die Rent-
ner mit Sicherheit gegenüber unseren Absichten 
schlechtergestellt sein, denn die Opposition lehnt 
offenbar — ich sage es noch einmal — eine Erhö-
hung des Beitragssatzes kategorisch ab. Treten Sie 
nachher hier an das Pult und sagen Sie, das sei 
nicht der Fall. Dann wären wir endlich auch in 
der Frage wieder in einem Boot zusammen. Das 
würde der Sozialpolitik guttun, der wir doch, meine 
ich, gemeinsam verpflichtet sein sollten. 

(Franke [CDU/CSU] : Eugen, sei vorsichtig!) 

— Ja, das bin ich. 
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dann die Rentner durch weitere Kürzungen ihrer 
Renten aufbringen. Es läßt sich errechnen, daß der 
Vorschlag der CDU/CSU, wenn er soweit modifi-
ziert werden müßte — und das muß er nämlich —, 
daß er finanziell zur Konsolidierung ausreicht, im 
Jahre 1981 einen Rentenabschlag von 8,5 °Io erfor-
dern würde. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Falsch, unrichtig! — 
Müller [Berlin] [CDU/CSU] : Red' doch nicht 
so ein dummes Zeug! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Regierungswechsel! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Werde ich hier eigentlich schon von jemandem 
geduzt, Herr Präsident? 

(Wehner [SPD] [zu Abg. Müller [Berlin]]: 
Wenn Sie Sozialdemokrat wären, hätten 
Sie schon einen Ordnungsruf bekommen!) 

 
Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, — — 

Glombig (SPD) : Werde ich hier eigentlich 
schon — — 

Vizepräsident Stücklen: Einen Augenblick, Herr 
Abgeordneter Glombig. 

(Zurufe von der SPD) 

Glombig (SPD) : Die Renten würden dann — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Glom-
big, darf ich bitten, daß der Präsident jetzt eine 
Bemerkung machen kann? 

Glombig (SPD) : Ich werde doch hier wohl noch die 
Frage stellen dürfen, ob ich im Plenum geduzt 
werde. 

Vizepräsident Stücklen: Den Zwischenruf „dummes 
Zeug" muß ich als unparlamentarisch zurückweisen. 

Glombig (SPD) : Ich meine, ich lege sonst gar nicht 
so großen Wert darauf, daß die Formen eingehalten 
werden, aber hier sollten wir das doch tun. 

Die Renten würden dann bis einschließlich 1981 
lediglich um 10,5 % steigen, während sie nach un-
serem Entwurf um 13% steigen werden. Um die 
Rentner nicht unzumutbar zu belasten, schlagen die 
Koalitionsfraktionen vor, auch Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber zur Sicherung der Rentenfinanzen her-
anzuziehen, und zwar durch eine Erhöhung des Bei-
tragssatzes um 0,5 % auf 18,5 % ab 1. Januar 1981. 
Die Belastung durch diese Erhöhung des Beitrags-
satzes ist geringfügig und auch wirtschaftspolitisch 
vertretbar. Wenn ich sage „geringfügig", bedeutet 
das für einen Durchschnittsverdiener — das ist nach 
den Unterlagen des Statistischen Bundesamtes je-
mand mit einem Einkommen von 2 000 DM — 
eine Belastung von 5 DM im Monat. Für die sozial-
demokratische Bundestagsfraktion gehören also die 
Abflachung der Rentenzuwächse und die Beitrags-
erhöhung aus Gründen der sozialen Ausgewogen

-

heit untrennbar zusammen. Nur beides zusammen 
ist sozialpolitisch vertretbar. Es wäre allerdings 
auch unsozial, meine Damen und Herren, Probleme 
der Rentenfinanzierung nur durch Beitragssatzerhö-
hungen zu lösen. Das ist allerdings auch nicht 
unsere Absicht. 

In der Rentenversicherung der Arbeiter und der 
der Angestellten werden Arbeitnehmer und Arbeit-
geber die Erhöhung des Beitragssatzes selbstver-
ständlich je zur Hälfte tragen. In der knappschaftli-
chen Rentenversicherung, in der der Arbeitnehmer-
beitrag bislang nur 8,5 % und der Arbeitgeberbei-
trag 15 % beträgt, wird nur der Arbeitnehmerbei-
trag erhöht, und zwar auf 9 % Damit sollen histo-
risch begründete, aber heute nicht mehr notwendi-
ge Unterschiede zwischen der allgemeinen Renten-
versicherung und der knappschaftlichen Rentenver-
sicherung abgebaut werden. Dann wäre allerdings 
der Beitragssatz der Arbeitnehmer in der allgemei-
nen Rentenversicherung immer noch etwas höher 
als der in der knappschaftlichen Rentenversiche-
rung. 

Für dringend notwendig halten wir auch eine 
Beitragssatzerhöhung in der Altershilfe der Land-
wirte. Diese Erhöhung müßte mindestens in dem 
Umfang erfolgen, in dem der Rentenversicherungs-
beitrag steigt. Eine Beitragssatzerhöhung für die 
Landwirte — und sei sie auch geringfügig — ver-
langt aus gesetzestechnischen Gründen eine Um-
stellung des Finanzierungssystem der landwirt-
schaftlichen •Alterskassen. Deswegen stellen wir 
das Problem zunächst zurück, werden es aber spä-
testens im Zusammenhang mit einer Neuordnung 
der Versorgung von Landwirtswitwen wieder auf-
greifen. Die Überprüfung des Finanzierungssystems 
der landwirtschaftlichen Altersversorgung ist 
nicht allein als Folgewirkung des Einundzwanzig-
sten Rentenanpassungsgesetzes notwendig. Sie ist 
aus Gründen der Verteilungsgerechtigkeit ohnehin 
schon längst überfällig. Die Altershilfe der Landwir-
te wird in viel größerem Umfang vom Bund mitfi-
nanziert als die  Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten, und zwar wesentlich mehr, als 
notwendig wäre, um den ungünstigen Altersaufbau 
der ' landwirtschaftlichen Bevölkerung auszuglei-
chen. Das Verhältnis von Rente zu eigener Bei-
tragsleistung ist bei den Landwirten ungefähr drei-
mal so günstig wie bei den Arbeitern und Ange-
stellten. Das betrachten wir allerdings als ein unge-
rechtfertigtes Privileg. 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird ferner auch 
weiter darauf achten und dafür eintreten, daß unge-
rechtfertigte Privilegien in der Altersversorgung 
schrittweise abgebaut werden. Das  betrifft nicht zu-
letzt bestimmte Fehlentwicklungen im öffentlichen 
Dienst. Die SPD strebt nach dem Beschluß ihres 
Hamburger Parteitages schrittweise eine Gesamtre-
form der Altersversorgung an, die sich an dem Ziel 
größtmöglicher Transparenz und Gerechtigkeit in 
und zwischen den einzelnen Versorgungssystemen 
orientieren soll. An diesem Ziel werden wir beharr-
lich arbeiten, auch wenn die politischen Verhältnis-
se nur begrenzte Fortschritte zulassen. 
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Das Einundzwanzigste Rentenanpassungsgesetz 
enthält eine sogenannte Risikoabsicherungsklausel. 
Sie ist bereits vielfach kritisiert, jedoch kaum un-
voreingenommen in ihrem Wortlaut zur Kenntnis 
genommen worden. Die jetzige Fassung hat nichts 
mehr mit früheren Diskussionsvorschlägen gemein, 
die auf eine automatische zusätzliche Belastung der 
Rentner bei Verschlechterung der Finanzsituation 
abzielten. Eine generelle Risikoverlagerung auf die 
Rentner können die Sozialdemokraten nicht mitma-
chen, weil diese mit der einseitigen Unterordnung 
sozialpolitischer Zielsetzungen unter wirtschafts-
und finanzpolitische Daten gleichbedeutend wäre. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Aber eine speziel

-

le schon!) 

Nach unserer Auffassung verfolgt die Sozialpolitik 
— ich habe es bereits bei anderer Gelegenheit ge-
sagt — eigenständige Ziele, die ihrerseits wieder 
für wirtschafts- und finanzpolitische Entscheidun-
gen Daten setzen. Deshalb enthält die jetzige Siche-
rungsklausel keinerlei rechtlich bindende Automa-
tik, die die Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers bei 
einer möglichen späteren Verschlechterung der Fi-
nanzsituation in irgendeiner Richtung festlegt. Die 
Klausel setzt auch nicht die Bundesgarantie außer 
Kraft. Sie enthält nicht mehr, aber auch nicht weni-
ger als die ohnehin selbstverständliche Pflicht einer 
verantwortlich handelnden Bundesregierung, Lö-
sungsvorschläge auf den Tisch zu legen, wenn un-
sere Altersversicherung trotz aller menschenmög-
lichen Voraussagen erneut in Schwierigkeiten ge-
raten sollte. 

Neben den Maßnahmen zur Sicherung der Ren-
tenfinanzen enthält der Gesetzentwurf der Koali-
tionsfraktionen noch eine Reihe von anderen Bestim-
mungen, mit denen wir unsere Bemühungen um 
mehr Verteilungs- und Beitragsgerechtigkeit in der 
Altersversicherung fortsetzen. Der  wichtigste Punkt 
ist die Einführung eines Krankenversicherungsbei-
trages der Rentner ab 1. Januar 1982. — Nun, Herr 
Kollege Hasinger, bitte ich Sie, sich das einmal ge-
nau anzuhören, weil hier die Unterschiede in den 
beiden Vorstellungen zum Ausdruck kommen. 

(Hasinger . [CDU/CSU] : Ich höre sehr ge

-

nau zu!) 

Wir legen entschiedenen Wert auf die Feststellung, 
daß die Einführung eines Krankenversicherungsbei-
trages für Rentner nach unseren Vorstellungen kei-
ne Maßnahme zur Konsolidierung der Rentenfinan-
zen zu Lasten der Rentner sein wird. Insoweit wird 
unser Rentnerkrankenversicherungsbeitrag grund-
sätzlich anders sein als das, was die Opposition un-
ter der Bezeichnung Rentnerkrankenversicherungs-
beitrag einführen will; denn das, was die Opposi-
tion einführen will, ist in Wirklichkeit ein Konsoli-
dierungsabschlag, sozusagen ein Rentenversiche-
rungsbeitrag der Rentner. Etwas ganz Neues! 

(Beifall bei der SPD) 

Im Jahre 1982 wird die Rentenversicherung, so-
weit das heute absehbar ist, auf Grund der Herab-
führung des Rentenniveaus und der Beitragssatzer

-

höhung den finanziellen Engpaß bereits hinter sich 
haben. Nach unserem Plan soll die Rentenversiche-
rung durch Einführung eines Krankenversiche-
rungsbeitrags der Rentner nicht entlastet werden. 
Das, was sie nach heutigem Recht pauschal an die 
Krankenkassen entrichtet, nämlich rund 11 °/o der 
Rentensumme, wird als einmalige prozentuale Ren-
tenerhöhung an die einzelnen Rentner ausgezahlt, 
und zwar zusätzlich zu der am 1. Januar 1982 fälli-
gen regulären Rentenanpassung. Diese einmalige 
Rentenerhöhung geht dann selbstverständlich in die 
spätere Dynamisierung ein. Die Rentner zahlen aus 
der so erhöhten Rente selbst den Krankenversiche-
rungsbeitrag, wobei nicht nur die Rente aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung, sondern das gesam-
te Alterseinkommen der Beitragshöhe zugrunde ge-
legt wird. Für diejenigen Rentner, die nur eine Ren-
te aus der gesetzlichen Rentenversicherung bezie-
hen, soll der Krankenversicherungsbeitrag bela-
stungsneutral sein. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Nicht sozial ge- 
staffelt!) 

— Ich komme darauf noch. — Er soll nicht höher 
sein als die einmalige Rentenerhöhung. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Für den 
Anfang!) 

- Natürlich für den Anfang. 

(Franke [CDU/CSU]: Und dann laufend!) 

— Ich komme noch auf die andere Seite zu spre-
chen, auf das Problem. 

Die Einzelheiten zur Berechnung des Krankenver-
sicherungsbeitrages der Rentner soll in einem be-
sonderen Gesetz geregelt werden. Der Rentnerkran-
kenversicherungsbeitrag wird sich am durchschnitt-
lichen Beitragssatz aller Kassen orientieren. 

(Franke [CDU/CSU] : Aber die kriegen 
doch kein Krankengeld!) 

Wegen des Grundsatzes der Belastungsneutralität 
wird er aber nicht mit diesem identisch sein kön-
nen. Wenn man einfach den durchschnittlichen 
Krankenkassenbeitrag von den zuvor um rund 11 °/o 
erhöhten Renten abzöge, wäre dieser Abzug höher 
als die vorhergehende Erhöhung. Dieses Problem 
soll durch einen ermäßigten Beitragssatz für Rent-
ner gelöst werden, der auch darin seine Rechtferti-
gung hat, daß Rentner keinen Anspruch auf Kran-
kengeld haben. 

(Franke [CDU/CSU] : Siehste!) 

Neben dem Grundsatz der Belastungsneutralität 
werden bei der späteren Konkretisierung des Rent-
nerkrankenversicherungsbeitrages noch zwei weite-
re Gesichtspunkte wichtig sein. Erstens darf für den 
einzelnen Rentner kein unzumutbarer Papierkrieg 
entstehen. Deshalb muß für den Rentnerkranken-
versicherungsbeitrag ein geeignetes Quellenabzugs

-

verfahren entwickelt werden. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Aha!) 
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Zweitens muß an dem heutigen grundlohnbezoge-
nen Belastungsausgleich zwischen den Krankenkas-
sen festgehalten werden. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Aber keine sozia

-

le Staffelung!) 

— Sie sind sehr ungeduldig, Herr Kollege Hasinger. 

(Wehner [SPD] : Er kann das Wasser 
nicht halten! Aber nur das Wasser!) 

Ich kann das begreifen, weil Sie da einen echten 
Nachholbedarf haben. Ich will Ihnen da auch gern 
helfen. 

Mit dem Rentnerkrankenversicherungsbeitrag ist 
allerdings für diejenigen Rentner, die neben der 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
noch weiteres Einkommen beziehen, eine Belastung 
verbunden. Auch das verschweigen wir nicht. Die-
sen Effekt hat unser Plan übrigens mit Vorschlägen 
der CDU/CSU-Fraktion vom letzten Jahre gemein-
sam. Die Belastung der zusätzlichen Einkommen ist 
von uns politisch gewollt. Wir sehen in ihr einen 
Beitrag zur Herstellung größerer Verteilungsge-
rechtigkeit zwischen den Rentnern einerseits und 
den Arbeitnehmern andererseits. 

Bei der Bemessung der Krankenkassenbeiträge 
werden nicht nur die Renten, sondern auch die den 
Renten vergleichbaren Einkommen, z. B. Pensionen 
und betriebliche Altersversorgung sowie Arbeits-
entgelte und Erwerbseinkommen, nicht aber Ein-
nahmen aus Untervermietung oder Zinsen für das 
Sparguthaben berücksichtigt. 

Diese Regelung ist sozial gerecht. Oder wäre es 
sozial gerecht, alle Rentner, die eine Rente von 
meinetwegen 200 DM haben, als arme Rentner zu 
bezeichnen, obwohl einige tatsächlich nur 200 DM 
Rente haben und die anderen zu den 200 Mark Ren-
te eine Pension von beispielsweise 1 800 DM bezie-
hen und mit diesem Teil ihres Einkommens zur Bei-
tragspflicht zur Krankenversicherungspflicht der 
Rentner nicht herangezogen werden? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß das ein Aus-
druck sozialer Gerechtigkeit sein kann. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Das ist unbestrit

-

ten! — Wehner [SPD] : Das darf auch 
nicht verdeckt werden!) 

— Wenn das unbestritten ist, freue ich mich dar-
über. Aber das kann uns nicht daran hindern, das 
noch einmal in aller Eindeutigkeit festzustellen. 

Und jetzt komme ich zu Ihrem Lieblingsthema. 
Herr Kollege Hasinger, Sie sind immer wieder ab-
gelenkt. Aber ich habe den Eindruck, Sie warten ja 
auf das, was ich z. B. zu einer Freigrenze oder zu 
einer sozialen Staffelung, wie Sie es nennen zu sa-
gen habe. Ich will das jetzt tun. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Ich bitte um Ent

-
schuldigung! Herr Wehner hat mich abge

-lenkt!) 

— Dafür habe ich großes Verständnis. 

Die Frage einer Freigrenze für kleine Altersein-
kommen beim Krankenversicherungsbeitrag der 

Rentner wird die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion ernsthaft prüfen, wenn das Ausführungsge-
setz zur Diskussion steht. Ein solcher Freibetrag 
hätte allerdings bei unserem System eine andere 
Bedeutung als bei dem System, das Sie vorschla-
gen. Das müssen Sie zugeben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir anerkennen einerseits die Berechtigung der 
Forderung nach einer Schonung kleinerer Alters-
einkommen, sehen aber andererseits auch das Pro-
blem, daß einem Arbeitnehmer mit niedrigem Ein-
kommen nur schwierig ein höherer Krankenversi-
cherungsbeitrag als einem Rentner mit dem glei-
chen Einkommen abverlangt werden kann. 

Deshalb könnte der weitere Ausbau der Rente 
nach Mindesteinkommen im Zug  der bevorstehen-
den Reformen 1984 vielleicht — ich unterstreiche 
das Wort „vielleicht" — ein besserer Weg sein als 
eine Freigrenze beim Rentnerkrankenversiche-
rungsbeitrag, wie wir es uns vorstellen. Das wollen 
wir prüfen, und darauf werden wir eine Antwort 
finden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Unser Gesetzentwurf enthält ferner neue Bestim-
mungen über die Beitragszahlung der freiwillig 
Versicherten. Die Problematik der freiwilligen Ver-
sicherung ist schon bei der Beratung des 20. Ren-
tenanpassungsgesetzes erkannt worden, konnte 
aber damals nicht abschließend beraten werden. 
Unbestritten dürfte unter allen Fachleuten sein, daß 
in einem nach dem Umlageverfahren finanzierten 
Versicherungssystem von der freiwilligen Versi-
cherung ein finanzielles Risiko zu Lasten der 
Pflichtversicherten ausgeht, wenn die freiwilligen 
Beiträge nicht kontinuierlich, d. h. mit einer gewis-
sen Regelmäßigkeit, gezahlt werden. 

Nach unserem Vorschlag sollen künftig nur sol-
che .freiwilligen Beiträge zu einer 'dynamischen 
Rentenleistung führen, die für einen zusammenhän-
genden Zeitraum von drei Kalenderjahren entrich-
tet werden, von denen jedes einzelne Jahr minde-
stens in der Höhe mit Beiträgen zu belegen ist, die 
dem Wert von zwölf Mindestbeiträgen entspricht. 
Dadurch sollen die freiwilligen Beitragszahler zur 
Kontinuität veranlaßt werden, zu einer Kontinuität, 
die übrigens auch in ihrem eigenen Interesse 
liegt, 

(Wehner [SPD]: Das ist eine solide Sache!) 

weil künftig nur durch regelmäßige Beitragszah-
lung eine angemessene Altersversorgung erreicht 
werden kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nur dann kann sie auch im geltenden Recht noch 
erreicht werden. Nur dann hat es einen Sinn für 
den freiwillig Versicherten. 

Für die politische Bewertung dieser Neuregelung 
der Beitragszahlung zur freiwilligen Versicherung 
ist folgendes wichtig: 

Erstens gilt die neue Regelung für freiwillige Bei-
träge nur für Beitragszahlungen ab dem 1. Januar 
1979. Die Ansprüche aus bis zum 31. Dezember 1978 
geleisteten Beiträgen bleiben unangetastet, ebenso 
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die aus Nachentrichtungsbeiträgen. — Ich sage das, 
weil  die  Propagandawelle hier ganz anders läuft. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies gilt selbst dann, wenn die Ansprüche auf dem 
Wege der Teilzahlung, die wir mit der Rentenre-
form 1972 eingeführt haben, erst in ,den Jahren 1979 
und 1980 erworben werden. 

Zweitens. Von der neuen Regelung bleiben auch 
diejenigen freiwilligen Versicherten völlig unbe-
rührt, die ohnehin dazu übergegangen sind, regel-
mäßig Beiträge zu zahlen. Denen können wir dann 
gratulieren. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Im vorliegenden Entwurf des 21. Rentenanpas-
sungsgesetzes schlagen wir auch vor, Herr Kollege 
Burger, die Verdienstgrenze für die Beitragspflicht 
zur Sozialversicherung von derzeit einem Fünftel 
auf ein Sechstel der Bemessungsgröße nach dem 
Sozialgesetzbuch herabzusetzen. Als Übergangslö-
sung wird die Verdienstgrenze für zwei Jahre auf 
390 DM pro Monat eingefroren und steigt dann ab 
1981 mit der Entwicklung der Arbeitseinkommen. 

Außerdem wollen wir eine Begrenzung der versi-
cherungsfreien Beschäftigungen für solche Tätig-
keiten einführen, die nicht mehr als zehn Wochen-
stunden umfassen. Diese Regelung soll allerdings 
nicht für Kräfte gelten, die im Haushalt arbeiten — 
man  bezeichnet sie unterschiedlich, ich sage mal 
„Hausgehilfin" dazu, aber man kann sie auch an-
ders nennen —, aber nur in privaten Haushalten. 
Denn wir glauben, daß es anders nicht sinnvoll ist, 
weil es nicht überprüfbar ist; nur das ist sinnvoll, 
was auch überprüfbar ist. 

Mit dieser Maßnahme wollen wir insbesondere 
die soziale Sicherung der Frauen verbessern. Das 
ist kein vorgeschobenes Argument. Einige glauben, 
wir müßten diese Maßnahme deswegen einführen, 
weil sie zur Konsolidierung der Rentenfinanzen bei-
trage. Dies hier hat einen ganz anderen Hinter-
grund. Den sollten Sie so akzeptieren, wie ich ihn 
nenne. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sagte also, daß mit dieser Maßnahme insbe-
sondere die soziale Sicherung der Frauen verbes-
sert werden soll. Gleichzeitig wollen wir aber auch 
aus arbeitsmarktpolitischen Gründen eine Maßnah-
me speziell im Hinblick auf das Reinigungsgewerbe 
treffen. Das Hacken auf der kommunalpolitischen 
Ebene, die Reinigungsdienste in private Betriebe zu 
verlagern, ist ja zur Zeit in der politischen Ausein-
andersetzung modern geworden. Wir wollen also 
aus arbeitsmarktpolitischen Gründen die speziell 
im Reinigungsgewerbe zu beobachtende Tendenz 
unterbinden, Voll- und Teilzeitarbeitsplätze abzu-
bauen und dafür in sozialversicherungsfreie Neben-
beschäftigungen auszuweichen, weil das billiger als 
eine Teilzeit- oder Vollbeschäftigung in diesem Be-
reich ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf legen wir 
ein sozial ausgewogenes Programm vor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie immer!) 

das präzise durchgerechnet ist. 

(Wehner [SPD]: Sehr richtig! — Zurufe 
von der CDU/CSU: Ja, ja!) 

— Ja, präzise durchgerechnet, im Gegensatz zu Ih-
rem. Dazu habe ich noch ein Wort zu sagen. Dar-
aus entlasse ich Sie nicht. Es ist in der Tat präzise 
durchgerechnet. Es ist das einzige Konzept, das 
präzise durchgerechnet ist. Es ist überhaupt auch 
das einzige Konzept, das durchgerechnet werden 
konnte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dieses Konzept ist also präzise durchgerechnet 

(Zuruf von der CDU/CSU: Für wie lange 
denn?) 

und bringt die Rentenfinanzen aus heutiger Sicht 
mit den veränderten wirtschaftlichen Daten in Ein-
klang. 

(Katzer [CDU/CSU] : Aus heutiger Sicht!) 

— Herr Kollege Katzer, unter Ihrer Ägide ist doch 
die 15-Jahre-Rechnung eingeführt worden. Danach 
haben wir uns doch zu richten. Wir wissen genau, 
daß wir veränderten wirtschaftlichen Verhältnissen 
auch bei der Finanzierung der Rentenversicherung 
Rechnung tragen müssen. 

(Katzer [CDU/CSU] : Nächstes Jahr sehen 
wir uns wieder!) 

Sie können ebensowenig wie wir den Propheten 
spielen, wenngleich Sie sich dazu immer wieder 
aufspielen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Nächstes Jahr!) 

Mit diesem Gesetz, insbesondere mit der maßvol

-

len Herabführung des Rententenniveaus und der Bei-
tragssatzerhöhung ab 1. Januar 1981, die — das be-
kenne ich — für uns schmerzvoll genug ist, schaf-
fen wir auch Grundlagen für die Rentenreform 
1984, mit der vor allem das Recht der Hinterbliebe-
nenversorgung und die Alterssicherung der Frauen 
neu geordnet werden müssen. Wir arbeiten daran, 
und wir sind fest entschlossen, dieses Werk auch 
rechtzeitig zu Ende zu bringen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir scheuen uns dabei nicht, im Interesse einer so-
liden Sozialpolitik und der Sicherung der Rentenfi-
nanzen unsere Absichtserklärungen vom Dezember 
1976 dort zu reduzieren, wo sie durch die objektive 
Entwicklung überholt sind. Nur: Mit „Wortbruch", 
„Willkür" und ähnlichen an der Sache vorbeizie-
lenden Vokabeln hat das alles nichts zu tun — 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und mit einer Aktion „Sichere Renten" schon gar 
nichts! 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Denn das, was Sie vorlegen, kann nicht sicher sein. 
Ich habe Ihnen ja dargelegt, daß mit Ihrem Konzept. 
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in diesem Jahr ein noch größeres Defizit als im 
Jahre 1977 verbunden ist, das Sie mit Maßnahmen 
decken wollen, von denen wir gar nicht wissen, 
wie sie im Bereich der Vollbeschäftigungspolitik 
aussehen. Da lachen doch die Hühner — selbst hier 
in Bonn! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Aber es ist viel schlimmer. Diese Vokabeln be-
zeichnen eigentlich nur die maßlose Demagogie ih-
rer Urheber. 

(Wehner [SPD]: Das ist wahr! Sie ist so- 
gar bodenlos! — Zurufe von der 

CDU/CSU: Unerhört!) 

— Kollege Möller, Unfehlbarkeit und Allmacht in 
der Beherrschung wirtschaftspolitischer Probleme, 
die sich der Herr Kollege Katzer soeben erneut an-
gemaßt hat, 

(Wehner [SPD] : Was bleibt ihm denn an-
deres übrig?) 

kann der Bürger vom Gesetzgeber und von der Re-
gierung schlechterdings nicht erwarten. Aber er 
kann erwarten, daß auf neue Situationen angemes-
sen und mit einem sozialpolitisch ausgewogenen 
Programm geantwortet wird. Das haben wir hiermit 
getan, und das vermissen wir bei Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Hasin

-

ger [CDU/CSU] : Mit Ihnen geht es im- 
mer weiter bergab! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Aber auch die Opposition steht in  einer Demo-
kratie in dieser Verantwortung. Auch sie muß auf 
neue Probleme neue Antworten geben und darf 
sich nicht auf abgedroschene Phrasen zurückzie-
hen, wie wir das in diesen Tagen immer wieder er-
leben. Sie muß klar sagen — ich bitte sie darum —, 
wie sie sich die Alternativen zur Regierungspolitik 
auch und gerade auf dem Feld der Sozialpolitik 
vorstellt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU: Regierungswechsel! — 

Eine bessere Wirtschaftspolitik!) 

Und jetzt sage ich nicht nur, weil ich damit Beifall 
erhaschen möchte, sondern aus Überzeugung; Sie 
dürfen es mir so abnehmen, wie ich es Ihnen sage: 
Es ist beschämend, wie sich die Opposition vor die-
ser Verantwortung drückt und sich aus der ernst-
haften sozialpolitischen Diskussion schlichtweg ab- 
meldet.  

(Wehner [SPD]: Was bleibt ihr ohne 
Konzept anderes übrig?) 

Sie versucht, den Bürger zu täuschen, 

(Beifall .bei der SPD und der FDP — Weh
-ner [SPD] : Natürlich! Das ist das einzige, 

was sie kann! — Zuruf von der CDU/CSU: 
Das ist unerhört! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

indem sie ihre Vorschläge zum Rentnerkrankenkas-
senbeitrag als Alternativkonzept anpreist. Das ist 
es nicht. 

(Franke [CDU/CSU] : Herr Kollege Glom- 
big, haben Sie gesehen, daß der Bundes

-

kanzler und Herr Arendt gerade besonders 
laut geklatscht haben? Auch Herr Arendt 

hat geklatscht!) 

— Herr Kollege Franke, Sie haben nachher noch 
die Möglichkeit, dazu Stellung zu nehmen. 

Dabei weiß sie ganz genau, daß dieser Vorschlag 
— ich wiederhole es — schon im letzten Jahr, un-
ter günstigeren wirtschaftlichen Annahmen, zur 
Konsolidierung der Rentenfinanzen nicht ausge-
reicht hätte. Es ist also eine Zumutung, diesen Vor-
schlag immer wieder aufs Neue zu präsentieren, als 
wäre inzwischen überhaupt nichts geschehen. Das 
ist doch genau das, was man uns immer wieder 
vorwirft, was man aber im Grunde genommen Ih-
nen vorwerfen müßte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist ein geradezu groteskes Armutszeugnis, 
wenn die Union in ihrem sogenannten Maßnahmen-
katalog — „Maßnahmenkatalog"; ich bitte Sie, sich 
das einmal auf der Zunge zergehen zu lassen — 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

zur Rentenkonsolidierung — zu mehr hat es da 
nicht gereicht — einfach Vollbeschäftigungspolitik 
als Instrument zur Deckung von Defiziten anführt 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vollbeschäfti

-

gung ist für Sie zum Fremdwort gewor

-

den!) 

und dabei die geringste Erläuterung dafür schuldig 
bleibt, mit welchem Programm sie die Arbeits-
marktsituation verbessern will. Vielleicht soll das 
mit dem Programm der Arbeitnehmer in der 
CDU/CSU oder mit dem Programm des Wirt-
schaftsflügels der CDU/CSU geschehen, wobei an-
gemerkt werden muß, daß es auf keiner der beiden 
Seiten, weder bei den Arbeitnehmern noch bei dem 
Wirtschaftsflügel der CDU/CSU, überhaupt ein 
Programm gibt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — La

-

chen bei der CDU/CSU) 

Wir sind sehr gespannt darauf, darüber von Ihnen 
mal etwas zu hören. Wenn Sie hier eine Vision ha-
ben, dann lüften Sie doch mal auch nur mit einem 
Spalt das, was Sie hier zu verbergen suchen, um 
dem erstaunten Volk und auch uns mitzuteilen, 
was Sie eigentlich in petto haben! Ich fürchte: 
nichts. Hier werden Rentnern und Versicherten le-
diglich, wie gesagt, Visionen .geboten. 

(Franke [CDU/CSU] : Ihr werdet ihnen in 
die Tasche greifen!) 

Wahrlich ein makabres Schauspiel! Wenn wir uns 
das erlauben würden, dann möchte ich das Ge-
schrei in der Öffentlichkeit und die Proteste der 
Opposition hier im Plenum nicht hören. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Wir werden hier 
doch reden dürfen!) 
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— Ja, das tun Sie doch fortgesetzt, wenn es auch 
nicht das Allerbeste ist. Aber ich kann Sie daran 
nicht hindern. 	  

(Hasinger [CDU/CSU] : Herr Wehner ver- 
steht nichts von der Rentenversicherung! 
— Wehner [SDP]: Aber Sie, Knabe! Ge- 

scheiterte Existenz!) 

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die Union 
auf, meine Damen und Herren von der Opposition 
— Sie haben heute nachmittag erneut Gelegenheit 
dazu —, sich in der Sozialpolitik endlich wieder auf 
den Boden einer konstruktiven und realistischen 
parlamentarischen Arbeit zu stellen. Wir sind übri-
gens gerne bereit — das ist ehrlich gemeint —, uns 
mit Ihnen über ernsthafte Vorschläge sachlich aus-
einanderzusetzen. Vielleicht haben wir heute nach-
mittag dazu noch die Möglichkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Opposition könnte dabei zeigen, daß . ihr die So-
zialpolitik mehr bedeutet als ein Exerzierfeld für 
eine politische Kriegsführung nach Sonthofener 
Muster. 

(Katzer [CDU/CSU] : Das durfte nicht feh

-

len!) 

Mehr allerdings haben wir hier nicht verspüren 
können. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD 
und der FDP — Hasinger [CDU/CSU] : 
Das war die Demaskierung der Sozialpoli

-

tik der SPD!) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren! 
Entsprechend einer interfraktionellen Vereinbarung 
treten wir jetzt in die Mittagspause ein. Wir setzen 
die Sitzung um 14 Uhr mit der Fragestunde fort und 
beginnen mit der Aussprache bereits um 14.45 Uhr, 
weil angenommen werden kann, daß die Fragestun-
de früher zu Ende geht. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 12.58 Uhr bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, die unterbrochene Sitzung ist 
wieder eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 

— Drucksache 8/1612 — 

Wir fahren mit der Beantwortung der Fragen aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministers für Ver-
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen fort. 
Zur Beantwortung der Fragen steht der Herr Parla-
mentarische Staatssekretär Wrede zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 86 des Herrn Abgeordneten 
Hartmann auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse einer Ableitung 
des Fernverkehrs aus dem Regnitztal den vierspurigen Ausbau 
der B 505 vorzusehen und die Maßnahme in die Dringlichkeits-
stufe I a des Ausbauplans für die Bundesfernstraßen einzu-
reihen? 

Wrede, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Ilea  Kollege, zur Entlastung der bestehenden B 4 
im Regnitz-Tal ist im Bedarfsplan für die Bundes-
fernstraßen der Neubau einer zweibahnigen Bundes-
fernstraße A 73 zwischen Nürnberg und Bamberg 
vorgesehen. Diese Neubaustrecke ist seit Jahren im 
Bau und im südlichen Teilabschnitt Nürnberg–Forch-
heim weitgehend fertiggestellt. Der Weiterbau er-
folgt zügig, je nach Vorliegen der planungsrecht-
lichen Voraussetzungen. Der in Dringlichkeits-
stufe I b eingereihte Ausbau der B 505 auf vier Fahr-
spuren ist nicht geeignet, den erwähnten Neubau 
der A 73 zu ersetzen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Keine Zu-
satzfrage. 

Dann rufe ich die Frage 87 des Herrn Abgeord-
neten Hartmann auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, als ergänzende Maßnahme zu 
einem vierspurigen Ausbau der B 505 die Bundesautobahn A 3 
zwischen Erlangen und Würzburg sechsspurig auszubauen? 

Bitte. 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Der Bedarfsplan sieht 
einen sechsspurigen Ausbau der A 3 zwischen 
Würzburg und Erlangen nicht vor. Mit dem Neubau 
der A 7 zwischen Würzburg und Ulm wird eine 
deutliche Entlastung der A 3 eintreten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Keine Zu-
satzfrage. 

Der Herr Abgeordnete Schäuble hat um schrift-
liche Beantwortung der von ihm eingereichten Fra-
gen 88 und 89 gebeten. Dem wird entsprochen. Die 
Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 90 des Herrn Abge-
ordneten Kolb auf: 

Was will die Bundesregierung bei Einführung der Nahver-
kehrsbereiche tun, um die Benachteiligung von Grenzfernsprech-
ortsnetzen zu beseitigen, wie z. B. für die Ortsnetze Friedrichs-
hafen (0 75 41), Kreßbronn am Bodensee (0 75 43), Immenstaad 
am Bodensee (0 75 45)? 

Herr Staatssekretär. 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ge-
statten Sie, daß ich die Fragen 90 und 91 zusammen 
beantworte, wenn der Herr Fragesteller einverstan-
den ist? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Der Herr 
Kollege Kolb ist offensichtlich einverstanden. 

Dann rufe ich auch die Frage 91 des Herrn Abge-
ordneten Kolb auf: 

Welche Regelung gedenkt die Bundesregierung zu ergreifen, 
um die offensichtliche Benachteiligung aller Fernsprechortsnetze 
an Grenzen zu korrigieren, bzw. welchen Mehrkilometerbereich 
gedenkt sie für diese Ortsnetze vorzusehen? 

Bitte. 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Entsprechend dem Be-
schluß des Deutschen Bundestages vom 16. Juni 1977 
in der Drucksache 8/342 wird der Bundespostminister 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
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Fernmeldewesen Vorschläge für die Nahbereiche 
von Ortsnetzen an der Küste, im Zonenrandgebiet 
und an den übrigen Grenzen unterbreiten. Die Vor-
schläge, die noch vom Verwaltungsrat der Deut-
schen Bundespost gebilligt werden müssen, zielen 
darauf ab, Nachteile auszugleichen, die sich bei 
konsequenter Anwendung der Nahbereichsregelung 
ergeben könnten. 

Zu der von Ihnen aufgeworfenen Frage nach 
Regelungen für die Ortsnetze Friedrichshafen, Kreß-
bronn und Immenstaad kann ich nicht Stellung neh-
men, da die Auswirkungen der beabsichtigten Rege-
lung im Einzelfall noch überprüft werden müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Kolb (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, aus Ihrer 
Aussage kann ich wohl schließen, daß Sie sich der 
Problematik bewußt sind. Aber ich frage mich, wes-
halb man dann in Public-Relations-Fragen so unver-
sichtig ist, die neuen Nahbereiche jetzt schon be-
kanntzugeben — auch in der Presse —, was dann zu 
Verärgerungen vor allem bei uns führt, die wir in 
einem halbkreisförmigen Gebiet am Bodensee leben. 
Das würde bedeuten, daß wir mit den Leuten ein-
fach nicht telefonieren könen. Ich frage Sie des-
wegen — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben jetzt gefragt. 

Bitte. 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, mir ist 
nicht bekannt, wovon konkret Sie sprechen. Aller-
dings gebe ich zu, daß wir, wenn Abgeordnete des 
Deutschen Bundestages nach einem konkreten Nah-
bereich gefragt haben, diese Fragen, soweit wir das 
zum jetzigen oder auch zu einem früheren Zeit-
punkt schon konnten, beantwortet haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage. 

Kolb (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, in diesem 
Zusammenhang ist auch die Frage zu stellen, ob 
die kommunale Neugliederung insoweit berück-
sichtigt wird, daß z. B. Gemeinden innerhalb eines 
Nahbereichs mit ihrer Kreisverwaltung telefonieren 
können? Andernfalls könnten sie womöglich mit 
einer anderen Kreisverwaltung in diesem Nahbe-
reich telefonieren. Würden Sie dies bei Ihren Über-
prüfungen mit berücksichtigen? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, zu die-
sem Punkt haben wir in den vergangenen Monaten 
sehr viele Anfragen gehabt. Dies ist ein Problem, 
das sich mit den technischen Mitteln, die die Bun-
despost zur Verfügung hat, und insbesondere mit 
dem Leitungsnetz, das fest in der Erde verlegt ist, 
nicht lösen läßt. 

Wir haben dieses neue System der Nahbereiche 
so gewählt, daß von jedem Ortsmittelpunkt aus der 

Fernsprechteilnehmer in einem solchen Nahbereich 
in einem Radius von 20 km mit allen anderen Teil-
nehmern telefonieren kann. Es ist nie Ziel dieser 
Maßnahme gewesen und auch nie vom Bundespost-
minister erklärt worden, daß jeder Teilnehmer in 
einer x-beliebigen Gemeinde in einem Nahbereich 
mit seiner Kreisverwaltung telefonieren kann. Wenn 
wir dies an einer Stelle einführen wollten — es 
gibt hier sicher Grenzfälle und Härtefälle —, müß-
ten wir das in der ganzen Bundesrepublik  tun. Dies 
hieße Investitionen in Höhe von vielen Milliarden 
DM tätigen, und das ist nicht zu verkraften. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage. 

Kolb (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wenn es 
z. B. nur um den fiktiven Mittelpunkt geht, der mei-
netwegen 300 m weiter, nämlich 20,3 km von die-
sem Punkt weg ist, hat das nichts mehr mit Tech-
nik, sondern einfach etwas mit Organisation zu tun. 
Wären Sie in diesem Falle bereit, die Überprüfung 
vorzunehmen? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, auch 
dies sind wir schon häufig gefragt worden. Auch 
bei allen anderen Maßnahmen, z. B. bei allen Ge-
bührenrechnungen der Post, gehen wir von diesem 
fiktiven Punkt aus. Wir können ihn nicht an x-be-
liebigen Stellen ändern, weil wir dann ja überall 
solche Grenzfälle neu schaffen würden. Bei dem 
einen sind es 20,3, bei dem anderen 20,4 und beim 
dritten 20,5 km. Wir würden also diese Grenzbe-
reichsfälle immer nur hinausschieben, und deswegen 
müssen wir an diesen fiktiven Meßpunkten festhal-
ten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Die letzte 
Zusatzfrage. 

Kolb (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mit mir darin überein, daß die fiktiven Orts-
mittelpunkte zu einem Zeitpunkt festgelegt worden 
sind, zu dem wir überhaupt noch nicht die kommu-
nale Neugliederung hatten und auch noch nicht an 
die Einführung von Nahverkehrsbereichen dachten, 
so daß diese Punkte zum Teil sehr willkürlich sind? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Aber sicher gebe ich 
Ihnen zu, daß sie schon länger festliegen. Nur wür-
den Sie bei einer Veränderung des fiktiven Ortsmit-
telpunkts nichts ändern. Dort nämlich, wo Sie ihn 
zur einen Seite hin verschieben, um über die 20 km 
hinauszukommen, würden Sie ihn an der anderen 
Stelle einengen und das wegnehmen, was Sie auf 
der anderen Seite hinzubekommen. Im Prinzip än-
dern Sie dadurch also nichts. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Berger (Lahnstein). 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wären Sie wenigstens bereit, bei der Einrich-
tung dieser Nahbereiche die Grenzen von Verbands- 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 81. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. März 1978 	6375 

Berger (Lahnstein) 
gemeinden zu respektieren, damit es in Zukunft 
nicht mehr so ist, daß Bürgermeister innerhalb ihrer 
Verbandsgemeinden Ferngespräche führen müssen? 

(Hoffie [FDP] : Das tun sie heute noch!) 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Dies, Herr Kollege, 
wird sicher in aller Regel mit dieser Grenzziehung 
von 20 km im Radius erreicht werden. Über beson-
dere Fälle — wenn es solche geben sollte; mir ist 
noch keiner bekannt — müßte im Einzelfall geredet 
werden, um zu klären, ob es technisch möglich ist, 
das zu ändern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Dr. Steger. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, steht nicht 
zu befürchten, daß bei der Schaffung von Ausnahme-
regelungen, wie sie eben gefordert wurden, die Bun-
despost mit einem ungeheuren bürokratischen Auf-
wand belastet würde, dessen Ertrag zu ihm in kei-
nem Verhältnis mehr stünde? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Auch dies, Herr Kol-
lege Steger, ist sicherlich ein Gesichtspunkt, der ein-
zubeziehen wäre. Ich hatte mich mehr auf die tech-
nischen Schwierigkeiten und auf die notwendigen 
Investitionskosten bezogen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Die letzte 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
fürchten Sie nicht umgekehrt, daß Ihnen die Außer-
achtlassung wichtiger örtlicher Gesichtspunkte bei 
einer zu starren Einhaltung der fiktiven Ortsmittel-
punkte, wie sie festgesetzt worden sind, nachträg-
lich ungeheure Scherereien aus allen Ecken der 
Bundesrepublik Deutschland machen und Sie zu 
nachträglichen Änderungen zwingen wird, die mehr 
kosten, als wenn das vorher geregelt würde? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jäger, 
ich fürchte dies gar nicht. Aber ich darf auf Ihre 
Frage eingehen. Sie tun mit dieser Fragestellung so, 
als wollten wir einen bestehenden Zustand ver-
schlechtern. 

(Hoffie [FDP]: So ist es!) 

In Wahrheit ändern wir doch in vielen Bereichen, 
insbesondere in ländlichen Bereichen, schwierige 
Verhältnisse, die zu Erschwernissen für die Bürger 
geführt haben, durch die positive Regelung, daß 
Menschen im Durchschnitt mit 18 umliegenden Orts-
netzen, mit denen sie heute zu Ferngesprächsgebüh-
ren telefonieren müssen, zukünftig zu Nahbereichs-
gebühren von 23 Pf telefonieren können. Das heißt, 
diese Regelung ist ein enormer Fortschritt, insbe-
sondere für die von Ihnen angesprochenen Bereiche, 
und kein Nachteil. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Da wir 
zeitlich gut liegen, lasse ich noch eine Frage zu. 

Becker (Nienberge) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wären Sie in diesem Zusammenhang bereit, den Mit-
gliedern des Hauses einmal mitzuteilen, wie viele 
Anträge auf Ausnahmegenehmigungen insgesamt 
bei Ihnen eingegangen sind? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Becker, 
ich habe die Zahl nicht parat; aber ich glaube, sie 
entspricht fast der Zahl der einzurichtenden Nah-
bereiche. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
Frage 92 des Abgeordneten Dr. Friedemann auf: 

Zu welchen jährlichen Mehreinnahmen führt die bevorstehende 
Erhöhung der Postgebühren, und zu welchen jährlichen Minder-
einnahmen führen die bevorstehende Senkung der Fernmelde-
gebühren, die bevorstehende Einführung des Nahverkehrstarifs 
und die bevorstehende Vorziehung des Mondscheintarifs? 

Herr Staatssekretär: 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
wird dem Verwaltungsrat der Deutschen Bundes-
post in Kürze eine Vorlage über Gebührenmaßnah-
men im Post - und Fernmeldewesen zuleiten. Die sich 
hieraus ergebenden Ertragsentwicklungen werden 
wie folgt geschätzt: 

1. jährliche Mehreinnahmen durch Erhöhung der 
Postgebühren ab 1979 ca. 1 Milliarde DM, 

2. Mindereinnahmen durch Senkung der Fernmel-
degebühren 1978 insgesamt ca. 0,6 Milliarden DM, 
1979 bis 1982 im Jahresdurchschnitt 1,3 Milliarden 
DM, 

3. Mindereinnahmen im Fernmeldewesen allein 
durch Vorziehen des Mondscheintarifs 1978 ca. 70 
Millionen DM und 1979 ca. 160 Millionen DM, 

4. Mindereinnahmen durch Einführung des Nah-
verkehrstarifs, die nach den Erfahrungen des Probe-
betriebs auf jährlich ca. 1 Milliarde DM geschätzt 
werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, da 
sich meine Frage und Ihre Antwort auf das Ge-
samtgebührenniveau der Post erstrecken, möchte 
ich Sie fragen: Stimmen wir darin überein, daß an-
gesichts der gesamten Ertragslage der Bundespost 
auf absehbare Zeit eine Erhöhung des Gebühren-
niveaus bei der Deutschen Bundespost weder not-
wendig noch vertretbar ist? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es tritt 
keine Erhöhung des Gebührenniveaus bei der Deut-
schen Bundespost ein, sondern eine Verlagerung, 
d. h. eine Erhöhung im Postbereich, wo wir eine 
von Jahr zu Jahr größere Unterdeckung zu ver-
zeichnen hatten, und eine Gebührenentlastung im 
Fernsprechbereich, wo wir seit Jahren steigende 
Überschüsse hatten. Wir halten dies für angemes-
sen. Wenn wir zu diesen Gebührenverschiebungen 
nicht kämen, würden diese beiden Bereiche nämlich 
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Parl. Staatssekretär Wrede 
immer weiter auseinanderlaufen, was auf Dauer 
nicht zu vertreten wäre. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Friedmann (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
da ich aus Ihrer Antwort erfreulicherweise Über-
einstimmung insoweit feststellen darf, daß allenfalls 
Strukturveränderungen, aber keine Niveauverände-
rungen in Frage kommen, möchte ich Sie fragen: 
Teilen Sie meine Auffassung, daß vor diesem Hinter-
grund in absehbarer Zeit — sagen wir in den näch-
sten zwei Jahren — Erhöhungen des Gebühren-
niveaus bei der Bundespost nicht notwendig sind? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe Ihnen eben die Zahlen über die Verschiebun-
gen vorgetragen. Diesen Zahlen hätten Sie entneh-
men können, daß für die Kunden der Post, wenn 
man Post- und Fernsprechbereich zusammen nimmt, 
insgesamt eine Entlastung von nicht unbeträcht-
lichem Ausmaß eintritt. Dem mögen Sie die vorge-
zeichnete Entwicklung der Postpolitik entnehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, welchen Vor-
ziehungszeitraum haben Sie Ihrer Berechnung zu-
grunde gelegt, und reicht dieser aus, um die gegen-
wärtig erkennbare Überlastung des Fernmeldenetzes 
aufzulösen? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es gibt 
Erprobungsbetriebe im Nahbereich. Diese haben uns, 
glaube ich, in allen Gebieten, sowohl was den Zeit-
faktor als auch was die Netzbelastung und in Teil-
bereichen die Netzüberlastung angeht, genügend Er-
kenntnisse vermittelt, die es uns gestatten, mit 
einiger Sicherheit zu prognostizieren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Berger (Lahnstein) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, habe ich Sie eben richtig verstanden, daß Sie 
ausführten, die vorgezeichnete Entwicklung bei der 
Bundespost führe zur Senkung von Gebühren? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Nein, das habe ich 
nicht gesagt, sondern ich habe gesagt, durch diese 
Maßnahme würden die Kunden der Post insgesamt 
nicht unbeträchtlich entlastet. Dies steht im Gegen-
satz zu dem, was man häufig in der Presse lesen 
kann, insbesondere in Stellungnahmen von Oppo-
sitionspolitikern, wo davon gesprochen wird, es sei 
eine zusätzliche Belastung der Postkunden geplant. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Die Fra-
ge 93 des Abgeordneten Wohlrabe wird auf Bitten 
des Fragestellers schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 94 der Abgeordneten Frau Pack 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Fortfall der Ge-
schwisterermäßigung bei den Omnibusbetrieben der Deutschen 
Bundespost und der Deutschen Bundesbahn im Hinblick auf ihre 
eigenen sozial- und familienpolitischen Absichten? 

Herr Staatssekretär. 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Verkehrsunternehmen Bahn und Post müssen bei 
der Gestaltung ihrer Personenbeförderungstarife 
zwischen der Verpflichtung zur Entlastung ihrer 
Haushalte durch Verbesserung ihrer Wirtschaftser-
gebnisse und den berechtigten Interessen der Ver-
kehrsnutzer abwägen. 

Der Kostendeckungsgrad bei Schülerzeitkarten mit 
Geschwisterermäßigung war  in  den letzten Jahren 
unvertretbar niedrig. Er betrug 1977 im Postreise-
dienst nur ca. 12 %, im Bahnbusdienst nur ca. 20 %. 
Bei diesem niedrigen Kostendeckungsgrad muß eine 
Reduzierung der Ermäßigung für das zweite und 
die folgenden Kinder auch unter Berücksichtigung 
sozialer und familienpolitischer Gesichtspunkte als 
angemessener Kompromiß bezeichnet werden. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß sich in fast 
allen Bundesländern die Schulträger an der Bezah-
lung der Schülerzeitkarten beteiligen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Frau Pack (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie 
können Sie mir glaubhaft machen, daß sich das, was 
Sie jetzt sagen, mit dem vereinbart, was unser Bun-
deskanzler in seiner Regierungserklärung gesagt 
hat, nämlich daß es Familien mit Kindern in Zukunft 
finanziell besser haben sollten? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Das würde ich z. B. 
dadurch belegen, daß wir das Kindergeld für die 
Mehrkinderfamilien erhöht haben und daß wir uns 
bemühen, eine familienfreundliche Steuerpolitik zu 
betreiben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine letzte Frage. 

Frau Pack (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, glau-
ben Sie, daß Sie mit dieser Maßnahme, die ja eine 
Vorgabe durch die Bundesregierung war, die von 
Bundespost und Bundesbahn nur nachvollzogen 
wurde, das Defizit bei der Bundesbahn und bei der 
Bundespost erheblich verringern können? 

Wrede, Parl. Staatssekretär: Die Frage ist, Frau 
Kollegin, was man unter „erheblich" versteht. Tat-
sache ist, daß wir in vielen, vielen Einzelbereichen, 
insbesondere bei der Bundesbahn, auf der einen 
Seite zu Einsparungen und auf der anderen Seite zu 
Ertragsverbesserungen kommen müssen. Nur diese 
große Palette von vielen Einzelheiten kann insge-
samt zu einem einigermaßen befriedigenden Ergeb-
nis führen, und dazu gehört auch diese Maßnahme. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich danke 
Ihnen, Herr Statssekretär. Damit sind die Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Auswärtigen auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht Frau Staatsminister Dr. Hamm-Brücher zur 
Verfügung. 

Die Frage 98 ist von Herrn Abgeordneten Voigt 
(Frankfurt) eingereicht. 

Gibt es Informationsmängel zwischen den Botschaften der 
EG-Staaten, wie aus den unter der Überschrift „Journalisten 
verhinderten Vertrauenskrise" geschilderten Vorgängen hervor-
geht („Frankfurter Rundschau" vom 22. Februar 1978), und was 
gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls zu tun, um diese 
Mängel zu beheben? 

Bitte, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt: Die Frage des Herrn Abgeordneten 
Voigt beantworte ich wie folgt: 

Die Bundesregierung glaubt nicht, daß die geschil-
derten Vorgänge auf echte Informationsmängel zu-
rückgehen. Es trifft zwar zu, daß in den arabischen 
Staaten noch keine Informationsbüros oder andere 
Vertretungen der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaft bestehen, die in erster Linie Träger der 
gemeinschaftlichen Informationspolitik sind. Diesem 
Zustand soll in absehbarer Zeit abgeholfen werden. 
Bis dahin obliegt es aber der Botschaft des Mitglied-
staates, der in der EG die Präsidentschaft innehat, 
die Informationspolitik der EG vor Ort zu koordi-
nieren. Zu diesem Zweck erhält sie sowohl von den 
Organen der EG wie von ihrer Heimatregierung 
zweckdienliche Informationen. 

Die Bundesregierung ist im Rahmen ihrer perso-
nellen und materiellen Möglichkeiten bemüht, die 
deutschen Auslandsvertretungen laufend über die 
wesentlichen allgemeinen sowie die speziell für das 
jeweilige Gastland wichtigen Entwicklungen in der 
EG zu unterrichten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage. 

Voigt (Frankfurt) (SPD) : Frau Staatsminister, sind 
im Hinblick auf die in meiner Frage angesprochenen 
Presseberichte Schritte unternommen worden, um 
eventuelle zukünftige weitere Berichte auf Grund 
einer besseren Koordination überflüssig zu ma-
chen? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Das wird 
sicherlich der Fall sein, Herr Kollege. Ich füge noch 
hinzu, in diesem Fall wäre es der Einfachheit halber 
auch möglich gewesen, daß sich die in Frage kom-
menden arabischen Botschaften in Bonn oder in 
Brüssel die notwendigen Informationen geholt hät-
ten, um die aufgetretenen Mißverständnisse zu ver-
meiden oder abzubauen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 99 von Herrn Abgeordneten Dr. Hupka 
auf: 

Hat die Bundesregierung entsprechend dem ihr von Professor 
Andrej Sacharow in Moskau vorgetragenen Fall des bereits seit 
Jahrzehnten bekannten Ausreisebegehrens einer deutschen Fa-
milie tätig werden können, und wie beurteilt sie bejahenden-
falls  den Erfolg dieser Bemühungen? 

Bitte, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Die An-
frage von Herrn Dr. Hupka beantworte ich wie folgt: 

Das Ausreisebegehren der Familie, für die sich 
Herr Sacharow in seinem kürzlichen Brief eingesetzt 
hat, ist der Bundesregierung seit langem bekannt. 
Sie hat sich — wie in anderen vergleichbaren 
Härtefällen — dafür eingesetzt, die erbetene Aus-
reise in die Bundesrepublik Deutschland zu erwir-
ken. Auch der Herr Bundesaußenminister hat sich 
anläßlich seines letztjährigen Besuches in Moskau 
u. a. dieses Falles angenommen und unserem An-
liegen, der Familie zu helfen, Nachdruck verliehen. 
Die Bundesregierung wird — wie bisher auch — 
in  Zukunft alle ihr zur Verfügung stehenden Mög-
lichkeiten nutzen, die sowjetische Seite auf das 
schwere Schicksal solcher Familien hinzuweisen. Sie 
hofft, daß ihre Bemühungen auch in diesem beson-
ders tragischen Fall schließlich zu einem positiven 
Ergebnis führen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, aus 
Ihrer Antwort ist zu schließen, daß noch kein Erfolg 
erzielt worden ist. Worauf führen Sie zurück, daß 
trotz der Schlußakte von Helsinki hier ein Fall vor-
liegt, der der Bundesregierung seit langem bekannt 
ist und der jetzt auch noch einmal durch den Einsatz 
von Herrn Sacharow einen bestimmten aktuellen 
Charakter erhalten hat? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege, trotz der im ganzen erfreulich erledigten Fälle 
bleibt immer noch eine Zahl von unerledigten Fällen 
übrig, um die wir uns nach besten Möglichkeiten 
weiterhin bemühen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, hat 
die Bundesregierung das selbstlose Eintreten von 
Herrn Sacharow dazu benutzt, ihm persönlich dafür 
zu danken, daß er sich als Russe für einen russi-
schen Staatsangehörigen deutschen Volkstums in 
dieser Weise einsetzt? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Ab-
geordneter, dies ist anläßlich des Besuchs von Herrn 
Sacharow in der deutschen Botschaft in Moskau 
selbstverständlich geschehen. Dies würde bei einem 
weiteren Besuch in angemessener Weise selbstver-
ständlich wiederholt werden. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 100 des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka 
auf: 

Kann damit gerechnet werden, daß die Ausreise von Deutschen 
aus der Tschechoslowakei in diesem Jahr abschließend geregelt 
wird, nachdem die Tschechoslowakei nur noch über einige hun-
dert Ausreisewillige Auskunft erteilt hat, oder sind die Angaben 
der Tschechoslowakei in Frage zu stellen, so daß sich die Aus-
reisen auf einen längeren Zeitraum erstrecken werden? 

Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Die Bun-
desregierung . besitzt trotz der Bemühungen des 
Deutschen Roten Kreuzes keine absolut gesicherten 
Unterlagen über die Zahl der aktuellen Ausreise-
wünsche. Dies gilt um so mehr, als die Bundesregie-
rung die persönlichen Dispositionen der Ausreise-
bewerber nicht kennt. Während des kürzlichen Be-
suchs des tschechoslowakischen Außenministers 
Chnoupek in Bonn hat Bundesminister Genscher mit 
seinem Amtskollegen die Ausreisefrage erörtert. 
Außenminister Chnoupek hat dabei in Aussicht ge-
stellt, daß weitere einige hundert Fälle in Kürze ab-
schließend behandelt werden sollen. Auch diese Ge-
spräche haben bestätigt, daß. die Tschechoslowakei 
ihre Verpflichtungen aus dem Briefwechsel über hu-
manitäre Fragen vom 11. Dezember 1973 weiterhin 
einhalten wird — ich zitiere —, 

daß die zuständigen tschechoslowakischen 
Stellen Anträge tschechoslowakischer Bürger, 
die auf Grund ihrer deutschen Nationalität die 
Aussiedlung in die Bundesrepublik Deutschland 
wünschen, im Einklang mit den in der CSSR gel-
tenden Gesetzen und Rechtsvorschriften wohl-
wollend beurteilen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Eingehend auf Ihre Bemer-
kung, daß keine abgesicherten Zahlen vorliegen, die 
Frage: Kann das daran liegen, daß dem Deutschen 
Roten Kreuz nur die Korrespondenz mit dem Tsche-
choslowakischen Roten Kreuz möglich ist, nicht aber 
die Korrespondenz mit denen, die ausreisen wollen? 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Dem Deut-
schen Roten Kreuz ist es vor allem möglich, seine 
Informationen über Angehörige der möglichen Aus-
reisewilligen hier in der Bundesrepublik zu bezie-
hen. Das ist wohl die Grundlage der recherchierten 
Zahlen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Bezugnehmend auf das im 
Briefwechsel verwendete Wort „wohlwollend" die 
Frage: Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß 
die Zahl der Ausreisen aus der Tschechoslowakei im 
vorigen Jahr rückläufig gewesen ist und daß für die 
ersten beiden Monate dieses Jahres ein noch gerin-
gerer Monatsdurchschnitt errechnet worden ist? 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege, ich kann nur sagen, daß wir uns immer wieder 

um Rücksiedlungsmöglichkeiten bemühen. Die Zah-
len sind zwar schwankend; aber ich glaube nicht, 
daß bei der Lösung dieses Problems das zugesagte 
„Wohlwollen" seitens der tschechoslowakischen Re-
gierung in Frage gestellt wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Kunz. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, ist 
die Bundesregierung bereit, beim bevorstehenden 
Besuch des tschechoslowakischen Staatspräsidenten 
auf die Rückläufigkeit der Ausreisezahlen hinzu-
weisen? 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege, die Bundesregierung ist hierzu nicht nur be-
reit, sondern sie hat hierfür schon die nötigen Vor-
bereitungen getroffen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 101 des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja auf: 

Können nach Auffassung der Bundesregierung zu den Be-
richten aus den USA über eine Studie zur Entfremdung der 
Bundesrepublik Deutschland vom westlichen Bündnis („Kölnische 
Rundschau" vom 8. März 1978) auch die offiziellen Abrüstungs-
gespräche, zu deren Führung Botschafter Dr. Ruth außerhalb der 
NATO mit der Volksrepublik Polen beauftragt war (dpa vom 
3. März 1978), sowie Abrüstungsgespräche zuständiger Vertreter 
der Koalition in Moskau geführt haben? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Die An-
frage des Herrn Kollegen Czaja beantwortete ich wie 
folgt: 

Der von Ihnen, Herr Kollege, in Ihrer Frage kon-
struierte Zusammenhang besteht nicht. Die Bezie-
hungen zwischen der Bundesregierung und der 
amerikanischen Regierung sind durch ein hohes 
Maß an Übereinstimmung und durch engste Zu-
sammenarbeit gekennzeichnet. Von einer Entfrem-
dung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinigten Staaten sowie dem westlichen Bünd-
nis kann nicht die Rede sein. Gerade auf dem Ge-
biet der Abrüstung und Rüstungskontrolle bestehen 
zwischen uns und den Vereinigten Staaten bilateral 
und im Bündnis sehr enge und intensive, vertrauens-
volle Beziehungen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Frau Staatsminister, sieht 
die Bundesregierung es angesichts der für die Bun-
desrepublik Deutschland existentiellen Bedeutung 
des guten Verhältnisses zu den USA einerseits und 
angesichts der vielfältigen praktischen Schwierigkei-
ten in den letzten Monaten andererseits nicht doch 
für wichtig an, der Tragweite des auch im Nach-
richtenspiegel der Bundesregierung verzeichneten 
Berichts der „New York Times" über die amtliche 
Studie zur Entfremdung der Bundesrepublik Deutsch-
land von der NATO und über das schlechte Verhält-
nis zwischen Präsident Carter und Bundeskanzler 
Schmidt mit größter Sorgfalt nachzugehen? 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege, diese Meldung im Nachrichtenspiegel ist sei- 
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Staatsminister Frau Dr. Hamm-Brücher 
tens des amerikanischen Außenministeriums zu-
rückgewiesen worden. In der offiziellen Stellung-
nahme des Außenministeriums ist ausdrücklich be-
tont worden, daß die Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten in allen Bereichen vorzüglich seien. Der 
Sprecher des State Department hat hinzugefügt, 
daß die in der von Ihnen vorhin gestellten Frage er-
wähnte Studie eines Beamten, die übrigens nie die 
Spitze des Hauses erreicht hat, am Ende gerade für 
eine weitere Intensivierung der Beziehungen zur 
Bundesrepublik Deutschland plädiert hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, um auf 
den zweiten Teil der Frage zu kommen: Sind Inhalt 
und Rahmen der Abrüstungsgespräche mit Polen 
und in Moskau vorher mit den NATO-Partnern, ins-
besondere bezüglich des für verschiedene Gebiete 
wirksamen Kollektivitätsprinzips und anderer Leit

-l

inien, sorgfältig abgestimmt worden? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Jawohl, 
Herr Kollege. Der Meinungsaustausch zwischen 
dem Sonderbotschafter für Abrüstungsfragen Dr. 
Ruth und den polnischen Gesprächspartnern ist vor-
her mit den anderen Bündnispartnern sorgfältig ab-
gestimmt worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
Frage 102 des Abgeordneten Dr. Czaja auf: 

Wird die Bundesregierung die Beschuldigungen der amt-
lichen sowjetischen Presse (vgl. Pressespiegel/Ostteil des Bundes-
presseamts vom 1. März 1978) gegen den Bundesaußenminister 
bezüglich des unberechtigten Verbreitens von Mißtrauen gegen 
die UdSSR und die „Haltlosigkeit" seiner Argumente in einer 
entschiedenen Demarche zurückweisen, oder hat sie es bereits 
getan, wie dies im Fall der Angriffe auf Staatssekretär von 
Bülow der Fall war? 

Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Prä-
sident, ich beantworte die Frage des Herrn Abge-
ordneten Czaja wie folgt: 

Ja, dies ist geschehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, nach-
dem in dem Falle der falschen Beschuldigungen und 
Entstellungen der Ausführungen des Staatssekretärs 
von Bülow offizielle Demarchen in Moskau seitens 
der Bundesregierung bekanntgegeben wurden, könn-
ten Sie nicht auch zu dieser kurzen Aussage, daß 
Demarchen gegen die doch ungeheuerlichen Beschul-
digungen gegen den Bundesaußenminister erfolgten, 
vielleicht etwas Näheres sagen? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege, ich bitte wirklich um Ihr Verständnis, daß ich 
entsprechend einer Übung bei anderen Gelegenhei-
ten hierzu keine näheren Ausführungen machen 
möchte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, stim-
men Sie aber mit der Auffassung überein, daß der 
amtliche Vorwurf gegen den Außenminister der 
Bundesrepublik Deutschland, mit der man normale 
Beziehungen hat, der Vorwurf der Haltlosigkeit sei-
ner Argumente, des Säens von Mißtrauen gegen die 
Sowjetunion und der persönliche Vorwurf, daß er 
alles auf den Kopf stelle, doch sehr ungewöhnlich 
ist und im Vorfeld eines möglichen Staatsbesuchs 
den Versuch eines massiven Drucks auf das Gastland 
darstellt, den wohl Bundesregierung und Parlament 
gemeinsam zurückweisen müßten? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege, aus diesem Grunde ist die Demarche erfolgt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, 
ist die Bundesregierung bereit, angesichts der Dar-
stellung des Bundesaußenministers durch die So-
wjetunion, mittels derer er ja in die gleiche Rubrik 
gerutscht ist, in der sich seit langer Zeit sehr viele 
Politiker der Opposition in der sowjetischen Propa-
ganda befinden, einmal darüber nachzudenken, was 
von solchen Qualifizierungen seitens der sowjeti-
schen Propaganda überhaupt zu halten ist? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege Jäger, diese Zusatzfrage überschreitet den Rah-
men der eingereichten Fragen. 

Ich lasse noch eine Zusatzfrage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Hupka zu. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, warum 
hat es eigentlich erst einer Frage bedurft, bevor wir 
durch die Bundesregierung davon in Kenntnis ge-
setzt wurden, daß hier eine Demarche unternommen 
worden ist? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege, es hat dieser Frage nicht bedurft. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Frau 
Abgeordnete Erler hat um schriftliche Beantwortung 
Ihrer Frage 103 gebeten. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 104 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hoffacker auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß S. Nujoma, der Chef 
der SWAPO, am 6. März 1978 öffentlich geäußert hat, die 
SWAPO kämpfe um die Macht in Namibia/SWA und nicht ledig-
lich um eine Mehrheit, und welche Folgerungen zieht die Bun-
desregierung daraus? 

Frau Staatsminister, ich weiß nicht, inwieweit 
eine verbundene Beantwortung der beiden Fragen 
vorgesehen ist. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Ganz nach 
Wunsch des Fragestellers. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
leg Hoffacker, dann werden die beiden Fragen im 
Zusammenhang beantwortet. Ich rufe auch noch 
Frage 105 des Herrn Abgeordneten Dr. Hoffacker 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung diese Äußerung von S. 
Nujoma auf dem Hintergrund des politischen Programms der 
SWAPO, in dem es heißt, die SWAPO strebe den bewaffneten 
Kampf in Namibia/SWA an, um diesen Kampf in einen wirk-
lichen  Volkskrieg zu verwandeln? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege Dr. Hoffacker, Ihre erste Frage beantworte ich 
wie folgt. Der Bundesregierung sind die Interview-
äußerungen von SWAPO-Präsident Nujoma be-
kannt, die am 26. Februar durch das südafrikanische 
Fernsehen ausgestrahlt worden sind. 

Die Antwort auf Ihre zweite Frage lautet wie 
folgt. Es ist bekannt, daß die Bundesregierung sich 
für eine friedliche Lösung der Probleme im süd-
lichen Afrika einsetzt, also auch für eine fried-
liche Lösung der Namibia-Frage. Darin liegt der 
Grund für die aktive Teilnahme der Bundesregie-
rung an der Namibia-Initiative der fünf westlichen 
Sicherheitsratsmitglieder. Deshalb begrüßt es die 
Bundesregierung, daß SWAPO-Präsident Sam Nu-
joma sich an diesen Verhandlungen beteiligt, die 
erklärtermaßen dem Ziel dienen, eine friedliche Lö-
sung herbeizuführen. Diese Haltung ist für die Bun-
desregierung maßgebend. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Gnädige Frau, darf ich 
fragen, ob es sich nach Meinung der Bundesregie-
rung auch dann um ein unabhängiges Namibia han-
delt, wenn sich die SWAPO nicht an den Wahlen 
beteiligt, und wird die Bundesregierung die Aufbau-
arbeit Namibias auch dann großzügig unterstützen, 
wenn die SWAPO vornweg bleibt? 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Die Bun-
desregierung tut alles in ihren Kräften Stehende, 
um eine friedliche Lösung des  Namibia-Konflikts 
im Rahmen der Vereinten Nationen zu erreichen. 
Eine solche Lösung des Konfliktes ist nur dann 
möglich, wenn auch die SWAPO in die freien Wah

-

len mit einbezogen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, 
hier kommt mir in Ihren Worten dann doch ein 
großer Widerspruch auf. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich bitte um Ihr Verständnis: Sie müssen nach 
der Geschäftsordnung eine Frage stellen. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Sind Sie der Meinung, 
daß ein Widerspruch darin liegt, wenn einerseits 
von einem unabhängigen Namibia unter Beteili-
gung der SWAPO und andererseits von einer von 

der Mehrheit der Bevölkerung getragenen Regie-
rung, an der die SWAPO nicht beteiligt ist, gespro-
chen wird? 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Die 
SWAPO vertritt zweifellos zumindest einen Teil der 
namibischen wahlberechtigten Bevölkerung und 
muß deshalb bei künftigen freien Wahlen mit betei-
ligt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 106 des Herrn Abgeordneten Dr. Hüsch 
auf: 

Welche Garantien liegen der Bundesregierung dafür vor, daß 
sich die SWAPO entgegen der Interview-Äußerung ihres Chefs 
Nujoma tatsächlich und ernsthaft an den von der Fünfergruppe 
vorgeschlagenen Wahlen neben anderen Parteien und Gruppen 
beteiligen wird (vergleiche Antwort zu Frage 140 vom 9. März 
1978, Drucksache 8/1573)? 

Frau Dr. Hamm -Brücher, Staatsminister: Die Frage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Hüsch beantworte 
ich wie folgt. Ziel der Bundesregierung ist es, durch 
ihre Teilnahme an der Initiative der fünf westlichen 
Sicherheitsratsmitglieder die Voraussetzungen für 
freie Wahlen in ganz Namibia unter Teilnahme 
aller Gruppen einschließlich der SWAPO zu schaf-
fen. Die Herbeiführung einer solchen Lösung wird 
die Garantien bieten, die der Fragesteller anspricht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage.  

Dr. Hüsch (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, kom-
men der Bundesregierung nicht doch Zweifel daran, 
ob die bisher erklärte Mitwirkungsbereitschaft der 
SWAPO echt ist, wenn sie die Vorgänge vor dem 
Hintergrund der eben von Ihnen zitierten Inter-
viewäußerungen des Führers der SWAPO würdigt? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege, ich habe die Interviewäußerung nicht zitiert. 
Mir liegt das Interview aber vor. 

Mir liegt eine weitere interessante Äußerung vor, 
die von dem Sprecher der Inlands-SWAPO, Thla-
banello, stammt, der gesagt hat, Nujoma könne nur 
für sich selbst gesprochen haben; andernfalls müsse 
ein Beschluß des Zentralkomitees vorliegen, der ihn 
dazu autorisiere, was nicht geschehen ist. Hier lie-
gen also zwei sich sehr widersprechende Äußerun-
gen vor. Es ist sehr zu hoffen, daß die zweite Äuße-
rung über ein Eintreten der SWAPO für eine fried-
liche Lösung die entscheidende sein wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, sehen 
Sie nicht gerade auf Grund des von Ihnen eben auf-
gedeckten Widerspruchs Veranlassung, daß die 
Bundesregierung mit besonderer Sorgfalt nunmehr 
prüft, welchem der beiden SWAPO-Führer sie ein 
größeres Maß an Vertrauen schenken kann, um 
ein größeres Maß an Durchsetzbarkeit ihrer Vor-
stellungen zu erreichen? 
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Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Kol- 
lege, die Vereinten Nationen haben, wie auch der 
Herr Außenminister gestern im Auswärtigen Aus-
schuß zum wiederholten Male ausgeführt hat, die 
SWAPO als die einzige legitime Vertretung des na-
mibischen Volkes anerkannt, ohne daß wir dem zu-
gestimmt hätten. Die Lösung des Konfliktes über 
die Vereinten Nationen wird aber nur dann gelin-
gen, wenn beide Kontrahenten, nämlich Südafrika 
und die SWAPO, zu einer gemeinsamen friedlichen 
Lösung und zur Herbeiführung von freien Wahlen 
in Namibia bewegt werden können. Das allein ist 
die Absicht der Bundesregierung: keine Privilegie-
rung der einen oder anderen Gruppe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Dr. Hoffacker. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, 
haben Sie Belege für einen solchen Wandlungspro-
zeß bei den Chefs der SWAPO, daß sie nämlich von 
dem Programm abgerückt sind, in dem es heißt, 
daß die SWAPO eine allgemeine Bewaffnung des 
Volkes anstrebe und den bewaffneten Krieg in 
Namibia in einen wirklichen Volkskrieg verwan

-

deln wolle? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Ich kann 
nur noch einmal wiederholen, daß die SWAPO an 
den Beratungen der fünf westlichen Sicherheits-
ratsmitglieder teilgenommen und im Rahmen dieser 
Beratungen in ganz wesentlichen Punkten auch 
den Vorschlägen der fünf westlichen Sicherheits-
ratsmitgliedern zugestimmt hat. Ich gehe deshalb 
davon aus, daß es möglich sein wird, die SWAPO 
für eine friedliche Regelung zu gewinnen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab- 
geordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, 
bedeutet es im Endeffekt aber nicht dennoch eine 
Privilegierung der kommunistischen SWAPO, wenn 
auch die Bundesregierung — wie die Vereinten 
Nationen — davon ausgeht, daß ohne deren Mit-
wirkung freie Wahlen eben 'nicht zustande kommen 
können? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege Jäger, die Bundesregierung geht genauso da-
von aus, daß ohne eine Teilnahme der Turnhallen-
allianz auch keine freien Wahlen gewährleistet sind. 
Die SWAPO vertritt einen großen Teil der Bevöl-
kerung Namibias, und sie darf deshalb nach Ansicht 
der Bundesregierung nicht von freien Wahlen aus-
geschlossen werden, ganz gleich, wie wir zu ihren 
Zielen politisch stehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 107 des Abgeordneten Dr. Hüsch auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Resolution des Sicher-
heitsrats mit der gleichen Qualität der Resolution 385 anzu-
streben, durch die die SWAPO aufgefordert wird, Gefangene 
sofort zu entlassen, von Gewaltaktionen  abzusehen und sich 
öffentlich und verbindlich für ein System freier, gleicher, ge

-

heimer und pluraler Wahlen in Südwestafrika/Namibia zu er-
klären? 

Bitte, Frau Staatsminister. 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Die Frage 
beantworte ich wie folgt. Die in Ihrer Frage er-
hobenen Forderungen, Herr Kollege, sind Teil des 
Verhandlungskonzeptes der fünf westlichen Sicher-
heitsratsmitglieder. Die Bundesregierung hofft, die 
von Ihnen genannten Ziele durch ihre Mitwirkung 
bei der Initiative fördern zu können, und hält diesen 
Weg für geeigneter als den einer Resolution des 
Sicherheitsrates. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, muß 
die Bundesregierung nicht doch erkennen, daß sie 
mit einer solchen Verhandlungsmethode den terro-
ristischen Kräften das Forum der Weltöffentlichkeit 
vor dem Sicherheitsrat einräumt, sich ihrerseits bei 
ihren dankenswerten Bemühungen aber sozusagen 
in die politische Sakristei zurückzieht? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege, entschuldigen Sie, ich habe Ihre Frage aku-
stisch nicht verstehen können. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU) : Ich bedaure das sehr, Frau 
Staatsminister. Aber darauf habe ich keinen Einfluß. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich schlage vor, daß Sie Ihre Frage noch einmal 
in knapper Form stellen, wie die Geschäftsordnung 
das auch vorsieht. Vielleicht ist sie dann akustisch 
besser zu verstehen. 

Bitte schön. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich darf 
meine Frage wiederholen: Frau Staatsminister, sind 
Sie nicht doch der Auffassung, daß die Bundesregie-
rung auf diese Weise auf die Möglichkeit, ihre Ziele 
vor dem Sicherheitsrat öffentlich darzustellen, ver-
zichtet, sich statt dessen mit ihren dankenswerten 
Bemühungen sozusagen auf das Gebiet der nicht 
öffentlichen Beratung zurückzieht und damit die 
Wirksamkeit ihrer Bemühungen mindert? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege, die Vorschläge der fünf westlichen Mitglieder 
des Sicherheitsrates sind die Öffentlichkeit bekannt 
und werden in der Öffentlichkeit sehr intensiv dis-
kutiert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha- 
haben ein weitere Zusatzfrage. 

Dr. Hüsch (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, haben 
Sie angesichts dieser Ihrer Antwort nicht Verständ-
nis dafür, daß man annehmen muß, die Bundes-
regierung scheue dieselbe Bühne der Auseinder-
setzung? 
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Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege, die Bundesregierung hat überhaupt nur ein 
Ziel: eine friedliche Lösung in Namibia unter Ver-
meidung eines Rassenkrieges herbeizuführen und 
dem Regime der Apartheid ein Ende zu bereiten. 
Ihr scheint der eingeschlagene Weg der erfolgver-
sprechendste zu sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage des Abgeordneten Dr. Hoffacker. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Frau Staatsminister, 
sind Sie nicht der Meinung, daß es nicht um eine 
Fremdauschließung der SWAPO geht, um zu einer 
friedlichen Lösung zu kommen, sondern daß sich die 
SWAPO bemüht, sich selbst von den freien Wahlen 
und damit von einer friedlichen Lösung auszuschlie-
ßen, und daß sie dafür die Verantwortung selbst zu 
übernehmen hätte? 

Frau Dr. Hamm-Brücher, Staatsminister: Herr Kol-
lege, das ist eine hypothetische Frage. Ich bitte Sie, 
diese Frage nicht beantworten zu müssen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Vielen 
Dank, Frau Staatsminister. Die Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 
sind beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Forschung und Technologie auf. Zur Beantwor-
tung der eingereichten Fragen steht der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Stahl zur Verfügung. 

Als erste Frage rufe ich die Frage 95 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Steger auf: 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bislang er-
griffen, um den Ausbau der von ihr initiierten Wagnisfinan-
zierungsgesellschaft voranzutreiben und die Flexibilität der Fi-
nanzierungsangebote zu erhöhen? 

Stahl, Parl: Staatssekretär beim Bundesminister 
für Forschung und Technologie: Herr Kollege Ste-
ger, Ihre Frage beantworte ich wie folgt. Durch eine 
enge Zusammenarbeit zwischen der Bundesregie-
rung, den privaten Gesellschaftern der Deutschen 
Wagnisfinanzierungsgesellschaft und der Gesell-
schaft selbst konnte ein wesentlich schnellerer Auf-
bau erreicht werden, als ursprünglich für möglich 
gehalten worden war. So hat die Bundesregierung 
Haushaltsmittel in einer solchen Höhe in den Ein-
zelplan des Bundesministers für Forschung und Tech-
nologie eingestellt, daß sie ihren auf Grund der 
Geschäftsentwicklung der Wagnisfinanzierungsge-
sellschaft absehbaren Verpflichtungen aus dem Ri-
sikobeteiligungsvertrag wird nachkommen können. 

Die Gesellschafter der Wagnisfinanzierungsgesell-
schaft haben ihrerseits das Stammkapital der Ge-
sellschaft schneller, als zunächst geplant, aufge-
stockt, so daß ein ausreichender Kapitalbestand für 
das Eingehen neuer Beteiligungen vorhanden ist. 
Bei der letzten Kapitalerhöhung am 9. Februar 1978 
wurde das Stammkapital von 15 auf 30 Millionen 
DM verdoppelt. Diese beiden Maßnahmen gaben 
dieser Gesellschaft in Verbindung mit ihrem Betei

-

ligungskonzept einen nach den bisherigen Erfah-
rungen ausreichenden Gestaltungsraum. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, in der 
Öffentlichkeit ist verschiedentlich Kritik geübt wor-
den, daß sich die Wagnisfinanzierungsgesellschaft 
wie eine übliche Geschäftsbank verhalte. Teilen Sie 
diese Kritik? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Steger, 
diese Kritik teile ich nicht. Die Wagnisfinanzierungs-
gesellschaft ist der erste große Modellversuch in der 
Bundesrepublik Deutschland, mit dem die Bereit-
stellung privaten Kapitals zur Finanzierung risiko-
reicher, bevorzugt im volkswirtschaftlichen Interesse 
liegender ,Innovationen erprobt werden soll. Es liegt 
in der Natur der Sache, daß die Interessen privater 
Kapitalgeber und die der Bundesregierung nicht in 
jedem Fall deckungsgleich sind. Dennoch ist es bis-
her immer gelungen, eine ausgewogene Balance zwi-
schen den gelegentlich unterschiedlichen Ansichten 
herzustellen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie woll-
ten noch eine Zusatzfrage stellen? — Bitte. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, könnten Sie 
etwas über die Auslastung der Wagnisfinanzierungs-
gesellschaft und deren zukünftige Geschäftsentwick-
lung sagen, insbesondere ob das zur Verfügung ge-
stellte Kapital ausreicht? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Steger, 
das Kapital dieser Gesellschaft reicht aus. Es ist in 
den letzten Jahren nicht voll ausgeschöpft worden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege Ey, Sie hatten noch eine Zusatzfrage; bitte. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, ,daß sowohl eine 
großzügige Bewertung angebotener neuer Techno-
logien durch die Finanzbehörden sowie auch deren 
Abschreibungsmöglichkeiten den Erfolg der  Wag-
nisfinanzierungsgesellschaft entscheidend beeinflus-
sen können? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, sicher 
kann das dies beeinflussen. Aber bedenken Sie bitte, 
daß die Wagnisfinanzierungsgesellschaft hier eine 
eigene Entscheidung trifft. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
als nächste die Frage 96 des Herrn Abgeordneten 
Braun auf: 

Was ist seitens der Bundesregierung geschehen, um im Rah-
men des Programms für Innovation und Forschungsförderung 
den gerade mittlere Unternehmungen belastenden bürokra-
tischen Aufwand bei der Antragstellung abzubauen und damit 
das Antragsverfahren zu verbessern? 

Herr Staatssekretär, ich weiß nicht, wieweit viel-
leicht eine gemeinsame Beantwortung mit der 
Frage 97 möglich ist.  
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Stahl, Parl. Staatssekretär: Ich bitte sehr darum, 
Herr Präsident. 

(Braun [CDU/CSU] : Einverstanden!) 

— Der Herr Fragesteller ist einverstanden. Ich rufe 
daher die Frage 97 des Herrn Abgeordneten Braun 
auf: 

Wird die Bundesregierung sicherstellen, daß auch die Personal-
kosten mit in die Förderung bei dem Programm für Innova-
tion und Forschungsförderung einbezogen werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 	 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Braun, 
Ihre Fragen beantworte ich wie folgt: Kleine und 
mittlere Unternehmen haben vielfach Schwierigkei-
ten, Fördermittel in Anspruch zu nehmen. Gründe 
hierfür sind u. a. fehlende Information über die För-
derungsmöglichkeiten und das Förderverfahren, Zu-
rückhaltung vor zusätzlichem Verwaltungsaufwand 
und der Offenlegung von unternehmensinternen Un-
terlagen. 

Die Bundesregierung begegnet diesen Schwierig-
keiten insbesondere durch eine umfassende Infor-
mation über die Fördermaßnahmen der Bundesregie-
rung, u. a. durch Herausgabe einer Förderfibel, die 
demnächst in 3. Auflage erscheint, und eine ver-
stärkte Beratung z. B. durch die Projektträger. Sie 
fördert Pilotprojekte für die Beratung durch die 
Selbstverwaltungsorganisationen der Wirtschaft. Mit 
der Einführung schematisierter Antragsformulare im 
Jahre 1975 wurde darüber hinaus ein wesentlicher 
Schritt zu einer rationellen Antragsabwicklung ge-
tan. Den Erfordernissen von kleinen und mittleren 
Unternehmen kommt auch die kürzlich erfolgte Ein-
führung formalisierter Zusicherungen einer Projekt-
förderung entgegen. Sie ermöglicht es, geförderte 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten auch vor der 
Bewilligung zu beginnen, und verkürzt so die Zeit-
spanne zwischen Antragstellung und Bewilligung. 

Im Rahmen des forschungs- und des technologie-
politischen Gesamtkonzepts der Bundesregierung 
für kleine und mittlere Unternehmen werden die 
mit den Antragsformularen gewonnenen Erfahrun-
gen mit dem Ziel einer weiteren Vereinfachung des 
Antrags- und Bewilligungsverfahrens ausgewertet. 
Hierbei soll den Bundesminister für Forschung und 
Technologie ein besonderes, mit den Problemen und 
Möglichkeiten kleiner und mittlerer Unternehmen 
vertrautes Ad-hoc-Gremium beraten. 

Die Bemühungen zur Herabsetzung des Verwal-
tungsaufwandes finden jedoch ihre Grenzen in den 
Haushalts- und Rechnungslegungsvorschriften. Die 
berechtigten Interessen einer effizienten und spar-
samen Mittelverwendung müssen deshalb mit den 
Vereinfachungsbestrebungen zum Ausgleich ge-
bracht werden. 

Die Bundesregierung prüft derzeit; ob es Möglich-
keiten gibt, Personalaufwendungen im Forschungs-
und Entwicklungsbereich zu begünstigen. Gegen-
stand dieser Prüfungen sind insbesondere die Fra-
gen der Mitnehmereffekte und der Erfolgskontrolle 
sowie Abgrenzungsprobleme. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz- 
frage, Herr Kollege. 

Braun (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung der Meinung, daß die von Ihnen 
eben vorgetragenen Maßnahmen tatsächlich eine 
Vereinfachung bewirken, und daß sichergestellt ist, 
daß auch mittlere Betriebe an diesem Programm 
teilhaben können? 

 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die Bun-
desregierung ist der Meinung, daß wir hier einen 
Schritt vorwärtskommen. Wir verwerten dabei 
auch den Rat der Sachverständigen, die uns mit 
beraten und die übrigens auch im Kontakt mit Ver-
bänden und Vertretern kleiner und mittlerer Unter-
nehmen stehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Braun (CDU/CSU) : Ist die Bundesregierung bereit, 
bei Ihrer Prüfung zu berücksichtigen, daß die Über-
nahme der Personalkosten gerade für mittlere Be-
triebe ein entscheidender Faktor ist? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
prüft derzeit den hier angesprochenen Punkt sehr 
ausführlich. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die unbe-
friedigende Beteiligung des Mittelstandes an den 
Innovationsförderungsmaßnahmen nicht in erster 
Linie einmal auf die ungenügende Kapitalbereit-
stellung und zum zweiten auf die zum Teil unzumut-
bare Risikoverteilung zurückzuführen? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege Ey, ich muß leider, wie gelegentlich bei solchen 
Zusatzfragen, feststellen, daß Ihre Frage nicht in 
unmittelbarem Sachzusammenhang mit dem An-
tragsverfahren steht. 

Letzte Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Steger. 

Dr. Steger (SPD) : Herr Staatssekretär, halten Sie 
es für richtig, daß von seiten der Opposition einer-
seits immer wieder beklagt wird, es gebe hier büro-
kratische Hemmnisse, während auf der anderen 
Seite die Richtlinien ja auch mit den einschlägigen 
Industrieverbänden abgestimmt sind, und glauben 
Sie nicht auch, daß die zunehmende Inanspruchnah-
me doch einer solchen Kritik den Boden entzieht? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Steger, 
der Bundesforschungsminister fördert erstmalig seit 
zwei Jahren fünf Beratungsstellen für kleine und 
mittlere Unternehmen bei Industrie- und Handels-
kammern. Wir gehen davon aus, daß dies in der 
Bundesrepublik bekannt wird und daß schon der 



6384 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 81. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. März 1978 

Parl. Staatssekretär Stahl 
Effekt mit dazu beitragen wird, einen größeren 
Kreis von Partnern anzusprechen, und sie bei uns 
Anträge einreichen und sich beraten lassen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Wir hof-
fen, daß das auch der Effekt der Fragestunde ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Damit sind die 
Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Forschung und Technologie beantwortet. 

Wir treten wieder in die Beratung des Tagesord-
nungspunktes 3 — Einundzwanzigstes Rentenanpas-
sungsgesetz — ein. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Franke. 

Franke (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir ein 
paar Vorbemerkungen, einmal zu dem, was der Kol-
lege Glombig hier gesagt hat, zum anderen auch 
noch ein paar allgemeine Vorbemerkungen. 

Es tat einem in der Seele weh, wenn man den 
Kollegen Glombig — ich glaube, gegen seine eigene 
Überzeugung — hier hat reden hören. 

(Katzer [CDU/CSU] : Sehr wahr! Leider wahr!) 

Jeder Eingeweihte in diesem Hause weiß, daß er 
diesen Entwurf nur aus koalitionspolitischen und 
aus Machterhaltungsgründen verteidigt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Wenn Sie in der Sache nichts mehr zu sa- 
gen haben, unterstellen Sie anderen solche 
fremden Dinge! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

Ich kann mir sehr gut vorstellen, da ich den Kolle-
gen Glombig seit vielen Jahren aus harten Ausein-
andersetzungen hier im Hause und auch im Aus-
schuß kenne, daß er bei der Abkehr von bzw. der 
Nichtwiederkehr der bruttolohnbezogenen Rente in 
dem Initiativantrag der Fraktionen von SPD und FDP 
ein großes Opfer gebracht hat. 

(Wehner [SPD] : Lauter Unterstellungen! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Ich wiederhole es noch einmal: Daß er dieses Opfer 
gebracht hat, entspricht meiner langen Kenntnis von 
seiner eigenen politischen Einstellung zur Frage 
der bruttolohnbezogenen Rente. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann hat der Kollege Glombig nach meiner Auf-
fassung — ich glaube, er hat sich geirrt; ich unter-
stelle ihm nicht, daß er, bewußt etwas Falsches ge-
sagt hat — etwas Falsches gesagt: Das Zwanzigste 
Rentenanpassungsgesetz war von vornherein zwei-
stufig angelegt. Das hat er hier wörtlich gesagt. 
Ich will den Kollegen Glombig hier einfach mit 
den Ausführungen von Herrn Ehrenberg — das 
ist seit 1976 nach der Bundestagswahl der Arbeits-
minister — widerlegen. Ich darf mit Genehmi-
gung des Herrn Präsidenten einmal kurz Herrn 
Ehrenberg aus der ersten Lesung der vorgelegten 
Gesetzentwürfe zum Zwanzigsten Rentenanpas

-

sungsgesetz und zum sogenannten KVKG am 
12. Mai 1977 zitieren: 

Nachdem, wie ich hoffe, dieser Fall inzwischen 
auch bei Ihnen, Herr Franke, 

— er setzte sich mit mir auseinander- 

geklärt ist, ist es notwendig, etwas zu Ihren 
Ausführungen über die Nettoanpassung zu 
sagen. Im Zwanzigsten Rentenanpassungsge-
setz steht darüber nichts, und dort kann auch 
nichts darüber stehen. 

So sagte Herbert Ehrenberg. Ich unterstelle, der Kol- 
lege Glombig hatte das nicht ganz so im Gedächtnis. 

Weiter sagte Herbert Ehrenberg: 

Es gibt auch sonst keine feste Absicht eines 
Übergangs zur Nettoanpassung. In der Koali-
tionsvereinbarung gibt es lediglich eine Vor-
sichtsmaßnahme . . . 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Ich muß leider sagen: Der Kollege Glombig hat hier 
etwas nicht Richtiges gesagt. Ich unterstelle zu sei-
nen Gunsten, daß er das nicht bewußt falsch gesagt 
hat. 

Der Kollege Glombig sagte unter Bezugnahme auf 
das Jahr 1972 und unter Bezugnahme auf Hans Kat-
zer: Katzer hat 1972 noch einmal einen draufgesetzt. 
So ähnlich hat er es formuliert. Ich habe hier eine 
Sonderausgabe der „Sozialpolitischen Informatio-
nen" vom November 1972. Dieses Bild hier kann 
man nicht mehr so genau erkennen; der ehemalige 
Bundesarbeitsminister Walter Arendt ist hierauf zu 
sehen. Es ist vielleicht symbolisch, daß das Bild 
etwas verschwommen ist. Ich darf auch hier wieder 
mit Genehmigung des Herrn Präsidenten zitieren, 
was Walter Arendt in dieser Sonderausgabe der 
„Sozialpolitischen Informationen" sagt: 

2. Finanzielle Auswirkungen bis 1986. 

Nach den Vorausberechnungen im Rentenan-
passungsbericht ergab sich bei Aktualisierung 
der Zuwachsraten der Durchschnittsentgelte für 
die Jahre 1972 bis 1976 in den Rentenversiche-
rungen der Arbeiter und der Angestellten zu-
sammen Ende 1986 eine Vermögensrücklage 
von 221 Milliarden DM. Unter Abzug der Min-
destrücklage verblieb ein Überschuß von 188 
Milliarden DM. Dieser Überschuß war die finan-
zielle Basis für die Rentenreformmaßnahmen 
1972. 

Wer ist draußen — jetzt frage ich meine Kollegen 
hier — nicht schon einmal dem Argument eines so-
zialdemokratischen Kollegen begegnet, der gesagt 
hat, die CDU/CSU habe das 1972 zu verantworten 
gehabt? Hier brüstet sich der zurückgetretene Ar-
beitsminister Walter Arendt erstens, daß das Geld 
dafür vorhanden gewesen sei, und zweitens, daß die 
SPD und die FDP das zu verantworten hätten. Ich 
möchte dem nichts weiter hinzusetzen. Sie wissen, 
was hier immer als Legende verbreitet wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es hat vor kurzem ein Fernsehgespräch gegeben. 
Da konnte ich einem Gesprächspartner nicht antwor- 
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ten, weil wir vom Publikum bzw. von Journalisten 
gefragt wurden. Unser dritter Gesprächspartner, lie-
ber Herr Ehrenberg, der dabei war, sagte damals, die 
Parteien hätten sich gegenseitig hochgeschaukelt. Ich 
widerspreche dem hier. Am 8. Februar konnte ich es 
nicht. Hier ist die finanzielle Berechnungsbasis von 
der Bundesregierung vorgelegt worden. Hier ist sie 
mit Sonderdrucken nach draußen verteilt worden. 
Ich kann Ihnen das umfangreiche Material, das im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung in der da-
maligen Zeit vorgelegen hat, hier nicht ausbreiten. 
Jedenfalls stammen die Berechnungsgrundlagen für 
die Reform oder für die Verbesserung der Leistun-
gen 1972 aus dem Bundesarbeitsministerium. Herr 
Ehrenberg versuchte und versucht auch in letzter 
Zeit, sich von dieser Zahl 1972 abzusetzen. Wenn die 
Nachrichten stimmen, hat der damalige beamtete 
Staatssekretär im Bundesarbeitsministerium im Jah-
re 1972 unter Walter Arendt diese Zahlen herausge-
geben. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Wer war das? Wie 
hieß er?) 

— Das war Herr Ehrenberg. Er war damals beamte-
ter Staatssekretär im Bundesarbeitsministerium. Ich 
wollte das nur noch einmal in Erinnerung bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine zweite Vorbemerkung. Genau wie 1976 hat 
der Bundesarbeitsminister 1977 geleugnet, daß es 
Finanzierungsprobleme in der Rentenversicherung 
gab. Dadurch standen die Beratungen des 20. Ren-
tenanpassungsgesetzes und des, wie ich es immer 
bezeichnet habe, „Kostenverschiebungsgesetzes" in 
der Krankenversicherung im letzten Jahr unter 
einem unerträglichen Zeitdruck. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : „Kosten-
verschiebungsgesetz" war ja auch richtig!) 

Das hat sich nicht zugunsten von guter Gesetzesqua-
lität ausgewirkt. Jetzt scheinen wir wieder unter 
einem unerträglichen Zeitdruck zu stehen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die Regierung und die Koalitionsfraktionen haben 
monatelang, seit Oktober/November des letzten Jah-
res, über ihre Entwürfe gestritten, bis sie im letzten 
Moment eine Einigung zustande gebracht haben. Al-
les das, was Sie von der SPD und von der FDP jetzt 
im Hause, hier im Plenum veranstalten — das heißt 
auch weiterhin Anhörung im Ausschuß, Beratung im 
Ausschuß usw. —, ist für Sie, wie ich vermute, le-
diglich ein Festzurren Ihrer bisherigen Beschlüsse. 
Sie können sich doch keinen Millimeter von Ihren 
Beschlüssen wegbewegen, weil sonst Ihre ganze un-
solide Konstruktion in sich zusammenfallen würde. 
Das heißt, daß die Beratungen im Ausschuß nur als 
Schauveranstaltungen anzusehen sind. Ich hoffe, daß 
ich mit meinem Vorwurf unrecht behalte und daß Sie 
bereit sind, auf Argumente einzugehen, die sowohl 
die Sachverständigen als auch der Sozialbeirat als 
auch der Bundesrat in den nächsten Wochen noch 
sagen werden und die wir in die Debatte einfließen 
lassen werden. Sonst, meine Damen und Herren, 
können wir ja die Beratungen des Deutschen Bun-
destages in das Koalitionsverhandlungszimmer von 

Herrn Wehner verlegen. Dann könen wir uns, glau-
be ich, auch viele Tagegelder hier sparen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gestern bekamen wir den Rentenanpassungsbe-
richt 1978. Gestern! Ironisch forderte uns Herr Glom-
big heute morgen auf, wir sollten den mal richtig stu-
dieren. Was ist das für ein Stil für die öffentliche 
Beratung und für das Parlament, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

wo soviel für den einzelnen Menschen draußen be-
wegt wird, die Unterlagen so spät und einfach im 
Stile einer Briefverteilung in letzter Minute zu ver-
senden? Vorgestern fanden wir die Vorlage der 
SPD/FDP-Koalition zum 21. Rentenanpassungsgesetz 
vor. Ich möchte einmal Sie oder den lautesten 
Schreier in der ersten Reihe der SPD-Fraktion hören, 
wenn wir ein solches Verfahren während unserer 
Regierung hier angewandt hätten, wie er nach mehr 
Demokratie geschrien hätte; aber Sie praktizieren 
hier einen Stil, der unerträglich ist, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident br. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol

-

lege Franke, ich möchte doch dringend bitten, daß 
Sie sich in die Erinnerung rufen, daß der Herr 
Präsident Carstens genau vor vier Wochen das 
Haus gebeten hat, miteinander so umzugehen, wie 
das notwendig ist. 

(Unruhe) 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Schmidt (Kempten) ? 

Franke (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich weiß nicht, 
welchen Ausdruck von mir Sie gemeint haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich mei-
ne, wir sollten uns nicht als „Schreier" bezeichnen. 
Das halte ich nicht für in Ordnung. 

Franke (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich darf natür-
lich mit Ihnen nicht streiten. Ich unterstelle mich 
auch dieser Ihrer Diktion. Nur, meine Damen und 
Herren, ich betrachte Herrn Wehner so. Das hat er 
heute morgen mehrfach produziert. Er hat uns als 
„Pöbel" bezeichnet, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich rufe Sie zur Ordnung, weil Sie in dieser 
Form die Bemerkungen des amtierenden Präsidenten 
zu kritisieren versucht haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schmidt (Kempten) zu? 

Franke (CDU/CSU) : Bitte schön, Herr Kollege 
Schmidt. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Franke, 
würden Sie bitte dem Hohen Hause und der Öffent- 
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lichkeit zur Kenntnis geben, daß die heutige erste 
Lesung dieses Gesetzentwurfs vor Wochen inter-
fraktionell vereinbart worden ist und daß die Vor-
lage der Gesetzentwürfe zu diesem Zeitpunkt auch 
der Opposition bereits bekannt war, daß als die Vor-
würfe, die Sie jetzt erheben, wegen der interfrak-
tionellen Vereinbarung nicht gerechtfertigt sind? 

Franke (CDU/CSU) : Aber verehrter Herr Kollege 
Schmidt, daß das vor Wochen oder Monaten verein-
bart worden ist, das habe ich hier doch gar nicht 
bestritten. Ich habe lediglich kritisiert, daß Sie uns 
die Beratungsunterlagen für diese wichtige erste 
Beratung vor 24 Stunden auf den Tisch gelegt ha-
ben. Das ist ungewöhnlich, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich glaube — und ich bin zwölf Jahre hier in diesem 
Hause —: Das ist das erste Mal in der Geschichte 
dieses Hauses, daß wir so etwas produzieren. Ich 
kann verstehen, daß Sie Schwierigkeiten haben, 
Ihre eigenen Beschlüsse festzuzurren. Aber Sie soll-
ten soviel Stil bewahren, daß wir in der Lage sind, 
diese Fragen hier genügend zu beraten. Diese Zeit 
haben Sie uns nicht gegeben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, lassen Sie eine weitere Zwischenfrage des Ab-
geordneten Schmidt (Kempten) zu? 

Franke (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Franke, würden 
Sie weiterhin zur Kenntnis nehmen, daß unter dem 
23. Februar 1978 die Grundzüge des heute vorlie-
genden Gesetzentwurfs dem Hohen Hause bekannt-
geworden sind 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : In der 
Zeitung!) 

und daß zum Zeitpunkt der interfraktionellen Ver-
einbarung der ersten Lesung hier — und ich darf 
hier auch auf eine Obleute-Besprechung, ich bitte 
das auch zur Kenntnis zu nehmen, im Bundestags-
ausschuß für Arbeit verweisen — bereits bekannt 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, ich bitte um Verständnis: Das Institut der 
Zwischenfrage kann nicht zu weit — 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Das Fragezeichen 
kommt sofort. 

Würden Sie zur Kenntnis nehmen, daß der Bericht 
des Sozialbeirates auf Grund der Vorschriften nicht 
eher vorliegen konnte und daß dies der Opposition 
ebenfalls bekannt war? 

(Unruhe) 

Franke (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, ich 
stelle fest, daß Sie mich mit keinem Teil Ihrer Frage 
widerlegt haben. Ich habe behauptet, daß Sie das 
zu spät auf den Tisch gelegt haben. Sie können von 
der Öffentlichkeit und von den Parteien des Deut- 

schen Bundestages ja wohl nicht erwarten, daß sie 
sich Beratungsunterlagen aus der Presse oder aus 
der Pressemitteilung des Arbeitsministeriums be-
sorgen, sondern hier geht es um ordentliche Vor-
lagen, die beschlußreif sein müssen. Die sind erst 
gestern und vorgestern auf den Tisch gekommen. 
Das habe ich hier kritisiert, und ich werde es weiter-
hin kritisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmidt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Franke, der Abgeordnete Wittmann bit-
tet um eine Zwischenfrage. 

Ich mache wegen der Redezeitbegrenzung darauf 
aufmerksam, daß die Zwischenfragen auf die Rede-
zeit angerechnet werden. 

Franke (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich glaube, 
ich habe für den ersten Teil meiner Ausführungen 
genügend Zwischenfragen zugelassen. Ich wollte 
natürlich den Stil beibehalten, auch Zwischenfragen 
zuzulassen. Vielleicht ergeben sich für die Kollegen 
im Laufe der Beratungen noch einige Zwischenfra-
gen. Dann will ich darauf später gerne zurückkom-
men. 

Die SPD-und FDP-Fraktion gehen in ihrer Vor-
lage bei Einnahmen- und Ausgabenentwicklungen 
von ganz bestimmten wirtschaftlichen Annahmen 
aus. Sie schätzen, daß die Einkommen 1978 um 
5,5%, 1979 um 6 %, 1980 bis 1982 um 6,2 % und 
ab 1983 um 6 % pro anno steigen werden. Meine 
Damen und Herren, es kann sein, daß das so ver-
läuft. Wird jedoch die Steigerung der Arbeitneh-
merentgelte 1978 nur um 1 % geringer als ange-
nommen ausfallen, fehlen in der Rentenkasse hoch-
gerechnet 13,5 Milliarden DM. Ihre Rechnung ist 
also genau wie 1977 auf Sand gebaut. 

Ich habe an dieser Stelle am 12. Mai 1977, also 
vor knapp zehn Monaten, darauf hingewiesen, daß 
Ihre wirtschaftlichen Annahmen falsch sind. Der 
Mangel an Beitragseinnahmen der Rentenversiche-
rung ließ schon damals Katastrophales ahnen. Der 
Herr Ehrenberg tat die Einwendungen und Mah-
nungen ganz im Stile seines großen Meisters, des 
Bundeskanzlers, der angeblich von Volkswirtschaft 
so viel versteht, ab. Die Volkswirte Ehrenberg und 
Schmidt wissen nicht nur alles, sie wissen sogar — 
so  tun sie jedenfalls — alles besser, nur, meine 
Damen und Herren, mit dem Ergebnis: sie schätzen 
und produzieren laufend falsche Zahlen. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich noch einmal auf 
das zurückkommen, was der Herr Bundeskanzler 
Schmidt als Abgeordneter aus der Mitte des Hauses 
am 8. April 1976, also ein paar Wochen vor der 
Wahl, sagte, als er eine Zwischenfrage stellte — ich 
darf mit Genehmigung des Herrn Präsidenten zi

-

tieren —: 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : 
— das ist der Bundeskanzler — 

Ich muß eine lange Frage formulieren, Herr 
Kollege, um im Einklang mit der Geschäftsord-
nung zu bleiben: 
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Er fragt: 

Unterstellt, daß Sie mir unterstellen, daß ich 
die volkswirtschaftlichen Zahlen richtig zu deu-
ten weiß — — 

Und dann heißt es weiter: 

Können Sie sich erstens vorstellen, daß ich der 
Meinung bin, daß auch im Verhältnis zum 
Bruttosozialprodukt die gegenwärtige Vermö-
gensanhäufung in den Rentenversicherungen 
voll ausreicht, . . . 

Darf ich bitte noch einmal ins Gedächtnis zurück-
rufen: 

Unterstellt, daß Sie mir unterstellen, 

— immer Schmidt (Hamburg) — 

daß ich 

— Schmidt (Hamburg)  — 

die  volkswirtschaftlichen Zahlen richtig zu deu-
ten weiß — — 

Meine Damen und Herren, bei dem Herrn Ehren-
berg, der das Ressort Arbeit und Sozialordnung ver-
waltet, hörte sich das am 12. Mai 1977 so an — ich 
darf mit Genehmigung des Herrn Präsidenten zi-
tieren —: 

Aber nun zu dem Punkt, den Herr Franke an-
gesprochen hat, zu der Meldung der Sozial-
versicherungsträger, daß sie 1 Milliarde DM 
weniger als erwartet — nicht weniger als im 
Jahr zuvor, weniger als erwartet — eingenom-
men haben. Diese Meldung über die 1 Milliarde 
DM ist richtig. Sie hat aber auch ihre erklär-
baren Ursachen, die nur zu einem sehr geringen 
Teil — ich will Ihnen gleich sagen, zu einem 
wie großen Teil — im langsameren Wirtschafts-
verlauf liegen. 

Ich wiederhole: zu einem geringeren Teil im lang-
sameren Wirtschaftsablauf liegen. — Herr Ehren-
berg weiter: 

In erster Linie geht sie nämlich darauf zurück, 
daß die Versicherungsträger den Verkauf von 
Beitragsmarken an freiwillig Versicherte einge-
stellt und die Umstellung auf ein Überweisungs-
verfahren, ein Abbuchungsverfahren vorgenom-
men haben. 

Meine Damen und Herren, er führt das nur auf 
buchhalterische, auf technische Ursachen zurück. 
Unsere Mahnungen, meine Mahnungen am 12. Mai 
1977 — die Beitragseinnahmen der ersten drei 
Monate lassen vermuten, daß am Jahresende ein 
Riesen-, ein Milliardenloch vorhanden ist — wur-
den von ihm mit dieser Bemerkung beantwortet. 
Und dann sagte er noch einen Schlußsatz: 

Alles das sind Fakten, die man wissen sollte, 
bevor man hier eine solche Schwarzmalerei an 
die Wand stellt, wie Sie, Herr Franke, das ge-
tan haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Völlig unglaub -
würdig!) 

Meine Damen und Herren, ich will damit sagen: 
Alles das, was die Bundesregierung heute auf den 

Tisch legt, hört sich genauso hohltönend an wie 
das, was gerade von mir zitiert wurde. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Das fing 1976 an und ging 1977 weiter. Und warum 
sollte das, nachdem Sie so viele Künste bewiesen 
haben, 1978 anders sein? Geraten die Lohnsteige-
rungen um 1 °/o niedriger, haben wir im nächsten 
Jahr ein weiteres Defizit von 13 bis 15 Milliarden 
DM. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist das „Problemchen"!) 

Und wer hört nicht noch den Kanzler am 30. Sep-
tember 1976, drei Tage vor der Bundestagswahl, 
tönen — wörtlich —: 

Da gibt es ein Problemchen der Rücklagen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Ein „Problemchen"!) 

Dieses Problemchen ist leicht zu lösen. 

Das war drei Tage vor der Wahl. Nach der Wahl 
waren dann diese „Problemchen" die dicksten Pro-
bleme. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dicke Hunde!) 

Oder da stellt sich der Kanzler Schmidt in Mün-
chen vor einiger Zeit mit etwas schräger Kopfhal-
tung hin und sagt, er habe sich geirrt. Er sagt also 
einfach, er habe sich geirrt und daraufhin seien 
jetzt diese Schwierigkeiten für ihn einfach zu regi-
strieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So einfach ist 
das!) 

Er hat sich einfach geirrt, und die Rentner müssen 
die Zeche bezahlen; meine Damen und Herren, das 
ist die Konsequenz aus seinem Irrtum. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie sagte er am 8. April 1976: „... immer unter-
stellt, daß Sie mir zutrauen, daß ich die volkswirt-
schaftlichen Daten richtig zu deuten weiß." In Mün-
chen hat er sich einfach geirrt. Die Rentner müssen 
die Zeche bezahlen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Alle Leute wußten es. Alle Fachleute wußten es. 
Alle Zeitungen wußten es. Die Gewerkschaften, die 
Arbeitgeber wußten es. Die Opposition hatte seit 
drei Jahren darauf hingewiesen, daß Finanzierungs-
lücken in der Rentenversicherung auftreten. Nur 
der Kanzler wußte es nicht; der Volkswirt, der 
Weltökonom wußte es nicht. Die Leidtragenden aus 
diesem Irrtum aber sind die 11 Millionen Rentner, 
sind die 22 Millionen Beitragszahler. 

Aber so billig kommen der Kanzler und sein 
Arbeitsminister mit diesen ihren Irrtümern und dem 
Vertuschen ihrer Irrtümer nicht davon. Der Kanz-
ler hat sich nach meiner Auffassung nicht geirrt, 
sondern er hat die Wähler getäuscht, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber die Wähltertäuschung von vor dem 3. Okto-
ber 1976 oder die Wortbrüche dieses Kanzlers, der, 
wie ich hier feststelle, an dieser Debatte, wo es um 
das Wegnehmen von Zuwachsraten für Rentner 
geht, gar nicht teilnimmt -- das interessiert ihn 
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offensichtlich gar nicht --, gehen weiter. Vor der 
Wahl hatte er sich getäuscht. Nach der Wahl hat 
er dann Wortbrüche produziert. So sagte doch 
Kanzler Schmidt in seiner Regierungserklärung am 
16. Dezember 1976, also vor knapp eineinhalb Jah-
ren — ich darf zitieren —: 

Die laufenden Renten werden ab 1. Januar 
1979 jeweils mindestens entsprechend der Stei-
gerung der nach Abzug von Steuern und So-
zialabgaben verfügbaren Einkommen der akti-
ven Arbeitnehmer erhöht werden. 

Weiter sagte er in seiner Regierungserklärung: 

Die Bruttolohnbezogenheit bei der Festsetzung 
der Neurenten bleibt. 

Am 16. Dezember 1976, also vor eineinhalb Jahren, 
sagte der Kanzler außerdem: 

Die Beitragssätze zur Rentenversicherung blei-
ben unverändert. 

Was heißt das, meine Damen und Herrren? Ver-
gleicht man diese Aussagen mit der Vorlage des 
21. Rentenanpassungsgesetzes, dann bleibt von den 
Versprechungen des Kanzlers vom 16. Dezember; 
was die Rentner und die Beitragszahler angeht, 
nichts mehr übrig. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Sehr 
wahr!) 

Erstens. Es ist klar, daß die geplante Rentenerhö-
hung unter der von der Regierung selbst erwarte-
ten Steigerung des Lebensstandards der Arbeitneh-
mer liegt. Hier ist ein Wortbruch zu verzeichnen. 

Zweitens. Die Bruttolohnbezogenheit der Neu-
renten soll bis 1981 ausgesetzt werden. Das ist ein 
weiterer Wortbruch. 

Drittens. Die Rentenversicherungsbeiträge wer-
den nach der Vorlage, die hier auf dem Tisch liegt, 
ab 1981 erhöht. 

Meine Damen und Herren, ich halte es für eine 
Ungeheuerlichkeit, daß der Bundeskanzler uns hier 
dreimal, den Rentnern dreimal und den Beitrags-
zahlern dreimal etwas ankündigt und diese Zusa-
gen jetzt hier dreimal zurückgenommen werden. 
Das kann man nicht einfach durch Abwesenheit vom 
Tisch wischen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie sollen die Bürger da noch Vertrauen in eine 
Regierung unseres Landes haben? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben sie ja 
gar nicht mehr!) 

Wird durch ein solches Verhalten, durch solche Täu-
schungen und Fehlleistungen nicht das Vertrauen 
in unser parlamentarisches System erschüttert? 

Ich will diese Fragen beantworten. Unsere parla-
mentarische Demokratie ist von Grund auf gefestigt. 
Unser Staat steht auf festem Fundament. Was 
wankt, was schwankt, was umfällt und Wortbrüche 
leistet, sind der Kanzler und die Koalition von SPD 
und FDP. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir können die Krise der Regierung und der Re-
gierungsparteien nicht mit einer Staatskrise gleich-
setzen. Die Fehler und Fehlleistungen von Schmidt 
und Co. — dieses Bundeskanzlers und seiner Koali-
tion — haben nichts mit der Festigkeit unseres Sy-
stems zu tun. 

Nur — und das ist das Schlimmste daran — unter 
den Fehlleistungen und der Schwäche dieser Regie-
rung muß die Bevölkerung leiden. Und im 21. Ren-
tenanpassungsgesetz wird eine Bevölkerungsgruppe 
besonders angesprochen, die sich nicht wehren kann: 
das sind unsere Rentner. Wir werden zusammen 
mit den Gewerkschaften, mit dem Reichsbund, mit 
dem VdK die Bevölkerung aufklären und versuchen, 
den Anschlag auf die größte soziale Reform der 
Nachkriegszeit, der Rentenreform von 1957, zu ver-
hindern. 

Was muß man von einem Kanzler halten, der 
1965/66 — damals als Fraktionsvorsitzender der SPD 
— bei kleinen Finanzproblemen, die damals wa-
ren, sagte: „Die Leute, die das zu verantworten ha- 
ben, gehören ins Gefängnis." Damit meinte er Fi-
nanzlücken von einigen Milliarden DM und eine 
Arbeitslosigkeit 1966 in einem Monat von 1,8 °/o 
und — das konnte er noch nicht wissen — eine Ar-
beitslosigkeit von 2,1 % in einem Monat im Jahre 
1967. Jetzt haben wir seit Jahren Arbeitslosigkeit 
von 4 bis 5 °/o, die die Ursache für die Finanzpro-
bleme in der Rentenversicherung sind. 

Lassen Sie mich eine Zwischenbemerkung machen. 
Wenn dieser Maßstab von Helmut Schmidt von da-
mals — das Beispiel Gefängnis meine ich — gilt, 
dann müssen wir das Gefängnis in Bonn beträchtlich 
erweitern, damit alle die darin Platz haben, die das 
zu verantworten haben, was heute hier auf dem 
Tisch liegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun legt die Koalition knapp acht Monate, nach-
dem wir das 20. Rentenanpassungsgesetz und das 
„Kostenverschiebungsgesetz" in der Krankenversi-
cherung verabschiedet haben, ein neues Rentensanie-
rungsgesetz vor. Die Hauptpunkte dieses Vorschla-
ges von SPD und FDP sind: Die Renten aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung werden zum 1. Januar 
1979 um 4,5%, zum 1. Januar 1980 um 4% und 
am 1. Januar 1981 um weitere 4 % erhöht. Die ver-
ringerten Anpassungssätze gelten auch für die 
knappschaftliche Rentenversicherung, die Altershilfe 
der Landwirte, die Kriegsopferrenten nach dem Bun-
desversorgungsgesetz und für die Unfallversiche-
rung. Die Zugangs- und Neurenten in den Jahren 
1979 bis 1981 werden wie die Bestandsrenten be-
handelt. Das heißt, die Rentendynamik entsprechend 
der Bruttolohnentwicklung wird auch für die Zu-
gangsrenten außer Kraft gesetzt. Ergänzend zu der 
verlangsamten Rentenanpassung wird eine Risiko-
absicherungsklausel eingeführt. 

Ab 1. Januar 1981 wird der Beitragssatz in der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Angestell-
ten von 18 auf 18,5 % erhöht, und ab 1982 müssen 
die Rentner individuelle Beiträge zur Krankenver-
sicherung zahlen. Die Bedingungen für die freiwil-
lige Versicherung in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung werden erheblich erschwert. Um dynami- 
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sche Leistungen aus freiwilligen Beiträgen zu er-
halten, müssen gewisse Bedingungen hinsichtlich der 
Kontinuität der Beitragszahlung erfüllt werden. Die 
Versicherungsfreiheit wegen Geringfügigkeit einer 
Beschäftigung wird an bestimmte Bedingungen ge-
knüpft. Teilzeitbeschäftigte und kurzfristig Beschäf-
tigte werden hierdurch in die Versicherungspflicht 
genommen. Schließlich werden zwei Milliarden aus 
der Rentenversicherung — das steht nicht unmittel-
bar im Gesetzestext — zusätzlich wiederum in die 
gesetzliche Krankenversicherung verschoben. 

Mit dem Abgehen von der bruttolohnbezogenen 
Rente verlassen SPD und FDP den Hauptgedanken 
der größten Sozialreform seit 1950. Die Arbeitneh-
mer müssen — oder mußten — Beiträge von ihrem 
Bruttoeinkommen bezahlen, erhalten dafür aber 
heute einen Gegenwert, der sich absolut nach der 
Kassenlage der Rentenversicherung richtet. Niemand 
kann mehr vorausschauen und seine Rente ausrech-
nen. 

(Katzer [CDU/CSU] : Leider wahr!) 

Bruttolohnbezogene Rente ist nicht irgendein Schlag-
wort. Bruttolohnbezogene Rente ist der Inhalt des 
Vertrages zwischen der aktiven Generation und den 
Rentnern. Die Väter der Rentenreform von 1957 
haben sich etwas dabei gedacht, daß diejenigen, die 
diese Republik mit aufgebaut haben, nicht der Will-
kür der Kassenlage der Rentenversicherung unter-
worfen werden dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie kann man angesichts der vielen gebrochenen 
Versprechungen dieser Regierung glauben, daß die 
bruttolohnbezogene, dynamische Rente eines Tages 
wieder gültig sein wird? Wer glaubt Ihnen von der 
SPD und der FDP noch, 

(Tillmann [CDU/CSU] : Das glauben die sel- 
ber nicht mehr!) 

nachdem der von Ihnen gestellte Kanzler so oft 
wortbrüchig geworden ist? 

(Wehner [SPD] : Unerhört) 

— Ich bin mit Ihnen der Meinung, Herr Kollege 
Wehner: Diese Wortbrüche sind unerhört. Ich be-
danke mich für diesen Ihren Zwischenruf. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Nein, Ihre beleidigenden Erklärungen, die 

ungerügt bleiben, sind unerhört!) 

Für mich ist übrigens unvorstellbar, daß ein Sozial-
demokrat der Aussetzung der bruttolohnbezogenen, 
dynamischen Rente hier in diesem Hause zustimmen 
kann. 

(Katzer [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Ich als alter Gewerkschaftler kann das nicht ver-
stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Coppik und Hansen von Ihrer Seite würde ich es 
zutrauen, daß sie hier zustimmen, aber ich kann mir 
nicht vorstellen, das alte Gewerkschaftsmitglieder 
wie Walter Arendt, Adolf Schmidt, der Bergarbeiter-
führer, Helmut Rohde, der Vorsitzende der Arbeits

-

gemeinschaft für Arbeitnehmerfragen innerhalb der 
SPD, 

(Wehner [SPD] : Tun Sie doch den Finger 
weg von diesen Leuten!) 

oder der seit gestern gewählte stellvertretende 
Bundesvorsitzende der IG Chemie — ich kann Ihnen 
das leider nicht ersparen — der Aussetzung der 
dynamischen Rente hier zustimmen können. Ich als 
alter Gewerkschaftler kann — ich wiederhole es 
noch einmal — nicht verstehen, daß Sie das tun 
wollen. Wir werden das nachprüfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber Sie kürzen nicht nur den Zuwachs, sondern 
Sie sagen in Ihrem Gesetzentwurf zum 21. Renten-
anpassungsgesetz — ich verkürze den Passus —: 
Wenn die Lohn- und Gehaltsentwicklungen schlech-
ter als angenommen verlaufen, dann müssen wir die 
Steigerungssätze noch einmal prüfen bzw. kürzen. 

(Egert [SPD] : Wer sagt denn das? — Glom- 
big [SPD] : Das müssen wir bei Ihrem Kran

-

kenversicherungsbeitrag!) 

— Herr Kollege Egert, Sie fragten: Wer sagt denn 
das? Ich unterstelle, daß Sie Ihren eigenen Gesetz-
entwurf noch nicht gelesen haben. Denn dort steht: 
Wenn zwei Jahre lang eine ganz bestimmte Lohn-
und Gehaltsentwicklung nicht erreicht wird, dann 
tritt diese Funktion, die Risikofunktion, ein, die die 
FDP mit in diesen Entwurf eingebracht hat. Ich kann 
mir zwar vorstellen, daß Sie von der SPD das nicht 
wollen, aber Sie haben es geschluckt und damit 
auch mit zu verantworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Sie sind ein Verdreher! — Hasinger [CDU/ 

CSU] : In § 17 steht es!) 

Das, was hier dann passiert, ist Rentenauszahlung 
nach Kassenlage, das ist Willkür. Das haben unsere 
Rentner nicht verdient, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Sie haben nicht verdient, daß sie so behan

-

delt werden, wie Sie das machen!) 

— Herr Wehner, dafür, wer wen hier wie behandelt, 
sind Sie das schlechteste Beispiel im Deutschen 
Bundestag. Sie dürfen nicht versuchen, hier irgend-
eine moralische Position einzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Eilers 
[Bielefeld] [SPD]: Heuchler! — Wehner 
[SPD] : Wer sind Sie denn, der Sie hier ge- 
schützt werden, daß Sie die größten Ge

-

meinheiten sagen können!) 

— Herr Wehner, ich bin ein frei gewählter Abgeord-
neter des Deutschen Bundestages. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU — Sei

-

ters [CDU/CSU] : Wir stellen fest: Herr 
Wehner ist ein Schreier! — Zurufe von der 

SPD) 

Ich wiederhole: Das ist Willkür. Das, was Sie hier 
vorhaben, haben unsere Rentner nicht verdient. 

(Katzer [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Das ist die Generation — ich wiederhole es noch 
einmal —, die unsere Republik mit aufgebaut hat. 
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Sie schädigen sie nur deshalb, weil sich diese Men-
schen nicht wehren können. Aber die Rentner wer-
den Ihnen, so glaube ich ganz bestimmt, schon bei 
den Landtagswahlen in diesem Jahr die entspre-
chende Quittung dafür geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit der von Ihnen beabsichtigten pauschalen Kür-
zung der Rentenzuwächse — hier denke ich insbe-
sondere an die Witwen — scheren Sie alle Rentner 
über eine Kamm, ohne Rücksicht auf die Höhe der 
Renten, z. B. der Witwen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Leider wahr!) 

Wenn ich richtig gelesen habe, dann hat der Ver-
treter der Bundesregierung bei der Verhandlung 
über die Höhe der Witwenrente vor dem Bundesver-
fassungsgericht in Karlsruhe in dieser Woche amt-
liche Zahlen zitiert und gesagt, daß allein 47,8 % 
der Arbeiter-Witwen und 25,2 % der Angestellten

-

Witwen weniger als 480 DM monatliche Rente haben 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

und schon heute in die Nähe der Sozialhilfe rücken. 
Was tun Sie mit Ihrem Entwurf zum 21. Renten-
anpassungsgesetz? Sie kürzen ihre Zuwächse, und 
Sie jagen sie damit endgültig auch nach langer Ver-
sicherungszeit des Versicherten in die Sozialhilfe. 
Meine Damen und Herren, das ist unsozial, das ma-
chen wir nicht mit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um das in Zahlen auszudrücken: Zirka 2,3 Millio-
nen von 11 Millionen Rentnern werden von den Plä-
nen der SPD/FDP-Koalition besonders hart getroffen. 
Wir dagegen, um das gleich an dieser Stelle zu sa-
gen, halten an unserem Vorschlag fest, 

(Glombig [SPD] : Leider! — Immer [Alten

-

kirchen] [SPD] : Wider besseres Wissen!) 

Herr Kollege Glombig, Renten unter zirka 6'50 
DM bei längerer Vorversicherungszeit von der Ab-
gabe eines Krankenversicherungsbeitrages freizu-
stellen. 

(Zuruf von der SPD) 

Meine Damen und Herren, das ist Sozialpolitik, die 
auf die individuellen Einkommensverhältnisse von 
Rentnern mit langer Vorversicherungszeit Rücksicht 
nimmt und sie nicht einfach in ein sozalistisches kol-
lektives Versorgungssystem zu treiben versucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man muß hier wirklich fragen, ob die SPD die 
Wirklichkeit bei den alten Menschen draußen nicht 
mehr kennt. 

(Hasinger [CDU/CSU] : So ist es!) 

Wissen Sie von der SPD eigentlich gar nicht, daß 
viele Rentner, auch mit einer Rente nach einem lan-
gen Arbeitsleben, ihren Platz in einem Altersheim 
nicht mehr bezahlen können? 

(Zuruf von der SPD: Kein Wunder bei den 
Preisen!) 

— Selbstverständlich bei diesen Preisen. Wer hat 
denn hier Inflation betrieben? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Gehen Sie einmal in das kommunale Altersheim nach 
Hannover und versuchen Sie, dort einen Platz zu 
finanzieren. Wer hat die Preise denn gemacht, mei-
ne Damen und Herren? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die SPD in Han- 
nover!) 

Was hat Sie von der SPD eigentlich für ein Teufel 
geritten, daß Sie auch die Kriegsopfer und ihre Hin-
terbliebenen in die Sanierungsmaßnahmen einbe-
ziehen? 

(Hasinger [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Das hat doch mit Sanierung der Rentenversicherung 
nichts zu tun. Das Geld, das dort gespart wird, fließt 
doch dem von Herrn Apel nicht in Ordnung gebrach-
ten Bundeshaushalt zu, wenngleich jetzt ein anderer 
Verwalter dort ist. Sie treiben Geld in die Bundes-
kasse ein von Bürgern, die im Kriege — lassen Sie 
mich den Ausdruck einmal gebrauchen — ihre Kno-
chen gezwungenermaßen haben hinhalten müssen. 
Das hat doch mit den Finanzschwierigkeiten in der 
Rentenversicherung nichts zu tun. Sie wollen viel-
mehr bei dieser Gelegenheit in einem Abwasch auch 
noch die Bundeskasse auf Kosten der Ärmsten un-
seres Volkes sanieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie scheren alle Rentner über einen Kamm, ob 
hohe Rente, ob niedrige Rente, ob Kriegsopferrente, 
ob Unfallversicherungsrenten, ob Altersrenten in 
der Landwirtschaft gezahlt werden, alle werden 
von Ihnen, von der SPD — und Sie mache ich haupt-
sächlich dafür verantwortlich —, geschröpft. Sie ge-
hen mit der sozialistischen Heckenschere an das Pro-
blem heran, und Sie werden es dennoch nicht lösen. 

(Wehner [SPD] : Sie sind ein Heckenschütze!) 

— Herr Wehner, Sie haben gerade das Wort Hek-
kenschütze gebraucht, ich weiß das wohl. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Wehner, ich rüge den Zuruf „Hecken-
schütze". 

(Wehner [SPD] : Ja, ja, ich bedanke mich für 
diese Unparteilichkeit! — Lachen bei der 

CDU/CSU - Zurufe von der SPD) 

— Herr Kollege Wehner, ich muß Sie dafür erneut 
rügen. 

Franke (CDU/CSU) : Sie werden das Problem den-
noch nicht lösen, meine Damen und Herren, weil Sie 
nur an den Symptomen herumkurieren, aber die Ur-
sachen der Schwierigkeiten mit dem 21. Rentenan-
passungsgesetz immer noch nicht beseitigen, nämlich 
die mangelnde binnenwirtschaftliche Nachfrage. 

(Egert [SPD] : Kein einziges Wort zur Sa- 
che! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Die mangelnde binnenwirtschaftliche Nachfrage ist 
die Ursache unserer Finanzierungsschwierigkeiten in 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 81. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. März 1978 	6391 

Franke 
der Rentenversicherung. Die Ursache für die hohe 
Arbeitslosigkeit ist doch nicht unser mangelnder Ex-
port, sondern liegt im Verhalten der öffentlichen 
und privaten Investoren. In Deutschland wird nicht 
genügend investiert. Daher gibt es Arbeitslosigkeit. 
Wo es Arbeitslose gibt, gibt es aber auch weniger 
Beitragszahler für die Rentenversicherung. 

Die Sozialdemokraten und auch die Freien Demo-
kraten haben in letzter Zeit gesagt, die Schwierig-
keiten resultierten aus unseren außenwirtschaft-
lichen Sorgen. Lassen Sie mich hier einmal die Ex-
portzahlen der letzten drei Jahre nennen. Der 
Exportüberschuß betrug im Jahre 1975 37,5 Milliar-
den DM, 1976 35 Milliarden DM und 1977 zirka 34 
Milliarden DM. Umgerechnet sind das etwa 25% 
der Summe unseres Bruttosozialprodukts, wenn wir 
den gesamten Export hier einmal im Zusammenhang 
nennen. Das heißt: der Export ist dank der Tüchtig-
keit der deutschen Unternehmungen und der deut-
schen Arbeiter in den letzten Jahren gestiegen, und 
zwar trotz der Erhöhung der Kosten auf dem Bin-
nenmarkt. 

Aber auch unsere Leistungsbilanz war positiv. 
Nach Abzug aller Belatsungen, die sich ergeben ha-
ben, kommen wir auf 9,5 Milliarden DM im Jahre 
1975, 8,5 Milliarden DM im Jahre 1976 und 7 Milli-
arden DM im Jahre 1977. Die Schuldigen für die 
Nachfrageschwäche auf dem Binnenmarkt sitzen hier 
auf der Regierungsbank und in den Reihen von 
SPD und FDP. Mein Kollege Professor Zeitel wird 
auf diese Fragen gleich noch näher eingehen und 
Ihnen weiteres zu diesen Zahlen sagen. 

Mit dem, was Sie hier vorschlagen, wollen Sie 
den Rentnern rund 33 Milliarden DM weniger Ein-
kommenszuwachs zumuten. Sie sprechen von einem 
so großen Defizit, weil Sie es resignierend hinneh-
men, daß es bis weit in die 80er Jahre eine Million 
oder mehr Arbeitslose in Deutschland geben wird. 
Sie haben kein Zutrauen in Ihre eigene Politik. Das 
verstehen wir sehr wohl. Wir unterstellen aber 
nicht, daß es, wenn wir die Wirtschaftspolitik zu 
gestalten hätten, eine so hohe Zahl von Arbeits-
losen und damit weiterhin Finanzierungsprobleme 
in der Rentenversicherung gäbe. Sie, meine Damen 
und Herren von der SPD und der FDP, stellen heute 
die Regierung. Sie haben diese Zahlen zu verant-
worten. 

(Wehner [SPD] : Sie würden sogar den Dol- 
lar retten!) 

' Wir akzeptieren Ihre 33 Milliarden DM aber nicht. 
Leider ist eine Finanzierungslücke in der Renten-
versicherung vorhanden. Das haben SPD und FDP 
zu verantworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir können die betroffenen Bürger nur um Ver-
ständnis dafür bitten, daß wir uns auch an den Sa-
nierungsmaßnahmen und -vorschlägen beteiligen, so 
wie wir das auch im letzten Jahr getan haben. Wir 
fordern schon seit dem 16. Januar 1975 eine Be-
standsaufnahme in der Rentenversicherung. Sie ha-
ben die Probleme in der Rentenversicherung aber 

bis zum 3. Oktober 1976 geleugnet. Sie haben das 
Loch in der Rentenkasse zu verantworten. 

(Katzer [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wir beteiligen uns aber an ordnungspolitisch sau-
beren Lösungen. 

(Zurufe von der SPD: Das ist ja ganz neu! 
— Vorschläge!) 

Leider müssen wir von unseren Bürgern auch ein 
Opfer verlangen. Wir schlagen daher, um Schlimme-
res zu verhüten — ähnlich wie wir es schon beim 
Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetz vorgeschlagen 
haben —, folgendes vor. Die bruttolohnbezogene 
dynamische Rente muß erhalten bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Immer [Alten-
kirchen] [SPD] : Aber dann wieder abziehen!) 

Wir müssen leider einen Solidaritätsbeitrag von den 
Rentnern verlangen. Wir wollen die Rentner die 
Zeche aber nicht allein bezahlen lassen. Deshalb 
fordern wir einen sozial gestaffelten Krankenver-
sicherungsbeitrag der Rentner, der nicht — nach 
Ihrem Muster — alle Rentner über einen Kamm 
schert. 

(Zuruf von der SPD: Leistung bestrafen!) 

Die Einsparungen, die sich, wenn unsere Maß-
nahmen eingeführt würden, ergäben, sollen nicht 
dem Bundeshaushalt zufließen, sondern zur Deckung 
der Finanzlücke in der Rentenversicherung verwandt 
werden. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Das ist sehr wichtig!) 

— Sie sagen das mit Recht, Herr Kollege Hasinger. 
Die Überschüsse, die sich auf Grund unserer Vor-
schläge ergäben, müssen zur Sanierung der Renten-
versicherung verwandt werden und sollen nicht 
letztlich zur Sanierung der Kasse des Bundes dienen. 
Diese Überschüsse sollen den armen Menschen in 
unserem Lande zufließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unsere Vorschläge bringen nur zwei Drittel der Be-
lastungen in der Größenordnung von 33 Milliarden 
DM mit sich. Die Regierung hat diese Größenord-
nung angegeben. Diese Zahl haben wir nicht er-
funden, sondern Sie haben sie errechnet. Wenn also 
die Belastung für die Rentner insgesamt niedriger 
ist, ist sie trotz sozialer Staffelung auch für den ein-
zelnen Rentner niedriger als die Belastungen, die 
sich aus Ihren Vorschlägen ergeben. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich in diesem Zusammnhang einmal 
nur ein Rechenbeispiel aufmachen. 

(Zuruf von der SPD: Sie können doch gar 
nicht rechnen!) 

Das ist kein Rechenbeispiel der Christlich Demokra-
tischen und Christlich-Sozialen Union, sondern ein 
Rechenbeispiel, das der Sozialbeirat gegeben hat, 
der für nächstes Jahr einen Krankenversicherungs-
beitrag von 2 %, im übernächsten Jahr von 4 % 
und dann von 5,5 % von den Rentnern verlangen 
würde. Ich wiederhole, daß das nicht unser Vor-
schlag ist, sondern ein Rechenbeispiel, das der 
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Sozialbeirat aufgemacht hat. Auch bei diesem Bei-
spiel des Sozialbeirats, bei diesem extrem hohen 
Belastungsanteil — Sie können das nachrechnen — 
wäre die Belastung der Renten geringer als Ihre 
Belastungen, die Sie heute auf den Tisch legen und 
künftig von den Rentnern verlangen würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Immer [Altenkirchen] [SPD]) 

Im übrigen verweisen wir darauf, daß unsere Vor-
schläge seit einem Jahr auf dem Tisch liegen. Hätten 
Sie von der SPD und FDP vor einem Jahr auf unsere 
Mahnung gehört, dann hätten die Rentner und auch 
später die Beitragszahler nicht eine so hohe Be-
lastung zu tragen gehabt. Der Sanierungszeitraum 
für die Rentner wäre insgesamt länger gewesen, 

(Zurufe von der SPD) 

und pro Jahr wäre dabei eine geringere Belastung 
für die einzelnen Rentner herausgekommen. Aber 
Sie haben .im letzten Jahr geleugnet, daß es diese 
Probleme gibt, weil Sie sich selbst etwas vorgemacht 
und nicht den Mut gehabt haben, frühzeitig in eine 
Sanierungsdebatte einzutreten, weil Sie die Ge-
fangenen Ihrer eigenen Versprechungen waren. Die 
Bürger müssen heute die Zeche zahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie lösen die Probleme heute nur zu 50 %; ich 
wiederhole: zu Lasten der Rentner. Die Lösung des 
anderen Teils der Probleme überlassen Sie dem 
Wahlausgang 1980. 

Langfristige Probleme, wie sie sich aus der demo-
graphischen Entwicklung ergeben, haben Sie über-
haupt nicht angesprochen. Sie haben z. B. nicht an-
gesprochen die Frage der geringeren Geburtenzahl. 
Die fünfte koordinierte Bevölkerungsvorausschät-
zung der Bundesregierung von 1975 unterstellt bis 
zum Jahre 2030 einen Rückgang der deutschen Be-
völkerung auf 39,4 Millionen Menschen. Jetzt haben 
wir knapp 58 Millionen Einwohner. Der Anteil der 
über 65jährigen steigt dabei von 15 % auf 23% im 
Jahre 2030. 

(Zuruf des Abg. Kühbacher [SPD]) 

Prognos hat auf der Basis dieser Daten für die Ren-
tenversicherung einen notwendigen Beitragssatz 
zwischen 26,6 und 41,5 % errechnet, wenn nur die 
gleichen Leistungen gezahlt würden, wie wir sie 
heute haben. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

In Ihren Vorschlägen ist von einer langfristigen Vor-
ausschau und der Beseitigung dieser Probleme mit 
einer ordentlichen Familienpolitik, die die kinder-
reichen Familien in unserem Lande stützt, überhaupt 
nichts zu sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie denken in den Kategorien bis 1980. 50 % der 
Probleme regeln Sie jetzt, und 50% der Probleme, 
die im 21. Rentenanpassungsgesetz angesprochen 
werden, werden je nach Wahlausgang ab 1980 ge-
regelt. Das ist keine solide Politik, sondern das ist 
Rentenpolitik nach Willkür. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das 21. Rentenanpassungsgesetz, der dritte Akt 
des Sanierungsprogramms der Rentenfinanzen die-
ser Bundesregierung, muß als ebenso unbefriedigend 
bezeichnet werden wie die vorigen Akte. Die CDU/ 
CSU hält es ordnungspolitisch für falsch, statt die 
Ursachen der Rentenmisere, nämlich die wirtschaft-
liche Flaute und die dadurch verursachte Arbeits-
losigkeit zu bekämpfen, nur an den Symptomen 
herumzukurieren. Die notwendige Sanierung wird 
mit systemfremden Maßnahmen versucht. Ohne 
zwingenden Grund wird vom bewährten System der 
bruttolohnbezogenen dynamischen Rente und der 
entsprechenden Rentenanpassung abgegangen. 

Die CDU/CSU hält das 21. Rentenanpassungsge-
setz für finanzpolitisch verfehlt, weil es auf wirt-
schaftlichen Annahmen über die zukünftige wirt-
schaftliche Entwicklung beruht, die äußerst zweifel-
haft sind und zusätzliche Belastungen der Versicher-
ten beinhalten. 

Die CDU/CSU hält den Gesetzesentwurf für sozial 
ungerecht, weil er überwiegend den Rentnern Sa-
nierungsopfer abverlangt und zudem keinerlei Un-
terschiede bei der Belastbarkeit zwischen Rentnern 
mit hohen Alterseinkünften und Kleinstrentnern 
macht. 

Die CDU/CSU ist nicht bereit, dem vielfältigen 
Wortbruch der Bundesregierung in der Rentenpoli-
tik einen Bruch des Generationenvertrages durch 
das Abkoppeln der Renten von der allgemeinen 
Lohn- und Gehaltsentwicklung folgen zu lassen. Wir 
halten an der bruttolohnbezogenen dynamischen 
Rente, am Generationenvertrag fest. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Schon die bisherige Debatte hat gezeigt, daß das 
21. Rentenanpassungsgesetz mit fundamentalen Prin-
zipien unseres gesetzlichen Alterssicherungssystems 
bricht. Das Vertrauen der Versicherten und Rentner 
in unser bewährtes Alterssicherungssystem wird 
durch Ihre Maßnahmen zerstört. Die CDU/CSU ist 
nicht bereit, die soziale Errungenschaft, nämlich die 
bruttolohnbezogene dynamische Rente, die durch 
die Christlich Demokratische Union unter Konrad 
Adenauer und Anton Storch geschaffen wurde, stück-
weise zu demontieren. 

Aus diesem Grunde lehnen wir Ihren Entwurf des 
21. Rentenanpassungsgesetzes ab. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU — Zurufe von der SPD: Wahl

-

kampf in Niedersachsen!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst möchte 
ich, damit es im Protokoll festgehalten ist, eine 
Feststellung des Kollegen Franke korrigieren. Ich 
habe mich bemüht, das durch Zwischenfragen zu klä-
ren. Aber es war nicht möglich. 
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Schmidt (Kempten) 
Der Kollege Franke hat hier behauptet — Herr 

Kollege Franke, vielleicht hören Sie einen Moment 
zu —, 

(Franke [CDU/CSU]: Ich bin ganz Ohr!) 

den Rentenanpassungsbericht und den Gesetzent-
wurf der Koalitionsfraktionen habe er erst gestern 
bekommen. 

(Franke [CDU/CSU]: Darf ich korrigieren: 
Vorgestern!) 

— Von mir aus vorgestern. Ich stelle zu Protokoll 
fest, daß der Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD 
und der FDP vom 9. März datiert — heute ist der 
16. März — und daß der Rentenanpassungsbericht 
vom 10. März datiert — heute ist der 16. März —. 

(Wehner [SPD] : Herrn Franke dürfen Sie 
nie beim Wort nehmen! — Zurufe von der 

CDU/CSU: Der 16. März!) 
— Der 16. März! 

(Hasinger [CDU/CSU] : Aber das ist erst 
gestern und vorgestern verteilt worden! 

Ich habe es erst heute bekommen!) 

— Entschuldigen Sie, Herr Kollege Hasinger, es ist 
komischerweise so, daß ich es am Freitag in meinem 
Fach hatte und am Wochenende Gelegenheit hatte, 
es durchzulesen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Dann kriegen Sie 
das eher!) 

— Entschuldigen Sie! Ich frage vielleicht vorher den 
Kollegen Müller (Remscheid), ob nicht auch er es 
schon am Freitag hatte. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Nein!) 

— Dann war er nicht mehr hier. Ich jedenfalls habe 
es am Freitag gehabt. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Montag 
früh war es im Fach! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Ich stelle fest, daß zum Ende der vergangenen 
Woche am 9. und 10. März diese zwei Drucksachen 
vorlagen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Nein, nein! — Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein [CDU/ 
CSU] : Unwahr! Stimmt nicht! Erzählen Sie 
doch hier keine Märchen! Unerhört, sowas! 
— Anhaltende Unruhe bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich bitte 
um Verständnis. Der Redner muß im ganzen Haus 
voll gehört werden können! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Ich stelle zum zweiten 
noch einmal, nur damit es hier zu Protokoll geht, 
fest, — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Jawohl; das ist sehr notwendig, da ich nämlich 
der Meinung bin, es gilt — wenn ich hier oben war, 
habe ich mich darum bemüht — in sozialpolitischen 
Fragen Konsens zu erreichen. Ich stelle fest, daß 
wir im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung ge-
meinsam versucht haben, bezüglich der Möglichkei-
ten der Beratung der Vorlagen die Termine so abzu

-

sprechen, obwohl wir wußten, daß die Drucksachen 
erst in der Vorwoche kommen konnten. Wenn wir 
das gemeinsam abgesprochen haben, dann soll es 
hier nicht plötzlich als ein Fehler oder als eine Un-
gehörigkeit — oder etwas anderes — dargestellt 
werden. Dies wollte ich hier einmal feststellen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zu- 
rufe von der CDU/CSU) 

Aber nun zur Sache selbst! 

(Zink [CDU/CSU] : Als ich das im Ausschuß 
festgestellt habe, daß die Drucksachen am 
Dienstag erst gekommen sind, wurde mir 

nicht widersprochen!) 
— Ich habe — 

(Franke [CDU/CSU] : Herr Kollege Zink 
sagt, daß das im Ausschuß — Sie waren 
nicht dabei — unwidersprochen festge

-

stellt wurde!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, ich bitte um Verständnis: wir 
können nicht einen Dialog führen, der im Hause 
nicht verständlich ist. 

Schmidt (Kempten) (FDP): Ich habe ja die Daten 
genannt und habe gesagt, wann ich es über den 
ganz normalen Hausgang — und nicht anders — 
bekommen habe: am Freitagnachmittag. Ich war 
allerdings am Freitagnachmittag noch hier, weil 
ich erst am Samstag früh weg konnte. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Franke 
[CDU/CSU] : Wir haben es erst Dienstag 
bekommen! — Hasinger [CDU/CSU] : Den 

Anpassungsbericht erst heute!) 

— Ich stelle die Daten fest. — Aber, meine Damen 
und Herren, kommen wir zur Sache! 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Schmidt (Kempten), würden Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Kühbacher ge-
statten? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Ja. Aber ich bitte, das 
auf meine Zeit anzurechnen. 

Kühbacher (SPD) : Herr Kollege, entnehmen Sie 
wie ich aus den empörten Zwischenrufen der Op-
positionskollegen, daß der Bundestagspräsident 
Carstens verdächtigt wird, bei der Drucksachen-
verteilung die Koalition zu begünstigen? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Gegen- 
rufe von der SPD) 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege, diesen 
Vorwurf würde ich daraus nie entnehmen. Ich ent-
nehme diesen Zwischenrufen höchstens die Tat-
sache, daß die meisten Kollegen am Freitag sehr 
früh Bonn verlassen und deshalb die Drucksachen 
nicht mehr bekommen haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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Vizepräsident br. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol 
lege Schmidt (Kempten), würden Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Reddemann zu- 
lassen? — Bitte. 

 
Reddemann (CDU/CSU): Herr Kollege Schmidt 

(Kempten), würden Sie erklären, wie jemand, der 
am Freitagabend abfährt, dann erst am Dienstag 
seinen Entwurf bekommt, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Reden Sie 
doch zur Sache!) 

und wieso Sie dann negative Bemerkungen machen 
können, falls jemand am Freitagmittag abgefahren 
sein sollte? Was hat das mit der Sache zu tun? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Redde-
mann, ich kenne die einzelnen Verteilungspraktiken 
der Fraktionen nicht, wie das weitergeht. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Jedenfalls nehme ich an, daß die Kollegen dann eben 
erst am Montagabend oder Dienstag früh — was ja 
ihr gutes Recht ist — zurückgekommen sind und 
das vorgefunden haben. Dies ist ihr gutes Recht. 
Aber das ändert nichts daran, daß es am Freitag-
nachmittag in den Fächern war. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege Schmidt (Kempten), Herr Kollege Wittmann 
hat noch eine Zwischenfrage. 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Herr Kollege Schmidt, 
können Sie mir die Frage beantworten, wie es 
kommt, daß der Kollege Franke und die CDU/CSU 
seit Wochen über unseren Entwurf draußen polemi-
sieren und hier so tun, als wenn sie ihn nicht ken-
nen würden? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP — Lachen bei der CDU/CSU) 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Witt-
mann, ich habe ja vorhin bei meiner Zwischenfrage 
darauf hingewiesen, daß die Opposition Gelegenheit 
hatte, am 23. Februar aus einer offiziellen Verlaut-
barung all die Dinge herauszulesen, und daß ich 
schon Gelegenheit hatte, sowohl Gegenäußerungen 
des Kollegen Katzer, des Kollegen Franke und an-
derer Sozialpolitiker der Opposition dazu zu lesen. 
Also waren  die  Dinge sowieso bekannt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber lassen wir das. 

Ich wollte nur einmal festgestellt haben — — 
Nein, Herr Kollege Hasinger, ich möchte das nicht 
mit einer Handbewegung abtun. Denn es war hier 
ein massiver Vorwurf, es seien gestern überhaupt 
erst Unterlagen gekommen, und heute solle man be-
raten. Dies stimmt nicht. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Doch! — 
Franke  [CDU/CSU] : Vorgestern! Und das 
stimmt! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Ich bitte, das dann nachzulesen, was hier gesagt 
worden ist. 

Nun zur Drucksache 8/1601, Entwurf eines Ein-
undzwanzigsten Rentenanpassungsgesetzes der 
Fraktionen der SPD und der FDP. Bei dem vorlie-
genden Entwurf, Herr Kollege Franke, handelt es 
sich nicht um das Ergebnis monatelanger Streitig-
keiten, wie Sie festgestellt haben, oder eines Fest-
zurrens irgendwelcher Kompromisse, sondern — 
das möchte ich ganz klar für die Freien Demokra-
ten als Mitantragsteller sagen — um ein konkretes 
Konzept — ich gebe Ihnen zu: als dritter Schritt —, 
mittelfristig für die nächsten Jahre. eine klare Ant-
wort über die Möglichkeiten in der Rentenversiche-
rung auch im Hinblick auf die Entwicklungen im 
Zusammenhang mit der 84er-Konferenz sowohl an 
die Rentner als auch an die Beitragszahler zu geben, 
die Unsicherheit, die Sie auch jetzt wieder versucht 
haben deutlich zu machen, abzubauen und klarzu-
machen, daß diese Bundesregierung und die sie tra-
genden Fraktionen, die diesen Gesetzentwurf vor-
legen, bereit sind, dem Rentner deutlich zu machen 
— auf Einzelheiten komme ich noch —, welche 
Möglichkeiten für die Anpassungen in den nächsten 
Jahren bestehen, aber auch dem Beitragszahler 
deutlich zu machen, daß er nach vielen Vorleistun-
gen nicht schon wieder zur Kasse gebeten wird. 

Herr Kollege Franke, ich habe es eigentlich be-
dauert — ich kenne Sie aus vielen sachkundigen 
Beratungen und Gesprächen —, daß Sie nicht den 
Stil der Beratungen auch hier im Plenum aufgenom-
men haben, den erfreulicherweise der Kollege Kat-
zer in der Haushaltsdebatte bei der Frage, wie wir 
die vor uns liegenden Probleme lösen, gezeigt hat. 
Ich bin sicher, Herr Kollege Franke, wenn Sie hier 
nicht ein zum Teil vielleicht vorgeschriebenes Kon-
zept vorgelegen, sondern aus Ihrer tatsächlichen 
sozialpolitischen Verantwortung und Erfahrung ge-
sprochen hätten, wäre manches besser gewesen. So 
muß ich feststellen: gewogen und zu leicht befun-
den. 

(Beifall bei der FDP und SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU: Na, na! — Franke [CDU/ 
CSU]: Das ist Ihr gutes Recht! — Zuruf von 
der SPD: Zu leichtgemacht! — Hasinger 
[CDU/CSU] : Trifft das nicht eher auf den 
Gesetzentwurf zu? — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Gewogen, zu leicht befunden oder zu leichtge-
macht, Herr Kollege Franke, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

weil Sie heute hier die Chance gehabt hätten, nun 
einmal das wahrzumachen, was Sie seit 1975/76 

(Franke [CDU/CSU]: Ich seit 1975!) 

— ich habe mir die ganzen Äußerungen herausge-
schrieben; ich kann sie nachlesen und Ihnen auch 
vorlesen — hier immer für die Opposition erklärt 
haben, welche Maßnahmen Sie vorschlügen, daß 
Sie bereit wären, auch da oder dort etwas nicht 
so Populäres, aber Notwendiges mitzumachen. Aber 
mit Ausnahme des nun sattsam bekannten — dar-
auf komme ich noch einmal — sogenannten Kran-
kenversicherungsbeitrags, den Sie hier wieder vor- 
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Schmidt (Kempten) 
gelegt haben, haben Sie von dieser Stelle nie kon-
krete Aussagen gemacht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Bitte. 

Franke (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, ist 
Ihnen aus dem Gedächtnis entschwunden, daß wir 
im letzten Jahr der Verschiebung der Anpassung 
um ein halbes Jahr, also einer unpopulären Maß-
nahme, unsere Zustimmung gegeben haben? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Franke, 
ich habe nicht von Zustimmung, sondern von Aussa-
gen von Ihnen gesprochen, wo Sie Alternativen ha-
ben. Wer hat denn die Verlegung des halben Jah-
res beantragt? Doch nicht Sie, sondern wir aus der 
Verantwortung heraus! 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, lassen Sie eine weitere Zusatzfrage zu? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Bitte schön. 

Franke (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, würden 
Sie es aus der Sicht einer Oppositionspartei für 
populär halten, einen Krankenversicherungsbeitrag 
von Rentnern zu verlangen? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Ich bitte, auf den Kran-
kenversicherungsbeitrag nachher kommen zu dür-
fen, weil ich das im Konzept machen will. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, Sie brauchen nicht 
zu lachen. Sie wissen, ich drücke mich um keine 
Antwort; aber es hat keinen Zweck, zweimal et-
was zu sagen, was man sowieso ansprechen muß. 

Herr Kollege Franke, trotzdem möchte ich Ihnen 
eine Antwort auf Ihre Frage geben. Ich habe hier 
für die Freien Demokraten in diesen Jahren — Sie 
werden sich erinnern — mehrmals nach unserer 
Meinung notwendige Schritte vorgeschlagen. Ich 
nehme nur das Stichwort „Aktualisierung", das 
Stichwort, „das ein halbes Jahr eher zu korrigie-
ren." Das habe ich für die Freien Demokraten hier 
vorgetragen. Ich habe von Ihnen zwar immer ge-
hört: Wir werden über die Dinge reden, aber ich 
habe nie von Ihnen gehört, daß es ähnliche Vor-
schläge gäbe. Im Gegenteil: Man hat mir, man hat 
dieser Bundesregierung, wenn diese Dinge ange-
sprochen wurden, sofort „soziale Demontage" vor-
geworfen, obwohl es im Interesse der Rentner bes-
ser gewesen wäre, eher die Wahrheit zu sagen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Schmidt, der Herr Abgeordnete Müller 
meldet sich zu einer Zwischenfrage. 

Mü ller (Berlin) (CDU/CSU) : Darf ich Sie bitten, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß ich schon im Februar 

1976 im DUD geschrieben habe, man sollte eigent-
lich wegen der finanziellen Situation die Anpassung 
stufenweise wieder auf den 1. Januar zurückfüh-
ren? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Müller, 
ich weiß das; aber eine Schwalbe macht noch kei-
nen Sommer. Von dieser Stelle aus ist es seitens 
der CDU nicht gesagt worden. Aber von mir ist 
es geschehen. 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU] : Gut, aber dann 
dürfen Sie nicht sagen, daß Sie das allein 
machen! — Müller [Remscheid] [CDU/ 

CSU] : Das ist unter Niveau!) 

— Herr Kollege Müller, wenn man von Niveau redet, 
könnte man über manches, was der Kollege Franke 
vorhin gesagt hat, nachdenken. 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

Nun wieder zurück. Wir Freien Demokraten und 
die Koalition hatten wirklich gehofft, heute nicht 
Zitate vorgelesen zu bekommen, sondern mal etwas 
von den Argumenten zu hören, die man in die 
Beratung einbringen will. 

(Zuruf von der CDU/CSU)  

Ich habe keine Argumente gehört. Ich habe wirklich 
gehofft, daß wir alle hier in diesem Hause in der 
Verantwortung, in der wir alle stehen — die Bun

-

desregierung und die sozialliberale Koalition haben 
gezeigt, daß sie die Verantwortung sehen —, uns 
gewisser Fehler oder Sünden der Vergangenheit be-
wußt werden würden, auch seitens der Opposition. 
Es war nun einmal 1957 leider so, daß alle War-
nungen, auch die wirtschaftlichen Probleme, die 
wirtschaftlichen Querverbindungen einer automati-
schen Dynamik zu sehen, in den Wind geschlagen 
wurden. Es war leider so, daß die erste Schwierig-
keit, die sich zur Zeit der Großen Koalition zeigte, 
allein über Beitragserhöhungen gelöst wurde. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Nicht allein!) 

— Und über einen Krankenversicherungsbeitrag, 
auf den ich noch komme. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Und einen Monat!) 

— Das ist richtig. Aber der Brocken war die Bei-
tragserhöhung. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Genau die Hälfte!) 

Zum dritten war es so, daß wir alle 1972 in einer 
gewissen Wahleuphorie etwa zu tief in die Tasche 
gegriffen haben, oder, besser gesagt, einen zu gro-
ßen Schluß aus der Pulle — insbesondere mit der 
Vorziehung des halben Jahres — getan haben. Die 
sozialliberale Koalition hat dieses halbe Jahr zu-
rückgenommen, weil sie gesehen hat, daß es nicht 
in die Systematik paßt, daß es belastend ist. Die 
sozialliberale Koalition und wir Freien Demokratien 
haben gesagt, Beitragserhöhungen könnten so 
schnell nicht vorkommen. Aus der Sicht der Zusam-
menhänge, die nun einmal nicht geleugnet werden 
können, zwischen Sozialpolitik und Wirtschaftspoli-
tik in einer Gesellschaft, in der 90 °/o der Bevölke-
rung in den Sozialversicherungen entweder pflicht-
mäßig oder freiwillig versichert sind. Aus wirt- 
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schaftspolitischen Entwicklungen heraus müssen ver-
antwortungsvolle Vorlagen beurteilt werden. Da 
kann man nicht mehr die Sozialpolitik Sozialroman-
tikern oder vielleicht auch irgendwelchen anderen 
Heilsideologen überlassen. Da muß man sehen, daß 
90 % der Bevölkerung in ihrer sozialen Sicherheit 
davon abhängen, daß diese soziale Gesellschaft auch 
produzieren und verdienen kann. Das ist der Ge-
nerationenvertrag, um den es geht. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Aber das ist ein 
Widerspruch zu dem, was Herr Glombig ge- 

sagt hat!) 

Das ist der Generationenvertrag, der auch den Ent-
scheidungen in dieser Vorlage zugrunde liegt. Da 
kann man sich nicht einfach hinstellen und sagen, die 
Bruttolohnbezogenheit werde abgekoppelt. Das sei 
also das Weggehen von einer großen sozialen Re-
form. Niemand redet davon, daß die Bruttolohn-
bezogenheit auf Dauer nicht mehr im Rentenver

-

sicherungssystem gelten solle. Aber eines wissen wir 
ganz genau, meine Damen und Herren. 

(Vorsitz:  Präsident Carstens) 

Die Bundesregierung und die sozialliberale Koali-
tion nehmen aus der Verantwortung heraus, tun zu 
müssen, was in den nächsten Jahren möglich ist, zur 
Deckung der nun einmal vorhandenen 32-Milliarden-
Lücke feste Zahlen für die nächsten drei Jahre —
4,5 %, 4 %, 4 % — und sagen: Anschließend kehren 
wir zur Bruttolohnbezogenheit weitgehend zurück. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Was heißt „weitge

-

hend"?) 

— Zurück im Rahmen dessen, was 1982 mit dem 
Krankenversicherungsbeitrag der Rentner kommt. 

(Zuruf des Abg. Hasinger [CDU/CSU]) 

— Darauf komme ich noch. 

Wir kehren zur Bruttolohnbezogenheit zurück, 
wobei 1982 durch den Krankenversicherungsbeitrag 
eine generelle Veränderung kommen wird. Darauf 
komme ich noch. 

Wir kehren zur Bruttolohnbezogenheit zurück, und 
was sagen Sie? Wir bleiben bei der Bruttolohn-
bezogenheit und ziehen willkürlich mal 2 °/o, mal 
4 °/o ab. Ist das nicht egal, ob so rum oder so rum, 
wenn ich das jetzt einmal ganz nüchtern sehe? 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Kommen wir gleich zum Krankenversicherungs-
beitrag der Rentner und Ihrem Vorschlag: Herr 
Kollege Franke, meine sehr verehrten Damen und 
Herren der Opposition, wenn Sie hier ehrlich sagen 
würden: „Wir wollen 1979 die Rentensteigerung 
um 2,6 %" — das ist, glaube ich, im Moment die 
Zahl; manchmal werden auch 2 % genannt; da kom-
men unterschiedliche Zahlen, je nach dem, wo man 
es liest — „und 1980 um 4% kürzen", dann wäre 
das ein offenes Wort. Aber Sie sagen, daß Sie zu-
nächst nach der Bruttoformel rechnen und dann 
etwas abziehen. Dann kommt da weniger heraus 
als bei uns mit den Steigerungsraten von 4,5 °/o bei 
der nächsten und jeweils 4 % bei den beiden fol

-

genden Rentenerhöhungen. So ist es doch, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Diesen Abzug nennen Sie dann Krankenversiche-
rungsbeitrag, obwohl das Geld allein in der Renten-
versicherung bleibt und mit der Krankenversiche-
rung überhaupt nichts zu tun hat. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Franke? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Bitte. 

Franke (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, ich darf 
Sie fragen, ob Sie die pessemistischen Entwicklun-
gen der nächsten Jahre akzeptiern, indem Sie die 
1 Milion Arbeitslose bis in die Mitte der 80er Jahre 
Ihren Plänen zugrunde legen? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Franke, 
das ist gar nicht meine Überlegung. Wenn ich das 
richtig sehe — Sie können mich gern korrigieren —, 
ist die Zahl von 32 Milliarden DM eine Zahl, die 
auch Sie akzeptieren. 

(Franke [CDU/CSU] : Nein! — Zurufe von 
der SPD) 

— Wenn ich z. B. ein Interview von Herrn Stolten-
berg richtig im Kopf habe, wenn ich die Ausführun-
gen von Herrn Kohl vor dem Handwerkstag in 
Münster richtig im Kopf habe, haben beide gesagt: 
Eine Lücke von etwa 30 Miliarden wird sich ergeben 
und muß gedeckt werden. Das Wie ist eine andere 
Frage. Bitte, lesen Sie nach. Ich kann es gern aus 
unserer Pressestelle holen lassen. 

Präsident Carstens: Gestatten Sie noch eine Zwi-
schenfrage, Herr Abgeordneter? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Ich war zwar noch nicht 
ganz fertig, aber bitte. 

Franke (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, glau-
ben Sie mir, wenn ich Ihnen sage, daß diese 32,7 
Milliarden DM — aufgerundet also 33 Milliarden 
DM — von Ihnen unter der Annahme errechnet 
worden sind, daß wir langfristig 1 Million Arbeits-
lose haben werden, daß wir bei unserer Politik aber 
diese Arbeitslosigkeit nicht unterstellen wollen? 

(Lachen bei der SPD) 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Franke, 
ich wollte sowieso meine erste Antwort ergänzen. 
Ich gehe davon aus — und bisher kenne ich keine 
Gegenargumente —, daß sich nicht nur die Bundes-
regierung, nicht nur die sozialliberale Koalition, 
sondern alle seriösen Institute, von der Bundesver-
sicherungsanstalt bis zu den Rentversicherungsträ-
gern, klar sind, daß diese rund 32 Milliarden eine 
zu deckende Lücke sind und daß dies auf Grund von 
drei Tatsachen der Fall ist: einer Lohnsteigerung 
von 5,5% für 1978 und von 6 % in den Jahren da- 
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nach, einem Zuwachs der Zahl der Beschäftigten 
von 0,2 bis 0,3 % pro Jahr und einer Arbeitslosen-
zahl von 1 Million. 

Wir haben diese Zahlen bewußt vorsichtshalber 
so einkalkuliert, weil wir Erfahrungen darüber ha-
ben, wie schnell sich die Dinge, leider Gottes, än-
dern können. 

Herr Kollege Franke, wenn Sie mit Ihrem Vor-
schlag eines Krankenversicherungsbeitrages nur die 
Hälfte dieser Lücke decken können, sagen Sie doch 
auch nicht, daß Sie die andere Hälfte durch Ihre 
Wirtschaftspolitik abdecken wollten. 

(Urbaniak [SPD] : Knappschaft und Wohn- 
geld!) 

— Ich nehme da so etwas auf: Kollege Urbaniak 
hat gerade von der Knappschaft gesprochen. Ich 
habe in einem Interview von Herrn Strauß gelesen, 
daß das beim Wohngeld abgezogen werden soll. Das 
kann man sich also aussuchen. 

Aber Sie wollen natürlich — so habe ich gele-
sen — eine bessere Wirtschaftspolitik machen. Dann 
würde das besser werden. 

(Franke [CDU/CSU] : Exakt!) 

Dann empfehle ich Ihnen, da Sie sicher bis 1980 
dazu wenig Gelegenheit haben werden und ich 
außerdem in der letzten oder vorletzten Woche 
bei der Debatte des Jahreswirtschaftsberichts und 
auch aus anderen Äußerungen den Eindruck hatte, 
daß Sie mit der Wirtschaftspolitik des Kollegen 
Lambsdorff, der die Wirtschaftspolitik dieser Regie-
rung macht, sehr einverstanden waren, sich zu über-
legen, welche andere Wirtschaftspolitik Sie denn 
machen wollen. 

Aber ich empfehle Ihnen eines, Herr Kollege 
Franke: Schicken Sie doch mal eine Delegation 
nach Washington, die den Dollar dort schön fest-
hält, eine andere nach Paris, die dafür sorgt, daß 
der Franc nicht weiter fällt, und eine dritte in den 
Nahen Osten, damit die Scheichs nicht plötzlich auf 
Preiserhöhungen kommen. Dann sind wir mit un-
seren Grundlagen sehr schnell so weit. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Immer ist es das 
Ausland!) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter Schmidt, 
der Herr Abgeordnete Franke bittet darum, eine 
weitere Frage an Sie stellen zu dürfen. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Gern. 

Präsident Carstens: Bitte schön. 

Franke (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, darf ich 
Sie fragen, ob Sie nicht die Zahlen der Exportüber-
schüsse, die ich hier eben genannt habe, zur Kennt-
nis genommen haben? 

(Zuruf von der FDP: Natürlich!) 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege, als Sie 
diese Zahl nannten, habe ich einem Kollegen aus 

Ihrer Partnerschaftsfraktion zugerufen: An den Dol-
lar denkt der Franke anscheinend nicht, sondern an 
die letzten drei Jahre. 

(Reddeman [CDU/CSU] : Und wo ist der 
Witz?) 

Herr Kollege Franke, machen wir uns doch hier 
nichts vor! Nach Ihnen spricht der Kollege Zeitel 
zur Wirtschaftspolitik. Ich kann mir vorstellen, daß 
er sich die gleichen Sorgen hinsichtlich dessen 
macht, was auf uns zukommen kann, wenn es beim 
Dollar plötzlich unter 2 Mark geht, wenn in Frank-
reich der Franc unsere Exportsituation erschwert 
und wenn, wie heute bereits aus dem Irak gemeldet, 
die Ölscheichs die Preise erhöhen wollen. Daraus 
können sofort andere Situationen entstehen, die auf 
die Sozialpolitik, auf unsere Arbeitsplätze und auf 
vieles andere durchschlagen. Machen wir uns da 
doch nichts vor, lügen wir uns doch nicht in die 
Tasche, indem wir meinen, daß wir das alles so in 
Töpfen sehen können! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, von der „besseren 
Wirtschaftspolitik", die Sie machen wollen, habe 
ich schon gesprochen. Lassen Sie mich aber, Herr 
Kollege Franke, noch ein Wort zu der Risikoab-
sicherungsklausel, die Sie hier kritisiert haben, hin-
zufügen. Wir gehen nicht davon aus, daß es not-
wendig sein wird, diese Risikoklausel anzuwenden. 
Wir sind aber nüchtern genug — und das ist die Ver-
antwortung dieser Bundesregierung und der sie tra-
genden Fraktionen —, daß wir dann, wenn solche 
Dinge, die wir eben besprochen haben, eintreten, 
auch rechtzeitig wissen, was zu tun ist und was ge-
schehen muß, um insgesamt den Generationenver-
trag zu erhalten. 

Was ist denn dieser Generationenvertrag? Er be-
steht doch nicht etwa nur darin — es wäre sehr 
schön, wenn es so wäre —, daß wir alle sozialen Lei-
stungen, die wir gern wollen, weiter bezahlen kön-
nen, sondern auf der anderen Seite auch darin, daß 
der Personenkreis, der das aufbringt, groß genug 
bleibt. Aber ich will hier über Entwicklungen beim 
arbeitenden und beim nicht mehr arbeitenden Teil 
unserer Bevölkerung und über dergleichen mehr 
gar nicht mehr länger reden. 

Die Frage ist doch auch: Wie weit kann ich die 
Arbeitenden heute noch belasten? Wie weit kann 
ich heute noch einem Arbeitnehmer mehr Beiträge 
und mehr Steuern für diese Gesellschaft zumuten? 

(Katzer [CDU/CSU] : Sie machen es doch!) 

Das ist doch ein Stück Generationenvertrag. Des- 
halb kann ich doch nicht einfach sagen — wie es 
seinerzeit vor der Wahl leider Gottes auch Ihr 
Bundesvorsitzender getan hat, als er damals als er- 
ster von der „Sozialgarantie" sprach —, das alles 
spiele keine Rolle. So leicht kann man es sich eben 
mit der Frage der Sozialgarantie nicht machen. Man 
muß diese Zusammenhänge sehen. 

Ich glaube, man muß auch den vorliegenden Ge-
setzentwurf in diesen Zusammenhängen sehen. Des-
halb kann man nicht sagen — jedenfalls sage ich 
das für die Freien Demokraten —, er wäre nicht 
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ausgewogen, weil — und dies ist sicher eine Sache, 
über die viel nachzudenken ist — die Rentenanpas-
sungen niedriger ausfallen werden. Man muß in 
diese Ausgewogenheit einbeziehen, daß die Bei-
tragszahler seit 1969 mit der Steigerung von 14 auf 
18 %  in vier Stufen ihren Beitrag vorgeleistet haben. 
Man muß einbeziehen, daß der Arbeitnehmer heute 
zwischen einem Drittel und über 50 %  seiner Be-
züge weggenommen bekommt, daß hier Gefahren 
für unsere Leistungswirtschaft bestehen und daß 
auch davon der Generationenvertrag abhängig ist. 

(Franke [CDU/CSU] : Und die Kosten für den 
Export!) 

Deshalb haben wir in diesem Gesetzentwurf eine 
Beitragserhöhung erst für 1981 mit 0,5 %  vorge-
sehen, und zwar, wenn die Zahlen einigermaßen 
günstig sind, sogar mit der Möglichkeit, sie auszu-
setzen, wenn sie nicht notwendig ist. Denn wir glau-
ben, meine Damen und Herren, daß uns die Auf-
gaben, die der nächste Deutsche Bundestag zu lösen 
hat, nämlich den Verfassungsauftrag bis 1984 zu 
erfüllen, noch vor Kostenprobleme stellen werden, 
bei denen wir sicher noch einmal fragen müssen, ob 
dann nicht auch wieder der Beitragszahler mit ein-
geschaltet werden muß. Wir müssen hier diesen 
Generationenvertrag insgesamt sehen. 

Deshalb bin ich etwas unglücklich, meine Damen 
und Herren, über das, was ich so manches Mal 
höre. Es wurde auch vom Kollegen Franke so schön 
angesprochen: Wir werden diesen Anschlag auf die 
Bruttoformel gemeinsam mit DGB, DAG, VdK und 
Reichsbund abwehren. 

Nun, ich hatte inzwischen Gelegenheit, mit Ver-
tretern der einzelnen Verbände zu sprechen. Auch 
in der Öffentlichkeit hat sich die unheilige Allianz 
aus der Stadthalle Godesberg nicht etwa dadurch 
gezeigt, daß alle der gleichen Meinung waren. Sie 
hatten zwar alle etwas auszusetzen, aber sie waren 
nicht alle der gleichen Meinung. 

(Katzer [CDU/CSU] : Herr Kollege Schmidt, 
wieso ist das unheilig?) 

— Herr Kollege Katzer, ich habe das schon einmal in 
der Presse deutlich gemacht. Ich halte es für ein 
Problem. Hier sage ich meine ganz persönliche Mei-
nung. Die habe ich auch in der Presse gesagt. Ich 
halte es für ein Problem nicht für die CDU/CSU. Die 
CDU/CSU hat ihre Oppositionschance genutzt. Ich 
halte es für ein generelles Problem für Verbände, 
die sich überparteilich nennen — die können alle 
einzeln demonstrieren und ihre Gedanken vorstel-
len. —, sich unter der Führung des Oppositionsfüh-
rers in der Öffentlichkeit zu vereinen. Das ist nicht 
mein Bier. Das habe ich nicht zu vertreten. Aber ich 
halte es für ein Problem, mit dem diejenigen, die 
es verursacht haben, selber fertig werden müssen. 

(Katzer [CDU/CSU] : Ich weiß nicht, was dar- 
an unheilig sein soll! — Dr. Zeitel [CDU/ 
CSU] : Aber Herr Vetter darf sich mit der 
Regierung vereinen! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Zeitel, ich würde es jedenfalls nicht 
für gut halten, wenn bei einer von der FDP geführ

-

ten Kundgebung auf den Plakaten irgendwelche 
Verbände genannt werden, weil das die Struktur 
der Verbände usw. irgendwie in Schwierigkeiten 
bringt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber, wie gesagt, dies ist eine persönliche Bemer-
kung. Hier mag man unterschiedlicher Meinung 
sein. Ich halte die Überparteilichkeit der Gewerk-
schaften und der Verbände für so bedeutsam, daß 
sie versuchen sollten, sich aus solchen Dingen her-
auszuhalten. . 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dies war aber 
ungewöhnlich töricht! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, 
ich bitte um Ruhe. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, nun eine Bemerkung, mit der ich 
einmal klarmachen will, was wir Freien Demokraten 
unter dem Krankenversicherungsbeitrag der Rentner 
verstehen. Unser Vorschlag wird ja so gern mit dem 
Ihren verglichen. Daß der Krankenversicherungsbei-
trag der Rentner nach Ihrem Verständnis nichts 
anderes als ein Rentenabzug in die Kasse der Ren-
tenversicherung ist, ist inzwischen klar. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Das trifft nicht zu!) 

Es ist wohl notwendig, hier deutlich zu machen, 
was das, was im Koalitionsentwurf für 1982 als die 
Einführung eines individuellen Krankenversiche-
rungsbeitrags vorgesehen ist, nun wirklich bedeutet. 
Herr Kollege Franke, jetzt bitte ich Sie, kurz zuzu-
hören, weil ja auch Sie diese Frage mit Ihrem 
650-DM-Rentner angesprochen haben. Wenn Sie den 
Entwurf richtig gelesen haben, werden Sie festge-
stellt haben, daß jeder Rentner 1982 eine einmalige 
Aufbesserung seiner Rente von 11,7% bekommen 
wird. Damit wird der bisherige Krankenversiche-
rungszuschuß der Rentenversicherung individuell 
pauschal abgelöst. Jeder Rentner hat ab 1982 eine 
um 11,7 % höhere Rente. 

(Franke [CDU/CSU] : Das reicht nicht!) 

Aus dieser Rente zuzüglich anderer Alterseinkom-
men — da sind wir uns ja einig — zahlt er dann den 
in seiner Krankenversicherung geltenden Beitrags-
satz, und zwar in der Höhe, die für die Personen gilt, 
welche keinen Anspruch auf Krankengeld haben. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Sagten Sie „in seiner 
Kasse" ? Herr Glombig hat nämlich vorhin 

vom Durchschnittssatz gesprochen!) 

— Es ist völlig richtig, daß Herr Kollege Glombig 
den Durchschnittssatz angesprochen hat. Er gilt für 
die Übergangszeit, denn in der Übergangszeit gibt es 
noch die Frage der Erfassungen anderer Altersein-
kommen. Für die Übergangszeit wird es ein Durch-
schnittssatz sein müssen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Und für die Endzeit 
wollen Sie einen individuellen Beitragssatz?) 
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Wir müssen ja erst einmal die übrigen Einkommen 
erfassen, was ja etwas länger dauert als die Umstel-
lung. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Da liegt ein Dissens 
zwischen SPD und FDP!) 

Auf diese Art und Weise, Herr Kollege Franke, 
wird. kein Rentner mehr belastet werden, wenn er 
nur aus seiner Rente zu zahlen hat, weil sich das 
durch die Zuzahlung und den Beitrag, ohne Kranken-
geldbezug, in etwa abdeckt; das können Sie selbst 
ausrechnen. Vorausgesetzt natürlich, daß wir in der 
Krankenversicherung, was ich nach dem Kosten-
dämpfungsgesetz hoffe, bei einigermaßen vernünf-
tigen Beiträgen bleiben. Das muß man mit berück-
sichtigen, wenn die endgültigen Entscheidungen jetzt 
fallen. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Aber nur 
am Anfang!) 

— Das will ich nicht unbedingt sagen. Warum sollen 
die Beiträge in der Krankenversicherung unbedingt 
steigen? Ich hoffe, daß wir mit dem in diesem Hohen 
Hause recht bald zu verabschiedenden Gesetz zur 
Novellierung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 
die Wirtschaftlichkeit einführen, 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Wartet 
mal das nächste Jahr ab!) 

die notwendig ist, um auch dort die Kosten und 
damit die Belastungen für die Beitragszahler in 
Grenzen zu halten. 

(Franke [CDU/CSU] : Wo bleibt denn Eure 
Vorlage dazu?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich folgendes Fazit ziehen; denn es gibt ja 
noch die Möglichkeit, heute hier in mehreren Run-
den etwas zu sagen. 
Für uns Freie Demokraten ist der vorliegende 

Entwurf eines Einundzwanzigsten Rentenanpas-
sungsgesetzes eine klare Antwort an die Rentner, 
daß ihre Renten weiter angepaßt werden, daß es 
keine Rentenkürzungen gibt, daß diese Anpassungen 
über der Kaufkraftentwicklung liegen und daß das 
dank langjähriger guter Entwicklungen gute Ren-
tenniveau, das bei einer 40jährigen Beitragszeit bei 
68 °/o netto und bei einer 45jährigen bei 73 °/o netto 
liegt, nicht nur erhalten wird, sondern daß die An-
passung über der Kaufkraftentwertung liegt und 
sich weiterhin nach oben entwickeln kann. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Herr Glombig sprach 
von einer Senkung des Rentenniveaus!) 

— Sie geben mir ein Stichwort. Ich glaube, es ist 
richtig — ich habe auch noch etwas Zeit —, in die-
sem Zusammenhang eine Frage aufzuwerfen, die wir 
alle prüfen sollten, nämlich ob der Niveauvergleich 
brutto eigentlich den Realitäten entspricht oder ob 
es nicht richtig ist, die Nettovergleiche in diesem 
Bereich einzuführen; denn für den Rentner ist wich-
tig, was er bekommt gegenüber dem, was er vorher 
netto hatte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Hasin -
ger [CDU/CSU] : Aber wenn Sie einen Kran

-

kenversicherungsbeitrag wollen, können 
Sie auf keinen Fall den Nettovergleich an- 

stellen!) 

Sie haben den Niveauvergleich angesprochen, der 
aus dem Gesetz heraus aus der Bruttoniveauklausel 
genommen wird. Wir sollten einmal die Frage nüch-
tern prüfen, ob hier nicht der Nettovergleich das 
Sauberere, das Richtigere ist als das, was früher aus 
anderen Gründen heraus eingeführt worden ist. 

Ich fasse noch einmal kurz zusammen: Erstens 
eine klare Antwort an die Rentner, daß die Renten 
weiter angepaßt werden, ihre Kaufkraft behalten 
und ansteigen. 

Zweitens eine klare Antwort an die Beitragszah-
ler, daß vor 1981 keine Beitragserhöhungen und da-
mit Mehrbelastungen für sie erfolgen, und 1981 nur 
dann, wenn es sich als notwendig erweist. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Und in der 
Arbeitslosenversicherung? — Viertausend 

Millionen!) 

Drittens, daß ab 1982 ein echter, individueller und 
damit gerechter Krankenversicherungsbeitrag der 
Rentner ohne wesentliche Mehrbelastung für den-
jenigen, der nur Rentenbezieher ist, eingeführt wird. 

Viertens, daß keine Präjudizierung für die Ent-
scheidungen, die mit 1984 zusammenhängen, in 
irgendeiner Weise erfolgt, und daß dieser Entwurf 
gleichzeitig eine klare Absage an Einheitsversiche-
rungen und Nivellierungstendenzen darstellt, aber 
auch ein klares Ja zur Konsolidierung der Renten-
versicherung sowohl für heute als auch für morgen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Egert. 

Egert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Eine ganze Mitagspause lang habe ich mich 
in der — zugegeben törichten — Hoffnung be-
wegt, daß dem leidenschaftlichen Appell meines 
Kollegen Glombig an die Adresse der Opposition, 
hier in dieser Debatte auch zur Sache zu sprechen, 
wirklich Rechnung getragen wird. Nun, ich hätte 
wissen müssen, daß dies nicht passieren kann, war 
doch die Rede für den Herrn Kollegen Franke schon 
am 2. März im Rohmanuskript geschrieben. 

(Beifall und Zurufe von der SPD) 

Insofern ist der Streit darüber, ob die Drucksachen 
am 9. März oder am 10. März gekommen sind, doch 
müßig. Herr Kollege Franke wurde davon nicht 
beeinflußt. 

(Beifall bei der SPD) 

Er wollte hier seinen mediengerechten Auftritt ha-
ben, aber nun sind die Medien hier nur teil-
weise vertreten. Das ist einer der politischen Hin-
tergründe, der die Diskussion über die Frage unse-
res sozialen Sicherungssystems zu diesem Zeitpunkt 
viel ernsthafter machen sollte. 

Herr Kollege Franke, Sie haben in dem von 
Ihnen inszenierten Schauspiel Ihren Auftritt gehabt. 
Das bestätige ich gern. Sie haben ihn durch Halb-
wahrheiten aus Ihrem Zitatenkästlein gewürzt. Nur, 
es wäre verschwendete Zeit, wollte ich mich über 
all das, was Sie an Ungeheuerlichkeiten in. die Rich- 
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tung der SPD und der FDP gesagt haben, moralisch 
entrüsten. Das hieße, uns die Zeit für die Sachaus-
einandersetzung zu stehlen. Es wäre auch wohl tö-
richt, zu glauben, daß man von Ihnen — jedenfalls 
in dieser Debatte — Antworten zu dem bekommt, 
was Sie als Bruchstück von Lösungsvorschlägen — 
bei Ihnen davon zu sprechen, wäre schon kühn — 
hier in die Diskussion einbezogen haben. Ich will 
auch Ihre Rechenkunststückchen nicht nachvoll-
ziehen, daß nämlich etwas, was schon im vorigen 
Jahr nicht stimmte, nun in diesem Jahr dadurch, 
daß ein Jahr vergangen ist, stimmen soll, obwohl 
die Rentenlücke da ist. Dies vermag ich nun wirk-
lich nicht zu sehen. 

(Beifall bei der SPD — Franke [CDU/CSU]: 
Ihr und Rechenkunststücke!) 

Herr Kollege Franke, wenn ich Ihre Funktion in 
dieser Debatte deute, dann ist die eine ganz ein-
deutig festzumachen: Sie wollten hier weiter an der 
Verunsicherung der Rentner bosseln, 

(Hasinger [CDU/CSU] : Unerhört!) 

Ihre Legenden weben, die den Blick von dem, fern-
halten, was wirklich geschieht und was die wirk-
liche Situation ist. 

Sie wollten ein Zweites tun, Sie wollten in dieser 
Debatte Provokateur sein. Sie wollten uns nämlich 
mit in die Irre führen und uns auf Abwege leiten 
dergestalt, daß wir mitspielen und hier hingehen, 
Zitat um Zitat, Behauptung um Behauptung und 
Verdrehung um Verdrehung zu widerlegen. Dann 
aber ist die  Zeit weg und bei den Rentnern kommt 
an: Die ganze Sache ist sehr undurchsichtig. Da ma-
chen wir nicht mit, weil wir mit den Interessen der 
Rentner in diesem Lande nicht Schindluder treiben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Nord- 
lohne [CDU/CSU] : Nun kommen Sie doch 
endlich einmal zur Sache! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Sie haben die Rentner zweimal 

betrogen!) 

— Ich komme schon noch auf das zurück, was von 
Ihren Vorhalten in der Sache wirklich übrigbleibt. 

Wir sagen ganz nüchtern. daß der Rentner mit 
dem Einundzwanzigsten Rentenanpassungsgesetz 
Jahr um Jahr — 1979, 1980 und 1981 — höhere 
Renten bekommen wird und daß keinem Rentner 
— denn das kommt in Ihren Lügengeweben lang-
sam schon nicht mehr durch — von seinem sauer 
verdienten Alterseinkommen eine D-Mark weg- 
genommen wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Franke 
[CDU/CSU]: Sagten Sie: Lügengewebe? — 
Nordlohne [CDU/CSU] : Natürlich hat er 
das gesagt! — Wehner [SPD]: Hoffentlich! 
Wenn Sie „Betrug" sagen, wird das nicht 
gerügt! Dann darf man wohl „Lügengewe

-

be" sagen!) 

Die Renten werden auch weiterhin pünktlich un-
geschmälert ausgezahlt. — Sie haben gesagt: Ren-
tenbetrug, ich sage: Lügengewebe. Sollte ich hier 
dafür gerügt werden, dann trage ich das angesichts 
der Ungeheuerlichkeiten, die Sie hier in dieser 

Debatte geboten haben, wie ein Orden- und Ehren-
zeichen. 

(Beifall bei der SPD und der' FDP — Nord- 
lohne [CDU/CSU] : Seien Sie doch nicht so 
nervös! Reden Sie doch nicht so laut, wir 
verstehen Sie ja! Es ist ein Grundsatz, daß 
der, der schreit, nicht unbedingt recht hat! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie können doch nicht glauben, daß wir hier 
Handschuhe anziehen, wenn Sie in Ihrer Dramatur-
gie zielgerichtet und mit System eine Kampagne zur 
Verunsicherung der Rentner betreiben. 

Unbestritten ist die Tatsache, daß das Renten-
einkommen 1979 um 4,5 % steigen wird, daß es 
also eine 4,5 % ige Rentenerhöhung, geben wird. 
Das ist bei einer durchschnittlichen Rente von 
rund 1 200 DM nach 40 Versicherungsjahren monat-
lich ein Mehrbetrag von 54 DM, der jeden Monat 
ausgezahlt wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch 
wohl eine Selbstverständlichkeit, daß je- 

den Monat ausgezahlt wird!) 

Eine Steigerung von 4 °/0 1980 macht bei der 1979 
um 54 DM erhöhten Rente einen weiteren Steige-
rungsbetrag von 50,16 DM aus. Die weitere Erhö-
hung 1981 bringt die Rente von 1.200 DM im Jahre 
1979 auf 1 356 DM im Jahre 1981. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Wieviel wäre es bei 
der bruttolohnbezogenen Anpassung? — 
Nordlohne [CDU/CSU] : Zweieinhalb Ren- 

ten gehen verloren, jawohl!) 

Darin sehen wir die Tatsache, daß die Rentner am 
wirtschaftlichen Wachstum angemessen teilnehmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Müller? 

Egert (SPD) : Ja, von dem Kollegen Müller, Wed-
ding, Berlin, immer. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege Egert, 
würden Sie mir wenigstens zugestehen, daß das 
Rentenniveau heute immer noch nicht wieder 50 % 
des vergleichbaren Bruttoeinkommens erreicht hat, 
die wir 1957 hatten, und daß es heute nur bei 45 
bis 46 %liegt? 

Egert (SPD) : Nein, das kann ich nicht bestätigen. 
(Nordlohne [CDU/CSU] : Weil er von der 

Sache nichts versteht!) 

Wenn Sie danach gefragt hätten, ob die Anpas-
sungsmaßnahmen der Jahre 1979, 1980 und 1981 
das Rentenniveau herabführen, dann hätte ich 
Ihnen das 'bestätigen müssen. Aber der Hinter-
grund, auf dem wir diese Diskussion führen, kann 
sich doch nicht darin erschöpfen, daß wir aus-
schließlich in die Rentenkasse schauen. Wir müssen 
sehen, was wirtschaftspolitisch um unser soziales 
Sicherungssystem herum passiert. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Meine Damen und Herren, wenn wir die Steige-
rung an den Annahmen über die künftige gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung orientieren wollen, ins-
besondere an den Daten der Löhne und Gehälter, 
dann müssen wir sehen, daß wir diese Zusage der 
kontinuierlichen Einkommenszuwächse in einem 
Zeitpunkt abgeben, wo die beitragszahlenden Ar-
beitnehmer in Tarifauseinandersetzungen eintreten 
und für die künftige Entwicklung ihrer Einkom-
men erst kämpfen müssen. Die müssen mit ihrer 
Kampfkraft erst einmal erstreiten, was wir aus 
gutem Grund unseren älteren Mitbürgern gesetz-
lich zusichern. Dies ist doch die Lage, in der wir 
die Diskussion haben, und da hilft es nichts, wenn 
Sie mit unsoliden Finanzierungskonzepten 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Ein schamloser 
Demagoge sind Sie!) 

in diese Diskussion gehen und versuchen, uns der 
sozialen Demontage zu verdächtigen. Diese Rech-
nung wird nicht aufgehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Einen Augenblick, bitte. 

Herr Abgeordneter Pfeffermann, ich rufe Sie we-
gen des Ausdrucks „schamloser Demogoge" zur 
Ordnung. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Weh

-

ner [SPD] : Ein Schuß von hinten!) 

Egert (SPD) : Danke, Herr Präsident. 

Die gewerkschaftlich organisierten Arbeitneh-
mer stehen in einer der härtesten Tarifauseinander-
setzungen seit Bestehen der Bundesrepublik. Hier 
geht es um mehr als um Lohnerhöhungen zur Siche-
rung des Lebensstandards, es geht um die Erhaltung 
von Arbeitsplätzen. In der Druckindustrie kämpfen 
die Kollegen um angemessene Arbeitsbedingungen 
und ihre berufliche Qualifikation. 

(Katzer [CDU/CSU): Und das bei dieser 
Regierung!) 

— Herr Kollege Katzer, wir müssen doch nicht über 
die Folgen, die in diesem Wirtschaftssystem ange-
legt sind, an diesem Punkt streiten. 

(Katzer [CDU/CSU] : Ich stelle nur fest!) 

Da können wir sehr viel streiten. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Als in diesem Hause die Debatte über den Jahres-
wirtschaftsbericht stattgefunden hat, wo waren Sie 
denn da mit Ihrer wirtschaftspolitischen Initiative? 
Wo waren Sie denn da? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Weh

-

ner [SPD] : Da waren Sie gegen die Tarif- 
autonomie!) 

— Ja, in einem Zeitpunkt, wo wir eine hohe Arbeits-
losigkeit in unserem Land haben. Die wird auch 
nicht bestritten. Ich verstehe nur nicht, daß Sie da-
beistehen und sich unverhohlen schadenfreudig die 

Hände reiben über die Schwierigkeiten, die wir ha-
ben. Das verstehe ich wirklich nicht. 

(Beifall bei der SPD — Katzer [CDU/CSU] : 
Das ist doch unerhört! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU: Unerhört! — Unglaub

-

lich!) 

Die hohe Arbeitslosigkeit wird zum Manöverfeld für 
Angriffe auf den sozialen Frieden. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Junger Freund, 
hier ist doch kein Juso-Kongreß! Kommen 

Sie doch einmal ein bißchen zur Sache!) 

— Ja, ich komme zur Sache, dies ist nämlich auch die 
Sache, nicht die Sache, die Sie uns aufreden wollen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Sie müssen doch 
mehr davon verstehen! — Zuruf von der 
CDU/CSU: Sie schreiben doch die 1 Million 
Arbeitslose bis 1982 fest! — Abg. Frau Hür

-

land [CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordneten 
Hürland? 

Egert (SPD) : Nein. 

Präsident Carstens: Die Antwort ist nein, Frau 
Abgeordnete Hürland. 

(Franke [CDU/CSU] : Die Antworten hat er 
nicht aufgeschrieben!) 

Egert (SPD) : Zielscheibe nicht nur der Arbeitgeber, 
sondern auch bestimmender Teile der CDU/CSU ist 
die organisierte Arbeitnehmerschaft in diesem Land. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Da wird Lohnpolitik verteufelt. Da wird eine Revi-
sion der sozialen Schutzvorschriften des Jugend-
arbeitsschutzes propagiert, da werden Äußerungen 
am Recht für Schwerbehinderte gefordert, da wer-
den die Kündigungsschutzbestimmungen angegrif-
fen, da wird die Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle 
in die Diskussion gebracht und soll zur Disposition 
gestellt werden. Neuerdings bezieht Herr Strauß 
auch das Wohngeld in die Abbruchmasse unions-
sozialer Demontagepolitik mit ein. 

(Urbaniak [SPD]: ,Und die Knappschaft!) 

— Und die Knappschaft. 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Haben Sie das im 
DDR-Fernsehen gehört? — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Der Herr Schnitzler kann 

das genauso gut wie Sie!) 

Das steht in Ihrem Papier vom 14. März. — Kürzun-
gen beim Wohngeld treffen die Bezieher kleiner Ein-
kommen, sie treffen viele Tausende von Rentnern. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Da haben Sie vom 
Wohngeld keine Ahnung! — Zuruf von der 

CDU/CSU: Böswillige Unterstellung!) 

Strauß und die Unionsparteien treiben ausweislich 
dieser Pressemitteilung vom 14. März ein Gaukel- 
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spiel, indem sie mit der einen Hand versprechen, mit 
der anderen Hand den sozial Schwachen in die 
Tasche greifen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Hier wird der Sozialstaat unter Beschuß genommen, 
und da machen wir nicht mit, weil wir nicht wollen, 
daß Sozialpolitik eine Annexkompetenz von Wirt-
schafts- und Finanzpolitik ist. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Sie wollen die Ren- 
ten von den Löhnen abkoppeln!) 

Wir wollen keine Neuauflage der Parolen vom 
„haltlosen Gefälligkeitsstaat", die Eugen Gersten-
maier bereits 1957 ausgegeben hat. Wir wollen die 
Wiederbelebung in diesem Punkte nicht. Die neue 
Fronde, die sich hier aufbaut, richtet sich gegen den 
sozialen Fortschritt, der seit 1969 unter soziallibe-
ralen Bundesregierungen erreicht worden ist. 

(Franke [CDU/CSU] : Arbeitslosigkeit und 
Rentenkürzungen habt ihr erreicht! — Wei

-

terer Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja 
unglaublich!) 

Von Strauß über Biedenkopf bis Weizsäcker wird 
hier ins gleiche Horn gestoßen. Sozialleistungen 
werden als „Sozialkonsum" verdächtigt und ver-
ächtlich gemacht. Die Sorgen der sozial schwäche-
ren und hilfsbedürftigen Mitbürger werden aus der 
solidarischen Verflechtung unserer Gesellschaft aus-
geklinkt. 

(Franke [CDU/CSU] : Steuererhöhungen, Ar

-

beitslosigkeit, Rentenkürzung! — Hasinger 
[CDU/CSU] : Ihre Rede ist ein einziges Ab

-

lenkungsmanöver!) 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, ich 
bitte um etwas mehr Ruhe. 

Egert (SPD) : Herr Hasinger, Sie können soviel 
dazwischenschreien, wie Sie wollen. Sie werden 
mich nicht provozieren, weil ich ja weiß, was Sie 
wollen. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter Egert, las-
sen Sie mich einmal einen Moment zu Wort kom-
men. Ich bitte um mehr Ruhe im Hause, damit die 
Debatte in  ordnungsgemäßer Form abläuft. 

Egert (SPD) : Herr Hasinger, vor dem Hintergrund 
Ihres internen parteipolitischen Machtgefüges ist es 
ja nur allzu verständlich, daß die Opposition auch 
über Fragen der Rentenversicherung ausschließlich 
unter wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten urteilt. 
Sie vertröstet sich, aber auch Rentner und die ver-
sicherten Beitragszahler auf mehr wirtschaftliches 
Wachstum. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Was heißt „ver- 
tröstet" ? Das stellen wir wieder her!) 

Sie setzt damit Signale, die deutlich machen, daß 
die Interessen der Arbeitnehmer und der Rentner 
weit unten auf der Skala ihrer politischen Prioritäten 
stehen. Dabei stehen Sie auch auf diesem Feld mit 
leeren Händen da. Über den Entwurf eines Arbeits

-

marktprogramms haben Sie sich nie einigen können. 1 
Dies ist nun einmal ein Stück der politischen Wahr-
heit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Inzwischen ist wohl auch der Vorsitzende der christ-
lich-demokratischen Arbeitnehmer von seinen Vor-
stellungen abgerückt. Die Wirtschaft wieder flott-
machen — so heißt es im „Spiegel" —, das ist die 
neue Gesundbeterparole, die genausogut von Franz 
Josef Strauß stammen könnte, die aber auf dem 
Hintergrund der nicht vorhandenen wirtschaftspoli-
tischen Aktivitäten bei der Debatte um den Jahres-
wirtschaftsbericht eben nicht verfangen kann. 

(Wehner [SPD] : Ein Mauerblümchen! — 
Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Nord- 
lohne [CDU/CSU] : Sie bekommen darauf 
von dem wirtschaftspolitischen Sprecher un- 

serer Fraktion gleich eine Antwort!) 

— Ein Mauerblümchendasein; das kann ich nur be-
stätigen. 

Ich habe mir Ihre Stellungnahme sehr sorgfältig 
durchgelesen. Darin steht: Eine Erhöhung des Bei-
tragssatzes zur Rentenversicherung soll nicht statt-
finden. Im vorigen Jahr haben die Sozialpolitiker 
der CDU/CSU aber noch über eine Erhöhung ge-
sprochen. Jetzt ist diese Thema tabu. Die Sozialpo-
litik muß sich bei Ihnen in das Joch kurzsichtigen 
wirtschaftspolitischen Kalküls zwingen lassen. Ihre 
Sozialpolitiker werden von Franz Josef Strauß und 
vom Wirtschaftsflügel am zwar langen, aber den-
noch straffen Zügel geführt. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Wenn Sie der 
verantwortliche Sozialpolitiker der SPD 

sind, wundert mich gar nichts mehr!) 

— Was Sie wundert oder nicht, ist Ihr persönliches 
Problem, nicht meines. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

In Fragen der Rentenfinanzen dekorieren Ihre So-
zialpolitiker nun das Schaufenster mit dem Unions-
bekenntnis zur bruttolohnbezogenen Rentenfor-
mel. 

(Wehner [SPD] : Wie ein Choral!) 

Das ist nun der Punkt: die Jahrhundertreform. An 
der Kasse stehen die Gegner der sozialen Errungen-
schaften aber schon bereit. Sie kassieren einen saf-
tigen Abzug von der Rente wieder ein. 

(Franke [CDU/CSU]: Die Jusos — wie Sie!) 

Würden die Rentner sich darauf einlassen, müßten 
sie feststellen: Dies ist wirklich ein unseriöses 
Lockvogelangebot. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie würden nach dem Vorschlag der CDU/CSU we-
niger Geld herausbekommen — das ist hier vorge-
rechnet worden —, als sie bei den von der Koali-
tion vorgesehenen festen Zuwächsen erhalten. 

(Franke [CDU/CSU] : Das ist falsch! — 
Hasinger [CDU/CSU] : Das trifft nicht 

zu!) 

Wir Sozialdemokraten sagen nein zu verkappten 
Rentenkürzungen. Niemand — auch nicht die 
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Unionsparteien — könnte heute sagen, bis zu wel-
cher Höhe solche Abzüge von der Rente steigen 
müßten, um die Finanzlücke zu decken. Daher tre-
ten wir für feste und verbindliche Zuwachsraten 
ein. Sie machen deutlich: Rentensteigerungen wer-
den nicht ausschließlich unter wirtschaftspoliti-
schen Gesichtspunkten, sondern auch nach sozialen 
Maßstäben festgesetzt. 

Die Eigenständigkeit der Sozialpolitik ist für So-
zialdemokraten ein politischer Wert, der nicht ge-
opfert werden darf. Sonst würde unser Sozialstaat 
tatsächlich Schaden nehmen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Nur einmal im Jahr!) 

Die Interessen der Arbeitnehmer und Rentner dür-
fen nicht nur soziales Mäntelchen ökonomischer 
Interessen sein. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Das sagen Sie 
wohl zu Schmidt [Kempten]?) 

Der Zusammenhang zwischen Sozial-, Wirtschafts-
und Finanzpolitik kann nur funktionieren, 

(Kittelmann [CDU/CSU] : ... wenn wir 
eine anständige Regierung haben!) 

wenn auch die Sozialpolitik ihre eigenständige, 
ihre gestaltende Rolle im Konzert dieser drei Zwei-
ge der Politik spielt. Weder die Sozialpolitik noch 
die Rentenversicherung im besonderen dürfen in ih-
rem sozialen Spielraum auf einen schmalen Korri-
dor zwischen finanzpolitischen, wirtschaftspoliti-
schen und konjunkturellen Sachzwängen be-
schränkt werden. Die Sozialpolitik braucht weder 
Leitplanken nach Fangnetze. Sie braucht allerdings 
Beweglichkeit und, wenn nötig, auch den Mut zur 
unorthodoxen Initiative. Diesen Anspruch lösen wir 
mit dem Entwurf zum 21. Rentenanpassungsgesetz 
ein. Die lohnbezogene Rente und der Generationen-
vertrag bleiben auch in wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten erhalten. 

Ich darf noch eins zu dem Generationenvertrag 
sagen. Wir haben dazu die unterschiedlichsten Deu-
tungen gehört. Ein Argument scheint mir besonders 
bemerkenswert zu sein. Bei dem, was heute Finan-
zierung im Rahmen des Generationenvertrags heißt, 
müssen wir uns doch auch vor Augen führen, daß 
10 41/4 der Finanzierung der Renten von heute aus 
den Beiträgen von gestern kommen, daß 90% aus 
dem Produktionsfortschritt kommen. Diese 90 O/0 
Produktionsfortschritt auf dem Hintergrund gerin-
geren wirtschaftlichen. Wachstums finanzieren zu 
wollen, heißt die Interessen zwischen den beitrag-
zahlenden Arbeitnehmern und den Rentnern ange-
messen auszugleichen. Ich glaube, daß das eine so-
zial ausgewogene Position ist. Sie verdient es, auch 
von Ihnen ernsthaft diskutiert und nicht mit den 
Ablenkungsmanövern bedacht zu werden, die Sie 
heute versucht haben. 

(Beifall bei der SPD und ,der FDP) 

Die von der Koalition vorgeschlagenen Maßnah-
men werden ausnahmslos als geeignet angesehen 
— das geht durchgängig durch alle Stellungnah-
men; Ausnahme ist natürlich die CDU/CSU —, die 
Finanzlücke, wie sie sich nach den gegenwärtigen 

Annahmen errechnen läßt, bis 1982 zu schließen. 
Sie sind finanziell solide. Das ist ein wichtiger 
Punkt. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Haben Sie das 
Wort „solide" in den Mund genommen?) 

— Ja, das habe ich in den Mund genommen, weil 
es nämlich stimmt. — Die Maßnahmen sind zu-
gleich — das hatten wir eben festgestellt — sozial 
zumutbar. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Es sind noch 
keine zwölf Monate her, daß Sie uns das 

eingebrockt haben!) 

Es ist auch richtig — das bestreiten nicht einmal 
Sie -, daß die Renten ein hohes Niveau erreicht 
haben. Sie werden von dem erreichten Stand weiter 
steigen. 

Dann bleibt ein Punkt übrig — auf den will ich 
auch eingehen —, nämlich der, daß wir innerhalb 
unseres sozialen Sicherungssystems einige struktu-
relle Verzerrungen haben, die wir angehen. müssen. 
Nur, da müssen wir wissen, daß pauschale Instru-
mente — ob wir sie nun Rentnerkrankenversiche-
rungsbeitrag oder niedrigere Anpassungssätze nen-
nen — im Prinzip wenig tauglich sind, um struktu-
relle Ungerechtigkeiten zu beseitigen. Diese Über-
legung muß tatsächlich in die langfristige Struktur-
reform der Sozialversicherung eingehen. 

Die Arbeitnehmer werden ihr Teil zu diesem Pa-
ket der Maßnahmen beitragen. Sie werden ab 1981 
aus ihrem Geldbeutel einen um einen Viertelpunkt 
höheren eigenen Beitrag von ihrem Gehalt oder 
Lohn zur Rentenversicherung zahlen. Für einen Bei-
tragszahler mit 2 000 DM Monatseinkommen sind 
das 5 DM im Monat, die er mehr zur Rentenversi-
cherung zahlt. Bei 3 000 DM im Monat sind es 7,50 
DM. Sie werden damit nicht überfordert, aber im 
Rahmen sozial ausgewogener Maßnahmen ebenfalls 
zur Deckung des Finanzbedarfs in der Rentenversi-
cherung herangezogen. 

Nun gucken wir uns doch einmal an, wie die 
Stellungnahmen der Verbände zu diesem Vorschlag 
der Beitragssatzerhöhung aussehen! Da stellen wir 
fest: Der DGB hat ebenfalls eine Beitragssatzerhö-
hung vorgeschlagen, und zwar früher, als wir sie 
vorsehen. Die DAG tritt für eine Beitragssatzerhö-
hung ein. Die Vertreter des Reichsbundes und des 
VdK haben der Opposition auf ihrer Veranstaltung 
in Bad Godesberg offen ins Gesicht gesagt, daß sie 
für eine Anhebung des Beitragssatzes sind. Da soll-
te jetzt in Bad Godesberg auf Harmonie gespielt 
werden, und es wurden dennoch grundsätzliche 
Meinungsverschiedenheiten mindestens in dieser 
Frage deutlich. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Was haben Sie 
dagegen?) 

Nun können nach dem Eindruck meiner Fraktion 
die Gewerkschaften am besten beurteilen, wozu die 
Arbeitnehmer bereit sind, was sie verkraften. Der 
DGB teilt im Grundsatz die Auffassung der Koali-
tion, daß nur sozial ausgewogene Maßnahmen den 
Generationenvertrag stabil halten. Die  CDU/CSU, 
die ausschließlich die Renter belasten will, kann 
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Egert 
sich also auch insoweit nicht hinter dem DGB ver-
stecken. 

(Franke [CDU/CSU]: Das ist falsch!) 

Der stellvertretende Vorsitzende des DGB, Gerd 
Muhr, hat ungeachtet unterschiedlicher Auffassun-
gen über anzuwendende Methoden erklärt, daß das 
DGB-Konzept im materiellen Volumen in etwa dem 
der Regierungsvorschläge gleichkommt. 

Die Arbeitnehmer und die Rentner wissen, auf 
wen sie sich in dieser Fragge verlassen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Nord- 
lohne [CDU/CSU] : Im Wegnehmen der Ren- 

ten! Das wissen sie!) 

Die Sozialdemokraten stehen nämlich für ihre Inter-
essen auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten ein. 
Bei Ihren parteitaktischen Purzelbäumen, 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Denken Sie zwölf 
Monate zurück!) 

die doch dem machtpolitischen Ehrgeiz entspringen, 
zwischenzeitlich, abseits normaler Wahlen einen 
Regierungswechsel herbeizuführen — vor diesem 
Hintergrund oder vor diesem Vordergrund, wie 
man will, oder doppelbödig, versuchen Sie doch, 
die Interessen der Arbeitnehmer und Rentner vor 
sich herzuschieben, um genau dieses Ziel zu errei-
chen —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das glaubt Ih

-

nen doch kein Mensch mehr!) 

spielen wir, spielen aber auch die Arbeitnehmer 
und die Rentner nicht mit. 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Vorsichtig, Herr 
Egert, es hören Leute zu!) 

Das vordergründige Anbiedern .der CDU/CSU an 
die Gewerkschaften macht doch die Filzokratie-De-
batte, die Herr Biedenkopf ausgelöst hat, nicht ver-
gessen, täuscht doch die Arbeitnehmer und die 
Rentner nicht darüber hinweg, aus welcher Ecke 
Überlegungen zum Abbau des  Sozialstaats kom-
men. Es reicht eben nicht aus, sich beim Visagisten 
das Gesicht eines Biedermannes zu bestellen, wenn 
aus jedem frisch gedruckten Wort der Brandstifter 
hervorlugt. 

(Beifall bei der SPD — Nordlohne [CDU/ 
CSU]: Reden Sie nicht über sich selbst!) 

Verunsicherung der Rentner wird von Ihnen als 
Trumpf-As im Poker um die Macht mißbraucht. Mit 
außerparlamentarischer Aktion haben Sie versucht, 
Verbandsvertreter vor den Karren Ihrer parteipoli-
tischen Interessen zu spannen. Dies wird für viele 
ein böses Erwachen bedeuten. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : In der Tat!) 

Der CDA-Vorsitzende, Herr Kollege Blüm, hat im 
Juni 1977 erklärt, Jugend, Gewerkschaften und Ar-
beiter seien das bevorzugte Trimm-dich-Gelände für 
die Sozialausschüsse. Die Union hat dieses Gelände 
für Freiübungen nun um die Verbände der Rentner 
zu erweitern versucht. CDU und CSU würden die-
ses Übungsgelände rasch verlassen, wenn ihr Po-
kerspiel um die Macht aufgehen würde. Arbeitneh

-

mer und Rentner sollten sich zu schade sein, um da-
bei als Sparringspartner zur Verfügung zu stehen. 

(Beifall bei der SPD — Müller [Remscheid] : 
Ihre eigenen Interessen zu vertreten! — 
Nordlohne [CDU/CSU]: Formulierungen aus 

der sozialistischen Mottenkiste!) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion tritt 
entschlossen und gleichgewichtig für die Interessen 
der Rentner und der beitragzahlenden Versicher-
ten ein. In einer Zeit weltwirtschaftlicher Probleme 
und provozierter Gefahren für unser soziales Gefü-
ge sorgen Sozialdemokraten dafür, daß der Genera-
tionenvertrag zwischen Arbeitnehmern und Rent-
nern erhalten bleibt. 

Wir schlagen das 21. Rentenanpassungsgesetz 
vor, nach dem die Rentner weiterhin am wirtschaft-
lichen Wachstum teilhaben. Sie erhalten ihre Rente 
und zeitlich festgelegte, der Höhe nach berechenba-
re Rentenzuwächse. 

Eigenständige Sozialpolitik hat sich seit fast 
neun Jahren sozialliberaler Politik mit sozialen 
Fortschritten bewährt 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der CDU/CSU: Wo? — Für wen?) 

und für die Betroffenen bezahlt gemacht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wi

-

derspruch bei der CDU/CSU — Nordlohne 
[CDU/CSU] : -Es fehlen 120 000 Millionen 
DM bis zum Jahr 1982! So ist die Situa

-

tion! Und das nennt sich solide!) 

— Da gibt es Leistungskataloge! Die sende ich Ih-
nen gern zu! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie gilt es gerade jetzt so gemeinsam wie mög-
lich gegen jene zu verteidigen, die den Ruf nach 
Abbau von Sozialleistungen sofort wieder lauter er-
tönen lassen werden, wenn Sie erkennen müssen, 
daß sie beim Rentenpoker mit den falschen Karten 
gespielt haben. Arbeitnehmer und Rentner und die 
für sie sprechenden Organisationen haben in den 
Sozialdemokraten auch in wirtschaftlich schwieri-
gen Zeiten weiterhin verläßliche Sachwalter ihrer 
Interessen. Dies wird auch bei den weiteren Bera-
tungen in den Ausschüssen, die wir unverzüglich 
aufnehmen wollen und zügig vorantreiben werden, 

(Franke [CDU/CSU]: „Vorantreiben" war 
das richtige Wort! Das war verräterisch!) 

deutlich werden. 

Vielen Dank für Ihre Geduld! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ihre Provokationen werden auch zum Schluß 
nicht verfangen. Ich bedanke mich für Ihre Geduld. 
Sie mußten ja auch einmal ein Stück der Wahrheit, 
die Sie vernebeln wollen, gesagt bekommen. Vielen 
Dank! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Nord- 
lohne [CDU/CSU] : Wenn das der Ob- 
mann in diesem Ausschuß ist, wundert 
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mich der Niedergang der Sozialversiche

-

rung nicht mehr! Und der ist Obmann! — 
Prinz  zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Unglaublich! — Weitere Zu- 

rufe von der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Der Obernebel

-

werfer! — Uns bleibt aber auch nichts er- 
spart!) 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! An sich hatte ich vorgesehen, erst zum Schluß 
dieser Debatte zu reden. 

(Nordlohne [CDU/CSU]: Das wäre besser!) 

Aber die Art, wie der Kollege Franke hier mit 
unkorrekten Zitierweisen, Diffamierungen, großen 
Worten und ohne jede Faktendarstellung an diese 
Arbeit herangegangen ist, 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Sollen wir ein paar 
Papiere aus der Tasche ziehen, Herr Mi

-

nister?) 

verlangt einfach, klarzustellen, wo überall hier in 
einem großen Täuschungsmanöver durch den Herrn 
Franke 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU — Nordlohne 
[CDU/CSU] : Unerhört! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU — Nordlohne [CDU/ 

CSU] : Da wäre ich vorsichtig!) 

versucht wird, der deutschen Bevölkerung einzu-
reden, 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Na, Na!) 

die CDU habe ein Rentensanierungskonzept, 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Vorsicht! Sonst zi

-

tiere ich!) 

obwohl er keines hervorgezogen hat. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Nordlohne [CDU/ 
CSU] - Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : 

Sie sind doch der Täuschungsminister!) 

— Herr Nordlohne aus Südoldenburg, Sie brauchen 
mir nichts vorzuwerfen! 
—

(Nordlohne [CDU/CSU] : Wir kommen auf 
Ihre Anzeige zurück! — Franke [CDU/CSU] 
Sie werden für Ihre Täuschung noch bezah

-

len!) 

— Verehrter Herr Kollege Franke! Sie haben sich 
bei Ihren Rechenbeispielen, obgleich Sie sagen: „Wir 
halten an unserem Vorschlag fest", auf das Rechen-
beispiels des Sozialbeirats bezogen und haben dazu 
gesagt: Das ist ein extrem hohes Beispiel; so hoch 
wollen Sie nicht. Aber was Sie den Kollegen, die das 
Gutachten des Sozialbeirats noch nicht kennen, nicht 
mitgeteilt haben, ist folgendes: Mit „Sozialbeirat" 
meine ich die eine Hälfte des Sozialbeirats; 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Sieben zu 
fünf!) 

die andere einschließlich des Vorsitzenden 
(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Sieben zu 

fünf!) 
befürwortet die Komponente 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Sieben zu 
fünf!) 

der Bundesregierung. 

(Franke CDU/CSU: Sie sagen nicht die 
Wahrheit! Die Mehrheit des Sozialbeirats 
befürwortet nicht Ihre Entscheidungen! Nur 

damit das klar ist!) 

— Herr Franke, ich habe nicht gesagt, daß die Mehr-
heit das tut. Unterstellen Sie mir doch nicht etwas 
— wie Sie das so gerne tun —, was ich nicht gesagt 
habe, sondern bleiben Sie korrekt! 

(Hasinger [CDU/CSU] : Welche Hälfte waren 
denn die Vertreter der Gewerkschaften?) 

— Der Vertreter der Gewerkschaften war bei dem 
anderen Konzept, aber nicht bei Ihrem. 

(Franke [CDU/CSU] : Bei unserem! Na also!) 

— Bei Ihrem eben nicht, Herr Franke. Denn Sie ha-
ben keines. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Kittelmann 
,[CDU/CSU]: Das ist doch etwas zu billig!) 

— Ich will es Ihnen gleich beweisen. Die eine Hälfte 
des Sozialbeirats, einschließlich der dort anwesen-
den Gewerkschaftsvertreter, und der Deutsche Ge-
werkschaftsbund 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— und der Deutsche Gewerkschaftsbund, verehrter 
Herr Franke — schlagen vor: 

(Franke [CDU/CSU] : Krankenversicherungs

-

beitrag!) 

2 % Krankenversicherungsbeitrag im ersten Jahr, 
4 % im zweiten und 5,5 % im dritten. Damit erst 
wird es ein tragfähiges, verantwortungsvolles Kon-
zept. Außerdem ein halbes Prozent Beitragserhö-
hung ab 1. Januar 1979. Zu diesem Vorschlag haben 
Sie nicht den Mut, versuchen aber, sich mit dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund zu identifizieren. 

(Beifall bei der SPD — Franke [CDU/CSU] : 
Wir lehnen Beitragserhöhungen ab! Nur 
damit Sie Bescheid wissen! Weil die Bür

-

ger schon zuviel Steuern zahlen, lehnen wir 
Beitragserhöhungen ab! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Herr Franke, ich weiß ja, daß Sie Beitragserhö-
hungen ablehnen. Daß Sie das tun und außerdem 
hier noch gesagt haben, daß Sie die Zahlen des 
Sozialbeirats für den Krankenversicherungsbeitrag 
im Abzugsverfahren für extrem hoch halten, 

(Franke [CDU/CSU] : 5,5 % ist sehr hoch!) 

genau das ist Ihr Täuschungsmanöver. Sie tun so, 
als könnten Sie den Konsolidierungsbedarf ohne 
Beitragserhöhungen und mit einem niedrigeren 
Krankenversicherungsbeitrag, als der Sozialbeirat 
ihn vorschlägt, decken. Genau das ist die Irrefüh-
rung, die ich Ihnen hier nachgewiesen habe. 

(Beifall bei der SPD) 

 



6406 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 81. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. März 1978 

Bundesminister Dr. Ehrenberg 
Herr Franke, der Sozialbeirat — mit dem von Ihnen 
für extrem hoch gehaltenen Krankenversicherungs-
beitrag — schlägt zusätzlich eine Beitragserhöhung 
vor, die für den Konsolidierungszeitraum 13 Milliar-
den zusätzliche Einnahmen enthält. Sie lehnen diese 
zusätzlichen Einnahmen ab. 

(Franke [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Sie verweisen auf Einsparungen im Bundeshaushalt 
bei der Knappschaft. Das wären für diesen Zeitraum 
1,5 Milliarden. Würden Sie vielleicht den Wählern, 
die Anspruch darauf haben, verraten, wo Sie die 
verbleibenden 11,5 Milliarden hernehmen wollen 
bei Ihrem sogenannten Konsolidierungskonzept? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — 
Franke  [CDU/CSU] : Bei Eurer Arbeitslo

-

sigkeit gibt es die, bei uns nicht!) 

— Sehen Sie, Herr Franke, und schon wieder ver-
suchen Sie, die Bürger und Wähler irrezuführen. 

(Lebhafter Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— Schon wieder versuchen Sie das. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Ausgerechnet Sie 
müssen das Wort „Irreführung" in den 

Mund nehmen!) 

Vielleicht wissen es nicht alle unter Ihnen, aber der 
Kollege Franke jedenfalls. weiß ganz genau, daß 
das Risiko Arbeitslosigkeit 

(Pfeffermann [CDU/CSU] : Warum ist denn 
Arendt zurückgetreten? — Zuruf von der 

CDU/CSU: Wer täuscht denn?) 

für die Rentenversicherungsträger ab 1. Juli dieses 
Jahres durch Zahlungen der Bundesanstalt für Ar-
beit an die Rentenversicherung abgedeckt ist, 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Zum Teil!) 

daß von der Arbeitslosigkeit her keine Ausfälle 
kommen. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Zum Teil, 
Herr Minister!) 

— Aber verehrter Herr Kollege Müller, schon im 
Ausschuß habe ich Ihnen bewiesen, daß dies zum 
Teil für den Bestand stimmt, aber nicht für den Zu-
gang. Auch das sollten Sie doch — Sachkenner, der 
Sie sind — zur Kenntnis nehmen 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Dann soll- 
ten Sie korrekt zitieren!) 

und nicht hier den Eindruck erwecken wollen, als 
sei es anders. 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, einen 
Augenblick! — Es wird im Anschluß an den Herrn 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung ein 
Redner zu Worte kommen, der eine andere Mei-
nung vortragen wird. Ich bitte, daß wir dem Bun-
desminister in Ruhe zuhören. 

Herr Bundesminister, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Franke? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Gerne. 

Franke (CDU/CSU) : Herr Bundesminister Ehren-
berg, ist Ihnen nicht mehr bekannt, daß früher 
200 000 Arbeitslose 1 Milliarde DM für die Renten-
versicherung brachten, aber heute 400 000 Arbeits-
lose trotz der Zahlung der Bundesanstalt für Arbeit 
1 Milliarde DM weniger Beitragseinnahmen bei der 
Rentenversicherung bringen? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Das Kunststück, das Sie vortragen, 
stimmt schlicht nicht, verehrter Kollege Franke. 
Aber was Kollege Müller gemeint hat, daß das näm-
lich nur teilweise abgedeckt wird, stimmt, weil ein 
Viertel der als arbeitslos Registrierten keine Lei-
stungsempfänger sind und die Bundesanstalt nur für 
Leistungsempfänger zahlt. Wenn Sie aber auf den 
Zugang, auf die Veränderung der Arbeitslosigkeit 
abstellen, dann stimmt das nicht; denn derjenige, 
der, weil er seinen Arbeitsplatz verliert, als Beitrags-
zahler bei der Rentenversicherung ausfällt, ist an-
schließend Leistungsempfänger bei der Bundesan-
stalt für Arbeit. Jemand, der vorher in einer nicht 
versicherungspflichtigen Beschäftigung war und sich 
arbeitslos meldet, ist deshalb kein Leistungsempfän-
ger. Insofern kann man das teilweise nicht auf diese 
Periode beziehen.  

Präsident Carstens: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Franke, 
Herr Minister? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So

-

zialordnung: Gern. 

Franke (CDU/CSU) : Herr Minister Ehrenberg, ist 
Ihnen nicht bekannt, daß die 750 000 Leistungs-
empfänger nur 72 % der normalen Leistungshöhe 
aus der Bundesanstalt für Arbeit bekommen und daß 
sich daraus die 400 000 errechnen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Verehrter Herr Franke, auch das 
stimmt in den Ergebnissen nicht. Tun Sie doch nicht 
so, als ob Sie das nicht besser wüßten! 

(Zurufe von der SPD: Er weiß es wirklich 
nicht!) 

— Oder er weiß es nicht; das wollte ich ihm nicht 
unterstellen. So unhöflich wollte ich nicht sein. 

Verehrter Herr Kollege Franke, wer dort einen 
so niedrigen Leistungsstand hat, der hat auch vor-
her so niedrige Löhne bekommen und entsprechend 
niedrige Beiträge an die Rentenversicherung ge-
zahlt. Vermischen Sie doch nicht die Zusammen-
hänge! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Urbaniak? 
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Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So

-

zialordnung: Bitte sehr. 

Urbaniak (SPD) : Herr Miinister, können Sie mir 
bestätigen, daß der sogenannte Krankenversiche-
rungsbeitrag der Rentner, der uns von der CDU/CSU 
vorgeschlagen worden ist, den Konsolidierungsbe-
darf von 32 Milliarden DM nicht abdeckt und — 
andere Deckungsvorschläge gibt es nicht — bereits 
im Jahre 1981 einen Abzug von der Rente in Höhe 
von 8,5 % bedeuten würde, und können Sie bestäti-
gen, daß der DGB gegen diesen Vorschlag sehr hef-
tigen Widerstand leistet? 

(Nordlohne [CDU/CSU]: Wenn Sie darauf ja 
sagen, haben Sie alle beide keine Ahnung!) 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Herr Kollege Urbaniak, das kann ich 
Ihnen voll bestätigen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich will den Kollegen, die das bezweifeln, diese 
Rechnung gern vorführen. Unter vernünftigen Leu-
ten und allen Mitgliedern des Sozialbeirats unbe-
stritten, beträgt der Konsolidierungsbedarf 32 Mil-
liarden DM. 

(Nordlohne [CDU/CSU]: Jetzt noch! Dem- 
nächst werden es 40 Milliarden DM sein!) 

Das ist auch im Sozialbeirat so anerkannt. Was der 
Sozialbeirat als Krankenversicherungsbeitrag ohne 
soziale Staffel vorschlägt, würde gerade knapp 25 
Milliarden DM Konsolidierungsbedarf erbringen. 
Zusätzlich schlägt der Sozialbeirat wie der Deutsche 
Gewerkschaftsbund in großer Verantwortungsbe-
reitschaft eine Beitragserhöhung schon jetzt vor, die 
wir wegen der unterschiedlichen konjunkturellen 
Wertung jetzt nicht einführen wollen. Aber wer auf 
diese Beitragserhöhung jezt und in Zukunft verzich-
ten will — Herr Franke hat mit lauten Zwischen-
rufen bestätigt, daß er die Beitragserhöhung ab-
lehnt —, der muß wohl erklären, wie sonst der Kon-
solidierungsbedarf gedeckt werden soll. 

Der Kollege Ackermann hat im Pressedienst der 
CDU geschrieben: Die Alternative der CDU ist keine 
rechnerische, sondern eine politische. Er tut damit 
so, als könne man durch politische Aussagen die 
Renten auszahlen und brauchte dazu nicht jede 
Woche Mark und Pfennig. 

(Beifall bei der SPD — Nordlohne [CDU/ 
CSU] : Sie sind nicht bereit, sich ernsthaft 
mit dem Vorschlag auseinanderzusetzen!) 

Wenn das so ist, wenn Sie nicht bereit sind, Zahlen 
auf den Tisch zu legen, fühle ich mich wie bei allen 
anderen Vorschlägen verpflichtet, auch diesen Vor-
schlag eines sozial gestaffelten Rentnerkrankenver-
sicherungsbeitrages im Abzugsverfahren durchzu-
rechnen. Da andere Vorschläge zur Konsolidierung 
nicht vorliegen, die 32 Milliarden DM unter Sach-
kennern unbestritten sind, 

(Franke [CDU/CSU]: Bei Eurer Politik!) 

kommt heraus, daß Sie in drei Jahren den Rentnern 
von den Zuwächsen im ersten Jahr 3,5 %, im zwei- 

ten Jahr 6,7 % und im dritten Jahr 8,5 % abnehmen 
würden. Das ist sehr viel mehr, als man den Rent-
nern zumuten darf. 

(Franke [CDU/CSU] : Das ist die Unwahr- 
heit!) 

Wer das bestreitet, verehrter Herr Kollege Franke, 
müßte ja wohl den Mut haben, hier nicht nur von 
einer politischen Alternative zu reden, sondern 
diese Alternative in Mark und Pfennig durchzurech-
nen, was Sie bisher abgelehnt haben, weil Sie sich 
scheuen, der Öffentlichkeit gegenüber einzuge-
stehen, daß Sie Beitragserhöhungen nicht wollen, 
andere Finanzierungsmittel nicht haben, ausschließ-
lich die Rentner mit der Konsolidierung belasten 
wollen und noch so tun, als wäre das eine Erhaltung 
der bruttolohnbezogenen Anpassung, wenn im drit-
ten Jahr bei einer Erhöhung von 6,2 % den Rentnern 
8,5 % Krankenversicherungsbeitrag abgezogen wer-
den. Das ist Ihre politische Alternative. 

Präsident Carstens: Herr Bundesminister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Nordlohne? 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Gerne. 

Nordlohne (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, ist 
nicht eine der wesentlichen Ursachen für das er-
neute Defizit auch die Tatsache, daß Sie selbst in 
Ihrer Eigenschaft als wirtschaftspolitischer Sprecher 
noch im Herbst 1976 davon ausgingen, daß Mitte des 
Jahres 1977 Arbeitslosigkeit kein ernsthaftes Pro-
blem mehr sei? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Ist das nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit 
dem erneuten Defizit zu sehen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Ehrenberg, Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung: Herr Kollege Nordlohne, nicht nur ich, 
sondern auch die Bundesbank, die EG-Kommission, 
die OECD, die Wirtschafts- und Finanzminister der 
Länder im Finanzplanungsrat und im Konjunktur-
rat, also der versammelte wirtschafts- und finanz-
politische Sachverstand dieser Republik einschließ-
lich der von Ihnen regierten Länder, haben zu Be-
ginn des Jahres 1977 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber Sie hatten 
die Verantwortung!) 

ein reales Wachstum von 5 °/o angenommen. Da be-
fanden wir uns in guter Gesellschaft. 

(Dr. Zeitel [CDU/CSU] : Das ist hier im 
Hause bestritten worden, Herr Minister! 

Gucken Sie doch die Protokolle an!) 

Wir haben das nicht erreicht. Nur, das ist nicht 
unsere Fehleinschätzung allein gewesen, sondern 
die Fehleinschätzung des gesamten wirtschafts- und 
finanzpolitischen Sachverstandes 

(Katzer [CDU/CSU] : Stimmt alles nicht!) 
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einschließlich der sechs Konjunkturforschungsinsti-
tute, von denen eines zu einer Minderheitsmeinung 
kam, die anderen fünf mit der Bundesregierung ge-
meinsam dieser Überzeugung waren. Die wirtschaft-
liche Entwicklung ist in erster Linie außenwirtschaft-
lich bedingt nicht so gelaufen wie angenommen. 
Sie können uns anlasten, daß wir keine Propheten

-

gabe besitzen. Die haben wir in der Tat nicht, aber 
auch sonst niemand in diesem Lande. Nur, Herr 
Kollege Nordlohne, mit der aufgetretenen Finanzie-
rungslücke für die nächsten fünf Jahre hatte das 
allerdings viel zu tun. Nur, weil das so ist, müßten 
ja wohl auch Sie, wenn Sie als Opposition ernst 
genommen werden wollen, nicht nur so tun, als hät-
ten Sie einen besseren Vorschlag, sondern auch 
einen machen, der ausreicht, und nicht einen ver-
schwommenen, sozial gestaffelten Krankenversiche-
rungsbeitrag nennen und, wenn man ihn durchrech-
net, sagen, das sei nicht richtig. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Den brauchen Sie 
nur richtig nachzulesen!) 

Nachrechnen darf man Ihre politische Alternative 
nicht. Nein, meine Herren, wer auch immer einen 
Vorschlag zur Konsolidierung macht, der muß es 
sich schon gefallen lassen, daß der Stück für Stück 
durchgerechnet und nur dann ernst genommen wird, 
wenn er auch zureichend ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das aber ist, so leid es mir tut, Ihr Vorschlag nicht. 
Darum haben Sie auch nicht die geringste Veranlas-
sung, sich hier mit den Vorschlägen des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes zu identifizieren, weil Ihnen 
der Mut zu der Beitragserhöhung fehlt, den der DGB 
bewiesen hat, und weil Sie einen Vorschlag machen, 
der nur die Hälfte enthält. Wir sind der Meinung, 
mittelfristig ist eine Beitragserhöhung notwendig. 
Aber sie paßt nicht in die gegenwärtige konjunktu-
relle Landschaft. Darum schieben wir sie in das Jahr 
1981 hinein 

(Katzer [CDU/CSU] : Nach der Wahl!) 

und legen den Rentnern ein klares, wirksames Kon-
zept vor, aus dem sie erkennen können, daß in 
jedem der nächsten drei Jahre ihre Renten so stei-
gen werden, daß ihr realer Lebensstandard zunimmt, 
wenn auch in bescheideneren Größen als bisher. 

(Katzer [CDU/CSU] : Wie 1981 die Konjunk

-

tur ist, wissen Sie ganz genau?! — Ein trau

-

riger Mut!) 

Das ist ein Konzept, das tragfähig ist. 

(Katzer [CDU/CSU] : Wie tragfähig die Kon

-

junktur ist, das wissen Sie ganz genau!) 

Das ist ein Konzept, dem Sie ein gleichwertiges und 
durchgerechnetes entgegenstellen müßten, wenn Sie 
mit Ihren Vorschlägen ernst genommen werden wol-
len. Bisher ist es nur Nebel ohne Fakten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Zeitel. 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Bundesarbeits-
minister, angesichts der ungewöhnlich schwierigen 
Situation, in der sich die Rentenversicherung befin-
det, hätte man eigentlich von einem Minister einen 
etwas sachlicheren Beitrag erwarten dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sind wirklich ein ehrenwerter Mann. Ich will 
Ihnen für Ihre Trickspielereien nur zwei Beispiele 
nennen. Wir haben hier vor einem Jahr mit großer 
Leidenschaft über den Jahreswirtschaftsbericht de-
battiert, und wir haben damals Ihre optimistische 
Schätzung für falsch gehalten. Das können Sie in 
den Protokollen nachlesen. 

(Katzer [CDU/CSU]: So war es!) 

Sie haben das „Schwarzmalerei" genannt. Sie haben 
sich geirrt. Wir hatten die richtige Position. Verdre-
Sie nicht die Fakten! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Katzer [CDU/ 
CSU] : Leider wahr! So ist die ganze Politik!) 

Das zweite, Herr Arbeitsminister. Die mündigen 
Bürger der Bundesrepublik haben ein Anrecht dar-
auf, von einem volkswirtschaftlich geschulten Ar-
beitsminister nicht dauernd irreführend informiert 
zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie sagen, die Weltwirtschaftskrise sei an 
allem schuld, insbesondere an der Entwicklung des 
Jahres 1977, dann wissen Sie, daß dies falsch ist. 
Der deutsche Außenhandel ist im Jahre 1977 erfreu-
licherweise noch einer der Stabilisatoren der Kon-
junktur gewesen. Die Investitionsneigung jedoch 
hat nicht das gebracht, was Sie erwartet haben. Das 
und nichts anderes ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich ein paar Bemerkungen zu den 
32 Milliarden DM und ihrer Projektion machen. 
Herr Ehrenberg, Tatsache ist doch, daß wir inner-
halb von 15 Monaten bereits die dritte Rentensanie-
rung diskutieren, und zwar auf der Basis ständig 
wechselnder Zahlen. Das ist doch nicht zu bestrei-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hasinger 
[CDU/CSU]: So ist es! — Windelen [CDU/ 
CSU] : Wechselreiter! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Es heißt in der Begründung Ihres Gesetzentwurfs 
im Zusammenhang mit der Projektion bezeichnen-
derweise — ich darf mit Genehmigung des Präsiden-
ten zitieren —, dies seien Arbeitshypothesen, deren 
Eckwerte darauf gründen, „daß die außenwirtschaft-
lichen Bedingungen, . . . sich nicht wesentlich än-
dern und die binnenwirtschaftlichen Voraussetzun-
gen durch entsprechende Verhaltensweise aller Be-
teiligten verwirklicht werden". Die Bundesregierung 
fügt hinzu — sie ist vorsichtig in den schriftlichen 
Äußerungen — : 

Die Eintreffenswahrscheinlichkeit dieser Ar-
beitshypothesen kann zur Zeit nur schwer ab-
geschätzt werden. 
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Gewiß muß die Bundesregierung von Annahmen 
über die wirtschaftliche Entwicklung für ihre Pla-
nung ausgehen; aber die Treffsicherheit der Vorher-
sagen dieser Regierung kann doch nach den jüng-
sten Erfahrungen als nicht sehr hoch eingeschätzt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sind doch wahrlich kein Meister der Projektion, 
um auch noch erwarten zu können, daß wir 
Ihren Zahlen gläubig zustimmen, noch dazu — hier 
stimmen wir mit Herrn Schmidt überein —, als wir 
uns bezüglich der Außenhandelsentwicklung nicht 
mehr so sicher sein können wie bisher und wir auf 
der anderen Seite bei der Lohnentwicklung mit 
Daten konfrontiert werden könnten, die in eine an-
dere Richtung gehen. 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Fraktion 
ist bereit, ihren Beitrag zur Lösung der schwierigen 
Rentenproblematik zu leisten; 

(Glombig [SPD] : Dann wollen wir das ein- 
mal von Ihnen hören!) 

aber sie ist nicht willens, 
(Weitere Zurufe von der SPD) 

Herr Minister, die Buchhaltungszahlen von immer 
erneut Irrenden, von denen der Bundeskanzler 
sprach, anzuerkennen oder gar zur Grundlage ihrer 
Politik zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich hier noch einmal wiederholen, 
was Herr Kollege Franke gesagt hat. Diese Zahlen 
kommen für uns schon deshalb nicht in Betracht, 
weil sie auch für die Zeit nach 1980 — in der näch-
sten Legislaturperiode — noch von 1 Million Ar-
beitslosen ausgehen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Unsere politischen Gestaltungsvorstellungen beru-
hen nicht darauf, diese hohe Arbeitslosigkeit und 
deren Folgeprobleme zu konservieren, sondern dar-
auf, sie entscheidend abzubauen. Das ist der andere 
Ansatz. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Wir sind nicht bereit, Herr Ehrenberg, ,die Mithaf-
tung für fragwürdige Zahlen und für einen Weg zu 
übernehmen, der durch immer erneute, in kürzerer 
Zeitfolge sich wiederholende Sanierungsakte und 
Vertrauensbrüche gegenüber den von der Versi-
cherung betroffenen Bürgern gekennzeichnet ist. 

(Wehner [SPD] : Wem erzählen Sie diese 
Märchen!) 

— Ich meine Sie, Herr Kollege Wehner. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir verkennen nicht — auch das will ich hier 
zum Ausdruck bringen —, daß wir Anfang der 
80er Jahre vor tiefgreifenden Änderungsnotwen-
digkeiten in der Rentenversicherung stehen. 

(Wehner [SPD] : Wie kommt denn das? — 
Katzer [CDU/CSU] : Urteil des Bundesver

-

fassungsgerichts! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

— Dank der Verfassungsgerichtsurteile, Herr Weh-
ner, falls Sie das nicht wissen sollten. 

(Wehner [SPD] : Gut, daß Sie mich infor

-

mieren!) 

Die unvermeidliche Reformaufgabe wird um so 
schwerer lösbar sein, wenn der gegenwärtige 
Trend der Bevölkerungsentwicklung anhält. Ohne 
das hier im einzelnen auf die demographischen Ent-
wicklungstendenzen eingegangen werden kann, 

(Wehner [SPD]: Daran ist wieder die SPD 
schuld!) 

möchte ich für die CDU/CSU-Fraktion feststellen, 
daß die Bundesregierung bisher für jene Gruppen 
unserer Bevölkerung wenig getan hat, die die größ-
ten Reallasten aus der Sicherung der Rentenzah-
lungen zu tragen haben, nämlich die Familie mit 
Kindern, insbesondere die kinderreichen Familien. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Im Gegenteil, die Bundesregierung deklariert — 
z. B. im Eherecht — eine Politik als fortschrittlich, 
bei der ,sich junge Menschen immer mehr fragen, 
ob sie überhaupt eine Ehe eingehen sollen. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Jedes Standesamt 
bestätigt das! — Zurufe von der SPD) 

Es geht indessen bei der Frage der Rentensanie-
rung nicht nur um den häufig zitierten Lasten-
ausgleich zwischen Rentnern und Arbeitnehmern, 
den die Bundesregierung auch in der Begründung 
zum vorliegenden Gesetz fast ausschließlich an-
spricht, sondern nach unserer Auffassung mehr 
noch um den Lastenausgleich zwischen denjenigen, 
die die Mühen und Lasten der Kindererziehung 
tragen, und denjenigen, die sich dem bewußt ent-
ziehen. Wir sehen jedenfalls auch in einer besse-
ren Familienpolitik die letztlich ausschlagende 
Grundlage für die längerfristige Rentensanierung 
und nicht allein in Finanzierungsregeln. 

Ich möchte damit aber auch zum Ausdruck brin-
gen, daß die Union andere Vorstellungen über eine 
dauerhafte Lösung der Finanzierung der Rentenver-
sicherung hat als die Regierung. 

(Zurufe von der SPD) 

— Hören Sie bitte zu, Herr Glombig. Unser Haupt-
einwand — und das geht gerade an Sie und Ihre 
Bemerkung von heute mittag — 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

gegenüber den Koalitionsparteien besteht darin, daß 
das Gewicht der Einheit von Wirtschafts-, Finanz-
und Sozialpolitik in der jüngsten Vergangenheit 
gröblich vernachlässigt worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Nordlohne 
[CDU/CSU] : Ja, sehr gut!) 

Nach unserer Auffassung ist eine gute, d. h. sta-
bile und dynamische Wirtschaftsentwicklung mit 
relativ hohen Wachstumsraten das entscheidende 
Fundament für die Finanzierung unseres kostspie-
ligen sozialen Sicherheitssystems. Dies haben wir 
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jedenfalls eingehalten, solange wir die Regierungs-
verantwortung hatten. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Wehner [SPD]) 

Die Regierungskoalition muß sich vorhalten las-
sen, daß sie diese Grundlagen erschüttert hat. 

(Wehner [SPD]: Das waren noch Zeiten!) 

Sie hat — allen voran der Bundeskanzler — zuerst 
die Inflation verniedlicht, dann aus inflationär auf-
geblähten Steuerkassen überreichlich Geschenke 
verteilt, u. a. auch dadurch, daß sie den Kranken-
versicherungsbeitrag der Rentner aufgehoben hat. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Allein das hätte bis heute 12 Milliarden DM mehr in 
die Kassen der Rentenversicherung gebracht. 

(Zuruf des Abg. Glombig [SPD]) 

Daraus ist das Problem der strukturellen Defizite 
in den öffentlichen Haushalten entstanden, und 
daraus resultieren die immer erneuten Abgaben-
belastungen ' für die Bürger und in zunehmendem 
Maße insbesondere für die Arbeitnehmer der unte-
ren Schichten. 

Die Bundesregierung hat durch die überzogene 
Verteilungspolitik letztlich den Rückgang der In-
vestitionstätigkeit unserer Unternehmungen ver-
ursacht, aus dem die Arbeitslosigkeit folgt. Aus 
der rückläufigen Investitionstätigkeit und nicht 
primär, Herr Ehrenberg, aus der immer wieder 
fälschlich zitierten Weltwirtschaftskrise resultiert 
im wesentlichen das, 

(Katzer [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

was wir in der Beschäftigung an Fehlentwicklun-
gen beklagen. Daraus folgen auch letztlich die 
Löcher in der Rentenversicherung. 

Lassen Sie mich wenigstens an einigen Zahlen 
verdeutlichen, was die gegenwärtige Arbeitslosig-
keit in unserem Land bedeutet. Ein Prozent weniger 
Wachstum bedeutet mehr als 4 Milliarden DM Ein-
nahmeausfall in den öffentlichen Kassen. Ein Pro-
zent weniger wirtschaftliches Wachstum bedeutet 
rund 200 000 mehr Arbeitslose. 100 000 Arbeitslose 
verursachen Einnahmeausfälle in Höhe von rund 
1 Milliarde DM und noch einmal Zusatzkosten im 
sozialen Sicherheitsbereich von rund 1 Milliarde 
DM. Das ist das Problem der Arbeitslosigkeit, Herr 
Ehrenberg, wie es uns interessiert. Uns interessie-
ren nicht die Rechenkunststücke beim Zahlungs-
transport von einem Sozialversicherungszweig auf 
den nächsten, heute in der Rentenversicherung, 
übermorgen in der Arbeitslosenversicherung. Sie 
schieben hier doch hin und her. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit anderen Worten, die eine Million Arbeitslosen, 
die wir haben und die primär eine Folge der ver-
fehlten Regierungspolitik sind, 

(Wehner [SPD]: Quatsch! — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD] : Und Sie sind Pro

-

fessor!) 

beengen den öffentlichen Finanzierungsspielraum 
um 20 Milliarden DM. 

Die CDU/CSU-Fraktion vertritt daher die Auf

-f

assung, daß die jetzt diskutierten Maßnahmen zur 
Sanierung der Renten letztlich ein Herumkurieren 
an Symptomen bedeuten, die nicht die Wurzeln der 
Fehlentwicklung darstellen. 

Präsident Carstens: Meine Damen und Herren, der 
Zwischenruf „Quatsch" gehört nicht zu den Glanz-
leistungen des Parlamentarismus. Ich bitte doch, 
davon abzusehen. 

(Zurufe von der SPD) 

Gestatten Sie ein Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Buschfort? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Ja! 

Buschfort (SPD) : Herr Kollege, wenn Sie davon 
ausgehen, daß die Arbeitslosigkeit auf die ver-
fehlte Politik der Bundesregierung zurückzufüh-
ren ist, frage ich Sie: Worauf führen sie denn die 
Arbeitslosigkeit in den anderen europäischen Län-
dern zurück, darunter Länder mit christdemokra-
tischer Regierung, die höhere Arbeitslosenquoten 
haben als die Bundesrepublik? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Herr Kollege Buschfort, ich 
dachte eigentlich, daß Sie als zuständiger Staats-
sekretär die Entwicklungstendenzen und die Ent-
wicklungsursachen in anderen Ländern besser ken-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD — Buschfort [SPD] : Darf ich den- 

noch um eine Antwort bitten!) 

— Ich werde Ihre Frage beantworten, 

(Buschfort [SPD]: Bitte!) 

weil es ein wichtiger Punkt Ihrer Argumentation 
in der Öffentlichkeit ist. Was die berühmte Welt-
rezession angeht, so sind die beiden entscheidenden 
Konkurrenzmächte, nämlich die Vereinigten Staaten 
und Japan, gegenüber der Bundesrepublik mit dop-
pelten Wachstumsraten mit dem Problem fertig ge-
worden. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wenn Sie die Entwicklung in Italien, in Frankreich 
und in England ansehen, so war die Zahlungsbilanz-
situation dieser Länder auch vor der Weltrezession 
schon anders 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und ist im Gesamtentwicklungstrend sicher nicht mit 
der Bundesrepublik zu vergleichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nein, nein, meine Damen und Herren, wenn wir 
nicht in kürzerer Zeit erneut weitere Sanierungs-
pläne diskutieren wollen — und ich bin sicher, daß 
wir uns bei Ihrer Politik in einem Jahr erneut dar-
über unterhalten werden, wie sehr Sie sich geirrt 
haben —, dann muß man wohl in der Wirtschafts-, 
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Finanz- und Sozialpolitik einen anderen Kurs steu-
ern, als kurzatmige Reformprogramme und prag-
matische Sanierungswurstelei in einzelnen Berei-
chen zu betreiben. Das . eigentlich Entscheidende, 
Herr Kollege Glombig, haben Sie heute morgen bei-
läufig gesagt, nämlich wir seien - in der Sozialpolitik 
nicht von der Wirtschaftspolitik abhängig. Sie sa-
nieren in diesem Bereich so, in dem anderen Bereich 
anders, machen noch ein Konjunkturprogramm, und 
alles paßt nicht zueinander. 

(Wehner [SPD]: Das war eine Volksaus

-

gabe von dem, was Herr Glombig gesagt 
hat!) 

Wer die Einheit der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
nicht beachtet, der wird die Probleme nicht lösen, 
sondern der wird unserer arbeitenden Bevölkerung 
weitere Lasten aufbürden, Herr Kollege Wehner. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie verteilen immer mehr auf immer breitere Schul-
tern, während Ihre Kassen immer leerer werden. 
Auf diesem Weg werden Sie nie zu einem notwen-
digen Wechsel der Entwicklung kommen. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordneten 
Simonis? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU): Ja gerne! 

Frau Simonis (SPD) : Herr Kollege Zeitel, ich habe 
ein paar Minuten Zeit gehabt, darüber nachzuden-
ken, aber ich bin noch nicht zu der Lösung gekom-
men, wie Sie erklären wollen, daß bei höheren 
Wachstumsraten in Amerika die Arbeitslosenquote 
dort 8 °/o beträgt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Sehr verehrte Frau Kolle-
gin, das beginnt damit, daß die Amerikaner die 
Arbeitslosenquote anders berechnen. 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

Die Amerikaner haben die Quoten bereits seit viel 
längerer Zeit. Wir haben die Arbeitslosenquoten 
erst, seitdem Sie an der Regierung sind. Das ist doch 
das Faktum. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — 
Wehner [SPD] : Ein eigentümliches Gemüt 

haben Sie!) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Pieroth? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU): Sehr gern! 

Pieroth (CDU/CSU) : Sind Sie bereit, der Kollegin 
zu sagen, daß die Amerikaner in den letzten drei 
Jahren 8 1/2 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze ge-
schaffen haben? 

Dr. Zeitel (CDU/CSU) : Das bin ich gern bereit zu 
bestätigen, Herr Kollege Pieroth. Die Amerikaner 
haben jedenfalls bewiesen, daß sie in der Beschäfti-
gungspolitik und in der Wachstumspolitik Erfolge 
haben, während die entsprechenden Erfolge bei die-
ser Regierung ausgeblieben sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn man zu einer anderen Entwicklung in un-
serem Land kommen will — lassen Sie mich hier 
auch wenigstens im Zusammenhang mit der Ren-
tendebatte die wesentlichen Punkte nennen, auf die 
es ankommt —, dann braucht man vor allem anderen 
das Vertrauen derjenigen, die investieren wollen. 
Mit Beiträgen, wie sie Herr Egert eben geleistet hat, 
indem er von einem anderen System spricht, von 
der mangelnden Leistungsfähigkeit unserer Ord-
nung, werden wir nicht das Vertrauen gewinnen, 
das eine entscheidende Grundlage für Investitionen 
darstellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer sein Geld investiert, der will nicht nur wissen, 
wohin es morgen geht, sondern wohin es übermor-
gen geht und wie die Entwicklung längerfristig aus-
sieht. Wenn Sie ein Paradebeispiel dafür haben wol-
len, daß Sie alle vier Wochen wieder mit neuen ord-
nungspolitischen Diskussionen kommen, brauchen 
Sie sich nur die Pläne des Verkehrsministers anzu-
sehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Lachen 
bei der SPD) 

Die zeigen deutlicher als alles andere, daß hier er-
neut Grundsatzfragen der marktpolitischen Ord-
nungspolitik zur Diskussion stehen. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Das ge- 
hört zur Systemveränderung!) 

Alle Ihre Einzelprogramme werden nichts nützen, 
wenn es Ihnen nicht gelingt, mehr Vertrauen in die 
Verläßlichkeit der ordnungspolitischen Rahmenbe-
dingung herzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Und der zweite Punkt: Wer die Arbeitslosigkeit 
beseitigen will, der muß schon für etwas mehr 
Stetigkeit im Einsatz der Instrumente sorgen. 
In einem Jahr die Investitionssteuer, im nächsten 
Jahr dann die Investitionsprämie; im übernächsten 
Jahr folgen wieder Steuererhöhungen, die Sie im 
vierten Jahr erneut bedauern und halb zurückneh-
men. Mit einem solchen Wechselbad bekommt man 
keine dynamische Wirtschaftsentwicklung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn das nicht aufhört, dann werden wir mit dem 
Problem der Arbeitslosigkeit nicht fertig werden. 
Die ganze Programmhuberei ist auch in diesem 
Punkt kein Ersatz für die gebotene Stetigkeit, auf 
die sich Unternehmungen verlassen können müssen. 

Der dritte Punkt. Wenn die Bürokratisierungs- und 
Normierungssucht so weitergeht wie in den letzten 
Jahren, dann wird die Investitionsneigung nicht 
steigen, sondern noch weiter zurückgehen. Unter-
halten Sie sich doch einmal mit Handwerkern, mit 
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Einzelhändlern, mit Kleinbetrieben, auf die noch 
immer zwei Drittel der Beschäftigten in unserem 
Lande entfallen, was die Ihnen sagen. Die sind nicht 
mehr sicher, ob sie noch legal handeln oder nicht, 
weil schon wieder eine Springflut von Verordnun-
gen über sie heruntergegangen ist, die Sie nicht 
nachvollziehen können. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie sind dafür unmittelbar verantwortlich. Sehen Sie 
sich z. B. einmal Ihren Gesetzentwurf zum unlaute-
ren Wettbewerb an, der der mittelständischen Wirt-
schaft angeblich helfen soll. Er bringt ihr neue Be-
lastungen und keine Hilfe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So werden Sie die Arbeitslosigkeit nicht beseitigen 
und die damit zusammenhängenden Probleme nicht 
lösen können. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich will — und auch das in aller Deutlichkeit — 
einen vierten Punkt nennen: Wer mehr Investitionen 
und damit mehr Beschäftigung will, der muß dafür 
sorgen, daß die  Rentierlichkeit der Produktion ge-
währleistet ist. Dieser Grundsatz gilt im übrigen 
nicht nur für unsere Ordnung, sondern er gilt sogar 
für eine sozialistische Ordnung. Auch das will ich an 
die Adresse einiger Leute aus Ihrer Koalition sagen. 
Und die Koalitionsrechnungen stimmen vielfach 
nicht mehr. Der überzogene Verteilungsprozeß der 
letzten Jahre ist eine wesentliche Ursache der man-
gelnden Beschäftigung. 

(Aha-Rufe bei der SPD) 

— Ja, das ist der Unterschied zwischen Ihrer Auf-
fassung und unserer Auffassung. 

(Liedtke [SPD]: Alles klar!) 

Wir meinen, daß man die Arbeitsplätze nur sichern 
kann, wenn auch die Erträge der Unternehmungen 
stimmen, damit es nicht besser ist,  sein Geld auf 
der Sparkasse anzulegen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD] : Aber Herr 
Blüm sagt etwas anderes!) 

Ich will, weil Sie immer fragen, wo denn die 
Differenzen zwischen uns liegen, einen fünften 
Punkt nennen: Wir werden in einem so wichtigen 
Bereich wie dem der Wohnungswirtschaft, der in 
allen früheren konjunkturellen Situationen ein Mo-
tor des Aufschwungs war, dann und nur dann mehr 
vorankommen, wenn wir stärker in die Richtung 
gehen, deren Stärkung auch von der Bevölkerung 
gewünscht wird, nämlich der privaten Eigentumsbil-
dung. Wir sollten nicht eine Entwicklung  weiter

-

betreiben,  bei der auch hier auf Grund bestimmter 
Gesetze die Rentierlichkeit nicht mehr gewähr-
leistet ist 

(Nordlohne [CDU/CSU]: Richtig!) 

und bei der die Förderungsmittel primär großen 
Gesellschaften zufließen, nicht aber dem Bürger, der 
sie in erster Linie verdient und das Eigenkapital 
nötig hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Nordlohne 
[CDU/CSU]: Siehe Wohnbesitzbrief! — 

Immer [Altenkirchen] [SPD] : Das stimmt 
doch gar nicht! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Ich will einen sechsten Punkt nennen: — ich habe 
das bereits angedeutet —, den Bereich der Verkehrs

-

wirtschaft. — Wer meint, daß es wieder zu einem 
höheren Wachstum mit weniger Arbeitslosigkeit 
kommt, ohne daß in drei Schlüsselbereichen, näm-
lich der Wohnungswirtschaft, der Verkehrswirt-
schaft und der Energiewirtschaft, die Investitionen 
erheblich stärker steigen, der irrt. 

Meine Damen und Herren, wir werden nur dann, 
wenn Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik aus 
einem Ansatz erfolgt, wieder zu mehr Beschäftigung 
und zu mehr Wachstum kommen. Die CDU/CSU wird 
ihrem Kurs, die Arbeitslosigkeit zu konservieren 
und sich dann mit den Folgeproblemen herumzu-
schlagen, nicht folgen. Wir halten einen anderen 
Weg für richtig, die Arbeitslosen von der Straße 
zu bringen, und zwar mit Hilfe solcher Ansätze, 
über die Sie heute noch lächeln, aber über die Sie 
nicht mehr lange lächeln werden. Denn solange Sie 
nicht einen anderen Gesamtkurs in der Wirtschafts-, 
Finanz- und Sozialpolitik verfolgen, werden Sie das 
Beschäftigungsproblem in unserem Lande nicht lö-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Diese Regierung beschränkt sich auf kurzatmige 
Reformhuberei. Sie schafft keinen perspektivischen 
Gesamtansatz mehr, weil sie mehr mit koalitions-
internen Vereinbarungen 

(Nordlohne [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

und verbalen Schauakten als mit der Lösung des 
Grundproblems in unserem Lande, nämlich dem Pro-
blem der Arbeitslosigkeit, beschäftigt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Reuschenbach? — Der Redner hat seine Ausführun-
gen beendet. 

Meine Damen und Herren, ich darf an das ganze 
Haus die Bitte richten, den jeweiligen Rednern in 
Ruhe zuzuhören. 

Das Wort hat der Abgeordnete Cronenberg. 

Cronenberg (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Liebe Kollegen! Der Ton macht die 
Musik. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Nord- 
lohne [CDU/CSU] : Richtig! Das haben wir 

bei Herrn Egert gesehen!) 

So möchte man die Beiträge insbesondere des Kol-
legen Franke heute mittag hier bewerten. Mit einer 
gewissen Genugtuung der eine, rechthaberisch der 
andere, 

(Nordlohne [CDU/CSU]: Zu Herrn Egerts 
Ausführungen sagen Sie gar nichts?) 
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so wird uns die finanzielle Situation der Renten-
versicherung — wie kann es anders sein? — in 
einem düsteren Bild dargestellt. 

(Franke [CDU/CSU] : Sehen Sie es besser?) 

— Lieber Herr Kollege Franke, bei Teilen Ihrer Aus-
führungen — es handelt sich ja um eine Debatte, 
Herr Kollege Zeitel, wenn ich das in die Erinnerung 
rufen darf, die sich mit der Konsolidierung unseres 
Rentensystems beschäftigt und nicht mit allgemei-
nen wirtschaftspolitischen Fragen, die Sie hier in 
den Vordergrund gestellt haben und auf die ich gern 
später eingehen werde — 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Der Cronenberg ist 
doch Wirtschaftspolitiker! — Hasinger 
[CDU/CSU] : Das hängt aber doch damit 

zusammen!) 

kam mir in Erinnerung, daß im Rentenrecht die 
Niveausicherungsklausel von erheblicher Bedeutung 
ist. Eine solche Niveausicherungsklausel für Teile 
Ihrer Ausführungen wäre sicher im Zusammenhang 
damit nicht ganz schädlich gewesen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Hinweise auf die Vergangenheit sollen hier sozu-
sagen unterschwellig suggerieren: Wir haben es 
immer gewußt, 

(Franke [CDU/CSU]: Haben wir auch!) 

 wir haben es immer gesagt, 

(Franke [CDU/CSU] : Haben wir auch!) 

wir haben natürlich die perfekten Lösungsmöglich-
keiten in der Tasche, 

(Franke [CDU/CSU] : Das haben wir nicht 
gesagt!) 

nur wir können all dies perfekt und ohne Schwierig-
keiten lösen. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Wir haben 
die bessere Politik!) 

Heilige Selbstgerechtigkeit, so möchte man beten, 
hilf uns bei dieser Sache. Mehr Ausgaben, gleiche 
oder weniger Einnahmen, das ist die Lösung zur 
Beseitigung eines Defizits, bzw. so füllt man ein 
Loch, das zweifelsohne vorhanden ist, aus. — Lieber 
Herr Kollege Franke. 

Präsident Carstens: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage? — Bitte schön! 

Franke (CDU/CSU) : Herr Kollege Cronenberg, 
darf ich Sie bitten, einmal nachzulesen, und zwar 
vom 16. Januar 1975 bis nach 1976, daß ich immer 
gesagt habe, wie auch der Kollege Katzer, wir 
seien bereit, nach einer gemeinsamen Bestandsauf-
nahme, sollten wir zum gleichen Ergebnis kommen, 
auch unpopuläre Maßnahmen mitzutragen. Wir ha-
ben nie von perfekten Lösungen gesprochen. 

Cronenberg (FDP) : Lieber Herr Kollege Franke, 
genau weil ich diese Ihre Behauptungen kenne, 
habe ich eben nicht erklärt, ich behauptete, Sie hät-
ten solches gesagt, sondern sehr bewußt und gezielt 

gesagt, Sie suggerierten solches, Sie versuchen, 
einen solchen Eindruck zu erwecken. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ist der entscheidende Unterschied, Herr Kollege 
Franke. Welcher Sozialpolitiker, der sich seit län-
gerer Zeit mit diesem Fragenkomplex beschäftigt, 

(Franke [CDU/CSU] : Das war etwas unter 
Ihrem Niveau!) 

kann denn ehrlichen Herzens behaupten, er habe 
sich nie und zu keinem Zeitpunkt geirrt? Wer kann 
denn ehrlichen Herzens, Herr Kollege Katzer, be-
haupten, er trage, obwohl er 1971 ihrem Vorschlag, 
den Anpassungstermin vorzuziehen, gefolgt ist, nicht 
die Mitverantwortung für die vorhandenen Defizite? 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Schmidt? 

Cronenberg (FDP) : Auch dies, selbstverständlich. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Cronen-
berg, würden Sie dem Kollegen Franke bestätigen, 
daß er zwar seit Jahren über unpopuläre Maßnah-
men gesprochen hat, aber nie gesagt hat, was die 
CDU/CSU damit meint? 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten 
der FDP und der SPD — Nordlohne [CDU/ 
CSU] : Denken Sie einmal elf Monate zurück 
an die letzte Sanierung! — Franke [CDU/ 
CSU]: Jetzt müssen Sie gerecht sein! — 
Nordlohne [CDU/CSU] : Schlimm, schlimm, 

wie der Schmidt abbaut!) 

Cronenberg (FDP) : Herr Kollege Schmidt, dies dem 
Kollegen Franke zu bestätigen, fällt mir trotz ge-
legentlichen Anerkennens seiner Bemühungen nicht 
schwer. 

Darf ich mit der Genehmigung des Präsidenten 
den Kollegen Ruf zitieren, Herr Kollege Katzer, und 
zwar aus der Debatte am 21. September 1972. Von 
diesem Platz aus hat der Kollege Ruf damals gesagt: 

Als besonders wichtigen Erfolg ... sieht die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion an, daß sie das 
Vorziehen der Rentenanpassung auf den 1. Juli 
1972 durchgesetzt ... hat. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Das war 
es damals auch! — Nordlohne [CDU/CSU] : 

Wollen Sie das bestreiten?) 

Ich habe den Eindruck, daß damals ein edler Wett-
bewerb bestand, sich die Feder anzustecken unter 
dem Motto „wir haben den Anpassungstermin um 
ein halbes Jahr vorgezogen". Heute ist niemand be-
reit, die Folgen dieser Maßnahme zu tragen. 

(Katzer [CDU/CSU] : Sie sind aber gar nicht 
im Bilde! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Zugegebenermaßen wurde dem zum Schluß von allen 
Fraktionen zugestimmt. Diese sozialpolitische Groß- 
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tat ist in unzähligen CDU/CSU-Versammlungen ge-
feiert worden. Sie hat Geld gekostet 

(Abg Müller [Berlin] [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Müller, lassen Sie mich dies noch 
sagen —, und zwar, Herr Kollege Katzer, 1972 
2,5 Milliarden DM, 1973, Herr Kollege Blüm, 3,4 Mil-
liarden DM, 1974, Herr Kollege Zeitel, 4 Milliarden 
DM, 1975, Herr Kollege Müller, 4,4 Milliarden DM, 
1976, Herr Kollege Hasinger, 5,1 Milliarden DM und 
1977, Herr Kollege Franke, 5,2 Milliarden DM. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Na und?) 

Wenn man das addiert, kommt man auf 24,6 Mil-
liarden DM, und zwar ohne Zinsen. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Na und?) 

Rechnen Sie die Zinsen hinzu, kommt der erstaun-
liche Betrag von 29,5 Milliarden DM heraus, den 
diese von Ihnen als Erfolg gefeierte Maßnahme — 
Vorziehung des Anpassungstermins — gekostet hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Nord- 
lohne [CDU/CSU] : Und die erhöhten Ab- 
gaben der Arbeitnehmer an den Staat?) 

Herr Kollege Müller, jetzt stehe ich Ihnen gerne 
zur Verfügung. 

Präsident Carstens: Bitte schön, Herr Abgeord-
neter.  Müller. 

 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege Cronen-
berg, können Sie mir bestätigen oder würden Sie 
wenigstens zur Kenntnis nehmen, daß die Löhne 
und Gehälter in den Jahren 1969, 1970 und 1971 
um 12 und mehr Prozent gestiegen sind, das Renten-
niveau 1971 aber auf 41,5 % gesunken ist? 

Cronenberg (FDP) : Lieber Herr Kollege Müller, 
in einem Land, das die höchsten Renten der Welt 
zahlt, in einem Land mit einem außerordentlich ho-
hen Rentenniveau gebe ich Ihnen gerne zu, daß in 
jener Zeit das Rentenniveau nicht ganz so hoch 
gewesen ist. Dies ändert doch aber nichts an der 
Tatsache, daß diese Mehrausgaben mit zu der Ab-
nahme der Rücklagen und zu jenem Defizit beige-
tragen haben. Das ist die entscheidende Feststel-
lung, die in dieser Situation und auch hier und heute 
zu treffen ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Nord- 
lohne [CDU/CSU] : Haben Sie denn dagegen 

gestimmt?) 

Es ist doch reiner Zufall, daß es ausgerechnet die 
Summe von zirka 30 Milliarden DM ist, die mehr in 
den Kassen wäre — das werden auch Sie nicht be-
streiten können, Herr Kollege Müller —, wenn 
diese Maßnahme nicht ergriffen worden wäre. Ich 
behaupte nicht, daß die Rentenversicherung keine 
Probleme hätte, wenn wir diese Maßnahme nicht 
ergriffen hätten. 

(Franke [CDU/CSU] : Der Ton macht die 
Musik!) 

Was hier gesagt wurde, gibt mir Veranlassung, 
einiges klarzustellen. 

(Abg. Müller [Berlin] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Müller, lassen Sie mich das im 
Zusammenhang vortragen. Ich habe schon auf ein 
wenig meiner Zeit zugunsten der CDU/CSU ver-
zichtet, weil ich für eine faire Auseinandersetzung 
bin. Ich bitte Sie, mir nun nicht noch mehr Zeit 
durch Fragen zu nehmen, wobei Sie versichert sein 
können, daß ich alles andere als Angst vor Ihren 
Fragen habe. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter Cronen-
berg, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Müller (Berlin)? 

Cronenberg (FDP) : Es sei ihm auch dieser Wunsch 
noch erfüllt. 

Müller (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Kollege Cronen-
berg, würden Sie mir wenigstens bestätigen, daß 
dem damals sowohl die FDP als auch die SPD zu-
gestimmt haben? 

Cronenberg (FDP) : Dies habe ich hier ausdrücklich 
erwähnt. Herr Kollege Müller, wenn Sie zugehört 
hätten, hätten Sie sich diese Frage in der Tat er-
sparen können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Nord- 
lohne [CDU/CSU] : Warum machen Sie uns 

dann Vorhaltungen?) 

Dies gibt mir Veranlassung, in diesem Zusammen-
hang keine weitere Frage zuzulassen. 

Auch relativ kleine, bedeutungslos erscheinende 
Maßnahmen kosten ihren Preis, und zwar langfristig, 
wie Sie sehen, einen sehr hohen Preis. Dies ist für 
uns alle Anlaß, die Dinge außerordentlich vorsichtig 
zu behandeln. Wer aus ehrenwerten Motiven Ur-
sachen mit gesetzt hat, hat moralisch das Recht ver-
wirkt, von diesem Podium aus — wie es der Kollege 
Strauß in der Haushaltsdebatte getan hat —, fol-
gendes zu behaupten: Die alte Generation wird be-
trogen, und die kommenden Generationen werden 
durch dieses System ausgebeutet. — Das gleiche gilt 
für die Aussage des Kollegen Dr. Dregger: Die Ter-
roristen lassen sie laufen, die Rentner betrügen sie. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Beides stimmt!) 

Wie kann denn jemand betrügen, also sich oder 
-Dritten rechtswidrig einen Vermögensvorteil ver-
schaffen, der das 1957 eingeführte Umlagesystem 
— Sie sind nicht ganz zu Unrecht stolz darauf, daß 
dieses System damals eingeführt wurde — prakti-
ziert, ein Umlageverfahren, das auf der Erkenntnis 
basiert, daß die Summe der Einnahmen auf die 
Summe der Berechtigten verteilt wird? Wenn Sie 
von Betrug sprechen, heißt das doch nichts ande-
res, als daß Sie unterstellen, Beiträge, die die 
Beitragszahler erbracht haben, seien nicht auf die 
Rentner verteilt worden. Dies ist in der Tat nir-
gendwo der Fall. Jede Mark, die eingezahlt worden 
ist, ist entweder den Rentnern zugeteilt worden, in 
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die Rücklage geflossen oder — in einem geringen 
Umfang — für notwendige Verwaltungskosten auf-
gewandt worden. Ist es denn Betrug, wenn die Ren-
ten von 1970 bis 1976 von 54 % auf fast 75 % des 
Aktiveinkommens gestiegen sind? Ist es Betrug, 
Herr Kollege Zeitel, wenn durch eine erfolgreiche 
Stabilitätspolitik, die Preissteigerungsrate von 7,8 % 
im Dezember 1973 auf 3 0/o heute gesenkt werden 
konnte? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ist es denn Betrug, wenn sich die Kollegen hier 
redlich bemühen, vernünftige und ausgewogene 
Lösungen zu finden? 

Nach diesen Ausführungen müssen hier noch 
einige grundsätzliche Klarstellungen auch im Inter-
esse der CDU/CSU erfolgen. Denn ich glaube immer 
noch nicht, verehrte Kollegen von der SPD und auch 
von meiner eigenen Fraktion, daß bewußte Ver-
unsicherung der Rentner um des parteipolitischen 
Effekts willen Motiv und Ziel aller Beiträge, die von 
der CDU/CSU-Fraktion gemacht worden sind, sein 
kann. 

Rentner haben nach einem erfüllten Arbeitsleben 
Anspruch auf eine angemessene Altersversorgung. 
Sie haben es nicht verdient, für vordergründige 
Wahlzwecke mißbraucht zu werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Es ist daher festzustellen — ich hoffe, ich kann das 
unwidersprochen tun —: Wir haben zur Zeit un-
bestritten das höchste Rentenniveau — Herr Kol-
lege Müller, was ich Ihnen gesagt habe —, das es 
je in diesem Lande gegeben hat und das höher als 
irgendwo anders in der Welt ist. 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU]: Das ist ja nicht 
wahr!) 

Die Renteneinkommen sind seit 1969 stärker ge-
stiegen als die Einkommen der aktiv Tätigen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Und die Belastungen der aktiv Tätigen — hier hoffe 
ich zumindest auf die Zustimmung der CDU/CSU-
Fraktion — sind hoch und nicht mehr steigerbar. 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU] : Das ist eine 
Irreführung!) 

Wenn Sie in diesem Zusammenhang immer auf 
Staatsquote hinweisen, ist das zwar falsch — denn 
Versicherungsbeiträge fallen nicht unter die Staats-
quote —, aber immerhin haben Sie insoweit recht, 
als Versicherungsbeiträge das frei verfügbare Ein-
kommen der Aktiven mindern. 

Uns fehlen — das ist richtig —, wenn wir weiter 
ohne irgendwelche Einschränkungen bruttolohnbe-
zogen anpassen, jene 32 Milliarden DM. Die Ren-
tenversicherungsträger dürfen und können nicht 
mehr ausgeben, als sie einnehmen oder an Rück-
lagen auflösen können. Wir alle zusammen haben 
daher die Verpflichtung, Ausgaben und Einnahmen 
in Einklang zu bringen. Wie schon häufig und über-
zeugend dargelegt, halten wir eine generelle Bei-
tragserhöhung bis zum Jahre 1980 für unverantwort

-

lich, insbesondere für unverantwortlich auf dem Hin

-

tergrund, den der Kollege Zeitel eben angesprochen 
hat, nämlich im Hinblick auf beschäftigungspolitische 
Überlegungen. 

Die Einkommen der aktiv Tätigen sind hoch be-
lastet. Die möglicherweise vorhandene Erhöhungs-
reserve ist für 1984 aufzusparen. Wenn also gene-
relle Beitragserhöhungen ausgeschlossen sind, 
bleibt jedem, der Ausgaben und Einnahmen in Ein-
klang bringen will, nur die Überprüfung der zu-
künftigen Steigerungen. Aus der Sicht des Rent-
ners ist es dabei völig egal, ob das durch geringere 
Erhöhungen oder durch einen sogenannten Kran-
kenversicherungsbeitrag erfolgt. Letztendlich 
stimmt auch hier der Satz: Zum Schluß ist ent-
scheidend, was im Portemonnaie unterm Strich 
übrigbleibt. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir halten es für angemessen, Erhöhungen von 
4,5 %, 4 %und 4 % vorzunehmen. Wir wissen 
uns hier auch mit der Mehrheit der Rentner einig, 
die viel mehr Verständnis für eine solche Haltung 
hat, als das dem einen oder anderen berufsmäßigen 
Kritiker der Regierung und Regierungsbeschimp-
fer lieb sein mag. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Rentner wollen Preisstabilität. Das ist der beste 
Beitrag für den Wert ihrer Renten und für den 
Wert ihres Ersparten. Wir bemühen uns darum mit 
Erfolg. Rentner wollen eine solide finanzierte Ren-
tenversicherung, 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU) 

auch wenn die eine oder andere Erhöhung geringer 
ausfällt, als das erhofft wurde. Rentner wollen 
nicht, wie der Kollege Strauß es genannt hat, daß 
die Aktiven ausgebeutet werden. Sie wollen viel-
mehr, daß ihre Rente durch Beiträge der Aktiven 
finanziert wird, die eine zumutbare Belastung und 
nicht mehr sind. Rentner sind zu viel mehr Solidari-
tät bereit, wenn man ihnen die Situation offen und 
ehrlich schildert, wie das in dieser Debatte nicht zu-
letzt vom Bundesarbeitsminister getan worden ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Aus diesem Grunde habe ich in meinem ersten 
Beitrag zu diesem Thema von diesem Podium aus 
in der Haushaltsdebatte 1977 unmißverständlich er-
klärt, daß bruttolohnbezogene Erhöhungen in der 
nächsten Zeit nicht zu verantworten sind. Ich weiß 
mich in dieser Auffassung einig mit einigen .Kolle-
gen der CDU/CSU, u. a. mit Herrn von Bismarck. 

Jeder Kollege der Opposition, der sich redlich 
um Lösungen bemüht, hat meinen vollen Respekt. 
Wer aber behauptet, er habe immer die Wachs-
tumsprognosen für zu hoch gehalten, immer ge-
wußt, die Arbeitslosigkeit würde höher als progno-
stiziert sein, dann aber als Schlußfolgerung eine 
Garantie für die bruttolohnbezogene Erhöhung — 
auch unter Berücksichtigung eines Krankenversi-
cherungsbeitrags — gibt, handelt in meinen Augen 
nicht seriös. 

(Beifall bei der FDP — Nordlohne [CDU/ 
CSU] : Aber wer die Renten kürzt, ist se- 

riös?!) 
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Ernsthafte Hilfe bei der Lösung einer schwierigen 
Aufgabe ist unsererseits sicher erwünscht. Das wer-
den wir in den Beratungen des Ausschusses bewei-
sen. Die Geister scheiden sich nur, wenn es um die 
Frage geht, ob man um des Effektes willen, um der 
Wahl willen Verunsicherung will oder aber an einer 
soliden Konsolidierung des Gesamtsystems interes-
siert ist. 

Der Kanzler hatte in München den Mut, den Irr-
tum einzugestehen. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : „Irrtum"?) 

Haben Sie den Mut, 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : „Irrtum" ?) 

auf ungerechtfertigte Verunsicherungen 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: „Irrtum", 
Herr Cronenberg?) 

zu verzichten. 

(Beifall bei der FDP und SPD — Dr. Blüm 
[CDU/CSU] : Auf gerechtfertigte?) 

Der Mut, einen Krankenversicherungsbeitrag .vor-
zuschlagen, der nach Ihren eigenen Berechnungen 
16 Milliarden DM einspart, ist zwar erstaunlich, 
aber wenig hilfreich. 

(Tillmann [CDU/CSU] : Das stimmt nicht!) 

Der Rest soll dann durch mehr Wachstum, das 
— wie könnte es anders sein — automatisch als 
Manna vom CDU-Himmel fällt, erbracht werden. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Fixstern!) 

Das Prinzip Hoffnung, mit dem wir alle auf den 
verschiedensten Gebieten sicher nicht unsere be-
sten Erfahrungen gemacht haben, wird aus Ihrer 
Zauberkiste geholt — just von der gleichen Oppo-
sition, die — meines Erachtens gelegentlich mit 
Recht — realistische Zahlen verlangt, just von der 
gleichen Opposition, die einen Walter Arendt eines 
unerträglichen . Zweckoptimismus bezichtigt hat. 
Was ist denn dies anders, wenn Sie statt realer 
Berechnungen, statt sauberer Prognosen nur das 
Element Hoffnung einführen? 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Weil wir 
eine bessere Politik machen! — Franke 
[CDU/CSU] : Laßt doch den Arendt in Frie- 

den!) 

Einsparungen durch den Krankenversicherungs-
beitrag sind nach Ihren eigenen Maßstäben unzu-
reichend. Sie verlangen doch zu Recht von uns Ehr-
lichkeit und Gewissenhaftigkeit in der Prognose. 
Sie verlangen von uns realistische Vorschläge, Lö-
sungen, die notfalls hart und unpopulär sind und, 
wie der Kollege Franke sagte, auch von Ihnen mit-
getragen werden können. Aber Sie müssen sich 
auch gefallen lassen, daß Ihre Vorschläge nach 
den Maßstäben, die Sie selber gesetzt haben, gemes-
sen werden. 

Und da kann ich nur sagen: Hehre Grundsätze 
verkünden und sich selber dann nicht nach diesen 
Grundsätzen richten, erleichtert möglicherweise die 
Arbeit der Regierung. Sinnvolle Vorschläge der 

Opposition sind dies sicher nicht — auch kein Bei-
trag zur Glaubwürdigkeit. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Der Rent

-

ner zahlt, der Bund kassiert!) 

Nur am Rand sei vermerkt, daß die bruttolohnbe-
zogenen Erhöhungen, vermindert um einen Kran-
kenversicherungsbeitrag, im Ergebnis auch keine 
bruttolohnbezogene Erhöhung im Portemonnaie des 
Rentners sind. 

(Tillmann [CDU/CSU]: Das stimmt nicht!) 

Nur am Rand sei auch vermerkt, daß Sie zu Ihrer 
Zeit dankenswerterweise diese Bruttolohnbezogen-
heit, diese automatische Dynamik nicht in das 57er 
Gesetzeswerk eingeführt haben, und zwar, wie ich 
annehme, aus gutem Grund. Am Rand sei ferner 
vermerkt, daß Sie nicht immer diese bruttolohnbe-
zogenen Erhöhungen praktiziert haben. 

Lassen Sie mich noch ganz kurz auf einige Punkte 
der Ausführungen des Herrn Kollegen Zeitel ein-
gehen. Er hat uns einen Cocktail von Maßnahmen im 
Wohnungsbau, in der Verkehrswirtschaft und auf 
anderen Gebieten angeboten. Sicher ist es richtig, 
Herr Kollege Zeitel, daß alle Maßnahmen in der 
Sozialpolitik von den Ergebnissen und Erfolgen der 
Wirtschaftspolitik abhängig sind. 

(Zuruf des Abg. Dr. Zeitel [CDU/CSU]) 

Insoweit, Herr Kollege Zeitel, vermag ich Ihren 
Grundüberlegungen durchaus zu folgen. Mir schie-
nen diese Ausführungen aber verständlich nur vor 
dem Hintergrund, daß Sie es vermeiden wollten, auf 
die in Ihrer Fraktion offensichtlich unterschiedlichen 
Positionen von nettolohnbezogenen und bruttolohn-
bezogenen Erhöhungen oder auf die anderen stritti-
gen Fragen einzugehen. 

Bestätigen, und zwar aus vollem Herzen, will ich 
ausdrücklich die hier zum Generationenvertrag ge-
machten Ausführungen. Es ist ganz selbstverständ-
lich, daß dieser Vertrag nur funktionieren kann, 
wenn die nächste Generation da ist. Insofern ist es 
sicher unsere Pflicht, mit dafür zu sorgen, daß es 
möglich ist, daß diese nächste Generation unter 
vernünftigen Bedingungen aufwachsen kann. Aber 
es muß auch festgestellt werden, daß die Probleme, 
die uns zur Zeit bedrücken, nicht Folge des Man-
gels an nachwachsender Generation sind, sondern 
daß dies, wie in Prognos-Gutachten geschildert, das 
Problem der 90er Jahre sein wird. 

Zweifel haben Sie, Herr Kollege Zeitel, an der 
Prognostizierbarkeit und an der Richtigkeit der 
Prognose geäußert. Sie wissen genau, daß ich am 
allerwenigsten ein Prognosefetischist bin. Aber wer 
zwingt uns denn zu dieser 15-Jahres-Prognose, die 
aus meiner Sicht nicht so sinnvoll ist, wie sie sei-
nerzeit erschienen sein mag? Wer hat uns denn ge-
zwungen, solche Prognosen aufzustellen? Wir kön-
nen das nur nach bestem Wissen und Gewissen 
machen. Wir können nicht in unsere Prognosen bloß 
wegen der Hoffnungsfreudigkeit der Kollegen von 
der CDU einige Prozent Arbeitslosigkeit weniger 
einbauen. Dies hilft uns wirklich nicht weiter. Wer 
würde uns dann mit Recht wohl Vorwürfe machen, 
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wenn wir eine unseriöse Prognose zur Grundlage 
unserer Überlegungen machen würden? 

Natürlich ist es richtig, daß ein Zusammenhang 
zwischen Arbeitslosigkeit und Beitragsaufkommen 
besteht. Ihre Hinweise auf Amerika und die Sta-
tistik dort waren sicher richtig. Nur ist die Statistik 
insoweit falsch, als Teilzeitarbeitsuchende und Ju-
gendliche nicht in dem Umfang eingebaut werden 
wie bei uns, also die Arbeitslosigkeit noch höher 
anzusetzen ist. 

Die Bundesregierung hat, wie Sie wissen, entspre-
chende Vorschläge und Gesetze eingebracht bzw. 
verabschiedet, die dieser Arbeitslosigkeit entgegen-
wirken sollen. Wir hoffen sehr, daß diese Vor-
schläge wirksam sind. Wir freuen uns, Herr Kollege 
Zeitel — hoffentlich mit Ihnen gemeinsam —, daß 
die Vorschläge des Kollegen Blüm, die flexible Al-
tersgrenze herunterzusetzen, Gott sei Dank nicht 
realisiert worden sind. Denn die Vermehrung der 
Zahl der Rentner bei noch weniger Arbeitenden 
wäre sicher kein sinnvoller Beitrag gewesen. 

Wir sind sicher, daß die von Ihnen gewünschte so-
lide Wirtschaftspolitik durch den Grafen Lambsdorff 
realisiert werden wird und vielleicht dann sogar die 
Möglichkeit besteht, daß die Arbeitslosigkeit ein 
wenig geringer ist. Nur, falscher Optimismus, nicht 
gerechtfertigter Optimismus darf nicht Grundlage 
unserer Lösungsvorschläge sein. Unterschiedliche 
Lösungsvorschläge sind erbracht worden. Aber im-
merhin gilt die erfreuliche Feststellung, daß auch 
Sie Beitragserhöhungen mindestens in dieser Le-
gislaturperiode nicht wünschen. 

Ich möchte das Angebot des Kollegen Franke zum 
Schluß annehmen. Er hat mehrmals gesagt, er sei be-
reit, unpopuläre Maßnahmen mitzutragen. Wir ge-
ben Ihnen gern die Möglichkeit, diese vielleicht in 
dem einen oder anderen Punkt unpopulären, in sich 
geschlossenen, wirksamen und sozial ausgewogenen 
Maßnahmen mit zu tragen, und rechnen gern mit 
Ihrer Unterstützung. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Franke 
[CDU/CSU] : Aber ordnungspolitisch sauber 

müssen sie sein!) 

Präsident Carstens: Das Wort hat der Abgeord-
nete Höpfinger. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Stefan, hau rein!) 

Höpfinger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Verehrter Herr Kol-
lege Cronenberg, Sie haben uns zur Ehrlichkeit auf-
gefordert. Ich darf Sie daran erinnern: die CDU/ 
CSU hat 1976 vor der Bundestagswahl den Rentnern 
ehrlich gesagt, wie es steht. Wir wurden beschimpft 
und beleidigt, so sehr beleidigt, daß heute noch 
Kolleginnen und Kollegen hier im Hause sich be-
troffen fühlen. Der Herr Bundeskanzler hat es bis 
heute abgelehnt, seinen Vorwurf gegenüber uns 
zurückzunehmen. Ich bitte, Sie daran erinnern zu 
dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In meinen Ausführungen stütze ich mich auf die 
Begründung der SPD/FDP-Gesetzesvorlage und auf  

die Diskussionsbeiträge und Meinungsäußerungen, 
die in den vergangenen Wochen vorgetragen und 
veröffentlicht wurden. Meine Grundaussage zu Ihrer 
Vorlage lautet: Diese Vorlage zerstört alle Grund-
pfeiler unseres Rentensystems. Die vorgesehene 
Rentenanpassung ist für Rentner und Beitragszah-
ler nicht mehr berechenbar, nicht überschaubar. Sie 
führt zur Willkür, und sie ist für uns deshalb un-
annehmbar. 

Der Herr Kollege Glombig hat heute früh gesagt, 
wir trieben fortwährend ein Rentenspiel mit der 
Angst. Herr Kollege Glombig und meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren der SPD und FDP, schau-
en wir uns doch einmal an, wie die Vergangenheit 
in Wirklichkeit aussieht. Betrachten wir mal die 
Vorschläge, die Vorlagen, die Versprechungen und 
die Wirklichkeit. Der damalige Bundesarbeitsmini-
ster Arendt versprach 1976 den Rentnern: „Die 
bruttolohnbezogene Rente bleibt unangetastet." 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Der Bundesminister Dr. Ehrenberg versprach 1977: 
„Zumindest netto wird die dynamische Rente blei-
ben." Zu Beginn des Jahres 1978, gleichsam als Neu-
jahrsgeschenk, verkündete Bundesminister Ehren-
berg: „Die Renten sollen besteuert werden." Darauf-
hin sagte der damalige Bundesfinanzminister Apel 
— so habe ich es gelesen —, das sei so überflüssig 
wie ein Kropf. Etwas später sagte Bundesminister 
Ehrenberg, man müsse überlegen, ob nicht alle Ab-
gaben sozialabgabepflichtig gemacht werden könn-
ten. Daraufhin trat der Deutsche Gewerkschaftsbund 
dem Herrn Bundesarbeitsminister auf die Zehen. 

Der nun vorliegende Vorschlag der Koalition ver-
läßt sogar das System der jährlichen Rentenanpas-
sung. Das, verehrte Kolleginnen und Kollegen, soll-
ten wir ja nicht übersehen: daß wir zu einem ganz 
neuen System der Anpassung kommen, daß hier die 
Gefahr besteht, hier wird noch einmal über die 
Rentenanpassung diskutiert, und dann wäre für drei 
Jahre Ruhe. Die Sicherheitsklausel, die die Regie-
rung sich ausbedingt, soll nichts anderes bewirken, 
als auftretende Schwierigkeiten am Parlament vor-
beizumanövrieren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Gansel? 

Höpfinger (CDU/CSU) : Zunächst wollte ich sagen: 
Der Kampf um Zeit verdrängt die Höflichkeit, aber 
da heute nachmittag alle Zwischenfragen zugelassen 
worden sind, möchte ich nicht der einzige Redner 
sein, der davon abweicht. Bitte schön, Kollege Gan-
sel. 

Gansel (SPD) : Ich bedanke mich, Herr Kollege 
Höpfinger. Ich möchte Sie fragen, warum Sie bei 
Ihrer Aufzählung von Zitaten den schleswig-holstei-
nischen Ministerpräsidenten vergessen haben, der 
laut „Lübecker Nachrichten" vom 18. November 
1977 gesagt hat, daß es, wenn die Rente schon 
Lohnersatzfunktion habe, unvermeidbar sei, sie der 
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I Besteuerung zu unterwerfen und ebenfalls einen 
Krankenversicherungsbeitrag der Rentner zu er-
heben. 

Höpfinger (CDU/CSU) : Herr Kollege Gansel, was 
ich aufzähle, müssen Sie schon mir überlassen. 
Wenn Sie etwas beitragen wollen, dann rühren Sie 
sich, damit Sie bei Ihrer Fraktion als Redner einge-
teilt werden! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Zuruf von der SPD: Sehr logisch! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Man soll auch nicht verkennen, daß Ihre Vorlage, 
die hier in der ersten Lesung zur Debatte steht, den 
Rentnern in einem Zeitraum von drei Jahren 6 bis 
7 % wegnimmt, gemessen an den bisherigen An-
passungsgrundsätzen. Das ist der Weg der Koalition 
in der Rentenfrage. Man könnte fast sagen: von der 
Brutto- über die Netto- zur Nullanpassung. Das lobt 
der Herr Bundesarbeitsminister noch als „saubere 
und einfache Lösung". 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Herr Bundesarbeitsminister, einfach ist sie schon, 
aber als sauber kann sie nicht bezeichnet werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In der Begründung Ihrer Vorlage ist äußerst inter-
essant, daß sie mit Worten eingeleitet wird: „Die 
abgeschwächte wirtschaftliche Entwicklung in den 
zurückliegenden Jahren ...". Das ist also nicht nur 
auf das Jahr 1977 bezogen, sondern Sie nehmen nun 
auch hinsichtlich der zurückliegenden Jahre Bezug 
auf die Wirtschaftsentwicklung. Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren von der Koalition, ich 
möchte Sie fragen: Wer hat uns die Daten zum 
Zwanzigsten Rentenanpassungsgesetz vorgelegt? 
Wer hat ein Wirtschaftswachstum von 5 % ange-
nommen, und nachher hatten wir nur 2,5% er-
reicht? Wer hat die Arbeitslosenzahlen für 1977 
mit 950 000, für 1978 mit 850 000, für 1979 mit 
750 000, für 1980 mit 650 000 prognostiziert? Das 
waren Sie! Nun haben Sie innerhalb eines Jahres 
Ihrer Auffassung geändert und kommen zu der Pro-
gnose von einer Million Arbeitslosen Jahr für Jahr 
bis 1982. Sie sollten es zugeben: Ihre Wirtschafts-
politik hat versagt, Ihre Finanzpolitik hat versagt! 
Darum kommen Sie in der Sozialpolitik nicht mehr 
zurecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sagen, auf der Grundlage dieser Annahme sei 
ein Konsolidierungsbetrag von 32 Milliarden DM 
erforderlich. Herr Bundesminister Ehrenberg, Sie 
waren es, der im Januar 1977 formuliert hat: Das 
System, wie es heute ist, wird mit Sicherheit be-
stehen können. Könnten Sie zu diesem Wort noch 
einmal Stellung - nehmen, wenn Sie heute sagen: 
32 Milliarden DM sind erneut zu sanieren? Dabei 
muß man wirklich betonen: Wir haben die größere 
Sanierung mit dem Zwanzigsten Rentenanpassungs-
gesetz hinter uns, und mit dem Haushalt 1977 sind 
weitere Milliarden DM in die Sozialversicherung 
hineingeflossen. Davon war gar nicht so viel die 
Rede; das ist in der Haushaltsdebatte geradezu un

-

tergegangen. Wir haben jetzt also die dritte Sanie-
rungswelle. 

(Hasinger [CDU/CSU]: So ist es!) 

SPD und FDP sagen, der Konsolidierungsbedarf 
sei in ausgewogener Form dargelegt. Ich frage mich: 
Wo ist dieses Konzept, das Sie uns hier vorlegen, 
wirklich ausgewogen? Ich sehe darin nichts ande-
res als das: Erstens. Was jetzt greifen soll, greift 
nur in die Taschen der Rentner. Zweitens: Andere 
Belastungen, die Sie in Ihrem Konzept haben, ver-
tagen Sie auf die Jahre nach der nächsten Bundes-
tagswahl, geradezu nach dem Motto: Nach uns die 
Sintflut, oder: Seht zu, wie Ihr nachher fertigwer-
detl 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sagen, Ihr Konzept sei an die Wirtschaftsent-
wicklung gekoppelt. Das ist richtig; aber ich möchte 
Sie daran erinnern: Die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit ist nur ein Gesichtspunkt für die Renten-
anpassung. Die Fachleute wissen das ganz genau. 
Sie brauchen nur in der Reichsversicherungsord-
nung nachzusehen, dann finden Sie alle Kriterien 
zusammen. Man muß also, wenn man Vorschläge 
macht, schon alle Gesichtspunkte mit berücksichti-
gen. 

Was Staunen erregt,. ist Ihre fortwährende Be-
hauptung — sie ist auch schriftlich festgelegt —, 
die Regelung sei eindeutig als Übergangslösung zu 
betrachten. Also, da muß man schon fragen: Glau-
ben Sie denn, daß wir die Hose mit der Beißzange 
anziehen? Fragen Sie einmal die Bevölkerung, wer 
Ihnen diese Aussage abnimmt. Wenn Sie sich in-
nerhalb eines Jahres dreimal geirrt haben, dann 
wird man eine Vorhersage, die Sie für einen Zeit-
raum von drei Jahren treffen, Ihnen kaum als wahr 
abnehmen. Das glaubt Ihnen doch niemand. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann noch ein Wort zu den Vergleichen, die Sie 
anstellen. SPD und FDP vergleichen immer Netto-
einkommen der Arbeitnehmer und die Rentenhöhe. 
Hier ist die Schere in der Tat auseinandergegan-
gen. Aber da ist doch auch einmal notwendig, auf 
die Steuerbelastung derer hinzuweisen, die im Er-
werb stehen. Sagt uns denn das nicht etwas, wenn 
1978 50 °/o der im Erwerb Stehenden in die Progres-
sionszone der Steuer fallen und wenn es 1980 60 °/o 
der Erwerbstätigen sein sollen? Wenn 1970 das Auf-
kommen aus Lohn- und Einkommensteuer 51 Milliar-
den DM, aber schon 1977 128 Milliarden DM betra-
gen hat? Sie besteuern, Sie belasten die Einkom-
mensempfänger zu sehr. Darum geht die Schere 
zwischen Nettoeinkommen und Renten fortwäh-
rend auseinander. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Herr Kollege Glombig hat uns den Vorwurf 
gemacht — und auch der Minister Ehrenberg hat dies 
behauptet —, wir hätten keine Vorschläge. Herr 
Kollege Glombig, Sie haben sogar das Wort ge-
braucht, die Opposition drücke sich. Ich möchte aber 
zunächst einmal beim Herrn Bundesminister anfan-
gen. Ich habe in der „Sozialpolitischen Information" 
vom 8. März gelesen, der Herr Bundesminister habe 
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sich bei einer Betriebsräteversammlung im Volks-
wagenwerk mit den Oppositionsvorschlägen zur 
Rentenversicherung auseinandergesetzt. Also: Wenn 
wir keine haben, was haben Sie dann dort gesagt? 
Dann ist entweder die Versammlung ausgefallen, 
oder es war eine sehr schweigsame Versammlung. 
Wenn Sie sich aber nur über unsere Vorschläge 
unterhalten haben, dann haben Sie wahrscheinlich 
Ihre eigenen Vorschläge verbergen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dem Herrn Kollegen Glombig möchte ich sagen: Sa-
gen Sie doch nicht, wir hätten keine Vorschläge! 
Seit Jahren bieten wir Ihnen an, daß wir in der Ein-
führung des Krankenversicherungsbeitrags der Rent-
ner mitgehen, weil wir glauben, daß eine brutto

-l

ohnbezogene Rentenanpassung beitragsbelastbar 
sein muß. Seit Jahren lehnen Sie dieses unser An-
gebot einfach ab. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : So ist es!) 

Warum lehnen Sie es ab? Weil Sie ein schlechtes 
Gewissen haben. 1968 waren Sie bei der Einfüh-
rung mit dabei, 1970 haben Sie den Krankenver-
sicherungsbeitrag aufgehoben. Wenn man daran 
denkt, wie das geschehen ist! In einer eurphorischen 
Siegesstimmung und Verschenkungseuphorie haben 
Sie den Rentnern 100 DM Weihnachtsgeld für 1969 
versprochen. Dann war das Geld für die 100 DM 
nicht da, und Sie haben es auf 50 DM gekürzt. Dann 
war das Geld dafür auch nicht da. Dann haben Sie 
wieder einen Trick gemacht, den Sie sehr gerne ma-
chen: Sie versprachen einem Zweiten etwas und 
greifen dem Dritten in die Tasche, um es finanzieren 
zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie Zwischenfragen des Herrn Abgeordneten 
Schmidt (Kempten) und des Herrn Abgeordneten 
Urbaniak? 

Höpfinger (CDU/CSU) : Bitte schön. 

Präsident Carstens: Herr Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Kollege Höpfinger, 
würden Sie nun endlich einmal zur Kenntnis neh-
men, daß der von Ihnen eben wieder angesprochene 
sogenannte Krankenversicherungsbeitrag der Rent-
ner der CDU/CSU in Wirklichkeit eine Rentenkür-
zung zugunsten der Kassen der Rentenversicherung 
ist und kein Krankenversicherungsbeitrag? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Höpfinger (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, es 
ist doch nur eine Frage des Verfahrens, wie man 
das ändern kann. Wir wollten doch, daß man der 
Rentenversicherung zur Hilfe kommt. Das wäre auch 
durchaus leicht möglich gewesen. Das sind doch 
Dinge, über die braucht man gar nicht zu diskutie-
ren, die braucht man nur auf dem Verwaltungsweg 
festzulegen. 

Präsident Carstens: Herr Abgeordneter Urbaniak. 

Urbaniak (SPD) : Herr Kollege Höpfinger, Sie spre-
chen von Vorschlägen Ihrer Fraktion, die ja in der 
Presseerklärung zu lesen sind. Da haben Sie u. a. 
festgestellt, Einsparungen im Bundeshaushalt z. B. 
bei der Knappschaft (Wohngeld) seien zur Schlie-
ßung eventuell verbleibender Rentendefizite zu ver-
wenden. Sagen Sie mal, warum und wie Sie das 
Leistungsrecht in der Knappschaft reduzieren und 
das Wohngeld kürzen wollen. Ich wäre für eine Ant-
wort dankbar. 

Höpfinger (CDU/CSU) : Herr Kollege Urbaniak, als 
ehemaliger Bergmann würde ich es nie wagen, nicht 
einmal daran denken, den Kumpels, die in Rente 
sind, diese auch nur um einen Pfennig zu kürzen. 

(Urbaniak [SPD] : Dann sagen Sie mal, was 
Sie wollen!) 

— Worum es geht, Herr Kollege Urbaniak, ist, daß 
durch solche Kürzungen im Rentenversicherungs-
bereich nicht noch zusätzlich der Bundeshaushalt sa-
niert werden soll. Darum geht es. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was in 
der ganzen Diskussion erschütternd ist, ist immer 
wieder der Versuch — ich stelle das seit Monaten 
fest —, einen Neidkomplex zu erzeugen. Die Er-
werbsgeneration soll gegen die Rentnergeneration 
ausgespielt werden. Da hören wir Mitteilungen, wo-
nach die Ersparnisse der Rentner einer negativen 
Bewertung unterworfen sind. Selbst dem Herrn Bun-
deskanzler sparen die Rentner zuviel. Wie wäre es 
sonst möglich, daß der Herr Bundeskanzler über die 
Sparsamkeit der Rentner gesagt hat — Herr Präsi-
dent, ich darf zitieren —: 

Es geht sogar so weit, daß die Rentner alle ein 
Sparbuch unterhalten. Und die sparen nicht 
für sich — das haben sie nicht nötig —, sondern 
für die Enkel zu Weihnachten. 

(Müller [Berlin] [CDU/CSU] : Das sind 
keine Almosenempfänger; das ist erarbei

-

tetes Geld!) 

Über die Rentnersparsamkeit gab vor kurzem Herr 
Staatssekretär Buschfort auf eine Anfrage unseres 
Kollegen Rühe genauen Aufschluß. Hören wir uns 
das an, was der Herr Staatssekretär Buschfort er-
klärt hat: 

Rentner und Pensionäre 

— das sind rund 12 Millionen Personen in der Bun-
desrepublik Deutschland — 

hatten 1974 10,7 Millionen Sparbücher mit einer 
Sparrate von 53,4 Milliarden. 

Im Schnitt sind das also 5000 DM pro Sparbuch. 
Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
Durchschnittszahlen sind hier sehr, sehr gefährlich. 
Es wird Rentner und Pensionäre geben, die mehr 
als 5000 DM gespart haben, und es wird viele Hun-
derte von Rentnern geben, die kein Sparbuch besit-
zen. Man müßte den Herrn Bundeskanzler bitten, 
sich doch einmal zu erkundigen, wie es bei den 21 % 
Rentnern und bei den 40 % Rentnerinnen aussieht, 
die zwischen 450 und 800 DM Rente beziehen, wie 
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hoch deren Sparbeträge sind. Der Herr Bundeskanz-
ler müßte sich einmal darüber informieren, wie es 
bei den 10 % Rentnern und bei den 23 % Rentnerin-
nen aussieht, deren Rente unter 450 DM liegt, wie 
hoch deren Ersparnisse sind. 

Man müßte den Herrn Bundeskanzler bitten, sich 
doch einmal zu erkundigen, wie schnell Rentner 
arme Leute werden, wenn sie ins Altersheim gehen 
müssen oder einen Pflegeplatz brauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann bekommen die Leute wieder 80 DM Taschen-
geld. Allein schon die Bezeichnung „Taschengeld" 
im Zusammenhang mit einem Menschen, der ein 
ganzes Leben gearbeitet hat!  

(Zuruf von der SPD: Gegenvorschlag!) 

Aber gut, wenigstens haben sie dann noch etwas. 
Darüber sollten Sie sich informieren. 

(V o r sitz : Vizepräsident Frau Funcke) 

Wenn Sie Ihre Anpassungssätze einmal anschauen, 
dann werden Sie sehen, daß sie genau diesen Perso-
nenkreis treffen und die Gemeinden belasten, weil 
die das über die Sozialhilfe auszugleichen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man muß den Herrn Bundeskanzler bitten, sich doch 
einmal die Statistik der Sozialhilfe anzuschauen: 35 
bis 40 % der Ausgaben sind für die Heimunterbrin-
gung und im Zusammenhang mit der Pflegebedürf-
tigkeit erforderlich. 

Ich sage Ihnen: Unsere Rentner, die finanziell in 
der Lage sind, zu sparen, wissen schon, warum sie 
es tun. Sie haben ein Leben lang das Sparen gelernt. 
Ich füge auch in aller Ehrlichkeit hinzu: Wenn diese 
Rentner ihren Enkeln helfen — nicht nur mit Weih-
nachtsgeschenken —, ist dies auch ein Generationen-
vertrag, und zwar in umgekehrter Richtung, und eine 
Hilfe für unsere junge Generation in den Schwierig-
keiten unserer Zeit, Schwierigkeiten, an denen die 
Politik des Herrn Bundeskanzlers und der SPD/FDP 
nicht ganz unschuldig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich halte solche Äußerungen, wie sie der Herr 
Bundeskanzler gemacht hat, für sehr bedenklich. Sie 
lassen sich so umschreiben: Die Leute haben zuviel. 
Die Leute können sogar noch für andere sparen. Gebt 
'ihnen, was sie zum Leben brauchen! Mehr ist nicht 
erforderlich. Das ist eine Beleidigung unserer Rent-
nergeneration! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denken wir doch einmal daran: Diese Rentner-
generation ist wohl die benachteiligtste und belastet-
ste Generation dieses Jahrhunderts. Als Kinder und 
Jugendliche haben diese Menschen den Ersten Welt-
krieg und seine Folgen erlebt. Die ersten verdien-
ten Pfennige nahm ihnen die Inflation. Alle Schrek-
ken des Zweiten Weltkrieges hat diese Generation 
erduldet. Nach dem Zweiten Weltkrieg war das die 
Aufbaugeneration, der wir unseren Wohlstand von 
heute zu verdanken haben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Damals gab es nicht die Überlegung, ob oder wohin 
man in Urlaub fährt, sondern die Leute haben ge-
spart, um aus den Schwierigkeiten wieder herauszu-
kommen. Und heute, wo diese Frauen und Männer 
sich auf einen verdienten sorgenfreien Lebensabend 
freuen, kommt der Bundeskanzler der Bundesrepu-
blik Deutschland und hält diesen Leuten die 5 Mark 
Ersparnisse vor. Wo sind wir denn eigentlich? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD: Unsinn! — Sie sind aus Bayern, das 

merkt man!) 

Bei Vermeidung aller starken Worte muß ich dem 
Bundeskanzler sagen: Ich hätte Ihnen mehr Ehr-
furcht vor dieser Generation und mehr Respekt vor 
der Leistung dieser Generation zugetraut! 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin der Meinung, mit dieser Formulierung hat 
der Herr Bundeskanzler die Rentner beleidigt, 

(Zuruf von der SPD: Die sind etwas schlauer 
als Sie!) 

und ich bin gespannt, ob er in den nächsten Wochen 
in der Rentendebatte die Gelegenheit wahrnehmen 
wird, diese Fehlleistung wieder zurechtzurücken. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Unglaublich!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei der 
Behandlung dieser Vorlage geht es nicht nur um 
eine routinemäßige Rentenanpassung. Es geht auch 
nicht nur um finanzielle Fragen. Hier und jetzt geht 
es um die Erhaltung unseres bewährten Renten-
systems 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

oder um eine Weichenstellung, die durchaus zur 
Volksrente führen kann, zu einer Volksrente, die 
FDP nicht will, die aber bei der SPD schon lange im 
Bereich der Überlegungen ist. 

(Zuruf von der SPD) 

— Jawohl! Wer die Anträge zum letzten SPD-Par-
teitag liest, findet meine Aussage bestätigt. Da heißt 
es: umfassende Rentenreform, Harmonisierung der 
Versicherungszweige, Rentenmindesthöhe, die Un-
übersichtlichkeit muß ein Ende haben, und schließ-
lich der Antrag vom SPD-Ortsverband Köln-Kletten-
berg: Einführung der Volksrente. Das ist der Beweis 
dafür, und ich glaube, daß Sie sich auf dem besten 
Wege dorthin befinden. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD] : Soll das Volk 
denn keine Rente haben?) 

Wir sind für die Erhaltung unseres bewährten So-
zialversicherungssystems und für die Beseitigung 
der wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen 
Schwierigkeiten. Das ist unser Ziel. Im Interesse 
aller, die von diesem Gesetz betroffen sind, werden 
wir auch unsere Beiträge in die Diskussion einbrin-
gen, 

(Zuruf von der SPD: Konzept her!) 

im Interesse der Beitragszahler, im . Interesse der 
Rentner, im Interesse der Unfallrentner, im Interesse 
all derer, die Bezüge aus der landwirtschaftlichen 
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Alterskasse erhalten, und auch im Interesse der 
Kriegsopfer. Wir wollen nach wie vor, daß sich das 
erfüllte Arbeitsleben eines Menschen in seiner Rente 
widerspiegelt. Wir wollen, daß die Rente berechen-
bar, durchschaubar bleibt. Wir wollen kein System 
der Willkür. 

Ich darf mich zum Schluß noch einmal an den Kol-
legen Glombig wenden: Ich frage mich, was Ihr Hin-
weis auf Sonthofen in dieser Debatte bedeuten 
sollte. Ich sage Ihnen aber eines: Sie und alle Ihre 
Freunde in der SPD sollten aufhören, Franz Josef 
Strauß zum Buhmann der Nation machen zu wollen. 

(Zuruf von der SPD: Ist er aber!) 

Erstens gelingt es Ihnen nicht, zweitens beweist 
Ihnen Franz Josef Strauß immer wieder, daß er 
recht hat, und drittens trägt dieser anhaltende Ver-
such Ihrerseits nicht dazu bei, das politische Klima 
bei uns zu verbessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Lutz. 

Lutz (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Heute mittag hat der Kollege Franke ge-
sprochen, und er war mächtig aufgeregt, er gab sich 
mächtig aufgeregt. Dann sprach der Kollege Zeitel, 
und er war auch schrecklich aufgeregt. Jetzt sprach 
der Kollege Höpfinger aus Augsburg. Er war noch 
viel aufgeregter. Außerdem hat er auf infame Weise 
versucht, ein Kanzlerwort umzudeuten. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Kanzler hat gesagt, es sei aus konjunkturpoliti-
schen Gründen besser, im Moment nicht so viel zu 
sparen. Und was machen Sie daraus? Einen Vorwurf 
angeblich an die Adresse der Rentner, daß wir ihnen 
die Anlegung von Ersparnissen neideten. So kann 
man nicht diskutieren. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Wir Nürnberger reagieren auf künstlich aufge-
setzte Aufgeregtheiten mit einem „Allmächt" Das 
Wort hat viele Bedeutungen. Es kann anerkennend 
sein, es kann abwertend gemeint sein. Auf die eben 
gehörte Rede würde ich kein schmeichelhaftes „All-
mächt–  gesagt haben wollen. 

In Nürnberg würde man Sie nämlich fragen, meine 
Damen und Herren, wie das mit dem 32-Milliarden-
DM-Defizit ist, das es zu schließen gilt, das der 
Rentenversicherung drohen könnte, wenn wir nicht 
handelten. Das wäre ein Vorwurf an jede Regierung, 
von welcher Seite des Hauses sie auch gestellt sein 
möge. 

Wir können nicht im Lotto spielen. Auch Sie kön-
nen nicht im Lotto spielen. Wir sagen deshalb den 
Rentnern sehr ehrlich, daß wir von Ihnen ein Opfer 
erwarten. Natürlich erwarten wir ein Opfer auch von 
den Beitragszahlern. 

Ihrem Konzept zufolge langen Sie nur den Rent-
nern in die Tasche, ausschließlich den Rentnern, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

wenn auch mit der anderen Hand. 

(Katzer [CDU/CSU] : Das ist nicht wahr und 
wird auch durch Wiederholung nicht wah

-

rer!) 

— Ich bitte Sie, Herr Katzer! Seit 1975 singen Sie 
und Ihre Kollegen Rentneruntergangsarien. Zwi-
schendurch gab, was Sie gern unterdrücken, Ihr 
Generalist, Herr Kohl, wohl eine diffuse Sozial-
garantie ab. Und dann haben Sie wieder angefangen, 
Untergangsarien zu singen. 

Was ist denn nun geschehen? Fragen Sie doch 
mal die Rentner! Die Rente wurde 1976 erhöht. Die 
Rente wurde 1977 erhöht. Die Rente wird 1979 er-
höht. 1980 wird sie erhöht, auch 1981. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Donnerwetter!) 

Was also wird ein Rentner tun, der von Ihnen per-
manent verängstigt wird, aber alle Jahre kopf-
schüttelnd feststellt, daß seine Rente steigt? Irgend-
wann — ich hoffe, sehr bald — würde er Ihnen nicht 
mehr so recht glauben wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch wenn wir, meine Damen und Herren von 
der Opposition, nicht die Mengenlehre, sondern nur 
die einfache Mathematik bemühen, dann wird eine 
Rente von heute 1 000 DM im nächsten Jahr auf 
1 045 DM steigen. 1980 werden es 1 086,80 DM und 
1981 1 130,27 DM sein. Die Renten werden nach wie 
vor steigen, und sie steigen stärker, als sie nach 
Ihrem Konzept steigen könnten. 

(Beifall bei der SPD — Nordlohne [CDU/ 
CSU] : Sie nehmen zweieinhalb Monats- 

renten weg! Das ist die Situation!) 

Unser in der Presse so hoch geschätzter Kollege 
Blüm, den Sie zu ertragen haben und den wir teil-
weise schätzen, 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

hat eine besonders interessante Variante zur Ren-
tensanierung beigebracht. Herr Kollege, in einem 
bekannten Nachrichtenmagazin formulierten Sie 
ebenso umwerfend wie komisch, der erste Punkt der 
Rentensanierung heiße, die Wirtschaft wieder flott-
zumachen. 

(Beifall bei der SPD) 

„Allmächt" würde da auch wieder ein Nürnberger 
sagen, weil eine solche Aussage, schlicht nur so 
dahingeredet, schwachsinnig erschiene. Herr Kollege 
Blüm weiß eine ganze Menge davon, wie Vollbe-
schäftigung nicht erreicht wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Im gleichen Interview tut er z. B. kund: Wir können 
weder das Problem der Arbeitslosigkeit noch das 
der Lohngerechtigkeit, noch das der Alterssicherung 
mit den alten kapitalistischen Wachstumsideen 
lösen. Allmächt'! Wie dann, bitte? 

(Beifall bei der SPD) 
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Herr Kollege Blüm weiß, daß wirtschaftliche 

Wachstumsraten mit positiven beschäftigungspoli-
tischen Effekten so etwa um die 6 O/o Wachstum an-
gesiedelt wären. Der Herr Kollege Blüm bezweifelt, 
daß mit dieser Regierung derartige Wachstumsraten 
zu erreichen sind. Ihm deucht, daß Herr Kohl, falls 
er Regierungschef würde, offensichtlich derartige 
Wachstumsraten herbeizaubern könnte. Wie denn, 
bitte? 

(Zuruf von der SPD: Das glaubt er auch 
selber nicht! — Dr. Köhler [Duisburg] [CDU/ 
CSU]: Ausprobieren! — Weitere Zurufe) 

Herr Kollege Blüm, ich halte Sie im Gegensatz zu 
Ihrer Selbsteinschätzung nicht für einen sozialpoli-
tischen Rocker, und Sie würden sich mit Recht da-
gegen verwahren, wenn Ihnen jemand einen solchen 
Vorwurf machen wollte. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Das kann doch 
bloß von Ihnen kommen!) 

Aber unser Verdacht, daß Sie manchmal ein bißchen 
ein sozialpolitischer Dampfplauderer sind, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was ist denn 
das? — Dr. Blüm [CDU/CSU] : Ich kenne 
Dampfmaschinen, aber keinen Dampfplau

-

derer!) 
ist mit diesem Interview nicht auszuräumen gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie nämlich von der Beschäftigungspolitik 
an die Rentensanierung herangehen wollen und dies 
als imaginäre Größe in Ihr Konzept einbinden, ohne 
es zu quantifizieren, dann müssen Sie sich folgende 
Fragen gefallen lassen. Erstens, mit welchen Milliar-
den über die bereits eingesetzten Milliarden hinaus 
wollen Sie die Investitionsbereitschaft der privaten 
und der öffentlichen Hände stimulieren? Sollte es 
etwa so  gehen,  wie es der Herr Kollege Professor 
Zeitel hier gesagt hat, der ja keine Rentenrede, son-
dern ganz offensichtlich eine Renditenrede gehal-
ten hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Wo also, bitte, nehmen Sie die benötigten Milliarden 
her, um die Wirtschaft zusätzlich weiter anzukur-
beln, wie Sie es fordern? Und wie wollen Sie außen-
wirtschaftliche Einflüsse binnenwirtschaftlich auf-
fangen, konterkarieren? Wie wollen Sie die Wirt-
schaft umdrehen? Ich fürchte, Sie werden sich nicht 
einmal bemühen dürfen, auf diese drei Fragen eine 
Antwort zu geben, weil sie im Grunde nicht beant-
wortbar sind, zumindest nicht nach Ihrer Konzeption. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Man möchte an- 
nehmen, Sie wären heute erst in den Bun

-

destag gekommen!) 

— Allmächt, was sind Sie schon wieder aufgeregt! 

(Heiterkeit) 

Vollbeschäftigung — übrigens eine gar nicht so un-
kalkulierbare Größe jetzt in der Rentenversiche-
rung — läßt sich nun mal nicht herbeikohlen. Voll-
beschäftigung oder nicht Vollbeschäftigung ist von 
vielen volkswirtschaftlichen Daten abhängig. Das 
wissen wir. Und erfreulicherweise entsprechend 
vorsichtig ist der Rentenanpassungsbericht der Re

-

gierung ausgefallen. Vollbeschäftigung hängt ab 
vom außenwirtschaftlichen Geschehen, vom Dollar-
kurs, von der binnenwirtschaftlichen Nachfrage, 
vom Sparverhalten der Bürger, seien sie jung oder 
alt, von der Investitionsbereitschaft der Wirtschaft, 
von der Konsumfreudigkeit. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Und von eu- 
rem Abtritt!) 

All dies in ein Rentenfinanzierungskonzept einzu-
binden, über mehr Beschäftigung nicht gedeckte 
zwölf Milliarden herbeizubeten ist im Grunde kurz-
atmig, töricht, unsolide. 

(Beifall bei der SPD) 

Als Ihr Herr Höpfinger gerade eben dies und jenes 
über die Zukunft der  Rentenfinanzen äußerte, als 
Ihr Herr Kohl seine Interviews gab, als Sie versuch-
ten, über die fehlenden zwölf Milliarden in Ihrem 
Konzept hinwegzureden, war Ihrem Herrn Strauß 
ein bemerkenswerter Umstand aufgefallen. Der Herr 
Strauß bemerkte, daß man offenbar doch was zu 
den fehlenden zwölf Milliarden Mark sagen müßte, 
und dann hat er es getan, anders, als Sie es hier 
tun, und dafür haben wir zu danken. Der Herr 
Strauß hat mit wünschenswerter Deutlichkeit kund-
getan, von woher er die fehlenden zwölf Milliarden 
beizubringen gedenke. Strauß im Originaltext 
der „Augsburger Allgemeinen" —: Es müßten die 
Bundeszuschüsse zur Knappschaft gekürzt, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

und es müßten die Bedingungen des Wohngeldes 
neu überdacht werden. Was heißt denn das? Das 
kann doch nur heißen, daß Sie die Knappschafts-
renten kürzen wollen. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU] : Das verstehen Sie nicht!) 

Das kann nur heißen, 

(Nordlohne [CDU/CSU]: Auch davon haben 
Sie keine Ahnung! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU — Zurufe von der SPD) 

daß Sie den Kreis der Wohngeldbezieher drastisch 
reduzieren wollen 

(Zurufe: Unerhört!) 

und daß Sie, wenn das auch wieder alles nicht rei-
chen sollte, noch einmal einen kräftigen Griff 
in die Taschen der sozial Schwachen tun werden. 

(Zurufe) 

Dann sagen wir Nürnberger nicht mehr „Allmächt'!", 
sondern dann jagen wir Sie dahin, wo Sie mit derlei 
Überlegungen hingehören, nämlich zum Teufel. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun kann der Herr Strauß das möglicherweise 
gar nicht so gemeint haben, er kann mißverstan-
den worden sein, und er kann möglicherweise auch 
nur für die CSU geredet haben. Es kann auch rei-
ner Zufall sein, daß der Kollege Blüm in dem schon 
mehrmals zitierten Interview mit dem Nachrichten-
magazin auch an die Knappschaft und an das 
Wohngeld dachte. Das ist ihm ganz offensichtlich 
sehr spontan eingefallen. Dann sage ich Ihnen ganz 
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offen: Wenn der Herr Strauß und der Herr Blüm 
die gleichen Einfälle haben, dann allerdings traue 
ich dem Frieden schon gar nicht mehr. 

(Beifall bei der SPD — Wolfram [Reck

-

linghausen] [SPD]: Unheilige Allianz!) 

Die Rentendebatte ist — und das versuchen Sie 
ganz offensichtlich aus Ihrem Bewußtsein zu ver-
drängen — nicht ohne den gesamtgesellschaftlichen 
Hintergrund zu führen. Die schwierige wirtschaft-
liche Lage scheint es einigen auf der Arbeitgeber-
seite erreichbar zu machen, 25 Jahre Sozialkon-
sensus zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften, 
ohne die unser wirtschaftlicher Aufstieg gar nicht 
denkbar gewesen wäre, aufzukündigen. Bei Ihnen, 
Herr Professor Zeitel, liest sich das als „überzoge-
ner Verteilungsprozeß". Wollen Sie jetzt die Um-
verteilung überziehen mit allen negativen gesamt-
gesellschaftspolitischen Folgen? 

(Beifall bei der SPD) 

Die Mitbestimmung, bei Kohle und Stahl wirk-
lich paritätisch und jetzt in einer abgemilderten 
Form auf die Großbetriebe der übrigen Wirtschaft 
übertragen, wird von der Wirtschaft bekämpft. 
Hier werden Daten gesetzt, die das Klima im 
Lande vergiften. 

(Nordlohne [CDU/CSU]: Ausgerechnet 
Sie haben es nötig!) 

Ich glaube, nicht jedem, der da diesen Weg für rich-
tig hielt, wird bewußt, was am Ende stehen könnte, 
wenn es zu dieser weiteren Eskalation käme. Man 
will das Jugendarbeitsschutzgesetz ändern, und 
man scheut sich gar nicht, das ganz offen zu sagen. 
Man will die Axt an wichtige Punkte des Schwer-
behindertengesetzes legen. Man fühlt sich stark ge-
nug, das gesamtgesellschaftliche Kräfteparallelo-
gramm in Frage zu stellen. 

Und Sie, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, merken noch nicht einmal, falls Sie solchen 
Auffassungen zuneigen sollten, an welchem gesell-
schaftlichen Pulverfaß Sie herumzündeln. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Möglicherweise ist es aber auch ganz anders. 
Möglicherweise wollen Sie den Konflikt. Möglicher-
weise versprechen Sie sich davon politische Vor-
teile. Das ist nicht gut. 

Aufgabe der Politik ist es, redlich zu handeln, 

(Beifall bei der SPD — Beifall bei der 
CDU/CSU) 

allen Gruppen der Bevölkerung gegenüber. Aufgabe 
der Politik ist es, nicht die Rentner in einen Kon-
flikt mit den Rentenbeitragszahlern zu treiben. Auf-
gabe der Politik ist es, in schwierigen wirtschaft-
lichen Situationen den natürlichen Konflikt zwischen 
den Tarifvertragsparteien abfedern zu helfen, nicht 
anzuheizen. Aufgabe der Politik wäre es, allen Bür-
gern klarzumachen, wo Möglichkeiten und Grenzen 
staatlicher Einflußnahmen sind. Aufgabe der Politik 
wäre es, das Parlament als so handlungsfähig er-
scheinen zu lassen, wie es tatsächlich ist. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Sie verschlechtern 
den Eindruck!) 

Sie dagegen und Ihre drei Herren, die bislang ge-
sprochen haben, wollen die Unfähigkeit, zu politi-
schen Lösungen zu kommen, aus eigensüchtigen 
politischen Motiven hier darzustellen versuchen. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : So ein Unsinn!) 

Das gelingt Ihnen in der Tat nicht. Sie sagen, mit 
Kohl werde alles besser, und hoffen im Grunde, daß 
mit Bundeskanzler Schmidt die Probleme gelöst wer-
den, die Sie ja nicht zu lösen vermögen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das meinen Sie selber auch. Sie können es nicht 
offen zugeben. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Wir haben die Pro

-

bleme Ihrer Fraktion nicht!) 

Wir werden das 21. Rentenanpassungsgesetz zü-
gig beraten und sachgerecht beschließen. Wir wer-
den schlußendlich ein ausgewogenes Konzept ver-
abschiedet haben, und die Rentner werden nicht ver-
unsichert sein. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU] : Gott er- 
halte Ihren Glauben!) 

Sie werden merken, es steigt ihre Rente 1979, sie 
steigt 1980, sie steigt 1981. 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Alle Rentner wis- 
sen, daß man ihnen zweieinhalb Monats- 

renten wegnimmt!) 

Der Generationenvertrag wird von uns erfüllt, un-
dramatisch und ohne daß wir jemandem Angst ma-
chen wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Nord- 
lohne [CDU/CSU] : Leere Versprechungen!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Sie ersehen den Vorschlag des Ältestenrates für 
die Überweisung aus der Tagesordnung. Wer die-
sem Überweisungsvorschlag zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Wahl der Abgeordneten 
des Europäischen Parlaments aus der Bundes-
republik Deutschland (Europawahlgesetz — 
EuWG) 
— Drucksache 8/361 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/1609 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Walther 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1602 — 
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Berichterstatter: 
Abgeordneter Krey 
Abgeordneter Wittmann (Straubing) 
Abgeordneter Wolfgramm (Göttingen) 

(Erste Beratung 29. Sitzung) 

Die Berichterstatter bitten, bei dem Bericht des 
Innenausschusses folgende redaktionelle Berichti-
gung zur Kenntnis zu nehmen. In § 11 Abs. 2 Nr. 1 
muß es in der Klammer statt „§ 9 Abs. 3 Satz 3" 
heißen „§ 9 Abs. 3 Satz 4". In § 27 muß es in der 
ersten Zeile statt „Die §§ 107 und 108 c" heißen 
„Die §§ 107 bis 108 c". 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur allge-
meinen Aussprache gewünscht? — Dazu Herr Abge-
ordneter Krey. 

Krey (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die seit langem ge-
wünschte Einführung allgemeiner unmittelbarer 
Wahlen zum Europäischen Parlament ist am 20. Sep-
tember 1976 vom Rat der Europäischen Gemein-
schaften beschlossen worden. Alle Fraktionen des 
Deutschen Bundestages haben diesem Beschluß und 
dem ihm beigefügten Akt zugestimmt. 

Dieser erfreulichen Übereinstimmung standen je-
doch kontroverse Auffassungen zum Entwurf eines 
Europawahlgesetzes gegenüber, mit dem wir uns 
hier und heute erneut zu befassen haben. Lassen Sie 
mich, meine Damen und Herren, für die Fraktion 
der CDU/CSU zunächst feststellen, daß wir es sehr 
begrüßen, wenn nun insbesondere bezüglich des 
anzuwendenden Verfahrens zur Wahl der 81 deut-
schen Mitglieder des Europäischen Parlaments eine 
gemeinsame Lösung gefunden werden konnte. 
Grundlegende Wahlgesetze sind bisher in diesem 
Parlament nicht gegen die Auffassung einer Seite 
durchgesetzt worden. Mit den Ergebnissen dieser 
Übung mochte mancher manchmal unzufrieden sein, 
aber sie hat sich durchgesetzt, und ich glaube, aus 
guten Gründen. Legen doch die Wahlgesetze die 
Regeln fest, nach denen Bewerber und Wähler ihren 
Beitrag zur Bildung eines unserer Verfassungsor-
gane zu leisten haben. So sehen wir denn auch in 
dem zu solcher Einigung notwendigen Kompromiß 
einen politischen Wert von hohem Rang. 

Wie Sie alle wissen, meine Damen und Herren, 
war es bei dem uns heute vorliegenden Wahlgesetz 
nicht leicht, diese Einigung zu erzielen. Zu weit la-
gen zunächst die gegensätzlichen Positionen ausein-
ander. Die CDU/CSU-Fraktion hat sich von Anfang 
der Beratung an für ein bürgernahes, der bundes-
staatlichen Ordnung entsprechendes und damit dem 
geltenden Bundestagswahlrecht möglichst nachge-
bildetes System ausgesprochen. Wir bedauern es 
auch heute noch, daß es nicht möglich war, einen ge-
meinsamen Weg zu finden, der auch die Elemente 
der Persönlichkeitswahl berücksichtigt hätte. Ge-
rade die Zielsetzung, die wir mit dem Europawahl-
gesetz verfolgen, Europa, seine Bedeutung, seine 
Aufgabe, seine Probleme dem Bürger nahezubrin-
gen, hätte, davon bin ich überzeugt, in einem Sy-
stem mit Wahlkreisen und der darin möglichen 

unmittelbaren Wahl von Kandidaten noch wirkungs-
voller verfolgt werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir alle gehen davon 
aus, daß es notwendig ist, in Zukunft ein einheit-
liches Wahlverfahren für alle Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft zu schaffen. Bis dahin 
werden wir unseren hier eingeschlagenen Weg zu 
gehen haben. Die CDU/CSU-Fraktion stimmt dem 
Wahlverfahren, wie es nunmehr vom Innenausschuß 
vorgelegt wird, zu, wonach die Wahl der Europaab-
geordneten nach den Grundsätzen der Verhältnis-
wahl mit Listenwahlvorschlägen erfolgt, die ent-
weder für ein Land oder als gemeinsame Liste für 
alle Länder aufgestellt werden können. Wir halten 
die Landesliste für wesentlich geeigneter als die 
Bundesliste, um die notwendigen Beziehungen zwi-
schen den zu Wählenden und ihrer Region herzustel-
len, Parteien und Wähler unmittelbarer zu beteili-
gen und die Bundesrepublik Deutschland als födera-
tiven Staat in Europa darzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir begrüßen es, daß über die verfassungskonforme 
Möglichkeit der Doppelkandidatur ein Weg gefun-
den wurde, der auch die nach Einwohnerzahl klein-
sten Bundesländer — Bremen und das Saarland — 
in ein solches System mit einbezieht. Wir alle wis-
sen, daß diese Regelung schwieriger Beratungen 
bedurfte. 

Ich möchte hier ausdrücklich allen Beteiligten auf 
allen Seiten dieses Hauses, aber auch ganz beson-
ders den Mitarbeitern des Bundesministers des In-
nern und der beteiligten Ausschüsse ein Wort des 
Dankes für die Bewältigung der nicht leichten Auf-
gabe sagen, diese politischen Entscheidungen zu 
begleiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei aller kritischen Würdigung und auch ange-
sichts dessen, daß vielleicht noch elegantere Lösun-
gen erwartet wurden, bleibt festzuhalten: Das ge-
wählte Verfahren ist praktikabel, und zwar sowohl 
für die Wähler als auch für die sich bewerbenden 
Parteien. Es wird auch für die bei der Wahl zu be-
teiligenden Ausschüsse und Verwaltungen keine 
Schwierigkeiten bringen. Die Parteien selbst haben 
die Möglichkeit, ihre bisherigen Bestimmungen bei 
Kandidatenaufstellungen anzuwenden. Anders als 
im Bundestagswahlrecht ist die Möglichkeit zur Be-
nennung von Ersatzbewerbern gegeben. Ich möchte 
jedoch nicht verhehlen, daß wir es begrüßen würden, 
wenn auch noch in zwei anderen für uns wichtigen 
Punkten, die bisher kontrovers waren, hier und 
heute eine Einigung erzielt werden könnte. 

Wir haben bereits bei der ersten Lesung sowie in 
den Beratungen des Gesetzentwurfes in den Aus-
schüssen darauf hingewiesen, daß wir die Ausdeh-
nung des aktiven Wahlrechtes auf alle — auch die 
im Ausland lebenden — Deutschen bei Festsetzung 
notwendiger zeitlicher Begrenzung als wichtig und 
konsequent ansehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Der Entwurf, wie er uns heute vorliegt, kommt un-
serem ersten Vorschlag schon über mehr als die 
Hälfte des Weges entgegen, indem er die Deutschen 
im EG-Ausland an der Wahl teilnehmen läßt. Um so 
leichter sollte es Ihnen möglich sein, auch das letzte 
Stück des Weges gemeinsam mit uns zu gehen und 
grundsätzlich alle Deutschen im Ausland, wie in dem 
vorliegenden Änderungsantrag vorgesehen, einzu-
beziehen. Die dagegen angeführten Gründe haben 
wir bis heute nicht zu akzeptieren vermocht. Wir 
würden mit der Erweiterung des aktiven Wahlrech-
tes den immer wieder laut gewordenen dringenden 
Wünschen unserer Landsleute entsprechen, denen 
zumeist dienstliche Pflichten einen vorübergehenden 
Verzicht auf einen Wohnsitz im Bundesgebiet ab-
verlangen. Gerade diese Landsleute verfolgen die 
politischen Vorgänge in der Heimat, wie viele von 
uns wissen, oftmals mit größerer Aufmerksamkeit 
als viele andere, denen das aktive Wahlrecht als 
ein Mittel der politischen Beteiligung und der Ein-
flußnahme zur Verfügung steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben einen diesbezüglichen Änderungsantrag 
vorgelegt und würden uns freuen, wenn er auch Ihre 
Zustimmung fände. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Gesetz sieht entsprechend den Festlegungen 
im Akt der Europäischen Gemeinschaften die Mög-
lichkeit vor, daß Mitglieder des Deutschen Bundes-
tages zugleich auch Europaabgeordnete sein können. 
In welchem Umfang von dieser Möglichkeit Ge- 
brauch gemacht wird, wird sicher auch nach den bis-
herigen Erfahrungen wohl abzuwägen sein. Wir ver-
hehlen nicht, daß die Belastung durch ein Doppel-
mandat große Probleme mit sich bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich gehe davon aus, daß die Parteien von der hier 
nun vorgesehenen Möglichkeit behutsam Gebrauch 
machen werden. Diese Möglichkeit besteht aber nun 
einmal, und ihre Wahrnehmung bei der ersten Di-
rektwahl wird nicht zuletzt auch mit einem Handeln 
im Sinne der europäischen Aufgaben begründet. 
Nach unserer Auffassung sollte dies dann aber auch 
für Mitglieder von Landesregierungen gelten, falls 
einzelne solcher Persönlichkeiten sich zugleich zur 
Kandidatur um ein Europamandat zur Verfügung 
stellen möchten. Wir alle wissen, daß die notwen-
dige Popularisierung der Europawahl nur mit großen 
Mühen zu erreichen sein wird. Die Teilnahme ein-
zelner Mitglieder von Landesregierungen könnte 
dabei hilfreich sein. Sie von vornherein auszuschlie-
ßen, ist rechtlich bei dieser ersten Direktwahl nicht 
geboten und politisch nach meiner Auffassung ein 
törichter Perfektionismus, den wir vermeiden soll-
ten. Wir bitten Sie also auch um Zustimmung zu die-
sem unserem Änderungsantrag, der ja auch den Vor-
stellungen des Bundesrates entspricht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit der Verabschiedung dieses Gesetzes wird ein 
wichtiger Schritt im Sinne Europas, im Sinne eines 
gemeinsamen Europas getan. Wir werden recht bald 
die Verabschiedung des Europaabgeordnetengeset

-

zes vorzunehmen haben. Schließlich hoffen wir, daß 
bereits in wenigen Tagen — nach Ostern — Klarheit 
über den Wahltermin geschaffen wird. Wir fordern 
die Bundesregierung auf, alles in ihren Kräften 
Stehende zu tun, um diese wichtige Aufgabe bei der 
Vorbereitung der europäischen Wahlen zu leisten. 
Wir dürfen nämlich nicht übersehen, daß durch die 
inzwischen eingetretene zeitliche Verzögerung neue 
Probleme hinsichtlich der Aktivierung der Bürger 
entstanden sind. Es ist, glaube ich, wichtig, das zu 
erkennen. 

Es wäre verhängnisvoll, wenn die Bürger diese 
erste direkte Wahl zum Europäischen Parlament 
nicht als eine für uns alle entscheidende Aufgabe 
ansähen. Es wäre aber auch verhängnisvoll, wenn 
die europäische Einigung nach der Wahl des gemein-
samen Parlaments nicht vorangebracht würde, weil 
seine Zuständigkeiten beim Status quo verbleiben. 

Mit großer Freude haben wir in diesen Tagen 
gehört, daß sich in Berlin junge Christliche Demo-
kraten aus allen Ländern des freien Europas für die 
baldige Durchführung der Wahlen und die Erweite-
rung der Befugnisse des Parlaments erneut ausge-
sprochen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Lösung dringender Aufgaben der gemeinsamen 
europäischen Außen- und Innenpolitik hängt ent-
scheidend davon ab, daß man nicht nur über Europa 
redet, sondern auch seine Handlungsfähigkeit er-
weitert und stärkt. Für die Bürger wird es dabei 
wichtig sein, zu erfahren, wie sich die Parteien den 
Weg in die Zukunft Europas vorstellen. 

Es ist unsere gemeinsame Auffassung, daß den 
Parteien die notwendigen Kosten eines angemesse-
nen Wahlkampfes erstattet werden. Die gefundene 
Regelung entspricht dem bei den Bundestagswahlen 
üblichen Verfahren. Nach den uns vorliegenden sehr 
eingehenden Informationen entspricht der im Gesetz 
vorgesehene Betrag bei strengen Maßstäben dem 
mindestens erforderlichen Aufwand zur wirksamen 
Vorbereitung der Wahl. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu Berlin sagen. 
Die auf Berlin entfallenden Mitglieder des Euro-
päischen Parlaments werden, wie das auch bei der 
Bundestagswahl der Fall ist, vom Berliner Abgeord-
netenhaus gewählt. Wir haben immer wieder zum 
Ausdruck gebracht, daß die Sonderregelungen für 
Berlin auf das unumgängliche Mindestmaß be-
schränkt bleiben müssen, und hoffen auch, daß die 
Bundesregierung diese unsere Auffassung bei allen 
noch notwendigen Verhandlungen, insbesondere 
auch bei den sich aus dem Gesetz ergebenden Maß-
nahmen, berücksichtigt. In jedem Falle begrüßen wir 
es, daß sich nach dem gefundenen Kompromiß in der 
Frage des Wahlsystems der Unterschied der Wahl-
vorgänge in Berlin und im übrigen Bundesgebiet 
weniger weitgehend darstellt als nach dem ur-
sprünglichen Entwurf. 

Wir, CDU und CSU, werden gemeinsam mit unse-
ren europäischen Freunden unseren Beitrag dazu 
leisten, daß die Direktwahl zum Europäischen Parla-
ment kein einfacher, kein formaler Vorgang in der 
Änderung des Wahlverfahrens ohne Konsequenzen 
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I wird. Wir hoffen, ja wir glauben zuversichtlich, daß 
uns dieser Schritt einem wirklich und dauerhaft ge-
einten, freien, handlungsfähigen Europa als Schutz 
und Motor seiner Völker näher bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir, CDU und CSU, denken heute in besonderer 
Weise an die mutigen und richtungweisenden poli-
tischen Leistungen von Konrad Adenauer, Robert 
Schumann und Alcide de Gasperi. Mit der Ver-
abschiedung dieses Gesetzes wird ein weiterer wich-
tiger Schritt auf dem von diesen Staatsmännern be-
gonnenen Weg getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Wittmann. 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Einein-
halb Jahre ist es nun her, daß der Ministerrat der 
Europäischen Gemeinschaft beschlossen hat, allge-
meine, unmittelbare Wahlen zum Europäischen Par-
lament durchzuführen. Dies war ein historisches 
Ereignis in der Geschichte der europäischen Eini-
gungsbestrebungen. Bis zu diesem Zeitpunkt fehlte 
es nämlich an der verbindlichen Absprache über 
die Durchführung der Wahlen zum Europäischen 
Parlament. 

Wenn wir heute in zweiter und dritter Lesung 
das europäische Wahlgesetz verabschieden, schaf-
fen wir damit die Voraussetzungen, um zu gege-
bener Zeit die 81 Abgeordneten — 78 im Bundesge-
biet und 3 Berliner Abgeordnete — wählen zu kön-
nen, die die Bundesrepublik Deutschland in Europa 
repräsentieren sollen. 

Der Kollege Krey hat hier eine Empfehlung gege-
ben, man hätte doch Wahlkreise schaffen sollen. 
Dazu möchte ich darauf hinweisen, daß man den 
ursprünglichen Vorschlag der CDU/CSU nicht mal 
mehr in den Innenausschuß eingebracht hat, weil 
man erkannt hat, daß es unpraktisch ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Herrn Dr. Lenz? 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Bitte schön, Herr Kol-
lege Lenz. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Wittmann, meinen Sie wirklich, daß es nach den 
Verhandlungen, die leztes Jahr und dieses Jahr 
stattgefunden haben, sinnvoll gewesen wäre, das 
ganze Wahlgesetz noch mal von Anfang an aufzu-
fieseln und noch einmal Punkt für Punkt in den 
Ausschüssen zur Abstimmung zu bringen? Oder 
meinen Sie nicht, daß es vernünftig war, sich auf 
jene Punkte der Änderung zu beschränken, auf die 
man sich geeinigt hatte? 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Kollege Lenz, dann 
hätte eben der Kollege Krey nicht so tun sollen, als 

ob wir das zurückweisen. Es war eben nicht sinn-
voll. Wir haben Probleme genug. Ich denke an die 
Bundestagswahlkreis-Neueinteilung; ich denke da-
ran, wie mühsam nun in Nordrhein-Westfalen die 
neuen Wahlkreise zurechtgeschnitten werden. Ich 
übertrage die Möglichkeit einmal auf Bayern. Un-
terstellen wir, wir hätten 78 Wahlkreise. Dann 
wären es in Bayern 10 gewesen. Jeder Regierungs-
bezirk entspricht etwa 5 Bundestagswahlkreisen. 
Jeder hätte einen Europa-Wahlkreis gekriegt. Wer 
mir erzählen will, das sei bürgernah, der hält eine 
Märchenstunde ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Lenz. 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Bitte schön. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Wittmann, würden Sie mir nicht darin zustimmen, 
daß auch ein bayerischer Regierungsbezirk als 
Wahlkreis immer noch kleiner ist als die Bundes-
republik Deutschland, wenn Sie Bundeslisten ma-
chen? 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das ist ein  
ganz anderes Problem) 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Herr Lenz, ich stimme 
Ihnen natürlich zu, daß die Regierungsbezirke klei-
ner sind. Aber sie sind sehr wichtige Räume in un-
serem Gebiet. Sie sind freilich viel zu groß, um als 
Wahlkreis zu gelten. Ich weiß nämlich, wovon ich 
rede. In Niederbayern haben wir fünf Wahlkreise. 
Da gibt es zwei SPD-Abgeordnete. Das heißt, ich 
muß davon zweieinhalb abdecken. Und das macht 
schon eine Menge Arbeit. Ich könnte mir nicht vor-
stellen, wie es wäre, wenn ich fünf abdecken müßte. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Dr. Lang

-

ner [CDU/CSU]: Abdeckerei! — Beifall bei 
der SPD und der FDP) 

Wenn die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
dem nun gefundenen Kompromiß im Wahlsystem 
für die Wahl des Europäischen Parlaments zustimmt, 
dann deshalb , weil nach dem neuen System neben 
den Landeslisten auch eine gemeinsame Liste für 
alle Bundesländer, d. h. eine Bundesliste, aufgestellt 
werden kann. Nur dieses System der Bundesliste 
trägt der Tatsache Rechnung, daß die Bundesrepu-
blik Deutschland als Ganzes Mitglied der Europäi-
schen Gemeinschaft ist — und nicht die einzelnen 
Bundesländer. 

Ich halte es auch für sehr fragwürdig, sich den 
Bürgern gegenüber stets europäisch zu geben, aber 
in der Bundesrepublik Deutschland die Ländergren-
zen nicht überspringen zu können. 

Die Wahl nach Bundesliste, die die sozialdemo-
kratische Partei anwenden wird, trägt auch dazu 
bei, daß bei der Aufstellung der Kandidaten die 
politische und sachliche Qualifikation den Aus-
schlag gibt. Um die regionale und quantitative Aus-
gewogenheit der deutschen Abgeordneten im Euro- 
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päischen Parlament für die Dauer der Wahlperiode 
zu gewährleisten, wurde die Möglichkeit geschaf-
fen, Ersatzkandidaten zu benennen. 

Um den Parteien, die ihre Kandidaten nach Lan-
deslisten aufstellen, die Möglichkeit zu geben, auch 
Kandidaten aus kleineren Ländern — wie z. B. Bre-
men und Saarland — ins Europäische Parlament ent-
senden zu können, mußte die Möglichkeit der Dop-
pelkandidatur geschaffen werden. Aus verfassungs-
rechtlichen Grundsätzen der Chancengleichheit der 
Bewerber mußte eine gesetzliche Regelung gefun-
den werden, die das Auswahlrecht durch den Kan-
didaten selber ausschließt. Bewerber, die auf zwei 
Listen gewählt werden, bleiben auf der Liste unbe-
rücksichtigt, auf der sie an späterer Stelle benannt 
werden. Lassen Sie mich das an einem Beispiel dar-
stellen. Wird ein Kandidat sowohl im Saarland als 
auch im Land Rheinland-Pfalz aufgestellt, z. B. im 
Saarland an zweiter Stelle und. in Rheinland-Pfalz 
an dritter Stelle, so gilt er als im Saarland gewählt. 
Wird er in zwei Ländern an der gleichen Stelle, 
etwa auf dem Platz 2 aufgestellt, dann entscheidet 
der Bundeswahlleiter durch Los, welches Land er 
als Abgeordneter vertritt. 

Bei der Behandlung der Frage der Wahlberech-
tigung möchte ich gleichzeitig den Änderungsantrag 
der CDU/CSU-Fraktion, Drucksache 8/1632, mit be-
handeln, der die Ausweitung des Wahlrechts auf 
alle Deutschen im Ausland fordert. Wir haben die-
sen Antrag bereits bei der Ausschußberatung abge-
lehnt und werden das auch heute wieder tun. Las-
sen Sie mich dazu folgendes feststellen. Wir haben 
den Kreis der Wahlberechtigten im Gegensatz zum 
Bundeswahlgesetz bereits auf diejenigen Deutschen 
im Sinne des Art. 116 Abs. 1 GG ausgeweitet, die 
in den europäischen Gebieten der übrigen Mitglied-
staaten der Gemeinschaft wohnen. Von einer Aus-
weitung des Wahlrechts auf alle Deutschen im Aus-
land mußte abgesehen werden, weil wir sonst von 
dem Grundsatz abgewichen wären, daß ein Reprä-
sentationsorgan nur von der innerhalb seines Gel-
tungsbereichs lebenden Bevölkerung gewählt wer-
den soll. 

Bei der Gelegenheit möchte ich in Erinnerung 
rufen, daß sich bei der Ausweitung auf alle Deut-
schen auch die Frage des Wahlrechts der DDR ge-
stellt hätte. Eine Antwort darauf wäre schon sehr 
schwierig gewesen, und es hätte auch erhebliche 
technische Schwierigkeiten bei der Ausweitung des 
Personenkreises gegeben. Uns macht heute schon 
Sorgen genug, wie wir die Wahlabwicklung bei den 
Deutschen im übrigen Europa sicherstellen. 

Lassen Sie mich noch einen anderen Bereich an-
sprechen. Wir stehen nun vor den ersten unmittel-
baren Wahlen zum Europäischen Parlament. Um 
beim Bürger die notwendige Motivation für die 
Europawahl zu schaffen und den Europagedanken in 
der Öffentlichkeit stärker zu akzentuieren, hätte ich 
es gern gesehen, wenn diese Europadebatte, wie 
ursprünglich geplant, in den frühen Morgenstunden 
stattgefunden hätte — und nicht in den Abendstun-
den, wo das Fernsehen abgeschaltet ist. Dann hätten 

wir zusätzlich ein bißchen Werbung für den Europa-
gedanken machen können. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Nun müssen wir mit dem Problem fertig werden, 
die Öffentlichkeit auf andere Weise zu informieren. 

Aus diesem Grunde mußten wir auch die Frage 
der Wahlkostenerstattung regeln. Es konnte eine 
Lösung unter voller Anlehnung an das Parteien-
gesetz gefunden werden. Nachdem uns die Schatz-
meister der Parteien die notwendigen Kosten eines 
angemessenen Wahlkampfes ausreichend begründet 
hatten, konnten wir einer gleichen Regelung wie 
bei der Bundestagswahl zustimmen. 

Lassen Sie mich abschließend einige Bemerkun-
gen hinsichtlich der Inkompatibilität machen. Die 
Koalition hat mehrheitlich beschlossen, daß Mit-
glieder der Landesregierung nicht gleichzeitig Mit-
glieder des Europäischen Parlaments sein können. 
Ebenso soll die Zugehörigkeit zum Europäischen 
Parlament mit der Tätigkeit als Parlamentarischer 
Staatssekretär bzw. als Staatsminister unvereinbar 
sein. Unverständlich ist mir deshalb, daß die Oppo-
sition nochmals den Antrag stellt, daß Mitglieder 
der Landesregierung gleichzeitig Mitglieder des 
Europäischen Parlaments sein sollten. Wir werden 
auch diesen Antrag ablehnen, weil die Ausschuß-
beratungen deutlich gemacht haben, daß die gleich-
zeitige Zugehörigkeit zum Europäischen Parlament 
und zu einer Landesregierung verfassungsrechtlich 
bedenklich .ist. Genauso wie Mitglieder einer Lan-
desregierung nicht gleichzeitig Mitglied des Deut-
schen Bundestages sein dürfen, haben wir diesen 
Grundsatz auch auf das Europäische Parlament 
übertragen. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Obwohl 
das Europäische Parlament nicht der Bun

-

destag ist!) 

Darüber hinaus ist eine Inkompatibilität geboten, 
weil die Landesregierungen Richtlinien und Ver-
ordnungen der Europäischen Gemeinschaft durch-
zuführen haben und Mitglieder von Landesregie-
rungen somit zum exekutiven Bereich der Europäi-
schen Gemeinschaft gehören. 

Die gleichzeitige Mitgliedschaft im Europäischen 
Parlament und im Deutschen Bundestag ist dagegen 
vorerst 'weiterhin zulässig. Ich kann mir vorstellen, 
daß dies in ein, zwei Perioden von selbst aufhört. 

Wir Sozialdemokraten stimmen dem Gesetz zu 
und hoffen, daß nun auch die übrigen Länder der 
Gemeinschaft ihre Wahlgesetze bald verabschie-
den. Leider haben bisher erst vier Länder die ge-
setzlichen Voraussetzungen geschaffen. Ich hoffe, 
daß damit in naher Zukunft auch ein Termin für 
die Wahl zum Europäischen Parlament festgelegt 
werden kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP) : Frau Präsident! 
Meine Damen! Meine Herren! Es ist ein wenig 
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problematisch, daß zur gleichen Zeit, zu der der 
Deutsche Bundestag in zweiter und dritter Lesung 
das Europawahlgesetz behandelt, das Europäische 
Parlament tagt und sich mit einer Agrarpreiserhö-
hung um 2 %beschäftigt Ich möchte nichts gegen 
diese sehr wichtige Beschlußfassung sagen; aber 
ich meine, daß die Beratung und Beschlußfassung 
im Deutschen Bundestag vielleicht ein Anlaß ge-
wesen wäre, heute keine Sitzung im Europäischen 
Parlament vorzusehen. 

Dies ist ein besonderer Tag — jedenfalls für 
uns hier in der Bundesrepublik —, nach den Römi-
schen Verträgen der zweite Schritt auf dem Wege 
zu Europa. Ich möchte mit Genehmigung der Frau 
Präsident einmal zitieren, was Victor Hugo in seiner 
Rede zur Eröffnung des zweiten Friedenskongresses 
1849 in Paris gesagt hat: Ein Tag wird kommen, wo 
Ihr, Frankreich, Italien, England, Deutschland, Euch 
zu einer höheren Gemeinschaft zusammenschließen 
und die große europäische Bruderschaft begründen 
werdet. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Sehr 
gut!) 

Selbst wenn wir davon ausgehen, daß die Geburts-
stunde der europäischen Bewegung praktisch erst 
nach dem Zweiten Weltkrieg geschlagen hat und 
daß dieser Zweite Weltkrieg dazu geführt hat, daß 
der nationalen Souveränität als besonderem staat-
lichen Qualitätsausweis der Wert genommen wur-
de, bleibt diese Rede von 1849 ein wichtiger Mar-
kierungspunkt. Der Zeitraum, den die Beratung des 
Gesetzes in der Bundesrepublik in Anspruch ge-
nommen hat, ist leider ein wenig lang geraten. Ich 
habe im vergangenen Jahr bei der ersten Lesung 
deutlich gemacht, daß wir uns hier einer besonders 
raschen Behandlung befleißigen sollten. Aber ich 
räume ein, daß die Gemeinsamkeit, die nun gefun-
den worden ist, einer besonderen Eile abträglich 
gewesen wäre und daß diese Gemeinsamkeit gerade 
anläßlich dieser ersten europäischen Wahlen nicht 
hoch genug eingeschätzt werden kann. 

Um so mehr frage ich mich, warum diese Gemein-
samkeit durch den Änderungsantrag der Opposi-
tion hier belastet worden ist. Ich frage mich dabei, 
sehr verehrter Herr Kollege Kohl, ob Sie vielleicht 
wollten, daß dieser Tropfen „Kreuther Essenz" aus 
dem Hinterwald als europäisches Heilmittel ange-
priesen werden sollte. 

Der Zeitverlust wird dadurch kompensiert, daß 
eine Gemeinsamkeit aller vier im Deutschen Bun-
destag vertretenen Parteien oder/und der drei Frak-
tionen im Deutschen Bundestag hergestellt werden 
konnte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: „Und" war hier 
richtig!) 

Jede Partei kann danach frei entscheiden, ob die 
Listenwahlvorschläge für ein Land oder als gemein-
same Liste für alle Länder aufgestellt werden. Die 
einen oder anderen werden das noch gründlich prü-
fen. 

Die Wahl wird voraussichtlich im Frühjahr 1979 
stattfinden. Ich appelliere an dieser Stelle sehr nach-
drücklich an die Engländer, sich der Rede Winston 

Churchills zu erinnern, der 1946 in Zürich die Ver-
einigten Staaten von Europa gefordert hat. Ich mei-
ne, diese Anregung nach dem Kriege sollten die 
Engländer zum Anlaß nehmen können, die Gesetz-
gebung für die europäische Wahl in ihrem Land 
nachdrücklich und intensiv zu betreiben. 

Wir Liberalen empfinden die Direktwahl als Her-
ausforderung. Wir meinen, daß das demokratische 
Defizit in der Europäischen Gemeinschaft, das ohne 
diese Legitimation vorhanden ist, auf diese Weise 
abzubauen ist. Es reicht eben nicht aus, daß wir Han-
delsschranken abbauen, daß wir Freizügigkeit her-
stellen, daß wir die Wirtschaftskraft der EG in den 
vergangenen Jahren gestärkt haben und bei Be-
lastungsproben auch unseren Part positiv beigetra-
gen haben. Wenn Europa eine Einheit werden soll, 
dann kann der Weg zur Integration nur über eine 
klare Priorität der Stärkung des Europäischen Parla-
ments führen. Wir fordern, daß das Europäische Par-
lament sich diese Rechte, die es braucht, nimmt. 

Die Verdeutlichung der Übertragung der Rechte 
auf das Europäische Parlament wird die Lähmung 
und Lethargie beseitigen, die hier und da Platz ge-
griffen haben, und zu einer neuen Motivation füh-
ren. Der Bürger in den EG-Staaten sollte wissen, daß 
sein Schicksal in Zukunft entscheidend in Europa 
und vom Europäischen Parlament beschlossen wird. 
Es wird nicht bedeuten, daß wir die Beziehungen zu 
anderen europäischen Staaten, die nicht in der Ge-
meinschaft vertreten sind, und zwar aus von ihnen 
aus gesehen wohlerwogenen Gründen, vernachläs-
sigen wollen. Ich möchte das hier deutlich feststel-
len. Aber es wird dazu führen, daß diese Wahl die 
Europäer enger zusammenführt. 

Auch der Anteil der Wahlkosten, die wir hier 
analog dem Bundeswahlgesetz beschlossen haben, 
sollte für die Parteien ein Ansporn darstellen, alles 
an Organisation und an Hilfen aufzuwenden, um 
eine hohe Wahlbeteiligung zu erzielen. Ich spreche 
auch hier die Organisationen und Verbände und in 
besonderer Weise die Medien an, ihren Teil dazu 
beizutragen. 

Lassen Sie mich noch einen Hinweis auf den Än-
derungsantrag der Opposition geben. Wir haben 
darüber des langen und breiten diskutiert, Herr Kol-
lege Krey. Wir meinen, Bundesminister, Staatsmini-
ster und Parlamentarische Staatssekretäre sind so 
belastet, daß sie — auch angesichts der Inkompatibi-
litätsposition — in Europa nicht tätig sein können 
und sollten. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Meinen 
wir auch!) 

Landesminister, meinen wir, sind sicher so beschäf-
tigt, wie Parlamentarier, jedenfalls sicher nicht we-
niger. Deshalb werden wir auch den Änderungsan-
trag ablehnen. Wir wollen keine überlasteten Parla-
mentarier in Europa. Wir wollen Leute, die in der 
Lage sind, die Rechte des neuen Parlaments aktiv 
und tatkräftig zu gestalten. 

Die Liberalen haben mit der Föderation der libe-
ralen und demokratischen Parteien in der Gemein-
schaft einen Beitrag für das Zusammenwachsen der 
Gemeinschaft geleistet. Wir haben eine Fülle von  For- 
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derungen aufgestellt, aus denen ich hier nur ein paar 
zitieren möchte: die Garantie der Menschen- und 
Bürgerrechte für alle Bürger der Gemeinschaft durch 
einen einklagbaren konkreten Katalog, Schaffung 
einer freiheitlichen und demokratischen Verfassung, 
Aufbau einer gemeinsamen Außenpolitik und die Zu-
stimmung zum Beitritt oder zur Assoziierung jedes 
europäischen Staates, dessen Verfassung demokrati-
schen Kriterien entspricht. Ich nenne dabei in Beson-
derheit Griechenland, Portugal und Spanien. 

Wir wollen aber nicht auf allen Gebieten Gemein-
samkeit in Europa herstellen. Auf einem wichtigen 
Gebiet, dem kulinarischen, sollten die Differenzie-
rung und der Wettbewerb erhalten bleiben. 

(Dr. Bangemann [FDP] : Sehr richtig!) 

Vielleicht wäre es aber sinnvoll, daß die Auszeich-
nungen, die auf diesem Gebiet von dem einen oder 
anderen Brevier — „Michelin", „Varta" — als Sterne 
oder Koch-Mützen vergeben werden, einer euro-
päischen Norm unterworfen würden. 

(Heiterkeit) 

Die Joule-Norm haben wir zwar, aber sie ist doch 
ein wenig abschreckend. Jedenfalls habe ich damit 
so meine eigenen Erfahrungen gemacht. 

(Heiterkeit bei der FDP) 

Europa wird nicht sozialistisch werden, und es 
wird nicht konservativ sein können, sondern es wird 
demokratisch und pluralistisch sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Keine Nation wird dort eine Mehrheit haben. Keine 
Partei wird über die absolute Mehrheit verfügen. 
Jeder wird für seine politische Überzeugung zu 
kämpfen haben. Aber gemeinsam wollen wir Europa, 
und wir wollen darauf nicht mehr sehr lange war-
ten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär von Schoeler. 

von Schoeler, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Am 20. September 
1976, also vor rund 18 Monaten, haben die Außen-
minister der neun Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Gemeinschaften die Einführung allgemeiner 
unmittelbarer Wahlen dés Europäischen Parlaments 
beschlossen. Dem Vertragswerk haben inzwischen 
bis auf Großbritannien alle Mitgliedstaaten zuge-
stimmt. Im Vereinigten Königreich ist die Zustim-
mung mit dem nationalen Europawahlgesetz ver-
knüpft, das vom Unterhaus am 17. Februar dieses 
Jahres verabschiedet wurde und jetzt dem Ober-
haus vorliegt. 

Die zur Durchführung der Direktwahl erforder-
lichen innerstaatlichen Wahlgesetze sind in unseren 
Partnerstaaten zum Teil schon in Kraft getreten, so 
in Frankreich, Irland und Dänemark. Zum anderen 
Teil steht das Gesetzgebungsverfahren kurz vor dem 
Abschluß bzw. ist eingeleitet. Lediglich in Italien 
und in den Niederlanden haben die parlamentari

-

schen Beratungen der nationalen Wahlgesetze noch 
nicht begonnen. Alles in allem und gerade wegen 
der nicht zu unterschätzenden Schwierigkeiten im 
Meinungsbildungsprozeß einiger Mitgliedstaaten, 
die es zu überwinden galt, ist das eine gute und er-
mutigende Zwischenbilanz, was die langjährigen 
Beobachter des europäischen Integrationsprozesses 
hier im Hause bestätigen werden. 

Heute ist es an diesem Hohen Hause, durch Ver-
abschiedung des Gesetzentwurfs für ein Europa-
wahlgesetz den deutschen Beitrag zur planmäßigen 
Verwirklichung der Direktwahl zu leisten. Wie sich 
bei der einstimmigen Zustimmung zum Beschluß und 
Einführungsakt für die Wahl des Europäischen Par-
laments, bei der ersten Lesung der Entwürfe für ein 
Europawahlgesetz und für ein Europaabgeordneten-
gesetz und auch heute wieder gezeigt hat, stimmen 
die Fraktionen des Bundestages in ihren Beurtei-
lungen und Hoffnungen, die sie mit der Direktwahl 
für die europäische Integration verbinden, weitge-
hend überein. Die Bundesregierung teilt diese nicht 
geringen Erwartungen. 

Lange Zeit erschien es allerdings so, also ob diese 
grundlegende europapolitische Übereinstimmung vor 
dem Wahlgesetz, das die innerstaatlichen Voraus-
setzungen für die Durchführung der ersten Direkt-
wahlen zum Europäischen Parlament schaffen soll, 
haltmachen würde, denn die Vorstellungen über die 
Ausgestaltung des Wahlverfahrens gingen zwischen 
den Fraktionen dieses Hauses zunächst weit ausein-
ander. Fast mußte es der Öffentlichkeit erscheinen, 
als würde der große Anlauf zur Schaffung einer ge-
wählten Vertretung der europäischen Völker bei 
uns in parteipolitischen Streitereien um die besten 
Startlöcher versanden. 

Ich bin deshalb sehr froh darüber, daß schließlich 
auf allen Seiten dieses Hauses die politische Ver-
nunft gesiegt hat und ein Wahlsystem gefunden 
werden konnte, das von allen Fraktionen mitgetra-
gen wird. Denn, meine Damen und Herren, euro-
päischer Wahlkampf ist gut und notwendig; alle Par-
teien werden ihn führen, und zwar mit Engagement, 
weil es sich dafür zu streiten lohnt. Aber Versuche, 
ihn schon auszurufen, wo wir noch dabei sind, für 
diesen demokratischen Prozeß die Voraussetzungen 
zu schaffen, wäre völlig verfehlt gewesen. Die Bür-
ger hätten eine fortgesetzte Polemik gegen unser 
nationales Europawahlgesetz möglicherweise nur mit 
Desinteresse und Stimmenthaltung bei der Direkt-
wahl gedankt. Von daher kommt die Einigung über 
das Wahlsystem spät, im europäischen Rahmen 
aber noch rechtzeitig, und sie ist notwendig und 
gut. 

An der Bereitschaft zu gemeinsamen Lösungsver-
suchen hat es der Bundesregierung nie gefehlt. Sie 
hat immer wieder — schon vor dem Einbringen der 
Gesetzentwürfe, aber auch nach dem ersten Bundes-
ratsdurchgang und anläßlich der ersten Lesung 
der Gesetzentwürfe in diesem Hause — zum Aus-
druck gebracht, daß sie für eine umfassende Dis-
kussion aller Probleme offen sei und einer Modi-
fizierung des von ihr vorgeschlagenen Wahlverfah-
rens im Rahmen der vorgegeben Wahlrechtsgrund-
sätze keine Bedenken entgegensetzen werde. 
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Deshalb hat der Bundesminister des Innern für die 

Bundesregierung in den Fragen des Europawahl-
rechts — wie es guter demokratischer Tradition ent-
spricht — von Anfang an das Gespräch mit den 
Fraktionen dieses Hauses gesucht, und auch wäh-
rend des Stillstands der parlamentarischen Beratun-
gen in den letzten Monaten haben wir die Einigungs-
bemühungen nach Kräften unterstützt. Das Bemühen 
und der Zeitaufwand haben sich, wie man sieht, 
letztlich gelohnt. Ich will für den kooperativen Geist, 
in dem diese Gespräche stattgefunden haben, mei-
nen Dank an alle Fraktionen dieses Hauses aus-
sprechen. 

Die gefundene Lösung zur Durchführung dei 
Direktwahl, ergänzt durch die notwendige Regelung 
der Wahlkampfkostenerstattung, ist, wenn auch in 
der deutschen Wahlrechtsgeschichte ohne Vorbild, 
so doch ein tragfähiger Kompromiß. Das Wahlgesetz 
wird nicht eine Art von Wahlvorschlägen vor-
schreiben, sondern es den Wahlvorschlagsberechtig-
ten, d. h. den Parteien und den sonstigen politischen 
Vereinigungen, überlassen, entweder eine Liste für 
alle Bundesländer, also praktisch eine Bundesliste 
— wie im Regierungsentwurf und z. B. in den Eu-
ropawahlgesetzen von Frankreich und Dänemark 
vorgesehen —, oder Listen für die einzelnen Län-
der, also Landeslisten wie bei Bundestagswahlen, 
die zur Sitzverteilung als verbunden gelten, vorzu-
legen. Außerdem können für die Bewerber auf den 
Wahlvorschlägen Ersatzbewerber benannt und Be-
werber auf Listen für einzelne Länder noch in einem 
weiteren Land nominiert werden. Damit kommt bei 
der Wahl der deutschen Abgeordneten des Euro-
päischen Parlaments die föderale Struktur unseres 
Staates weitestgehend zum Ausdruck. 

Die erste Direktwahl zum Europäischen Parlament 
muß — das kann nicht oft genug wiederholt werden 
— zu einem Erfolg für Europa werden. Das wird nur 
gelingen, -wenn  alle demokratischen Parteien — zu-
sammen mit der von Bund und Ländern zu entfal-
tenden Öffentlichkeitsarbeit — in der Bevölkerung 
für die Direktwahl werben und die Bürger zur Wahl-
teilnahme motivieren. Deshalb kommt es jetzt we-
sentlich darauf an, die Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland in ihrer — an sich grundsätzlich posi-
tiven — europäischen Gesinnung zu bestärken. 
Deshalb sollte die bevorstehende Tagung des Euro-
päischen Rats Anfang April in Kopenhagen ein 
neues die Europäer ermutigendes Zeichen setzen 
— dies hoffe ich — und die politische Entschei-
dung für den ersten Wahltermin treffen. 

Aber auch mit dem genauen Wahltag vor Augen 
steht uns allen noch ein langer und durchaus nicht 
nur mit Erfolgen gepflasterter Weg bis zu einer 
demokratischen europäischen Union bevor. In der 
vor uns liegenden Zeit bis zur Direktwahl des Euro-
päischen Parlaments mag es für alle Parteien sehr 
verführerisch sein, das Thema Europa jeweils gewis-
sermaßen für sich allein zu vereinnahmen, etwa nach 
dem Motto: Nur wir sind die wahren Europäer; wer 
da sonst noch Europapolitik macht, ist eigentlich der 
Verderb Europas. Ich meine, mit solchen Alleinstel-
lungsansprüchen werden wir das demokratische, 
freie und pluralistische Europa, das uns allen vor- 

schwebt, nie schaffen. Bedenken wir, daß im großen 
Kontext der europäischen Willensbildung alle Par-
teien dieses Hauses nur Minderheiten sind, die für 
Ihre Auffassungen erst Mehrheiten suchen müssen! 

Wir brauchen das jetzt zur Verabschiedung an-
stehende Wahlgesetz, damit von unserer Seite, aus 
alles und rechtzeitig zur Durchführung der ersten 
Direktwahl getan ist. Bis das direkt gewählte Euro-
päische Parlament ein einheitliches Wahlverfahren 
erarbeitet hat — dazu können wir wohl noch kaum 
eine Prognose wagen werden unser Europawahl-
gesetz und das hoffentlich bald ebenfalls verabschie-
dete Europaabgeordnetengesetz im weitesten Sinne 
ein Stück europäischer Verfassung sein. 

Ich darf Sie deshalb für die Bundesregierung um 
eine breite Zustimmung, aber auch weiterhin um 
Ihre Mithilfe bitten. Denn mit der Verabschiedung 
von Gesetzen allein ist es nicht getan. Gesetzblätter, 
Sonntagsreden und Hochglanzbroschüren ergeben 
noch keine europäische Verfassung. Dazu müssen 
praktische Voraussetzungen geschaffen werden. 

Die Bundesregierung ist bereit, die erforderlichen 
Schritte zu tun, auch wenn es heißt, um der euro-
päischen Solidarität willen Opfer zu bringen. Die 
Direktwahl des Europäischen Parlaments ist ein 
Schritt, um die Entwicklung in Europa voranzu-
treiben. Zeigen wir damit unserem Volk und vor 
allem der jüngeren Generation, daß es für Verände-
rungen zum Besseren nicht gewaltsamer Revolutio-
nen bedarf ! 

(Beifall) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wortmeldungen liegen 
nicht mehr vor. Ich schließe 'die allgemeine Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Le-
sung. Wer den §§ 1 bis 5 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Zu § 6 liegt der Änderungsantrag Drucksache 
8/1632 Ziffer 1 der Fraktion der CDU/CSU vor. Ich 
glaube, der Antrag ist schon begründet. Das Wort 
zur Aussprache wird nicht mehr gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung über  den  Ände-
rungsantrag. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Das zweite war die Mehrheit. Der An-
trag ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über § 6 
in der vorliegenden Fassung. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Mit Mehrheit be-
schlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die §§ 7 bis 
21. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
So  beschlossen. 

Zu § 22 liegt der Änderungsantrag Drucksache 
8/1632 Ziffer 2 der CDU/CSU vor. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um -das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist abge- 
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lehnt; ,das betrifft die Buchstaben a und b dieses 
Änderungsantrags. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über § 22 
in der vorliegenden Fassung. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? - Mit großer Mehr-
heit angenommen. 

Wir stimmen über die §§ 23 bis  31 sowie Einlei-
tung und Überschrift ab. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — So beschlossen. 

Wir kommen jetzt zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wer dem Gesetzentwurf in dritter Beratung die 
Zustimmung geben will, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz 
ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über Zif-
fer 2 der Beschlußempfehlung des Ausschusses. Wer 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr auf Punkt 5: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung von Strafvorschriften 
des Waffenrechts 
— Drucksache 8/977 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1614 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Miltner 
Abgeordneter Pensky 

(Erste Beratung 53. Sitzung) 

Dazu haben mich die Herren Berichterstatter ge-
beten, mitzuteilen, daß ein Fehler in der Druckerei 
entstanden ist. In Artikel 3 muß es heißen: „Nach 
§ 16 Abs. 1 bis 3 des Gesetzes" anstatt „Abs. 1 bis 2 
des Gesetzes". Ich bitte das zur Kenntnis zu neh-
men. Sonst wünschen die Berichterstatter nicht das 
Wort. 

Zur Aussprache hat Herr Abgeordneter Miltner 
das Wort. 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Mit der Novellierung des Waf-
fengesetzes und des Kriegswaffenkontrollgesetzes 
soll ein Beitrag zur inneren Sicherheit, besonders 
zur Eindämmung der mit Waffen begangenen Straf-
taten geleistet werden. Der Regierungsentwurf hatte 
ursprünglich nur die Strafverschärfung sowohl im 
Waffengesetz als auch im Kriegswaffenkontrollge-
setz zum Ziele. 

Seit der Vorlage des Gesetzentwurfs am 4. Okto-
ber 1977 sind im Verlauf der Beratungen einige Lük-
ken im Gesetz offenkundig geworden. Sie sind von 
uns zum Anlaß genommen worden, die beiden Ge-  

setze zusätzlich zu den verschärften Strafvorschriften 
auch noch in weiteren Punkten zu verbessern. Die 
Berichterstatter hatten die in der Diskussion befind-
lichen Verbesserungsvorschläge aufgegriffen und sie 
zusammen mit den Experten der Bundesregierung 
erarbeitet. Ich möchte von dieser Stelle aus den Be-
amten des Bundesinnenministeriums, des Bundes-
justizministeriums und des Bundeswirtschaftsmini-
steriums danken. 

(Beifall) 

Die mitberatenden Ausschüsse und der federfüh-
rende Innenausschuß haben diesen Vorschlägen dann 
zugestimmt. Im einzelnen handelt es sich um fol-
gende Änderungen. 

Zunächst einmal die bereits erwähnte Verschär-
fung und Harmonisierung der Strafvorschriften des 
Waffengesetzes und des Kriegswaffenkontrollge-
setzes. Der unerlaubte Besitz von Selbstladewaffen 
wurde nunmehr vom Vergehen zu einem Verbre-
chen hochgestuft. Für den unerlaubten Besitz von 
Kriegswaffen wurde im Kriegswaffenkontrollgesetz 
entsprechend verfahren. 
Das Aufkommen von gefährlichen sogenannten 

Präzisionsgummischleudern mit Stahlkugeln, die 
auch bei Demonstrationen Verwendung finden, ver-
anlaßte uns, die Ermächtigung zu einer Rechtsver-
ordnung so neu zu fassen, daß ein Verbot dieser 
gefährlichen Schleudern festgelegt werden kann. Das 
gleiche gilt auch für eine in den USA neuerdings 
entwickelte und gebräuchliche Munitionsart, die 
keine erkennungsdienstlichen Spuren hinterläßt; das 
ist die sogenannte „Munition ohne Vergangenheit". 
Nach einem weiteren Vorschlag sollen künftig 

Waffenteile wie zum Beispiel Griffstücke, die den 
Auslösemechanismus enthalten, in die waffenrecht-
liche Kontrolle einbezogen werden. Notwendig 
wurde diese Vorschrift, weil solche Waffenteile 
sonst im freien Verkauf besorgt und sie zu neuen 
Waffen zusammengesetzt werden können. 
Immer wieder haben auch Diebstähle von Waffen 

dazu geführt, daß Kriminelle und Terroristen damit 
Verbrechen begehen. Die CDU/CSU hat daher in 
einem von ihr eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Bekämpfung von Terrorismus und Gewaltkri-
minalität vorgeschlagen, durch Rechtsverordnung 
Vorschriften zur sicheren Aufbewahrung von Waf-
fen zu erlassen. Dieser Vorschlag wurde ins Waffen-
gesetz aufgenommen. 
Bei einer Verurteilung nach dem Waffengesetz lag 

es bisher im Ermessen des Gerichts, auch die Ein-
ziehung zu beschließen. Davon haben jedoch die 
Gerichte nur selten Gebrauch gemacht, so daß es an-
schließend den Verwaltungsbehörden sehr schwer, 
wenn nicht gar unmöglich war, nachträglich die Ein-
ziehung zu verfügen. Jetzt sieht das Gesetz die 
zwingende Einziehung vor. 
Das Kriegswaffenkontrollgesetz war — neben 

dem Waffengesetz — bisher ein Wirtschaftsgesetz. 
Nunmehr wurden Elemente der inneren Sicherheit 
in dieses Gesetz eingebaut. Die Kontrolle des Ver-
kehrs mit Kriegswaffen — von der Herstellung bis 
zum Empfänger — soll also noch dichter werden. 
Jeglicher Besitz von Kriegswaffen, insbesondere 
auch der durch Erbschaft erworbene Besitz, wurde 



6432 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 81. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 16. März 1978 

Dr. Miltner 
einer Anzeige- und Genehmigungspflicht unterwor-
fen. Nicht nur der Abschluß von Geschäften mit 
Kriegswaffen, sondern auch schon die Vermittlung 
von Geschäften wurde, selbst wenn sich die Waffen 
zu keiner Zeit im Bundesgebiet befanden, genehmi-
gungspflichtig gemacht. Damit soll künftig verhin-
dert werden, daß die Bundesrepublik zu einer Zen-
trale für die Vermittlung von Kriegswaffen wird. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr gut!) 

Alles in allem: Die Novellierung der beiden Ge-
setze mit den genannten Punkten hatte angesichts 
der steigenden Kriminalität mit Waffen, angesichts 
der Terrorakte das Ziel, bestehende Gesetzeslücken 
zu schließen. Wir hoffen, daß das gute Beispiel für 
eine durch Gesetz vorgeschriebene Kontrolle über 
Waffen und Kriegswaffen in der Bundesrepublik bei 
unseren Nachbarländern Nachahmung findet und 
daß wir auf europäischer Ebene die Kontrolle über 
Waffen bald besser in den Griff bekommen. 

Die CDU/CSU hat diesem Gesetz im Innenaus-
schuß zugestimmt, lag ihr doch die Verbesserung 
der inneren Sicherheit und auch dieser Vorschriften 
stets am Herzen. Es hat uns jedoch gewundert, daß 
die Regierungskoalition die Strafverschärfungen im 
Waffengesetz und im Kriegswaffenkontrollgesetz 
mit beschlossen hat, galt doch bei SPD und FDP bis 
heute die Devise, Strafverschärfungen nützten 
nichts, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Aha!) 

es komme vielmehr allein auf die Anwendung der 
bestehenden Gesetze an; schärfere Strafandrohun-
gen, besonders bei Gewalttätern, hätten keine prä-
ventive Wirkung. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Also, sollen 
wir es rückgängig machen?) 

Nun, meine Kollegen, wir registrieren in diesem 
Fall den Sinneswandel der Koalition, hat sich doch 
die Koalition bei dem wichtigen Vorschlag der 
CDU/CSU, die Bildung einer terroristischen Verei-
nigung zu einem Verbrechen zu machen, ganz an-
ders verhalten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. Emmerlich? 

'Dr. Miltner (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Dr. Emmerlich (SPD) : Herr Kollege Miltner, ist es 
Ihrer Aufmerksamkeit entgangen, daß die einzigen 
Abgeordneten, die im Rechtsausschuß gegen eine 
Verschärfung der Strafvorschriften gestimmt haben, 
aus den Reihen der Opposition stammen? 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Herr Kollege, ich komme 
genau darauf noch zurück, nämlich darauf, daß dies 
einzig und allein aus rechtssystematischen Gründen 
geschehen ist. Sie werden gleich noch im einzelnen 
hören, warum. Gerade die Beteiligung an einer 
terroristischen Vereinigung, die doch mehr krimi-
nelle Energie erfordert als der unerlaubte Waffen-
besitz, hätte eher als jetzt der unerlaubte Waffen

-

besitz zu einem Verbrechen gemacht werden müs-
sen. In der Regel hat nämlich der unerlaubte Waf-
fenbesitz geringeren kriminellen Gehalt als etwa die 
Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung. 
Aber wer kann in diesem Punkt bei der Koalition 
schon Konsequenz verlangen, bei einer Koalition, 
die ihre unzureichenden Vorschriften zur Terrori-
stenbekämpfung kaum über die Runden gebracht 
hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe allerdings zur Kenntnis genommen, daß 
der Vorsitzende des Innenausschusses aus Grün-
den der Rechtssystematik einer, wie er sich aus-
drückte, Flurbereinigung das Wort geredet hat. Viel-
leicht können wir noch auf eine gewisse Einsicht 
hoffen, daß diese Rechtssystematik auch herbeige-
führt wird. 

Nun, meine Damen und Herren: Das  Gesetz soll 
am 1. Juli 1978 in Kraft treten. Die Bevölkerung und 
die Verwaltung müssen sich darauf einstellen kön-
nen. Wir halten es daher für angebracht und not-
wendig, daß die Regierung durch eine entsprechen-
de Aufklärung vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
für eine Befolgung und korrekte Anwendung Sorge 
trägt. Möge diese Novelle ein Beitrag zur inneren 
Sicherheit sein! 

Wir, die CDU/CSU, stimmen dem Gesetz zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Pensky. 

Pensky (SPD) : Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Es war und ist Schwer-
punkt sozialdemokratischer Kriminalpolitik, vorran-
gig solche Maßnahmen zu treffen, die der Krimina-
lität entgegenwirken und damit Verbrechen ver-
hüten helfen. Gerade auf dem Gebiete des Waffen-
rechts gibt es deutliche Beweise für die Richtigkeit 
dieser Konzeption, die jedoch erst im Jahre 1972 
eingeschlagen werden konnte. Wenn ich hinzufüge: 
leider, dann deshalb, weil dieses Rechtsgebiet bis 
dahin völlig unübersichtlich in elf landesrechtlichen 
Vorschriften aufgesplittert war und in keiner Weise 
mehr den Sicherheitsinteressen unseres Landes ge-
recht wurde. Erst mit Übertragung der Bundeskom-
petenz für ein einheitliches Waffenrecht haben wir 
uns — damals schon — gegen den hinhaltenden 
Widerstand der Opposition für eine restriktive 
Regelung durchsetzen müssen. 

Um es noch einmal — etwas plastisch — darzu-
stellen: Auf der einen Seite wurde so etwas wie 
eine Cowboy-Mentalität vertreten, d. h. nach dem 
Motto etwa: jedem Deutschen seine Waffe. Wir 
dagegen waren der Meinung: Waffen in Privathand 
nur, wenn beim Antragsteller Zuverlässigkeit, Sach-
kunde und ein Bedürfnis nachgewiesen werden kön-
nen. Im übrigen unterstrichen wir auch die Not-
wendigkeit, eine allgemeine Registrierpflicht für 
legal erworbene Waffen einzuführen. 

Diese Konzeption hat sich auch als wirksam er-
wiesen, was allein ein Blick in die Kriminalstatistik 
beweist. Lassen Sie mich hier nur einige Zahlen 
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nennen. Bei dem Gebrauch von Schußwaffen bei 
Verübung von Straftaten liegen die Zahlen des 
Jahres 1976 um 40 % niedriger als die des Jahres 
1972. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Sehr gut!) 

Bei der Drohung mit Waffen bei Straftaten liegen 
sie um 17,9 °/o unter denen des Jahres 1972. Die 
Bundeskriminalstatistik liegt noch nicht auf dem 
Tisch, dagegen aber eine Reihe von Landeskriminal-
statistiken; aus ihnen läßt sich erkennen, daß sich 
dieser Trend erfreulicherweise fortsetzt. Diese Ent-
wicklung ermuntert uns auch, weitere Verbesserun-
gen im Waffenrecht vorzunehmen, wo sie sich aus 
polizeilichen Erfahrungen als notwendig erweisen. 

Die Novellierung des Waffengesetzes im Jahre 
1976 beruhte schon auf solchen Erkenntnissen. Auch 
der jetzt von der Bundesregierung vorgelegte Ent-
wurf eines Gesetzes zur Änderung von Strafvor-
schriften des Waffenrechts fügt sich nahtlos in diese 
Konzeption ein. Wir begrüßen deshalb ausdrücklich 
diese Initiative der Bundesregierung, die eine Har-
monisierung des Waffengesetzes mit dem Kriegs-
waffenkontrollgesetz und gleichzeitig eine An-
hebung des Strafrahmens für den unbefugten Um-
gang mit vollautomatischen Selbstladewaffen — z. B. 
Maschinenpistolen — vorsieht. 

Für uns, Herr Kollege Miltner — das muß ich hier 
auf Ihre Darlegungen sagen — war. es in der Tat 
etwas unverständlich, daß sich die Opposition, wie 
im Rechtsausschuß — und ich erinnere daran — auch 
im Innenausschuß geschehen, gegen die Anhebung 
der Mindeststrafe im Waffengesetz auf ein Jahr 
ausspricht, obgleich sie wissen muß — und das ist 
vielleicht ein Irrtum, Sie haben ja nach der Kon-
kurrenz mit § 53 im Innenausschuß gefragt —, daß 
von diesem Straftatbestand eben ein ganz besonders 
gefährlicher Täterkreis erfaßt werden soll; das sind 
nämlich die, die in der Regel mit vollautomatischen 
Waffen diese kriminellen Taten begehen, die wir in 
besonderem Maße bekämpfen wollen. Dies, so meine 
ich, steht auch in einem eklatanten Widerspruch zu 
ihrem sonstigen Verhalten. Sie warfen uns Sinnes-
wandel vor. Ich muß sagen, da muß ich den Gro-
schen zurückgeben. Hier war es ein Gesetz, das der 
Prävention dient — ich zeigte es an unserer Kon-
zeption seit 1972 auf —, und hier gibt es eine klare 
Linie. 

Ich darf auch noch einmal unterstreichen, daß es 
uns im Zuge des Beratungsverfahrens durch inten-
sive Gespräche sowohl mit Experten des Bundes-
kriminalamtes als auch mit den Vertretern der Bun-
desregierung gelungen ist, den Gesetzentwurf noch 
um eine Reihe von Punkten zu erweitern, soweit 
sich eine Regelungsbedürftigkeit hierfür herausge-
stellt hat. Im Waffengesetz ist der Handel mit Waf-
fenteilen einer weiteren Einschränkung unterzogen 
worden, weil durch die Kombination mit anderen 
wesentlichen Waffenteilen neue komplette Waffen 
hergestellt und auf den Markt gebracht wurden. Dies 
soll nunmehr nicht möglich sein. 

Auch wollen wir besser unter Kontrolle bekom-
men — der Kollege Miltner hat schon darauf hinge-
wiesen — die sogenannten Präzisionsstahlkugel

-

schleudern, die sich als eine erheblich gefährliche 
Waffen erwiesen haben und die eine stärkere 
Durchschlagskraft haben als manche genehmigungs-
pflichtige Waffe. 

Als notwendig erwiesen hat sich auch eine Kon-
kretisierung und Verschärfung der Bestimmungen 
über die Einziehung von in illegalem Besitz befind-
lichen Schußwaffen. Das heißt, daß künftig der Rich-
ter gezwungen wird, mit der Verurteilung eines ille-
galen Waffenbesitzers gleichzeitig die Einziehung 
der Waffe zu verfügen. Da bestand ein erheblicher 
Mangel, den die Verwaltungsbehörden dadurch hät-
ten heilen können, daß sie auf das geltende Waffen-
recht verweisen. Aber sie haben es deshalb nicht 
getan, weil mit diesem Sachverhalt ja schon einmal 
ein Richter befaßt war. Deshalb auch die Notwendig-
keit dieser Änderung. 

Das Kriegswaffenkontrollgesetz — ich sagte es 
schon — ist in diese Änderung einbezogen. Es ist 
bisher als reines Wirtschaftsgesetz konzipiert gewe-
sen. Es berücksichtigte deshalb sicherheitspolitische 
Gesichtpunkte nur in zweiter Linie und völlig unge-
nügend. Die Erfahrungen haben gelehrt, daß die 
Gesichtspunkte der inneren Sicherheit auch in diesem 
Gesetz stärker zum Ausdruck gebracht werden müs-
sen. 

Zukünftig ist ja der Besitz von Kriegswaffen an-
zeigepflichtig. Gleichzeitig damit wird der illegale 
Besitz dieser Waffen in privater Hand ein strafbares 
Dauerdelikt. Es ist für den einen oder anderen 
sicherlich ein Witz, wenn er hört, daß es das bisher 
nicht gegeben hat, d. h., daß ein solcher illegaler Be-
sitz verjähren konnte und man dann Personen, die 
sich im Besitz funktionierender Kriegswaffen befan-
den, nicht mehr strafrechtlich belangen konnte. 
Kriegswaffen dürfen nur dann noch in Privatbesitz 
verbleiben, wenn sie nachweislich dauerhaft un-
brauchbar gemacht worden sind. Ich glaube, jeder 
wird einsehen, daß auch diese Einfügung dringend 
notwendig war. 

Wer Kriegswaffen in Privatbesitz hat, muß diese 
innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten der 
Novelle — hierfür ist der 1. Juli 1978 vorgesehen 
bei den entsprechenden Überwachungsbehörden an-
melden. Jeder muß wissen, daß Verstöße hiergegen 
nach den verschärften Strafbestimmungen geahndet 
werden. 

Besitzer solcher Waffen müssen im übrigen nach 
einer neu eingefügten Einziehungsregelung auch da-
mit rechnen, daß solche Waffen eingezogen werden. 

Eine ganz entscheidende Neuregelung ist die Aus-
dehnung der Genehmigungspflicht für den Handel 
und die Vermittlung von Kriegswaffen auf die Ver-
mittlung von Kriegswaffen, die sich im Ausland be-
finden. Mit dieser Bestimmung soll vor allen Dingen 
den zahlreichen Großwaffenschiebern das Handwerk 
gelegt werden, die ihre schmutzigen Geschäfte von 
deutschem Boden aus betreiben und hierdurch Waf-
fenarsenale für Bürgerkriegsarmeen oder auch für 
Terroristen bereithalten. Ich meine, sowohl das An-
sehen der Bundesrepublik Deutschland im Ausland 
als auch das Interesse der inneren Sicherheit erfor- 
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dern es, daß solchen Machenschaften ein für allemal 
ein Riegel vorgeschoben wird. 

Wir wissen, daß wir mit unserem nationalen Waf-
fenrecht nur den Waffenhandel und den illegalen 
Umgang mit Waffen im eigenen Land oder von deut-
schem Boden aus unter Kontrolle bringen können. 
Deshalb begrüßen und unterstützen wir auch die 
fortgesetzten Verhandlungen der Bundesregierung, 
die auf eine Harmonisierung des Waffenrechts im 
gesamten europäischen Raum abzielen. Auf diesem 
Gebiete gibt es, wie wir jetzt erfahren konnten, 
inzwischen schon sehr erfreuliche Verhandlungs-
ergebnisse. Das mag sicherlich auch daran liegen, 
daß die Erkenntnis gewachsen ist, daß Gewaltkrimi-
nalität und Terrorismus nicht an Ländergrenzen halt-
machen. 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird jedenfalls immer 
dann entschlossen handeln — insbesondere was die 
Gesetzgebung mit präventiver Wirkung angeht —, 
wenn sich hierfür neue Gesichtspunkte und Notwen-
digkeiten ergeben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Kleinert. 

Kleinert (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Sie haben von den 
Herren Vorrednern, die die einmütige Verabschie-
dung dieses Gesetzes in Aussicht gestellt haben, ge-
hört, daß es sich im wesentlichen um sachlich not-
wendig gewordene Angleichungen handelt. Nach 
Ansicht der Freien Demokraten ist es sehr vernünf-
tig gewesen, daß man die Gelegenheit benutzt hat, 
die offenen Fragen, soweit sie sich im Augenblick 
übersehen lassen, trotz ihrer unterschiedlichen Zu-
ordnung zu sonst getrennt behandelten Rechtsbe-
reichen gleichzeitig zu regeln. Dabei hat es nur eine 
einzige kleine Unstimmigkeit gegeben, auf die ich 
noch einmal kurz eingehen möchte. Es ist sicher 
nützlich, daß in dieser Form Bestimmungen ange-
glichen worden sind, daß gleichzeitig Lücken ge-
schlossen worden sind im Bereich insbesondere des 
Besitzes und der Verfügung von und über Kriegs-
waffen, und zwar zusammen mit Änderungen im 
Waffengesetz, das sich normalerweise mehr mit 
präventiv-polizeilichen Fragen befaßt. 

Interessant ist tatsächlich der von Herrn Miltner 
einerseits, von Herrn Pensky erwartungsgemäß an-
dererseits angesprochene Punkt einer Kontroverse 
im Rechtsausschuß über die Einfügung des § 52 a 
des Waffengesetzes, betreffend den Besitz, die Her-
stellung, Weitergabe usw. gewisser automatischer 
und halbautomatischer Waffen. Man kann wohl sa-
gen, daß es sich im wesentlichen um Maschinen-
pistolen handelt. Die Koalition wollte die Vorschrift 
bei dieser Gelegenheit zusammen mit anderen not-
wendigen und nützlichen Ergänzungen aufgenom-
men wissen. Da haben wir nun allerdings eine 
rechtspolitisch hochinteressante Kontroverse ge-
habt, indem nämlich die Opposition des Hauses, die 
bei vielen Gelegenheiten erkennbar praktisch nutz-
lose Strafschärfungen von uns verlangt, obwohl da- 

mit strafrechtliche Dogmatik überflüssigerweise tan-
giert wird, jetzt, wo wir eine nützliche Änderung 
verlangt haben, die Gefolgschaft versagt hat. 

Einmal wollten wir nämlich ganz bewußt unter 
Zurückstellung dogmatischer Bedenken, die hier 
zweifellos vorhanden sind — das ist der Opposition 
zuzugeben —, 

(Dr. Ritz [CDU/CSU]: Na also!) 

mit dem Strafmaß höher gehen, weil hier der Nutzen 
einer solchen Maßnahme ganz sinnfällig war im 
krassen Gegensatz zu einer Reihe von strafrechtli-
chen Änderungswünschen, die Sie bei anderer Ge-
legenheit vorgetragen haben. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Zum Beispiel 
§ 129a!) 

Wenn bei allen Schwierigkeiten und Unwägbarkei-
ten nicht nur der Fahndung, sondern auch der Füh-
rung von Strafprozessen gegen die Täter insbeson-
dere der Anarchoszene, der Terrorszene einmal ein 
Tabestand so klar ist wie der, daß ein Rechtsanwalt 
— den Fall hat es gegeben — oder irgendein ande-
rer Mensch in seinem Pkw eine Maschinenpistole 
auf dem Beifahrersitz mit sich führt, dann meine ich, 
muß man es genügen lassen, wenn dieser klare Sach-
verhalt gegeben ist, für den es nicht die geringste 
auch nur einigermaßen harmlose Erklärung geben 
kann — gäbe es sie doch, müßte sie sehr leicht vor-
zutragen sein —, um mit einer verhältnismäßig dra-
konischen und an sich aus dem Rahmen fallenden 
Strafe in unserer Zeit wenigstens denjenigen, die in 
dieser Weise gefaßt werden können, auf eine Weise 
den Prozeß machen zu können, die weitere Zweifel 
ausschließt. Da gibt es den schönen deutschrecht-
lichen Grundsatz „Die Tat tötet den  Mann".  Und 
genau dies hat hier als Muster gedient: Wenn eine 
solche Waffe, die zu nichts anderem gebraucht wer-
den kann und sinnvollerweise auch von niemandem 
benötigt werden kann, geschweige denn mit sich ge-
führt werden muß, gefunden wird, dann muß das 
zur Abkürzung einer Fülle ganz anderer Untersu-
chungen genügen, um hier wirklich drastisch einzu-
schreiten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Erhard? 

Kleinert (FDP) : Sehr gern. Ich möchte nur einen 
Satz noch sagen, damit Herr Kollege Erhard mich 
nicht aus Versehen danach fragt. 

Das schien uns die Zurückstellung dogmatischer 
Bedenken wert. Denn wir hängen mit Sicherheit 
nicht am Dogma, wenn es sich darum handelt, Men-
schenleben auf eine möglichst wirkungsvolle Weise 
zu schützen. Wir wenden uns gegen Verletzungen 
althergebrachter Vorschriften nur dann, wenn das 
erkennbar nichts nützen kann. 

Bitte schön, Herr Kollege Erhard. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr Kol-
lege Kleinert, könnten Sie so freundlich sein, uns zu 
erläutern, aus welchem Grund — nur darum ging 
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Erhard (Bad Schwalbach) 
es im Rechtsausschuß — der bloße Besitz einer 
halbautomatischen Waffe mit Freiheitsstrafe von 
mindestens einem Jahr bedroht wird, während der 
Besitz der gleichen Waffe mit dem Ziel und nach-
gewiesenermaßen dem Zweck, Luftpiraterie zu be-
gehen, nur mit einer Freiheitsstrafe von mindestens 
einem halben Jahr bedroht sein muß? 

Kleinert (FDP) : Herr Kollege Erhard, das kann 
hier doch nicht die Frage sein. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Nur 
darum ging es!) 

Der Besitz der Waffe ist auch in dem anderen Fall 
mit einem Jahr Strafe bedroht. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Nein!) 

— Aber selbstverständlich! 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Darf 
ich eine zweite Zwischenfrage stellen?) 

— Bitte. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Könnten Sie 
bestätigen, daß die Vertreter der Bundesregierung 
den Rechtsausschuß auf diese Diskrepanz ausdrück-
lich aufmerksam gemacht haben? 

Kleinert (FDP) : Ich kann bestätigen, daß es hier 
dogmatische Schwierigkeiten gibt. Ich habe das 
vorhin eingeräumt. Ich habe aber gesagt: Die Ko-
alition setzt sich an der Stelle, wo davon ein prak-
tischer Nutzen und ein erheblicher Abschreckungs-
effekt zu erwarten sind und der rasche Vollzug 
einer bei einem solchen Vorgang zu erwartenden 
Strafe eine erhebliche, deutlich sichtbare Schutz-
wirkung hat, darüber hinweg. Das war unser Ziel. 
Wir können nicht verstehen, warum Sie uns bei 
einer derartigen Gelegenheit nicht folgen wollten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir glauben, dieser Hinweis genügt, um darzu-
tun, daß wir uns wirklich im Bereich des Mach-
baren, des Faßbaren und des Nützlichen von nie-
mandem übertreffen lassen, so wie das auch in 
dem anderen hier bei der Novellierung angespro-
chenen Bereich der Fall ist, nämlich bei der Einbe-
ziehung der lediglich makelnden Auslandsgeschäfte 
im Kriegswaffenbereich, die hier erstmals ange-
sprochen sind. Das ist im Grunde eine ganz andere 
Materie, die aber wegen des Zusammenhangs der 
beiden Gesetze mitgeregelt werden sollte. 

Wir begrüßen mit Nachdruck, daß hier Lücken 
geschlossen worden sind, die nicht nur für Men-
schenleben, unter Umständen für den Frieden zwi-
schen Völkern von erheblicher Bedeutung sind, 
sondern auch das Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland in der Welt wahrscheinlich — nach 
den praktischen Gegebenheiten besonders bei den 
Völkern der Dritten Welt — nachhaltig beeinträch-
tigen konnten. Wir sind froh darüber, daß diese 
Bundesregierung seit 1969 besonders skrupulös, be-
sonders sorgfältig und sehr zurückhaltend darauf 
geachtet hat, daß möglichst niemand in der Welt 

dieser Bundesrepublik vorwerfen kann, sie habe I 
durch Waffenlieferungen dazu beigetragen, Kon-
flikte in ihrer Durchführung zu erleichtern, viel-
leicht in Einzelfällen sogar zu ermöglichen. Es hat 
viel Kritik an dieser besonders zurückhaltenden, 
sehr strengen Auffassung der Bundesregierung in 
diesen Jahren gegeben. Wir glauben aber, das be-
sondere Interesse, das dieses Volk, diese Repu-
blik an allen Fragen zeigen sollte, die mit dem 
Frieden irgendwo auf der Welt zusammenhängen, 
rechtfertigt es, daß hier so hart im Einzelfall ent-
schieden worden ist. 

Wir hoffen, daß die jetzt geänderte Bestimmung 
die Bundesregierung in die Lage versetzt, weiterhin 
sorgfältig vorzugehen, weiterhin zu vermeiden, daß 
der Name der Bundesrepublik im Zusammenhang 
mit Waffengeschäften genannt wird, die anderwärts 
Menschenleben nicht nur gefährden, sondern auch 
vernichten. Wir bitten die Bundesregierung, die 
bisherige Praxis fortzusetzen und die gesetzlich vor-
gesehenen Ausnahmen nur da zu ermöglichen, wo 
die Voraussetzungen tatsächlich festgestellt wer-
den können. Das ist mit den vdrgenommenen Ver-
vollständigungen des Gesetzes ermöglicht worden. 
Wir gehen davon aus, daß man uns auch weiter-
hin international keine Vorwürfe wird machen kön-
nen. Wir wünschen, daß das so bleibt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wortrneldungen liegen 
nicht mehr vor. Ich schließe die allgemeine Aus-
sprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Lesung. Wer dem Gesetzentwurf 
in den Artikeln 1 bis 5, der Einleitung und Über-
schrift die Zustimmung geben will, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zur 
dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer in der dritten 
Beratung dem Gesetz zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen noch zu Punkt 2 der Ausschußemp-
fehlung. Wer zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Es  ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über eine Zählung in der Landwirt-
schaft (Landwirtschaftszählungsgesetz 1979 — 
LwZG 1979) 
— Drucksache 8/1273 — 

a)  Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/1610 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Walther 
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Vizepräsident Frau Funcke 
b) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-

schusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1563 (neu) — 

Berichterstatter: Abgeordneter Ey 

(Erste Beratung 63. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Aussprache 
wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Le-
sung. Wer den §§ 1, — 2, — 3, — 4, — 5 mit der 
Abweichung aus der Beschlußempfehlung, — 6, — 7, 
— 8, — 9, — 10, — 11 mit der Abweichung aus der 
Beschlußempfehlung, — 12, — 13, — 14, — Einlei-
tung und Überschrift die Zustimmung geben will, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Wer in dritter 
Beratung dem Gesetz die Zustimmung geben will, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist einstim-
mig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
11. Oktober 1977 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Island 
über die gegenseitige Unterstützung in Zoll-
angelegenheiten 
— Drucksache 8/1358 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1597 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Baack 

(Erste Beratung 67. Sitzung) 

Der Herr Berichterstatter wünscht nicht das Wort. 
— Das Wort zur Beratung wird ebenfalls nicht ge- 
wünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Artikel 
1, 2, 3, und verbinden die Abstimmung mit der 
Schlußabstimmung. Wer insgesamt zustimmen möch-
te, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 

8. April 1977 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Malaysia zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und in bezug auf 
andere damit zusammenhängende Fragen 
— Drucksache 8/1274 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuß) 
— Drucksache 8/1598 — 

Berichterstatter: Abgeordneter von der Heydt 
Freiherr von Massenbach 

(Erste Beratung 63. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Auch das Wort zur Beratung 
wird nicht begehrt. 

Ich rufe die Art. 1, 2, 3 und 4 auf. Die Abstim-
mung darüber verbinden wir mit der Schlußabstim-
mung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich 
vom Platz zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Es ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 20 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 8/1583 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 21 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 8/1584 — 

Wird das Wort dazu gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Der Ausschuß empfiehlt Kenntnisnahme. 

Ich bitte diejenigen um Handzeichen, die dem 
zustimmen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Beschleunigung und Bereinigung des arbeits-
gerichtlichen Verfahrens 
— Drucksache 8/1567 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Soziales (federführend) 
Rechtsausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Auch das Wort zur Aussprache 
wird nicht gewünscht. Der Ältestenrat empfiehlt 
Überweisung an den Ausschuß für Arbeit und So-
zialordnung — federführend — weiterhin an den 
Rechtsausschuß und — gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung — an den Haushaltsausschuß. Wer damit 
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Dollin-
ger, Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Leicht, 
Damm, Straßmeir und der Fraktion der CDU/ 
CSU 
Bericht über Telefon-Nahbereichsversuche 
— Drucksachen 8/991, 8/1569 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Hoffie 
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Wird das Wort vom Berichterstatter gewünscht? 

— Das ist nicht der Fall. Ebenfalls wird das Wort 
zur Beratung nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! -Enthaltungen? — Mit einigen Enthal-
tungen ist es so beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 12 der Tagesordnung: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen (14. Auschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Dr. Dollinger, 
Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Dr. Jennin-
ger und der Fraktion der CDU/CSU 

Fernmeldesonderbauprogramm und früherer 
Beginn des „Mondscheintarifs" 
— Drucksachen 8/1345, 8/1570 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Hoffie 

Das Wort des Berichterstatters wird nicht ge-
wünscht. Ebenfalls wird das Wort zur Aussprache 
nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen Ent-
haltungen ist es angenommen. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 13 der Tages-
ordnung: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) zu dem Entschließungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU zur dritten Beratung des 
Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1978 

hier: Einzelplan 12 — Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr 
— Drucksachen 8/1463, 8/1588 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Müller (Nordenham) 

Wünscht der Berichterstatter das Wort? — Das 
ist nicht der Fall. Auch das Wort zur Aussprache 
wird nicht gewünscht. Wer der Beschlußempfehlung 
des Ausschusses zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Bei Enthaltung der CDU/CSU ist es 
angenommen. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesord-
nung und der Plenarsitzungen dieser Woche. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages für Mittwoch, den 12. April 1978, 13 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19.54 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Möller (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1612 Frage A 1): 

Wie hoch bemißt die Bundesregierung den erforderlichen Auf-
wand von privaten und/oder öffentlicher Seite, um die etwa 
20 Millionen Wohnungen, die „nur den bauphysikalischen Mindest-
wärmeschutz aufweisen" und daher auch nach „heutigen Erkennt-
nissen für einen sparsamen Heizenergieeinsatz" (Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Kolb - Drucksache 8/1573) un-
geeignet sind, mit den erwünschten und erforderlichen wärme

-

schutztechnischen Verbesserungsmaßnahmen zu versehen? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort 
auf die mündliche Anfrage des Herrn Abgeordneten 
Kolb (Drucksache 8/1573) zum Ausdruck gebracht, 
daß der finanzielle Aufwand für Wärmedämmungs

-

maßnahmen nicht präzisiert werden kann. Ange-
sichts der Unterschiede in der Bausubstanz und den 
mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand von Fall 
zu Fall zu treffenden unterschiedlichen Maßnahmen 
kann lediglich eine grobe Schätzung vorgenommen 
werden. 

Für die Mehrzahl der Wohnungen in der be-
stehenden Bausubstanz kann ein Kostenaufwand 
zwischen rd. 4 000 DM und rd. 10 000 DM je Woh-
nung angenommen werden. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Engholm auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Eimer (Fürth) 
(FDP) (Drucksache 8/1612 Fragen A 2 und 3) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Kapazitäten für Aus-
bildungsplätze vorhanden sind, die nur zum Teil ausgenutzt 
werden, wie z. B. in Ansbach, wo von 40 Ausbildungsplätzen 
für Fernmeldehandwerker trotz Ausbildungsplatzmangel nur 
24 Ausbildungsplätze derzeit besetzt werden, und wenn ja, 
welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die vorhande-
nen Kapazitäten auszunutzen, um gegenüber der Privatwirtschaft 
die Forderung nach Ausweitung der Ausbildungsplatzangebote 
glaubwürdig vertreten zu können? 
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Zu Frage A 2: 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in einzel-
nen Fällen noch Ausbildungsplätze in Unternehmen 
und Einrichtungen des Bundes vorhanden sind. Es 
handelt sich in aller Regel um Ausbildungsplätze für 
solche Ausbildungsberufe, für die bereits über den 
eigenen Bedarf hinaus ausgebildet wird. Dies mag in 
einzelnen Fällen auch bei der Ausbildung im Fern-
meldehandwerk bei der Deutschen Bundespost der 
Fall sein, für die 1977 rund 4 000 Jugendliche ein-
gestellt wurden und 1978 wiederum 4 000 eingestellt 
werden sollen, obwohl der Bedarf auf absehbare 
Zeit aus dem Bestand an ausgebildeten jungen Fach-
kräften gedeckt werden kann. 

Soweit noch Ausbildungsplätze in einzelnen Stel-
len vorhanden sind, werden diese auch 1978 Dritten 
gegen Kostenerstattung zur Nutzung angeboten. 

Die Deutsche Bundespost hat ihr Angebot an Aus-
bildungsmöglichkeiten von 1976 auf 1977 um 12,4 % 
gesteigert. Dabei sind die Ausbildungsangebote für 
den einfachen und mittleren Postdienst besonders 
erhöht worden. Auch für Ansbach gilt, daß das 
Angebot an Ausbildungsmöglichkeiten insgesamt 
nicht zurückgegangen ist. 

Es ist mit allen beteiligten Stellen 1977 vereinbart 
worden, daß in Ansbach ein Teil der bisherigen 
Ausbildungskapazität im Fernmeldehandwerk für 
die Unterbringung einer anderen Dienststelle ge-
nutzt wird; freie Kapazitäten für das erste Ausbil-
dungsjahr sind deshalb nicht mehr verfügbar. In 
Ansbach ist dadurch keine Verschlechterung des 
Ausbildungsangebots eingetreten, da die Ausbil-
dungsangebote anderer Ausbildungssparten entspre-
chend ausgedehnt wurden. 

Zu Frage A 3: 

Die Frage der vollen Nutzung der Ausbildungs-
kapazitäten in Bundeseinrichtungen wird heute im 
Kabinett erörtert. 

Der Bund wird in seinem Bereich insbesondere in 
den ausbildungsintensiven Sondervermögen Bahn 
und Post entsprechend dem gestiegenen Bedarf zu-
sätzliche Ausbildungsplätze anbieten. 

Anlage 4 

Antwort 

des ParL Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Münd-
lichen Fragen der Abgeordneten Frau Matthäus-
Maier (FDP) (Drucksache 8/1612 Fragen A 23 
und 24) : 

Treffen Presseberichte zu, wonach Aktionsgemeinschaften gegen 
die Nutzung der Kernenergie jetzt überall im Bundesgebiet nicht 
mehr als gemeinnützig anerkannt werden und wonach dieser 
Ablehnungspraxis ein entsprechender Beschluß der obersten 
Finanzbehörden des Bundes und der Länder zugrunde liegt, und 
wie lautet gegebenenfalls dieser Beschluß? 

Wieviel Aktionsgemeinschaften gegen die Nutzung von Kern-
energie ist nach Kenntnis der Bundesregierung bislang die An

-

erkennung der Gemeinnützigkeit verweigert oder entzogen wor

-

den? 

Eine Körperschaft ist wegen Verfolgung gemein-
nütziger Zwecke steuerbegünstigt, wenn ihre Tätig-
keit ausschließlich und unmittelbar darauf gerichtet 
ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem 
oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern (§ 52 AO 
1977). 

Diesen Anforderungen des Gemeinnützigkeits-
rechts müssen die Satzung und die tatsächliche Ge-
schäftsführung der Körperschaft entsprechen. Es ist 
Aufgabe der örtlich zuständigen Landesfinanzbehör-
den, dies im konkreten Einzelfall zu prüfen. 

Die steuerliche Behandlung von Aktionsgemein-
schaften gegen die Nutzung der Kernenergie war 
im Jahr 1972 Gegenstand einer Erörterung des Bun-
des und der Länder. Dabei wurde die Auffassung 
vertreten, daß die Erschließung neuer Energiequel-
len, also auch der Bau von Atomkraftwerken, im 
Interesse der Allgemeinheit liege und von der brei-
ten Öffentlichkeit als notwendig angesehen werde. 
Beschränke sich eine Körperschaft nicht darauf, für 
die Verbesserung der Sicherheitsvorkehrungen und 
der Umweltschutzbedingungen beim Bau von Atom-
kraftwerken einzutreten, sondern suche sie, den 
Bau von Atomkraftwerken überhaupt zu verhindern, 
so könne dies nicht mehr als Verfolgung gemein-
nütziger Zwecke angesehen werden. 

Die gesteigerte aktuelle Bedeutung, die gegenwär-
tig diesem Fragenkomplex zukommt, hat dazu ge-
führt, daß die Auffassung der Fachreferenten des 
Bundes und der Länder aus dem Jahre 1972 um-
stritten wurde. 

Der Innenausschuß des Bundestages hat sich in 
seiner Sitzung vom 8. März 1978 mit der nach seiner 
Auffassung unterschiedlichen und für die Bürger-
initiativen nachteiligen Praxis befaßt und beschlos-
sen, den Bundesminister des Innern zu bitten, unver-
züglich beim Bundesminister der Finanzen und/oder 
bei der Umweltministerkonferenz auf einen sachge-
rechten Beschluß der Finanzbehörden hinzuwirken, 
der der besonderen Förderungswürdigkeit des Um-
weltschutzes nach § 52 Abs. 2 der Abgabenordnung 
entspricht. 

Der Bundesminister der Finanzen wird daher un-
ter Berücksichtigung der Stellungnahme des Bun-
desministers des Innern diesen Fragenkreis erneut 
prüfen. 

Zur gegenwärtigen Praxis der Finanzbehörden 
sind bisher einige Fälle bekanntgeworden, in denen 
Aktionsgemeinschaften gegen die Nutzung der 
Kernenergie der Status der Gemeinnützigkeit ver-
weigert wurde. Die Gemeinnützigkeit wurde in ver-
schiedenen dieser Fälle mit der Begründung ab-
erkannt bzw. versagt, daß . diese Aktionsgemein-
schaften zu rechtswidrigen Handlungen aufgerufen 
hätten. 

Nach einer Umfrage bei den obersten Finanz-
behörden der Länder dürften es mehr als 10 Fälle 
gewesen sein. 
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Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Vohrer (FDP) 
(Drucksache 8/1612 Fragen A 25 und 26) : 

Ist die Bundesregierung — falls eine solche in Frage 23 er-
wähnte Praxis besteht oder sich abzeichnet — in der Lage und 
bereit dafür zu sorgen, daß eine solche Auslegung des § 52 
Abs. 2 AO und die damit verbundene politische Beurteilung 
von Aktionsgemeinschaften künftig unterbleibt? 

Ist der Bundesregierung die Auffassung von Finanzbehörden 
bekannt, daß nur solche Körperschaften als gemeinnützig aner-
kannt werden sollen, deren Tätigkeit der Meinung der Bevöl-
kerungsmehrheit entspricht, bzw. daß Anträge aus Zuerkennung 
der Gemeinnützigkeit abzulehnen sind, wenn die Tätigkeit der 
Körperschaft mit Interessen von Teilen der Bevölkerung konkur-
riert, und wird die Bundesregierung solchen Auffassungen in 
angemessener Weise entgegentreten? 

Zu Frage A 25: 

Die Finanzbehörden haben nach dem Gesetz zu 
beurteilen, ob die Ziele einer Vereinigung die All-
gemeinheit auf materiellem, geistigem oder sitt-
lichem Gebiet ausschließlich, unmittelbar und selbst-
los fördern. Hierbei handelt es sich nicht um pol

-

tische, sondern um gerichtlich nachprüfbare recht-
liche Entscheidungen der jeweils zuständigen Lan-
desfinanzbehörde. 

Zu Frage A 26: 

Die Auffassung von Finanzbehörden der Länder, 
daß Körperschaften nicht als gemeinnützig anzuer-
kennen sind, deren Tätigkeit von weiten Kreisen 
der Bevölkerung abgelehnt wird, entspricht der bis-
herigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs. Es 
sind jedoch aus jüngster Zeit auch Meinungen in 
der Rechtsprechung bekannt geworden, die zu die-
sem Problemkreis einen differenzierten Standpunkt 
vertreten. 

Die steuerliche Behandlung von Aktionsgemein-
schaften gegen die Nutzung der Kernenergie war 
im Jahr 1972 Gegenstand einer Erörterung des Bun-
des und der Länder. Dabei wurde die Auffassung 
vertreten, daß die Erschließung neuer Energiequel-
len, also auch der Bau von Atomkraftwerken, im 
Interesse der Allgemeinheit liege und von der brei-
ten Öffentlichkeit als notwendig angesehen werde. 
Beschränke sich eine Körperschaft nicht darauf, für 
die Verbesserung der Sicherheitsvorkehrungen und 
der Umweltschutzbedingungen beim Bau von Atom-
kraftwerken einzutreten, sondern suche sie, den Bau 
von Atomkraftwerken überhaupt zu verhindern, so 
könne dies nicht mehr als Verfolgung gemeinnützi-
ger Zwecke angesehen werden. 

Die gesteigerte aktuelle Bedeutung, die gegen-
wärtig diesem Fragenkomplex zukommt, hat dazu 
geführt, daß die Auffassung der Fachreferenten des 
Bundes und der Länder aus dem Jahre 1972 um-
stritten wurde. 

Der Innenausschuß des Bundestages hat sich in 
seiner Sitzung vom 8. März 1978 mit der nach seiner 
Auffasung unterschiedlichen und für die Bürger-
initiativen nachteiligen Praxis befaßt und beschlos-
sen, den Bundesminister des Innern zu bitten, un

-

verzüglich den Bundesminister der Finanzen und/ 
oder bei der Umweltministerkonferenz auf einen 
sachgerechten Beschluß der Finanzbehörden hinzu-
wirken, der der besonderen Förderungswürdigkeit 
des Umweltschutzes nach § 52 Abs. 2 der Abgaben-
ordnung entspricht. 

Der Bundesminister der Finanzen wird daher unter 
Berücksichtigung der Stellungnahme des Bundes-
ministers des Innern diesen Fragenkreis erneut 
prüfen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höhmann auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Wohlrabe (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage A 50) : 

Plant die Bundesregierung Maßnahmen, um den Reiseverkehr 
von und nach Berlin per Auto, Eisenbahn bzw. Flugzeug quali-
tativ zu verbessern und zu intensivieren, und welcher Verkehrs-
möglichkeit räumt sie bei ihrer Förderung gegebenenfalls Vor-
rang ein? 

Die Bundesregierung hat es stets als eine ihrer 
vordringlichsten Augaben betrachtet, die Verkehrs-
verbindungen von und nach Berlin rechtlich zu si-
chern und qualitativ zu verbessern. Zu diesem Zwek-
ke ist das Transitabkommen abgeschlossen worden; 
die Bundesregierung hat mit der DDR die inzwi-
schen bereits fortgeschrittenen Grunderneuerungs- 
und Ausbau-Arbeiten an der Autobahn Helmstedt

-

Berlin vereinbart und im Eisenbahnverkehr die Öff-
nung des Überganges Staaken sowie dreier Bahn-
höfe in Berlin (West) für Reisezüge erreicht. 

Auch ' in Zukunft wird die Bundesregierung ihr 
besonderes Augenmerk auf die Verbesserung der 
Verkehrswege und -einrichtungen im Berlinverkehr 
richten. Die Angelegenheit war u. a. Gegenstand 
der gestrigen Sitzung des Haushaltsausschusses in 
Berlin. 

Zu Ihren Fragen kann ich ergänzend folgendes 
sagen: 

1. Zur Verbesserung des Straßenverkehrs verhan-
delt die Bundesregierung zur Zeit mit der DDR 
über eine Erweiterung der Verkehrsflächen am 
Grenzübergang Herleshausen/Wartha, an dem 
Transitreisende zu Spitzenzeiten (Ostern, Pfing-
sten, an Wochenenden) wegen der nur zweispu-
rigen Straße im Grenzbereich in den Stau des 
Wechselverkehrs geraten und lange Wartezeiten 
in Kauf nehmen müssen. 

Ferner bereitet die Bundesregierung Verhandlun-
gen mit der DDR über den Bau einer Autobahn 
von Berlin nach Hamburg vor. 

2. Im Schienenverkehr ist der von der DDR 1974 
der Bundesregierung vorgeschlagene mehrglei-
sige Ausbau der Eisenbahnstrecken von Berlin 
in Richtung Hamburg und in Richtung Hannover 
1975 wegen der hohen Investitionskosten zurück-
gestellt worden. Die Deutsche Bundesbahn be-
müht sich seit längerem in den Fahrplangesprä- 
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chen mit der Deutschen Reichsbahn, Qualität und 
Quantität der Reisezüge zu verbessern und damit 
den Reiseverkehr mit der Eisenbahn attraktiver 
zu machen. Der Zuwachs des Eisenbahnpersonen-
verkehrs um 13 % im Jahre 1977 im Verhältnis 
zu 1976 (wobei der Anstieg in der Städtever-
bindung Berlin—Hamburg über den neuen Über-
gang Staaken bei über 20 °/o lag) sind ein kon-
kreter Ausdruck der bereits erzielten Verbesse-
rungen. 

3. Im Luftverkehr hat sich das Fluggastaufkommen 
im Jahre 1977 stabilisiert, nachdem in den ersten 
Jahren nach Inkrafttreten des Transitabkommens 
die Zahl der Passagiere erheblich abgenommen 
hatte. Die Bundesregierung ist auch weiterhin 
darum bemüht, ein attraktives Angebot an Flug-
gerät und Flugplänen zu gewährleisten. 

Bei ihren Bemühungen um Verbesserung der Ver-
kehrsmöglichkeiten richtet die Bundesregierung ihre 
Maßnahmen an den jeweiligen Erfordernissen aus. 
Es gibt keine feststehenden Prioritäten. Jeder Ver-
kehrsträger hat seine Funktion zu erfüllen. 

 
Anlage 7 	 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des 'Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Druck-
sache 8/1612 Frage A 63) : 

Plant die Bundesregierung zur Förderung der rationellen 
Energieverwendung gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit an-
deren gesellschaftlichen Einrichtungen eine Aufklärungs- und 
Informationskampagne mit praktischen Beispielen, die ähnlich 
wie „Der siebente Sinn" zur Verkehrssicherheit aufgebaut ist 
und zu günstigen Fernsehzeiten läuft? 

Die Bundesregierung bereitet im Augenblick eine 
breit angelegte Aufklärungsaktion über Notwendig-
keit und Möglichkeiten einer rationellen Energie-
verwendung vor, nachdem die dafür zur Verfügung 
stehenden finanziellen Mittel für das Jahr 1978 deut-
lich aufgestockt worden sind. 

Ziel der Aktion ist es, bei möglichst großen Be-
völkerungskreisen einen Prozeß in Gang zu setzen, 
der jedem einzelnen bewußt werden läßt, wann, wie 
und in welchem Ausmaß Energie verbraucht wird 
und gespart werden kann. Dabei sollen praktische 
Spar-Tips verstärkt zum Energie-Sparen motivieren. 

Die Bundesregierung würde sich freuen, wenn die 
ARD oder das ZDF das Thema „Energie-Sparen" in 
einer besonderen Sendereihe darstellen würde. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Hürland (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Fragen A 64 und 65) : 

Trifft es zu, daß — wie in der „Westdeutschen Allgemeinen 
Zeitung" vom 28. Februar 1978, Ausgabe Dorsten, gemeldet — 
der  Neubau des Steag-Kraftwerks in Dorsten nach dem Voerde

-

Urteil keine Priorität mehr besitzt und auch nicht mehr in der 
Planung der bis 1985 zu realisierenden Anlagen enthalten ist, 
und wenn ja, welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
daraus? 

Ist eine Bezuschussung des Bundes für das geplante Steag

-

Kraftwerk in Dorsten dann nicht mehr zu erwarten, wenn es im 
Maßnahmenkatalog, des Bundeswirtschaftsministeriums nicht mehr 
aufgeführt ist, und wenn nein, welche Maßnahmen wird die 
Bundesregierung ergreifen, um 2 500 Arbeitsplätze im Dorstener 
Steinkohlenbergbau zu erhalten? 

 

Zu Frage A 64: 

Der Bau neuer Kraftwerke richtet sich nach dem 
zu erwartenden Strombedarf. Es ist Sache der Elek-
trizitätswirtschaft und der beteiligten Unternehmen 
mit Billigung des Landes Standortentscheidungen für 
die zunächst benötigten Kraftwerksneubauten zu 
treffen. Diese richten sich neben der jeweiligen Ver-
sorgungssituation nach der Genehmigungs- und Ein-
spruchslage sowie nach sonstigen Standortbedingun-
gen. Da der Bau neuer Steinkohlenkraftwerke auf 
Grund der bekannten Hemmnisse oft erschwert ist, 
legen die Unternehmen vorsorglich Projekte für 
mehrere Kraftwerksstandorte vor. Der Standort Dor-
sten wurde als Alternativstandort für den Standort 
Voerde ausgewiesen. Wenn der Bau des Kraftwerks 
Voerde realisiert wird, ist damit zu rechnen, daß 
dies Einfluß auf den Bau eines Kraftwerks an dem 
Standort Dorsten hat. 

Zu Frage A 65: 

Die Zuschüsse nach den Verstromungsgesetzen 
hängen lediglich davon ab, daß ein neues Kraftwerk 
errichtet und mit Steinkohle betrieben wird. Die 
Maßnahmen sind nicht an bestimmte Standorte ge-
bunden. Die Arbeitsplätze im Dorstener Steinkohlen-
bergbau sind nicht abhängig vom Kraftwerksbau in 
Dorsten, da die dort geförderte Kraftwerkskohle 
auch an Kraftwerke anderer Standorte geliefert wer-
den kann. 

Anlage 9 	  

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Spöri (SPD) (Druck-
sache 8/1612 Fragen A 66 und 67): 

Ist aus der Sicht der Bundesregierung die Feststellung des 
baden-württembergischen Ministerpräsidenten Filbinger zutref-
fend, daß sich im Bereich der öffentliçhen Investitionen vor 
allem die Mischfinanzierungen zwischen Bund, Ländern und Ge-
meinden hemmend auf die Investitionstätigkeit auswirken, und 
wenn ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Trifft es zu, daß rund 60 v. H. der Fläche des Bundesgebiets 
inzwischen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" gefördert werden, und ist 
eine Ausdehnung der Fördergebiete auf diese Größenordnung aus 
der Sicht der Bundesregierung noch unter den Gesichtspunkten 
strukturpolitischer Effizienz vertretbar? 

Zu Frage A 66: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß bei 
der Abwicklung der gemeinsam finanzierten Son-
der-/Konjunkturprogramme 1974/75 sowie des Pro- 
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gramms für Zukunftsinvestitionen im besonderen 
Maße Investitionshemmnisse aufgetreten sind. Kon-
krete Fälle von Investitiomshemmnissen wurden 
von den Ländern, bei denen die Durchführung und 
die Projektauswahl liegt, nicht benannt. Auch der 
Bericht Baden-Württembergs über den Abbau in-
vestitionshemmender Vorschriften, der dem Herrn 
Bundeskanzler am 17. Februar 1978 überreicht wor-
den ist, enthält hierzu keine Angaben. 

Die insgesamt — nach einigen Anlaufschwierig-
keiten — zügige Umsetzung des Programms für 
Zukunftsinvestitionen zeigt zudem, daß Mischfinan-
zierungen kein entscheidendes Hindernis für eine 
rasche Durchführung öffentlicher Investitionspro-
gramme zu sein brauchen. Nach den von den Län-
dern vorliegenden Abwicklungsberichten — Stand 
31. Dezember 1977 — wurden bereits 1977 mehr 
Auftragsvergaben realisiert als ursprünglich vor-
gesehen. 

Zu Frage A 67: 
 

Die Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
umfassen derzeit 58,9 °/o der Fläche des Bundes-
gebietes. Aus dieser Tatsache allein können jedoch 
noch keine Rückschlüsse auf die Eiffizienz der regio-
nalen Wirtschaftspolitik gezogen werden: In den 
Fördergebieten leben lediglich rund 34 % der Be-
völkerung des Bundesgebietes und außerdem wird 
die Förderung auf Schwerpunktorte innerhalb der 
Fördergebiete konzentriert. 

Für den 7. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
ist eine zeitlich befristete Ausdehnung der Förder-
gebiete auf ca. 36 °/o Bevölkerungsanteil vorgesehen. 
Die Vergrößerung der sogenannten Fördergebiets-
kulisse mußte in Kauf genommen werden, um be-
sonders gravierendes Regionalproblemen in bisheri-
gen Nichtfördergebieten Rechnung zu tragen. Nach 
drei Jahren wird allerdings eine Überprüfung der 
gesamten Fördergebietskulisse vorgenommen. Da-
bei sollte auch eine Reduzierung der Fördergebiete 
erreicht werden. Ob und in welchem Maße eine 
Verringerung der Fördergebiete erreicht werden 
kann, hängt nicht zuletzt von der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung ab. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Druck-
sache 8/1612 Frage A 68): 

Hat das Angebot der RWE an die industrielle Kraftwirtschaft, 
künftig auf tarifliche Benachteiligungen der industriellen Eigen-
stromerzeugung zu verzichten und damit bisher ungenutzte 
Stromkapazitäten zu erschließen, Einfluß auf die Kraftwerkspla-
nung der Bundesregierung? 

Über die Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die stromwirtschaftliche Zusammenarbeit finden 
zur Zeit nicht nur das RWE betreffende  Verhand

-

lungen zwischen den öffentlichen Elektrizitätsver- 
sorgungsunternehmen (EVU) und der industriellen 
Kraftwirtschaft statt. Ein ganz wesentlicher Punkt 
sind hierbei die künftigen preislichen Bedingungen 
für die Einspeisung von industriellem Überschuß-
strom. Die Bundésregierung geht davon aus, daß 
über die bisher erzielten Teilergebnisse hinaus auch 
hierfür allseits befriedigende Lösungen gefunden 
werden. Die Verhandlungen sind noch nicht abge-
schlossen. Schon deshalb kann heute keine Aus-
sage über die möglicherweise zusätzlich in das öf-
fentliche Netz einspeisbare industrielle Überschuß-
strommenge getroffen werden. Hinzu kommen die 
mit dieser Einspeisung verbundenen praktischen 
Schwierigkeiten, die von der Bundesregierung auf 
Anfrage (z. B. Anfragen der Abgeordneten Dr. Dieter 
Spöri und Peter Conradi in der Fragestunde am 
14./15. Dezember 1977) bereits genannt wurden. 

Im übrigen müssen die öffentlichen Elektrizitäts-
versorgungsunternehmen jederzeit eine sichere und 
ausreichende Stromversorgung garantieren. Ob sich 
langfristig Auswirkungen auf den Kraftwerkszubau 
bei den EVU ergeben, hängt davon ab, inwieweit die 
Industrie in der Lage ist, gesicherte Leistung zur 
Verfügung zu stellen. Hiervon abgesehen ist auch 
zu berücksichtigen, daß wegen der langen Bauzeiten 
der Kraftwerkszubau bis Mitte der 80er Jahre bereits 
festliegt. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretär Wrede auf die Mündliche 
Frage der Abgeordneten Frau Simonis (SPD) (Druck-
sache 8/1612 Frage A 82) : 

Treffen Berichte zu, nach denen Auskünfte über Eintragungen 
in die Kartei des Kraftfahrzeugbundesamts nur gegen eine Ge-
bühr von 8 DM und notarielle Beglaubigung der Unterschrift 
erteilt werden, daß diese Auskünfte darin bestehen, dem An-
frager ein Merkblatt zu übersenden, anhand dessen er sein 
Punktekonto selber errechnen muß, und was gedenkt die Bun-
desregierung bejahendenfalls zu unternehmen, um „bürgerfreund-
lichere" Auskünfte zu garantieren? 

Nach Abs. 4 der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zu § 13 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung (StVZO) wird einer Privatperson über den sie• 
betreffenden Inhalt des Verkehrszentralregisters auf 
Antrag gebührenpflichtig Auskunft erteilt. Dem An-
trag ist eine amtliche Beglaubigung der Unterschrift 
beizufügen, um zu vermeiden, daß Auskünfte an 
Dritte erteilt werden. 

Die Gebühr beträgt unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Kostendeckung 8,— DM. 

Das Kraftfahrt-Bundesamt registriert lediglich die 
Mitteilungen der Gerichte und Verwaltungsbehör-
den. Es ist ihm daher nur eine vorläufige Bepunk-
tung der Straftaten und Ordnungswidrigkeiten für 
verwaltungsinterne Zwecke möglich. Die endgültige 
Festsetzung der Punkte kann nur die örtliche Fahr-
erlaubnisbehörde vornehmen. Das Kraftfahrt-Bun-
desamt kann deshalb an Privatpersonen nur die vor-
handenen Eintragungen ohne Punkteangabe mittei-
len. Dabei wird der Anfragende durch das Merkblatt 
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über die Punktebewertung von Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten unterrichtet. Ein anderes Verfah-
ren ist wegen der Gefahr einer unrichtigen Punkte-
berechnung und der dadurch entstehenden eventuel-
len Rechtsfolgen nicht möglich. 

Die Bundesregierung ist bereit, dieses Problem in 
die Überprüfung und Untersuchung des Mehrfach-
täterpunktsystems mit den Ländern einzubeziehen. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schäuble (CDU/CSU) 
Drucksache 8/1612 Fragen A 88 und 89) : 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung bei der Vor-
bereitung der Telefonnahbereiche über die Auswirkungen vor, 
die sich durch die früher einmal festgelegten fiktiven Orts-
mittelpunkte ergeben? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Fällen, in denen der Nah-
verkehrsbereichsradius von 20 km um den fiktiven Ortsmittel-
punkt zu offensichtlichen Härtefällen führt, diesen fiktiven Orts-
mittelpunkt zugunsten der regionalen, wirtschaftlichen und 
soziokulturellen Verflechtung einer Raumschaft geringfügig zu 
verlegen, wie dies z. B. für das Ortsnetz Bad Peterstal-Gries-
bach im Verhältnis zu der Kreisstadt Offenburg dringend ange-
zeigt erscheint? 

Die Festlegung der Entfernungsmeßpunkte ist 
rechtsverbindlich in § 33 der Fernmeldeordnung ge-
regelt. Sie wurden erst vor einigen Jahren über-
prüft. Diese Entfernungsmeßpunkte sind nicht nur 
Grundlage für die .Einteilung der Nahbereiche, son-
dern dienen darüber hinaus als Grundlage aller ent-
fernungsabhängigen Tarifierungen. 

Ein Ziel der Einführung der Nahbereiche ist es, 
jedoch Bürger Anrufe zu seiner Gemeindeverwal-
tung zum niedrigsten Tarif zu ermöglichen. Dieses 
Ziel wird in dem von Ihnen angesprochenen Fall des 
Ortznetzes Bad Peterstal — Griesbach erreicht. 

Die Deutsche Bundespost vermag daher keinen 
Härtefall zu erkennen und sieht in einer Verände-
rung der Entfernungsmeßpunkte auch keine Lösung 
des vermeintlichen Problems. 

Anlage 13 

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Wohlrabe (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage A 93) : 

Aus welchen Gründen schließt die Deutsche Bundespost Brief-
sendungen, die die Aufschrift „BRD — Nein! Bundesrepublik 
Deutschland — Ja!" tragen, von der Beförderung aus? 

Nach § 13 Abs. 1 Nr. 3 der Postordnung sind Sen-
dungen mit Vermerken politischen oder religiösen 
Inhalts auf der Aufschriftseite von der Postbeförde-
rung ausgeschlossen. 

Politischen Inhalt hat ein Vermerk dann, wenn er 
Äußerungen enthält, die sich auf die für die Gegen-
wart bedeutsamen politischen Verhältnisse des In-
oder Auslands beziehen. 

Das trifft für den Vermerk „BRD nein — Bundes-
republik Deutschland ja" zu. Er stellt die Aufforde-
rung dar, den Gebrauch der Abkürzung „BRD" an-
stelle der korrekten Staatsbezeichnung „Bundes-
republik Deutschland" zu vermeiden. 

Sendungen,' die auf der Aufschriftseite den Ver-
merk „BRD nein — Bundesrepublik Deutschland ja" 
enthalten, dürfen daher nicht befördert, sondern 
müssen dem Absender zurückgegeben werden. Ge-
gen eine Anbringung derartiger Vermerke auf der 
Rückseite von Postsendungen bestehen dagegen 
keine Bedenken. 

Anlage 14 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Mündliche Frage der Abgeordneten Frau Erler (SPD) 
(Drucksache 8/1612 Frage A 103) : 

Ist die Bundesregierung dem Aufruf des UN-Flüchtlingskom-
missars gefolgt, Hilfe zu leisten für zairische Flüchtlinge, die 
vor militärischen Vergeltungsaktionen gegen die Bevölkerung 
der Provinzen Shaba und Kiwu nach Angola geflohen sind, und 
falls nicht, warum nicht? 

Die Bundesregierung ist diesem Aufruf gefolgt. 
Und zwar hat sie aus Mitteln der Humanitären Hilfe 
die Transportkosten für umfangreiche Hilfslieferun-
gen der beiden großen deutschen kirchlichen Hilfs-
organisationen übernommen. Diese haben bei der 
Durchführung der Maßnahmen mit dem Hohen 
Flüchtlingskommissar eng zusammengearbeitet. 

Anlage 15 

Antwort 

des Staatsministers Wischnewski auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 1) : 

Hat der Bundeskanzler vor dem SPD-Vorstand gesagt, er 
habe den amerikanischen Präsidenten Carter „so gut wie abge-
schrieben" und „der Mann werde die westliche Welt in eine 
Krise steuern", wie es der „Stern" in seiner neuesten Ausgabe 
berichtet? 

 

Äußerungen über den amerikanischen Präsiden-
ten, wie sie der „Stern" dem Bundeskanzler zu-
schreibt, sind vom Bundeskanzler weder wörtlich 
noch sinngemäß gemacht worden. Derartige Äuße-
rungen würden auch nicht der hohen Wertschätzung 
entsprechen, die der Bundeskanzler für Präsident 
Carter hegt. 

Anlage 16 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 2) : 
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Welche Kosten hat die Bundesregierung für ihre Öffentlich-
keitsarbeit in der Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1977 
aufgewandt? 

Nach der Haushaltsstatistik des Bundesministers 
der Finanzen hat die Bundesregierung für ihre Ö f-
fentlichkeitsarbeit im Inland in der Zeit vom 1. Ok-
tober 1977 bis 31. Dezember 1977 DM 24,985 Millio-
nen ausgegeben. Für die Öffentlichkeitsarbeit Aus-
land betrug die Ist-Ausgabe im gleichen Zeitraum 
DM 27,296 Millionen. 

Natürlich beziehen sich diese Beträge zu einem 
beträchtlichen Teil auf Verpflichtungen, die bereits 
vor dem 1. Oktober 1977 eingegangen wurden, oder 
auf Maßnahmen, die vor diesem Termin erfolgten. 

Anlage 17 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Schriftlichen Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen B 3, 4 und 5) : 

Welche schutzwürdigen Belange des betroffenen Beamten 
stehen einer vollständigen Beantwortung meiner Fragen B 3 
bis 5 (Drucksache 8/1573 vom 3. März 1978) entgegen, und wieso . 

 verletzt eine Darlegung des beruflichen Werdegangs eines Be-
amten und die Angabe der jährlichen Belastung des Bundes-
haushalts durch die vorzeitige Ruhestandsversetzung in kon-
kreten Beträgen die Persönlichkeitssphäre des Beamten? 

Wie lange war der Beamte seit 1963 aus dem öffentlichen 
Dienst beurlaubt und für welche Tätigkeit? 

Mit welchen Kosten wurde der Bundeshaushalt durch die 
Umfrage über die Meinung der Bevölkerung zur Regierungs-
umbildung, deren Ergebnis Gegenstand der dem Beamten vorge-
worfenen Indiskretion war, belastet? 

Zu Fragen B 3 und 4: 

Meine Antwort vom 9. März 1978 enthält nicht 
die Feststellung, daß die Darlegung des beruflichen 
Werdegangs eines Beamten generell dessen Per-
sönlichkeitssphäre verletzt. Vielmehr geht es dar-
um, daß die von Ihnen erbetenen Angaben zu per-
sonalrechtlichen Details den Personalakten des Be-
amten entnommen werden müßten, die Weitergabe 
solcher Details in der von Ihnen gewünschten Form 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen über die Ver-
traulichkeit des Inhalts von Personalakten aber nicht 
zulässig ist. Bei der öffentlichen Bekanntgabe per-
sonalrechtlicher Einzelheiten muß schließlich auch 
die Zurückhaltung geübt werden, die dem durch 
§ 203 des Strafgesetzbuches vorgeschriebenen Schutz 
von Privatgeheimnissen gerecht wird. 

Die insoweit nach meiner Auffassung vertretbaren 
Angaben zu Ihren Fragen Nr. 1., 2, und 4, vom 
3. März 1978 sind in meiner Antwort vom 9. März 
1978 enthalten. Der Vollständigkeit halber weise 
ich darauf hin, daß auch die versorgungsrechtliche 
Anerkennung von Dienstzeiten als ruhegehaltsfähig 
Bestandteil der Personalakte ist und als Einzel-
angabe über die persönlichen Verhältnisse des Be-
amten der dargestellten Beschränkung der Bekannt-
gabe unterliegt. 

Die Kosten, die dem Bundeshaushalt für die 
Dauer von fünf Jahren entstehen können, lassen sich 
bereits meiner Antwort vom 9. März 1978 entneh

-

men, da es sich bei den Versorgungsbezügen in 
Höhe von 75 v. H. der BesGr. B 9 um einen festen 
Betrag handelt, der z. Zt. — wie aus dem Beamten-
versorgungsgesetz und dem Bundesbeamtengesetz 
ersichtlich ist — ca. 6 100,— DM ausmacht. Die An-
gabe eines für einen Zeitraum von fünf Jahren zu-
sammengerechneten Betrages halte ich nicht für sach-
gerecht, weil es sich hierbei um eine hypothetische 
Summe handeln würde. Denn einerseits lassen sich 
die absehbaren Veränderungen des Bundesbesol-
dungsgesetzes nicht berücksichtigen, und anderer-
seits würde eine solche Angabe voraussetzen, daß 
der Beamte innerhalb dieser fünf Jahre nicht wieder 
aktiv im öffentlichen Dienst tätig wird. 

Zu Frage B 5: 

Zur Klarstellung bemerke ich, daß es bei dem in 
Ihrer Frage angesprochenen Vorgang nicht speziell 

um das Ergebnis einer Meinungsumfrage zur Regie-
rungsumbildung ging. 

Die Umfrage wurde im Rahmen des für Umfragen 
zur Politik der Bundesregierung vorgesehenen Be-
fragungsprogramms — ausgewiesen durch den Titel 
52604 im Haushalt des Presse- und Informations-
amtes — erhoben. Ihre Kosten betrugen 22 400,—
DM einschließlich Mehrwertsteuer. In gleicher Weise 
wird jeder für die Einschätzung der Bevölkerungs-
stimmung zu gewichtigen politischen Entscheidungen 
bedeutsame Vorgang demoskopisch ausgewertet. 

Anlage 18 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Bange- 
mann (FDP) (Drucksache 8/1612 Fragen B 6 und 7): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Europäische Ge-
meinschaft mit Gemeinschaftsmitteln eine Vielzahl von Maß-
nahmen auch in der Bundesrepublik Deutschland unterstützt, die 
in der Öffentlichkeit aber weitgehend unbekannt bleiben, und 
was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um diese 
Maßnahmen auch dem einzelnen Bürger in unserem Land zur 
Kenntnis zu bringen, um somit das Interesse an der Europäi-
schen Gemeinschaft zu stärken? 

Wäre die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, diese not-
wendige Öffentlichkeitsarbeit durch das Aufstellen entsprechen-
der Hinweisschilder zu unterstützen? 

Zu Frage B 6: 

Der Bundesregierung ist wohl bekannt, daß auch 
in der Bundesrepublik Deutschland eine Vielzahl 
von Maßnahmen mit Mitteln des EG-Sozialfonds, des 
EG-Regionalfonds, des EAGFL, Abteilung Ausrich-
tung, der EIB und der EGKS gefördert werden. 

Die Bundesregierung hat auch Kenntnis genom-
men von der Antwort, die Ihnen die EG-Kommission 
auf Ihre Schriftliche Anfrage Nr. 818/77 erteilt hat. 
Sie hält diese Antwort für zutreffend. 

Zu Frage B 7: 

Gegen eine entsprechende Kennzeichnung bei 
öffentlichen Vorhaben, z. B. bei Infrastrukturmaß- 
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nahmen, hätte die Bundesregierung keine Bedenken. 
Gegen die Kennzeichnung privater Vorhaben be-
steht das Bedenken, daß hierdurch Geschäftsgeheim-
nisse der Unternehmen an die Öffentlichkeit getragen 
würden, was aus Wettbewerbsgründen und auch aus 
strafrechtlichen Gründen (§ 203 StGB) nicht vertret-
bar erscheint. 

Anlage 19 
Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Czaja 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 8) : 

Hat die Bundesregierung gegen die Verhaftung des deutschen 
Staatsangehörigen de Haan in Jugoslawien (Tanjug vom 23. Fe-
bruar 1978) protestiert, oder haben sich führende deutsche Po-
litiker mit freundschaftlichen Kontakten zu Jugoslawien für die 
Freilassung dieses Vertreters der Arbeiterwohlfahrt eingesetzt? 

Am 14. Februar 1978, drei Tage nach Unterrich-
tung über die Verhaftung de Haans, hat Staatssekre-
tär van Well den jugoslawischen Botschafter zu sich 
gebeten und mit großem Nachdruck die Besorgnis 
der Bundesregierung über die Inhaftierung de Haans 
zum Ausdruck gebracht und seine Freilassung ge-
fordert. Anschließend hat auch unser Botschafter in 
Belgrad bei Außenminister Minic auf eine rasche 
Klärung des Falles gedrängt und vor einer Belastung 
der deutsch-jugoslawischen Beziehungen gewarnt. 

Ebenso haben sich führende Politiker aller Par-
teien für die Freilassung de Haans eingesetzt oder 
angeboten, dies zu tun. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen um 
eine für uns befriedigende Regelung der Angelegen-
heit fortsetzen. 

Anlage 20 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn 
(Braunschweig) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Fra-
gen B 9 und 10) : 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, in wel-
chem Umfang und in welchen Ländern über die Deutsche Demo-

kratische Republik ausländische Arbeitskräfte illegal nach West-
Berlin geschleust werden? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß rund 10 000 bis 
12 000 Pakistani auf diesem Wege nach West-Berlin und in die 
Bundesrepublik Deutschland gekommen sind? 

Da  illegal  Einreisende als solche nicht erfaßt wer-
den können, beziehen sich nachstehende Angaben 
auf illegal eingereiste Personen, .die anschließend 
Asyl beantragt haben und dadurch festgestellt wor-
den sind: 

Zu Frage B 9: 

Soweit der Bundesregierung auf diesem Wege be-
kannt geworden ist, sind im Jahre 1976 rd. 3 800 und 

1977 rd. 9 800 Personen illegal nach Berlin (West) 
eingereist. Hierunter waren etwa 6 000 Personen 
aus verschiedenen arabischen Ländern sowie etwa 
6 000 Pakistanis. 

Zu Frage B 10: 

Demnach kann nicht bestätigt werden, daß rd. 
10 000 bis 12 000 pakistanische Staatsangehörige ille-
gal nach Berlin (West) eingereist sind. 

Im übrigen ist seit Anfang 1978 ein spürbarer 
Rückgang des Zustroms aus Pakistan zu verzeichnen. 
Im Januar 1978 wurden in Berlin (West) noch etwa 
250, im Februar etwa 200 illegal aus Pakistan einge-
reiste Personen festgestellt. 

Wie ich schon auf die schriftliche Frage des Herrn 
Kollegen Schulze (Berlin) (Drucksache 8/1417 Frage 
B 3) bemerkt habe (vgl. Anlage 2 zum Stenographi-
schen Bericht der 70. Sitzung vom 27. Januar 1978), 
hat die Bundesregierung bereits im Juni 1976 im 
Einvernehmen mit der Regierung von Pakistan die 
Sichtvermerkspflicht auf der Basis der Gegenseitig-
keit eingeführt. Die Zahl der Asylbewerber aus Pa-
kistan stagnierte daraufhin bis zum Sommer 1977. 
In Anbetracht des zu diesem Zeitpunkt festgestellten 
Anstiegs illegaler Einreisen pakistanischer Staats-
angehöriger nach Berlin (West) hat das Auswärtige 
Amt unverzüglich erneut Kontakt mit der Regierung 
von Pakistan aufgenommen, die Verständnis für un-
ser Anliegen zeigt. Ferner sind, nachdem die Reise-
wege festgestellt werden konnten, die dafür in Be-
tracht kommenden Regierungen über die Problema-
tik unterrichtet und gebeten worden, im Rahmen 
des ihnen Möglichen, insbesondere bei Erteilung von 
Einreise- und Durchreisesichtsvermerken, zur Lösung 
der bei uns aufgetretenen Schwierigkeiten beizutra-
gen. 

Anlage 21 	 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Jahn 
(Braunschweig) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage 
B11): 

Wird die Bundesregierung sich dafür einsetzen, daß, nachdem 
die Engländer nicht für einen Direktwahltermin für das Euro-
päische Parlament im April bzw. Mai 1979 zu gewinnen sind, der 
von der Labour-Regierung angedeutete Zeitraum Anfang Juni 
1979 auf der nächsten Sitzung des Ministerrats als definitiv 
festgelegt wird? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß sich 
die britische Regierung gegen einen Wahltermin in 
dem von Ihnen genannten Zeitraum im April/Mai 
1979 ausgesprochen hätte. 

Vielmehr hat die Präsidentschaft in der Ratsta-
gung am 7. März 1978 zwei mögliche Wahltermine 
genannt — 17. bis 20. Mai und 7. bis 10. Juni 1979 
— gegen die keine Delegation grundsätzliche Ein-
wände erhoben hat. Die Bundesregierung ist auf der 
letzten Ratstagung nachdrücklich dafür eingetreten, 
daß der Europäische Rat am 7./8. April 1978 in 
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Kopenhagen den Europawahltermin endgültig poli-
tisch festlegt. Der Vertreter der Bundesregierung 
wird sich in diesem Sinne auch auf der nächsten 
Ratstagung am 4. April 1978 aussprechen. 

Die lt. Art. 10 Ziffer 1 des Direktwahlakts vom 
20. September 1976 erforderliche formelle Festle-
gung des Wahltermins durch einstimmigen Ratsbe-
schluß kann erst nach Inkrafttreten des Akts er-
folgen. Voraussetzung hierfür ist, daß alle Mitglied-
staaten lt. Art. 16 des Akts den Abschluß der Ver-
fahren dem Generalsekretär des Rats notifiziert 
haben. Bisher haben dies erst fünf Mitgliedstaaten 
getan (Bundesrepublik Deutschland, Italien, Däne-
mark, Irland, Luxemburg). 

Anlage 22 

 Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hoffacker (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Fragen B 12 und 13): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Bezirkskrankenhaus 
Gaoua/Obervolta, das mit Mitteln der Bundesrepublik Deutsch-
land erbaut wurde, deutsche Ärzte arbeiten müssen, ohne Me-
dikamente ausgeben zu können und nicht in der Lage sind, eine 
ordentliche Wundversorgung durchzuführen, und welchen Bei-
trap wird sie leisten, um die ärztliche Versorgung in diesen 
Gebiet sicherzustellen? 

Sieht die Bundesregierung die Weiterführung des Kranken-
hauses als gefährdet an? 

Zu Frage B 12: 

Das Bezirkskrankenhaus Gaoua in Obervolta 
wurde aus Mitteln des Europäischen Entwicklungs-
fonds (EEF) gebaut und wird seit 1965 im Rahmen 
der bilateralen technischen Zusammenarbeit der 
Bundesrepublik Deutschland mit der Republik Ober-
volta durch Gestellung von Ärzten und Medika-
menten sowie die Entsendung von Laborantinnen, 
Krankenschwestern und Mechanikern unterstützt. 
Das Regierungsabkommen, auf Grund dessen das 
Vorhaben letztmalig verlängert wurde, ist am 
31. Dezember 1977 ausgelaufen. Da die Regierung 
von Obervolta nicht in der Lage war, ab diesem 
Zeitpunkt das Krankenhaus — wie ursprünglich ver-
einbart — in voller eigener Verantwortung weiter-
zuführen, hat sich die Bundesregierung bereit er-
klärt, im Wege der Nachbetreuung zwei Ärzte, dar-
unter einen Chirurgen, für weitere zwei Jahre in 
Gaoua zu stationieren. Der Deutsche Entwicklungs-
dienst (DED) hat zur Unterstützung des ländlichen 
Gesundheitswesens insgesamt zehn Fachkräfte nach 
Obervolta entsandt, von denen ein Teil ebenfalls 
im Gebiet Gaoua eingesetzt ist. Die Versorgung mit 
Medikamenten war bisher nicht gefährdet, da Ober-
volta nicht nur von der Bundesrepublik Deutsch-
land, sondern auch von anderen Gebern stets aus-
reichend versorgt wurde. Die Bundesregierung und 
die Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammen-
arbeit (GTZ) prüfen zur Zeit, welche Maßnahmen 
im Rahmen der Nachbetreuung des Bezirkskranken-
hauses Gaoua ergriffen werden können, um Eng-
pässe bei der medizinischen Versorgung nach Mög-
lichkeit zu vermeiden. 

Zu Frage B 13: 

Eine im Februar/März 1974 durchgeführte Inspek-
tion hat ergeben, daß eine Weiterführung des Be-
zirkskrankenhauses Gaoua nach dem vom Euro-
päischen Entwicklungsfonds beim Bau des Kranken-
hauses vorgesehenen Standard den Gesundheits- 
haushalt von Obervolta übermäßig belasten würde. 
Auf Grund der inzwischen in Obervolta um das Fünf-
fache gestiegenen Preise für Dieselöl mußte bei-
spielsweise die ursprünglich installierte Kraftstation 
stillgelegt und durch einen kleineren Generator er-
setzt werden. Klimageräte werden seither nur noch 
im Operationssaal, im Arzneimitteldepot und im 
Labor betrieben. Als Distriktarzt und Direktor des 
Bezirkskrankenhauses ist seit Ende 1976 ein vol-
taischer Arzt eingesetzt. Nach dem Ende der gegen-
wärtigen Nachbetreuungsphase kann erwartet wer-
den, daß das Hospital von der obervoltaischen Ge-
sundheitsbehörde endgültig in voller eigener Ver-
antwortung weitergeführt wird. Dies schließt nicht 
aus, daß in Zukunft ggfs. im Rahmen der humani-
tären Hilfe Medikamente und Verbandsstoffe ge-
liefert werden und daß erforderlicherweise deutsche 
Ärzte als integrierte Fachkräfte weiterhin in Gaoua 
tätig sein können. Die Bundesregierung wird auf 
jeden Fall mit der Regierung der Republik Ober-
volta im Gespräch bleiben, um die Weiterführung 
des Krankenhauses sicherzustellen. 

Anlage 23 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Stercken 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 14): 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Verhältnisse 
an der deutschen Schule in Athen zu verbessern (siehe Bericht 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 1. März 1978) ? 

Der Bericht in der FAZ vom 1. März 1978 über die 
Raumprobleme der Deutschen Schule Athen ver-
mittelt leider ein unvollständiges Bild der Lage und 
besonders auch der Entwicklung an der Schule. 

Der 1969 eingeweihte Neubau der Schule ließ 
bald erkennen, daß seine Kapazität für die rasch 
wachsende Zahl der interessierten Schüler nicht 
ausreichen würde. Daher wurde ein Ergänzungsbau 
geplant, dessen Raumprogramm auch genehmigt 
wurde. Die weitere Bearbeitung des Antrags zog 
sich jedoch hin, weil zwischen dem Schulgrundstück 
und dem für den Ergänzungsbau hinzuerworbenen 
Grundstück eine Straße hindurchführt, deren Einbe-
ziehung in den Gesamtkomplex planerische und 
technische Schwierigkeiten bereitete. 

Leider sah sich das Auswärtige Amt im Herbst 
1975 gezwungen, als Folge der Haushaltslage das 
Vorhaben Athen gegenüber anderen, noch dringli-
cheren Projekten zurückzustellen. Der Schule wurde 
empfohlen, die Raumschwierigkeiten durch Anmie-
tung eines Gebäudes zu überwinden. Als die Schule 
im Frühjahr 1976 feststellte, sie werde das Raum-
problem durch eine solche Regelung voraussichtlich 
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sogar auf Dauer lösen können, wurden die weiteren 
Planungsarbeiten an dem Bauvorhaben eingestellt. 

Das Auswärtige Amt ist sodann im Dezember 1977 
durch ein Schreiben der Schule darauf hingewiesen 
worden, daß die Mietlösung das Raumproblem doch 
nicht ganz und auf die Dauer beseitigen könne. In 
kürzlichen Gesprächen mit Vorstand und Leitung 
der Schule hat sich das Auswärtige Amt bereit er-
klärt, die Lage sofort eingehend zu prüfen und 
Athen erneut in die Dringlichkeitsliste aufzuneh-
men, wenn diese Prüfung eine Bestätigung der ge-
troffenen Feststellungen ergibt. 

Das Auswärtige Amt ist leider nicht in der Lage, 
schon heute einen Termin für die mögliche Aus-
führung des Baus zu nennen. Die für Schulbauten 
zur Verfügung stehenden Mittel sind durch die be-
gonnenen Vorhaben in Brüssel, Teheran, London, 
Rom, Kopenhagen und Helsinki bis Mitte der acht-
ziger Jahre vollständig verplant. Dazu tragen die 
Größe der Projekte sowie besonders die außer-
ordentliche Kostensteigerung der letzten Jahre bei, 
so daß vorläufig alle anderen ebenfalls wichtigen 
Vorhaben nicht berücksichtigt werden können. Sie 
dürfen jedoch versichert sein, daß das Auswärtige 
Amt alle denkbaren Maßnahmen ergreifen wird, 
um die vorhandenen Schwierigkeiten zu überwin-
den. 

Anlage 24 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Picard (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen B 16, 17, 18 und 19) : 

Welche Gründe haben die Bundesregierung veranlaßt, in den 
Datenkatalog zum Entwurf des  Bundesmeldegesetzes auch die 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus aufzuneh-
men, eine Registrierung, die seinerzeit nach vielseitigen Pro-
testen aus dem Bundeszentralregistergesetz wieder gestrichen 
wurde, und welcher Zusammenhang besteht zwischen diesen 
Daten und anderen, z. B. denen, die eine effektivere Fahndung 
nach Terroristen ermöglichen sollen? . 

Sieht die Bundesregierung in dieser Maßnahme nicht eine 
erneute Diskriminierung psychisch Kranker, um deren Gleich-
stellung mit den somatisch Kranken die -  Betroffenen selbst 
wie die sie vertretenen Organisationen seit langem kämpfen? 

Trifft es zu, daß die Eintragungen „zur rechtmäßigen Erfül-
lung der öffentlichen Aufgaben" sowie auch „für Geschäfts-
zwecke" weitergegeben werden können, und wenn ja, wie kann 
Mißbrauch ausgeschlossen werden? 

Welche Regelung, falls diese Daten aufgenommen werden 
sollten, gewährleistet im gegebenen Fall die Löschung, wer 
kann sie vornehmen, und wie sieht das in der Praxis aus? 

Zu Frage B 16: 

Nach dem von der Bundesregierung noch nicht be-
schlossenen Entwurf eines Gesetzes über das Mel-
dewesen (Bundesmeldegesetz — BMG) haben die 
Meldebehörden die Tatsache der „Unterbringung 
nach § 63 des Strafgesetzbuchs oder nicht nur einst-
weilige Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus wegen Geisteskrankheit oder wegen 
Geistesschwäche infolge Richterspruchs auf Grund 
landesrechtlicher Vorschriften" festzuhalten. Bei dem 
betroffenen Personenkreis handelt es sich aus-
schließlich um denjenigen, der nach § 13 Nr. 3 und 4 

des Bundeswahlgesetzes vom Wahlrecht ausge-
schlossen ist. Wegen näherer Einzelheiten kann ich 
insoweit auf die Begründung zu Nummer 6 — § 13 — 
des  Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Bun-
deswahlgesetzes (BT-Drucksache 7/2873) verweisen. 

Die Meldebehörden der Länder erhalten schon 
heute in der Regel davon Kenntnis und müssen von 
diesem Datum auch Kenntnis erhalten, weil sie in-
nerhalb der Gemeinden in der Regel für die Aufstel

-

lung von Wählerverzeichnissen und die Zustellung 
von Wahlbenachrichtigungen zuständig sind. Ande-
renfalls wäre die ordnungsgemäße Durchführung 
von Wahlen nicht gewärleistet. 

Da im übrigen auf Grund des Entwurfs eines Bun-
desmeldegesetzes keine Daten erhoben werden sol-
len, die speziell der Terrorismusbekämpfung dienen, 
kann ein wie auch immer gearteter Zusammenhang 
hier nicht bestehen. 

Zu Frage B 17: 

Die Bundesregierung sieht in § 13 Nr. 3 und 4 
Bundeswahlgesetz keine Diskriminierung des be-
treffenden Personenkreises. Diese Vorschriften er-
fordern eine Ausführung durch die Länder, die auch 
keinerlei diskriminierenden Charakter hat. 

Zu Frage B 18: 

Das genannte Datum wird ausnahmslos für Wahl-
zwecke erhoben. Eine nach dem Entwurf eines Bun-
desmeldegesetzes unter bestimmten Voraussetzun-
gen an sich zulässige Übermittlung an andere Behör-
den und sonstige öffentliche Stellen ist hier hinge-
gen ausgeschlossen, weil andere als die zur Durch-
führung von Wahlen bestimmten Stellen dieses Da-
tum nicht zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit 
liegenden öffentlichen Aufgaben benötigen. 

Eine Weitergabe an Privatpersonen für deren Ge-
schäftszwecke sieht der Entwurf eines Bundesmelde-
gesetzes nicht vor. 

Zu Frage B 19: 

Der Entwurf eines Bundesmeldegesetzes sieht in  
§17 vor, daß gespeicherte Daten zu sperren oder 
zu löschen sind, wenn sie zur rechtmäßigen Erfüllung 
der in der Zuständigkeit der Meldebehörde liegen-
den öffentlichen Aufgaben nicht mehr erforderlich 
sind. Danach hat die Meldebehörde nach Wegfall der 
in § 13 Nr. 3 und 4 des Bundeswahlgesetzes ge-
nannten Wahlausschlußgründe diese Angaben zu 
löschen oder zu sperren. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. • Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Müller (Mül

-

heim) (SPD) (Drucksache 8/1612 Fragen B 20 und 21): 
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Wieviel und welche der im ersten Umweltaktionsprogramm 
der Europäischen Gemeinschaften vorgesehenen Richtlinien sind 
durch den Ministerrat verabschiedet und zwischenzeitlich in der 
Bundesrepublik Deutschland in innerstaatliches Recht umgesetzt 
worden? 

Worauf führt es die Bundesregierung zurück, daß der Minister-
rat über den größten Teil der ihm zugeleiteten Umweltschutz-
richtlinien, unter Nichtbeachtung der vereinbarten Neun-Mo-
natsfristen, keine Beschlüsse faßt? 

Zu Frage B 20: 

Der Ministerrat hat seit Verabschiedung des 1. 
Umweltaktionsprogrammes der EG am 22. Novem-
ber 1973 16 Richtlinien verabschiedet. Es handelt 
sich hierbei um die Richtlinien 

— vom 22. November 1973 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften über Detergentien 

— vom 28. Mai 1974 zur Anpassung der Richt-
linie 70/220/EWG zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnah-
men gegen die Verunreinigung der Luft durch 
Abgase von Kraftfahrzeugmotoren mit Fremd-
zündung an den technischen Fortschritt 

- vom 4. Mai 1976 betr. die Verschmutzung in- 
folge der Ableitung bestimmter gefährlicher 
Stoffe in die Gewässer der Gemeinschaft 

— vom 16. Juni 1975 über die Qualitätsanforderun-
gen an Oberflächenwasser für die Trinkwasser-
gewinnung in den Mitgliedstaaten 

— vom 16. Juni 1975 über die Altölbeseitigung 

— vom 15. Juli 1975 über Abfälle 

— vom 24. November 1975 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über den 
Schwefelgehalt bestimmter flüssiger Brennstoffe 

— vom 8. Dezember 1975 über die Qualität der 
Badegewässer 

— vom 6. April 1976 über die Beseitigung poly-
chlorierter Biphenyle und Terphenyle 

— vom 27. Juni 1976 zur Angleichung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten für Beschränkungen des Inverkehrbringens 
und der Verwendung gewisser gefährlicher 
Stoffe und Zubereitungen 

-- vom 30. November 1976 zur Anpassung der 
Richtlinie des Rates 70/220/EWG zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa-
tenn über Maßnahmen gegen die Verunreinigung 
der Luft durch Abgase von Kraftfahrzeugmotoren 
mit Fremdzündung an den technischen Fortschritt 

— vom 20. Februar 1978 über Abfälle aus der Ti-
tandioxyd-Produktion 

— vom 8. März 1977 zur Änderung der Richtlinie 
70/157/EWG über den zulässigen Geräuschpegel 
und die Auspuffvorrichtungen von Kraftfahrzeu-
gen 

— vom 29. März 1977 über die biologische Über-
wachung der Bevölkerung auf Gefährdung durch 
Blei 

— vom 28. Juni 1977 zur Angleichung der Rechts-
vorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnah-
men gegen die Emission verunreinigender Stoffe 

aus Dieselmotoren zum Antrieb von land- oder 
forstwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern. 

Ferner hat der Rat in seiner Tagung am 12. De-
zember 1977 den Richtlinienvorschlag über giftige 
und gefährliche Abfälle gebilligt; seine förmliche 
Verabschiedung wird in Kürze erfolgen. 

Die genannten, vom Rat verabschiedeten Richt-
linien sind weitestgehend bereits in innerstaatliches 
Recht umgesetzt worden. 

Hinsichtlich einiger Richtlinien sind die Umset-
zungsarbeiten noch nicht abgeschlossen. 

Dies gilt für die Richtlinie über die Qualität der 
Badegewässer, deren Umsetzung nach der Zustän-
digkeitsverteilung im Grundgesetz den Bundeslän-
dern obliegt. Diese Richtlinie ist nach den Infor-
mationen der Bundesregierung noch nicht in allen 
Bundesländern umgesetzt; ihre Umsetzung steht 
jedoch kurz vor dem Abschluß. 

Die Richtlinie vom 30. November 1976 über Maß-
nahmen gegen die Verunreinigung der Luft durch 
Abgase von Kraftfahrzeugmotoren mit Fremdzün-
dung wurde teilweise durch Erlaß des Bundesmini-
sters für Verkehr an das Kraftfahrtbundesamt 
und die Abgasprüfstelle umgesetzt; danach darf ab 
1. Oktober 1977 keine allgemeine Betriebserlaubnis 
mehr erteilt werden, wenn nicht die in der Richt-
linie vorgesehenen Grenzwerte eingehalten werden. 
Die Umsetzung der Richtlinie im übrigen wird durch 
eine Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung erfolgen; ein Referentenentwurf hierfür 
liegt bereits vor. 

Noch nicht umgesetzt ist ferner die Richtlinie vom 
28. Juni 1977 betreffend die Emission verunreinigen-
der Stoffe aus Dieselmotoren zum Antrieb von  land

-

oder forstwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern. 
Diese Richtlinie wird voraussichtlich in einer Er-
gänzung des vorgenannten Referentenentwurfs zur 
Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
berücksichtigt werden. 

Einer Umsetzung bedarf auch noch die Richtlinie 
über die biologische Überwachung der Bevölkerung 
auf Gefährdung durch Blei. Gegenwärtig finden dies-
bezügliche Verhandlungen mit den Obersten Landes-
gesundheitsbehörden statt. 

Die Vorarbeiten zur Umsetzung der Richtlinie 
über Abfälle aus der Titandioxydproduktion, insbe-
sondere im Hinblick auf die erforderliche Aufstel-
lung nationaler Programme zur Reduzierung der 
Verschmutzung durch alte Anlagen sind aufgenom-
men. 

Die Richtlinie betreffend Beschränkungen des In-
verkehrbringens und der Verwendung gewisser ge-
fährlicher Stoffe und Zubereitungen wird durch eine 
Rechtsverordnung nach § 37 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes in innerstaatliches Recht umgesetzt 
werden; ein Referentenentwurf liegt bereits vor. 

Neben den aufgeführten Richtlinien hat der Rat 
zahlreiche weitere bedeutsame Rechtsakte (Entschei-
dungen, Empfehlungen, Beschlüsse) bezüglich ver-
schiedener Sektoren der Umweltpolitik verabschie-
det. Es kann festgestellt werden, daß die noch rela-
tiv junge EG-Umweltpolitik bislang durchaus erfolg- . 
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reich war. Die Bundesregierung hält die Aktivi-
täten der EG auf diesem Sektor für unverzichtbar. 

Zu Frage B 21: 

In der Erklärung des Rates und der im Rat ver-
einigten Vertreter der Regierungen der Mitglied

-

staaten vom 22. November 1973 über ein Aktions-
programm der Europäischen Gemeinschaften für den 
Umweltschutz ist die Verpflichtung enthalten, über 
die. Vorschläge der Kommission binnen neun Mona-
ten nach ihrer Vorlage zu beschließen. Eine entspre-
chende Verpflichtung ist der Rat im Rahmen der 
Entschließung vom 17. Mai 1977 zur Fortschreibung 
und Durchführung der Umweltpolitik und des Ak-
tionsprogramms der EG für den Umweltschutz ein-
gegangen. 

Die Bundesregierung bedauert, daß es in vielen 
Fällen nicht gelingt, in dieser Frist über die Vor-
schläge der Kommission im Rat .zu beschließen. Die 
Ursache hierfür liegt nach Auffassung der Bundes-
regierung darin, daß die Interessenlage der einzel-
nen Mitgliedstaaten mit Rücksicht insbesondere auf 
ihre unterschiedlichen Wirtschafts- und Siedlungs-
strukturen, auf den unterschiedlichen Grad der be-
stehenden Umweltbelastung und gewisse geogra-
phische Gegebenheiten häufig stark divergiert. Diese 
Umstände sowie unterschiedliche Interessenlagen 
erschweren häufig die Einigung auf bestimmte Ge-
meinschaftsregelungen. Überdies treten häufig Ver-
zögerungen dadurch ein, daß die zuständigen Rats-
gruppen zunächst die erbetenen Stellungnahmen des 
Europäischen Parlaments abwarten. 

Die Bundesregierung sieht es jedoch angesichts 
dieser Situation als Erfolg des Rates an, daß es 
gleichwohl bisher weitestgehend gelungen ist, trag-
fähige Kompromisse zu finden — auch wenn dies 
häufig nicht binnen der vorgesehen Frist möglich 
ist. Sie ist jedoch im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
bemüht, die Beratungen in Brüssel sowohl auf der 
Arbeitsebene als auch auf der Ebene des Minister-
rats zu beschleunigen. 

Anlage 26 

Antwort 

.des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Voigt (Frank-
furt) (SPD) (Drucksache 8/1612 Frage B 22) : 

Sind der Bundesregierung die u. a. im ūū„Vorwärts" vom 
2. März 1978 wiedergegebenen wissenschaftlichen Erkenntnisse 
und Befragungsergebnisse über psychische Auswirkungen der 
Praxis der Bekämpfung von Verfassungsfeinden im öffentlichen 
Dienst auf die Einstellungen und Verhaltensweisen größerer 
Gruppen der Jugend bekannt, und welche Konsequenzen ge-
denkt die Bundesregierung gegebenenfalls aus diesen Erkennt-
nissen zu ziehen? 

Der Bundesregierung liegen keine Unterlagen 
über wissenschaftliche Erkenntnisse oder über Be-
fragungsergebnisse der in Ihrer Frage genannten 
Art vor. 

In diesem Zusammenhang ist im übrigen auf die 
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 

24. Oktober 1975 zu verweisen, die sich mit den 
Verfahren bei ,der Prüfung der Verfassungstreue 
von Beamten für den öffentlichen Dienst befaßt hat. 
In ihr heißt es unter Zugrundelegung des Beschlus-
ses des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Mai 1975 
u. a.: 

„Äußerungen und Handlungen eines jungen Men-
schen aus seiner Ausbildungs- und Studienzeit, ins-
besondere wenn sie längere Zeit zurückliegen, dür-
fen zur Begründung einer Einstellungsablehnung 
nur herangezogen werden, wenn sie nach Art und 
Schwere berechtigten Anlaß zu der Annahme ge-
ben, der Bewerber werde nach seiner Ernennung 
nicht die Gewähr bieten, daß er jederzeit für die 
freiheitliche demokratische Grundordnung eintritt. 
Das Bundesverfassungsgericht hat hierzu ausge-
führt: 

,Ermittlungen' der letztgenannten Art können 
nur Verhaltensweisen zutage fördern, die in die 
Ausbildungs- und Studienzeit eines jungen Men-
schen fallen, häufig Emotionen in Verbindung 
mit engagiertem Protest entspringen und Teil 
von Milieu- und Gruppenreaktionen sind, also 
sich wenig eignen als ein Element (von vielen}, 
aus dem man einen Schluß auf die Persönlich-
keit des zu Beurteilenden ziehen könnte; sie 
vergiften andererseits die politische Atmo-
sphäre, irritieren nicht nur die Betroffenen in 
ihrem Vertrauen in die Demokratie, diskredi-
tieren den freiheitlichen Staat, stehen außer 
Verhältnis zum ,Ertrag' und bilden insofern eine 
Gefahr, als ihre Speicherung allzu leicht miß-
braucht werden kann." 

Anlage 27 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Blüm 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 23) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die Ausübung des Feuerwehr-
berufs im Ernstfall und bei Übungen unter einsatzmäßigen Be-
dingungen auf Grund der besonderen Gefahren grundsätzlich 
nach § 37 des Beamtenversorgungsgesetzes einzuordnen? 

§ 37 des Beamtenversorgungsgesetzes (BeamtVG) 
setzt für die Gewährung des erhöhten Unfallruhe-
gehalts unter anderem voraus, daß die Diensthand-
lung, bei deren Ausführung der Dienstunfall einge-
treten ist, für den Beamten mit einer besonderen 
Lebensgefahr verbunden war und er bei Ausübung 
der Diensthandlung bewußt sein Leben eingesetzt 
hat. Für die Anwendung dieser Vorschrift kommt es 
demnach nicht darauf an, daß Diensthandlungen im 
Rahmen bestimmter Tätigkeitsbereiche des .öffent-
lichen Dienstes — wie die der Polizeivollzugsbeam-
ten oder etwa die der von Ihnen angesprochenen 
Beamten der Feuerwehr — vorweg als mit einer be-
sonderen Lebensgefahr verbunden anerkannt wer-
den. Vielmehr genügt es, daß in jedem Einzelfall, in 
dem ein Beamter einen Dienstunfall erleidet, die ge-
setzlichen Tatbestandsmerkmale erfüllt sind. Eine 
allgemeine Regel, daß die Tätigkeit der Beamten der 
Feuerwehr stets mit einer besonderen Lebensgefahr 
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im Sinne des § 37 BeamtVG verbunden ist, ließe 
keinen Raum für die jeweils gebotene Beurteilung 
des Einzelfalles. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Engelhard 
(FDP) (Drucksache 8/1612 Frage B 24) : 

Liegen der Bundesregierung Informationen darüber vor, ob 
Rundfunk- und Fernsehanstalten über die Gebühreneinzugszen-
trale in Köln (GEZ) durch computertechnischen Datenaustausch 
und -vergleich mit Einwohnermeldedateien potentielle „Schwarz-
hörer" bzw. „Schwarzseher" zu ermitteln suchen, und wie be-
urteilt die Bundesregierung gegebenenfalls einen solch umfas-
senden Adressenaustausch unter datenschutzrechtlichen Gesichts-
punkten? 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen 
darüber vor, daß die Rundfunk- und Fernsehanstal-
ten über die Gebühreneinzugszentrale in Köln (GEZ) 
durch computertechnischen Datenaustausch und 
-vergleich mit Einwohnermeldedateien potentielle 
Schwarzhörer bzw. Schwarzseher zu ermitteln 
suchen. 

Lediglich in Fällen, in denen Rundfunk- und Fern-
sehteilnehmer es versäumen, Anschriftenänderun-
gen mitzuteilen, richtet die GEZ schriftlich Einzel-
anfragen an die Meldebehörden zur Ermittlung der 
neuen Anschrift, um den ordnungsgemäßen Gebüh-
reneinzug sicherzustellen. Solche Einzelauskünfte 
aus den Melderegistern über Anschriften von Ein-
wohnern sind nach den geltenden landesrechtlichen 
Vorschriften über das Meldewesen zulässig. Auch 
unter datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten be-
stehen gegen diese Auskünfte keine Bedenken. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Regenspurger 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 25) : 

Erkennt die Bundesregierung an, daß insbesondere bei jünge-
ren Beamten und bei Beamten in den unteren Besoldungsgrup-
pen das Bestreben, für den Fall des Todes eine zusätzliche 
Hinterbliebenenversorgung zu schaffen, zumindest aus der Sicht 
dieser Beamten berechtigt ist? 

Das Beamtenversorgungsrecht gewährleistet so-
wohl für den Beamten als auch für seine Hinterblie-
benen eine amtsangemessene Versorgung. Gerade 
für den Fall der Dienstunfähigkeit oder des Todes 
jüngerer Beamter sind die sehr günstigen Regelun-
gen über die Bemessung der Versorgungsbezüge un-
ter Zugrundelegung des 35-Prozent-Sockels, der letz-
ten Dienstaltersstufe und der Zurechnungszeit sowie 
die Mindestversorgung geschaffen worden. Die Bun-
desregierung sieht daher keine Notwendigkeit für 
eine darüber hinausgehende zusätzliche Hinterblie-
benenversorgung. Allerdings steht es jedem Beam- 

ten frei, aus seiner Sicht zusätzlich Vorsorge zu tref- I 
fen. 

Die Bundesregierung geht im übrigen davon aus, 
daß das Beamtenversorgungsrecht selbst laufend 
auf seine Leistungsfähigkeit überprüft und erforder-
lichenfalls angepaßt wird. 

Anlage 30 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Hennig 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 26) : 

Gedenkt die Bundesregierung, die jetzt neu entwickelte „Pa-
trone ohne Vergangenheit", die eine weitere Lücke im bisheri-
gen Waffenrecht aufzeigt und bei der das Geschoß in einer 
Plastikführung sitzt, so daß beim Schuß auf dem Geschoß weder 
Spuren von der Hülse noch vom Rohr der Waffe zurückbleiben 
und es sich nicht mehr zu der Waffe zurückführen läßt, aus der 
es verschossen wurde (vgl. Deutsche Polizei, März 1978, Seite 
12), noch in die Beratungen des Bundestages über die Novellen 
zum Waffengesetz und zum Kriegswaffenkontrollgesetz einzu-
bringen? 

Wie schon in meiner Antwort auf die Schriftliche 
Frage Nr. B 42 des Herrn Kollegen Dr. Schmitt-
Vockenhausen für die Fragestunde des Deutschen 
Bundestages vom 9. März 1978 (vgl. Sitzungsproto-
koll 8/79, Anlage 77, S. 6270) angekündigt, habe ich 
dem Innenausschuß des Deutschen Bundestages vor-
geschlagen, in den Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Waffenrechts eine Ermächtigung aufzuneh-
men, die es gestattet, im Bedarfsfalle durch Rechts-
verordnung ein Herstellungs-, Vertriebs- und Besitz-
verbot für diese Patrone einzuführen. 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages hat 
anläßlich der abschließenden Beratung des genann-
ten Gesetzentwurfes am 8. März 1978 eine entspre-
chende Ergänzung in § 6 Abs. 4 Nr. 2 des Waffen-
gesetzes beschlossen. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Haussmann 
(FDP) (Drucksache 8/1612 Fragen B 27 und 28): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Verbrau-
cher erwarten kan, daß bei seinen Rechtsverhältnissen mit Bund, 
Ländern oder mit den Gemeinden und öffentlichen Stellen die-
selben Gerechtigkeitsmaßstäbe Anwendung finden, wie sie für 
den privatwirtschaftlichen Bereich vorgesehen sind, und wenn 
ja, welche Folgerungen zieht sie daraus für ihren Verantwor-
tungsbereich? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob und in welchem Umfang 
bei den Ländern und Gemeinden die Rechtsvorschriften und Sat-
zungen im öffentlichen Dienstleistungsbereich den Maßstäben 
des Gesetzes zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen angepaßt sind, und wann gedenkt die 
Bundesregierung, zum Schutz der Verbraucher bei den in ihre 
Zuständigkeit fallenden Betrieben wie Deutsche Bundespost und 
Deutsche Bundesbahn den Maßstäben der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen rechtsgültige Wirksamkeit zu geben? 

Zu Frage B 27: 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung mit 
der Maßgabe, daß bei der Anpassung der für den 
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öffentlichen Dienstleistungsbereich geltenden Be-
nutzungsbedingungen an die Maßstäbe des AGB-
Gesetzes den im öffentlichen Dienstleistungsbereich 
gegebenen Besonderheiten wie z. B. Anschlußzwang, 
Tarifgebundenheit und die Notwendigkeit zur jeder

-

zeitigen Leistungsbereitschaft Rechnung getragen 
werden muß. In ihrem Verantwortungsbereich hat 
die Bundesregierung unmittelbar nach Verkündung 
des AGB-Gesetzes Maßnahmen zur Angleichung der 
normativ festgelegten Benutzungsbedingungen ein-
geleitet. So wird beim Bundesminister für Wirtschaft 
nach bereits erfolgter Anhörung der betroffenen 
Energiewirtschaft sowie der Verbraucherverbände 
eine Rechtsverordnung vorbereitet, durch die die 
Allgemeinen Versorgungsbedingungen für Strom 
und Gas den heutigen technischen und rechtlichen 
Gegebenheiten sowie den Erfordernissen eines an-
gemessenen Schutzes der Abnehmer angepaßt wer-
den sollen. Es wird angestrebt, diese Rechtsverord-
nung noch in diesem Jahre fertigzustellen. Danach 
ist vorgesehen, auch die Allgemeinen Versorgungs-
bedingungen für Fernwärme und Wasser im Vet-
ordnungswege unter Anlehnung an die Maßstäbe 
des AGB-Gesetzes innerhalb der durch das AGB- 
Geestz gesetzten Dreijahresfrist (§ 28 Abs. 3) zu 
regeln. 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmelde-
wesen hat nach Überprüfung der im Postgesetz fest-
gelegten Haftungsregelungen eine Reihe von Ver-
besserungen angekündigt, durch die den Belangen 
der Postbenutzer in höherem Maße als bisher Rech-
nung getragen werden soll. 

Durch die Vierundachtzigste Verordnung zur Än-
derung der Eisenbahnverkehrsordnung vom 30. No-
vember 1977 (BGB1. I 2302) wurden u. a. die in der 
Eisenbahnverkehrsordnung enthaltenen Vorschrif-
ten über erhöhte Beförderungsentgelte (Schwarz-
fahrer) unter besonderer Berücksichtigung der 
schutzwürdigen Belange der Benutzer neu geordnet. 
Im übrigen werden die für die Benutzer der Eisen-
bahnen geltenden Haftungsgrenzen — es gibt solche 
nur bei Verlust oder Beschädigung von Gütern und 
Reisegepäck — derzeit überprüft. 

Zu Frage B 28: 

Auf eine von meinem Hause angeregte Initiative 
des Bundesministers des Innern hin haben die für 
die Aufstellung kommunaler Mustersatzungen zu-
ständigen Stellen eine Überprüfung der kommuna-
len Mustersatzungen im Hinblick auf etwa notwen-
dige Anpassungen an die Grundgedanken des AGB-
Gesetzes in die Wege geleitet. Dem Bundesminister 
der Justiz wurde durch den Deutschen Städtetag 
ein Reihe typischer Mustersatzungen zur Durchsicht 
auf Klauseln zugeleitet, die im Hinblick auf die Maß-
stäbe des AGB-Gesetzes bedenklich erscheinen 
könnten. Die Überprüfung hat ergeben, daß nur bei 
verhältnismäßig wenigen typischen Klauseln eine 
Änderung in Betracht gezogen werden muß. Hiermit 
wird sich der Unterausschuß „Kommunale Finanzen" 
der Arbeitsgemeinschaft der Innenministerien der 
Bundesländer demnächst befassen. 

Rechts- oder Satzungsvorschriften der Länder, die 
einer Anpassung an die Maßstäbe des AGB-Gesetzes 
bedürfen, sind der Bundesregierung nicht bekannt 
geworden. Selbstverständlich wurden die Länder 
über die Landesjustizverwaltungen um die Über-
prüfung und Anpassung etwa in Betracht kommen-
der Vorschriften gebeten. 

Wegen der eingeleiteten Maßnahmen in den Be-
reichen der Bundespost sowie der Bundesbahn 
nehme ich auf meine Antwort zur ersten Frage 
Bezug. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 29): 

Ist die Bundesregierung bereit, den gesetzgebenden Körper-
schaften eine Ergänzung des § 108 StGB vorzuschlagen, derzu-
folge auch Wahlfälschungen bei Betriebsrats- und Aufsichtsrats-
wahlen als Straftatbestand gewertet werden? 

Die Bundesregierung teilt nicht die Ansicht, Wahl-
fälschungen bei Betriebsratswahlen seien infolge ei-
ner Gesetzeslücke nicht strafbar. Es ist zwar richtig, 
daß die Wahlschutzvorschriften des Strafgesetzbu-
ches (§§ 107 ff. StGB) auf Wahlfälschungen bei Be-
triebsratswahlen keine Anwendung finden; sie gel-
ten insbesondere für Wahlen zu den Volksvertre-
tungen. 

Die einschlägige Strafvorschrift enthält jedoch das 
Betriebsverfassungsgesetz (§ 119 Abs. 1 Nr. 1). Da-
nach wird u. a. derjenige mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bedroht, der -die 
Wahl des Betriebsrates in irgendeiner Form behin-
dert. Als Hauptfall der Wahlbehinderung nennt das 
Betriebsverfassungsgesetz u. a. die Beschränkung 
eines Arbeitnehmers in der Ausübung seines aktiven 
und passiven Wahlrechts. In der Literatur wird die 
bisher unwidersprochen gebliebene Auffassung ver-
treten, daß z. B. derjenige, der durch Manipulationen 
den Wahlzettel von Arbeitnehmern verfälscht oder 
ungültig macht, die Wahl behindert und so in straf-
barer Weise in den Wahlvorgang eingreift. Eine 
Gesetzeslücke kann also insoweit nicht gesehen 
werden. 

Auch für die Ausdehnung der Wahlschutzvor-
schriften des Strafgesetzbuches auf Wahlen zum 
Aufsichtsrat ist ein Bedürfnis nicht ersichtlich. Soweit 
es sich um Wahlen der Aufsichtsratsmitglieder der 
Aktionäre einer Aktiengesellschaft handelt, werden 
die strafbedürftigen Fälle durch § 402 des Aktienge-
setzes erfaßt. Bei der Schaffung des Mitbestim-
mungsgesetzes vom 4. Mai 1976 (BGB1. I S. 1153) 
wurde bewußt auf Strafvorschriften verzichtet. Fälle, 
die die Einführung einer Strafvorschrift erfordern, 
sind bisher nicht bekannt geworden. 

Die Bundesregierung wird die Entwicklung in die-
sem Bereich weiterhin sorgfältig verfolgen. 
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Anlage 33 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Voss (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 30): 

Ist der  Bundesregierung bekannt, daß durch die neuere Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs zur Anerkennung einer dop-
pelten Haushaltsführung die Mehraufwendungen der Arbeitneh-
mer praktisch nur noch für zwei Jahre steuerlich anerkannt wer-
den, und ist die Bundesregierung bereit, gegebenenfalls durch 
gesetzliche Regelung diese durch die Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhofs eingetretene Einschränkung zu beseitigen? 

Notwendige Mehraufwendungen, die einem Ar-
beitnehmer aus Anlaß einer doppelten Haushaltsfüh-
rung entstehen, werden steuerlich nur dann zum Ab-
zug zugelassen, wenn es sich um Werbungskosten 
im Sinne von § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG handelt, d. h. 
um Aufwendungen, die beruflich, also durch das Ar-
beitsverhältnis veranlaßt sind. 

Daß auch bei einer zunächst beruflich veranlaßten 
doppelten Haushaltsführung später die privaten 
Gründe, die den Arbeitnehmer zur Aufrechterhaltung 
der doppelten Haushaltsführung veranlassen, in den 
Vordergrund treten und die steuerliche Berücksichti-
gung verhindern können, hat der BFH bereits in 
Urteilen des Jahres 1975 zum Ausdruck gebracht 
(Urteile vom 14. Februar 1975 — BStBI II S. 607 — 
und vom 5. Dezember 1975 — BStBI 1976 II S. 150). 
Aufbauend auf diesen Grundsätzen der früheren Ur-
teile kommt der BFH in seiner neueren Rechtspre-
chung zu der Auffassung, daß auf Grund der allge-
meinen Lebenserfahrung davon ausgegangen werden 
kann, daß eine beruflich begründete doppelte Haus-
haltsführung für die Dauer von zwei Jahren auch 
aus beruflichen Gründen aufrechterhalten wird. 
Nach Ablauf dieses Zeitraums müsse der Steuer-
pflichtige seine Behauptung, die doppelte Haushalts-
führung sei noch beruflich veranlaßt, im einzelnen 
nachweisen bzw. glaubhaft machen (Urteile vom 2. 
und 6. September 1977 BStBI 1978 II S. 26 und 31). 

Es trifft zu, daß bei Anwendung dieser Rechtspre-
chung teilweise strengere Maßstäbe bei der steuer-
lichen Anerkennung von Mehraufwendungen wegen 
doppelter Haushaltsführung anzulegen wären als 
bisher. Die obersten Finanzbehörden der Länder ha-
ben deshalb beschlossen, bis einschließlich 1977 nach 
, der bisherigen Verwaltungspraxis zu verfahren, so-
weit sie für den Steuerpflichtigen günstiger war, als 
es die Anwendung der neuen BFH-Urteile sein wür-
de. Die Konsequenzen, die sich aus den Urteilen ab 
1978 ergeben, werden z. Z. noch geprüft. Wie eine 
endgültige Lösung aussehen wird, steht noch nicht 
fest. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Unland (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 31) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, warum die Deutsche Bun-
desbank, im Gegensatz etwa zu den Niederlanden und der 
Schweiz, bislang keine Banknoten mit abtastbaren Kennzeichen 

für Blinde ausgestattet und in den Verkehr gebracht hat, und 
ist die Bundesregierung bereit, in der ihr geeignet erscheinen-
den Weise auf die Deutsche Bundesbank einzuwirken, damit 
diese zum nächstmöglichen Zeitpunkt Banknoten mit abtastbaren 
Merkmalen für Blinde in den Verkehr bringt? 

Die Bundesregierung erkennt ein Bedürfnis für 
die Ausstattung von Banknoten mit abtastbaren 
Merkmalen für Blinde an und hat sich bereits gegen-
über der Deutschen Bundesbank für eine entspre-
chende Gestaltung eingesetzt. 

Die Deutsche Bundesbank hat zugesagt zu prüfen, 
ob die im Zusammenhang mit der Automatisierung 
der Papiergeldbearbeitung zu entwickelnden neuen 
Banknoten mit entsprechenden Merkmalen ausge-
stattet werden können. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Würtz (SPD) 
(Drucksache 8/1612 Fragen B 32 und 33) : 

War der Bundesregierung vor ihrer Zustimmung zur sechsten 
EG-Richtlinie die Notwendigkeit der materiellen und steuer-
technischen Anpassung von Vorschriften in der Bundesrepublik 
Deutschland bekannt, und wenn ja, warum hat sie dem In-
krafttreten der Anpassungsvorschriften auf den 1. Januar 1978 
zugestimmt? 

Was wird die Bundesregierung nun alles unternehmen, um 
zumindest am 1. Januar 1979 die Anpassung der sechsten EG-
Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatzsteuer für die Bundes-
republik Deutschland gewährleisten zu können? 

1. Folgende Überlegungen waren für die Bundes-
regierung maßgebend, der Bestimmung des Art. 1 
der 6. EG-Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatz-
steuern zuzustimmen, nach der die nationalen 
Rechtsvorschriften der - Mitgliedstaaten spätestens 
zum 1. Januar an diese Richtlinie anzupassen sind: 

Nach Art. 4 Abs. 2 des Beschlusses des Rates 
der EG vom 21. April 1970 über die Ersetzung der 
Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaften wird das geltende Prinzip 
der Finanzbeiträge nach dem Bruttosozialprodukt 
abgelöst, wenn zumindest in drei Mitgliedstaaten 
die Vorschriften über die einheitliche steuerpflich-
tige Bemessungsgrundlage (6. Richtlinie) angewen-
det werden. Finanzbeiträge nach dem Anteil des 
eigenen Bruttosozialprodukts an der Summe der 
Bruttosozialprodukte aller Mitgliedstaaten sind dann 
nur noch von den Mitgliedstaaten zu leisten, die 
ihr nationales Umsatzsteuerrecht noch nicht an die 
6. Richtlinie angepaßt haben. Der durch diese Bei-
träge nicht gedeckte Restbetrag des Haushalts der 
Gemeinschaften findet seine Deckung durch Einnah-
men der Gemeinschaften aus der Mehrwertsteuer 
der übrigen Mitgliedstaaten. 

Bei Verabschiedung der 6. EG-Richtlinie war mit 
ausreichender Wahrscheinlichkeit davon auszuge-
hen, daß zumindest drei Mitgliedstaaten in der Lage 
sein würden, ihr nationales Recht fristgerecht an die 
6. EG-Richtlinie anzupassen. Rat und Kommission 
der EG hielten es daher für richtig, den Termin des 
1. Januar 1978 vorzusehen, damit das System der 
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eigenen Mittel aus der Mehrwertsteuer wenigstens 
zum Teil bereits zu diesem Zeitpunkt wirksam wer-
den konnte.  

2. Die Bundesregierung wird den Entwurf eines 
neuen Umsatzsteuergesetzes den gesetzgebenden 
Körperschaften in Kürze vorlegen. Sie geht davon 
aus, daß die Beratungen so rechtzeitig abgeschlossen 
werden, daß das Gesetz zum 1. Januar 1979 in Kraft 
treten kann. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf 'die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Becker (Frank-
furt) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 34) : 

Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend den seit 1970 
mehrfach vom Bundesrechnungshof gegebenen Anregungen, die 
Einzelheiten für eine Inanspruchnahme von Bundesmitteln zu 
Finanzierungshilfen festzulegen, da die Bedingungen für die Ver-
pflichtung zur Gewährung von Finanzierungshilfen des Bundes 
(z. B. nach Art. 120 des Grundgesetzes, I 187 des Arbeits-
förderungsgesetzes) nicht in den einzelnen Gesetzen geregelt 
sind? 

Im § 24 der Haushaltsgesetze 1977 und 1978 sind 
die Konkretisierungen geschaffen worden, die für 
die Zahlung von eventuellen Liquiditätshilfen des 
Bundes an die Bundesanstalt für Arbeit notwendig 
waren. Diese Regelungen eröffnen dem Bund die 
Möglichkeit, der Bundesanstalt zur Behebung kurz-
fristiger Liquiditätsschwierigkeiten und damit zur 
Aufrechterhaltung einer ordnungsgemäßen Kassen-
wirtschaft zinslose Betriebsmitteldarlehen zu ge-
währen. Auf Grund der gewonnenen Erfahrungen 
und der vom Bundesrechnungshof gegebenen Anre-
gungen prüft die Bundesregierung, ob und gegebe-
nenfalls welche Einzelheiten darüber hinaus noch ge-
setzlich festgelegt werden müssen. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 35) : 

Ist sich die Bundesregierung der Gefahr bewußt, die durch die 
mögliche Erhebung von Ausgleichszöllen auf europäische Ex-
porte — durch die amerikanischen Zollbehörden — auf Grund 
der Mehrwertsteuererstattung in der Europäischen Gemeinschaft 
droht, und was tut die Bundesregierung, um diese US-Maßnahme 
zu verhindern, gegenüber der US-Administration bzw. in den 
europäischen Gremien, um eine gemeinsame Haltung der neun 
EG-Staaten zustande zu bringen? 

Die Bundesregierung hat die ,Gefahren, die von 
der Klage der US-Steel Corporation, die Mehrwert-
steuererstattung beim Export von Stahlerzeugnis-
sen aus EWG-Ländern in die USA durch Erhebung 
von Countervailing duties auszugleichen, für den 
gesamten deutschen Export nach den USA ausge-
hen, sehr klar erkannt. Sie hat dabei die Sorge, daß 
sich ein Erfolg dieser Klage bei den amerikanischen 
Gerichten auch nachteilig auf den Fortgang der mul

-

tilateralen Handelsverhandlungen im Rahmen des 
GATT und darüber hinaus auf die Entwicklung des 
Welthandels auswirken könnte. 

Die Bundesregierung stand von Anfang an mit der 
US-Regierung in engem Kontakt und hat ihr sofort 
die ernsten Besorgnisse der Bundesregierung wegen 
der möglichen negativen Auswirkungen der US-
Klage auf den Warenhandel mitgeteilt. Seither be-
findet sich die Bundesregierung in einem ständigen 
Gedankenaustausch mit der amerikanischen Admi-
nistration über alle Fragen im Zusammenhang mit 
dieser Klage. Der Bundeswirtschaftsminister hat bei 
seinem jüngsten USA-Besuch den Fragenkomplex 
der möglichen handelspolitischen Konsequenzen bei 
einem Erfolg der Klage von US-Steel auch mit maß-
gebenden Vertretern des US-Kongresses erörtert. 

In den Gremien der EWG hat die Bundesregie-
rung konstruktiv darauf hingewirkt, daß die Ge-
meinschaft bei ihren Reaktionen auf die Klage von 
US-Steel eine einheitliche Haltung bezieht. In ge-
meinschaftlichen Stellungnahmen zu den steuer-
lichen Fragen der US-Steel-Klage hat die EWG die 
US-Regierung über ihre Auffassung informiert und 
dabei auch ihre Bedenken wegen der möglichen 
schädlichen Rückwirkungen auf den Handel  der 

 EWG mit den USA vorgetragen. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Klein (Göttin-
gen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen B 36 und 
37) : 

Treffen Informationen zu, nach denen beabsichtigt ist, das 
Zollamt in Hann. Münden zu schließen und die bisher dort 
wahrgenommenen Aufgaben durch das Hauptzollamt in Göttin-
gen wahrnehmen zu lassen? 

Welche Gründe sprechen bejahendenfalls 'für eine solche Lö-
sung, und sind sie ausreichend angesichts der mit einer Schlie-
ßung des Zollamts in Hann. Münden für die dort und in der 
näheren Umgebung wohnende Bevölkerung verbundenen Nach-
teile (Entfernung nach Göttingen bis zu 50 km)? 

Das Zollamt Münden zählt mit zur Zeit 4 Beschäf-
tigten zu den kleinsten Binnenzollämtern im Bun-
desgebiet. Der Arbeitsanfall bei diesem Amt ist seit 
Jahren rückläufig. Nach dem Ergebnis einer Ge-
schäftsprüfung des Hauptzollamts Göttingen ist der 
Arbeitsanfall mittlerweile soweit zurückgegangen, 
daß der Personalbedarf auf unter 3 Arbeitskräfte 
abgesunken ist. Mit einem Stillstand dieser Ent-
wicklung oder gar mit einem Ansteigen des Ge-
schäftsumfanges ist in absehbarer Zeit nicht zu rech-
nen. Bei dieser Sachlage ist die Beibehaltung des 
Zollamts Münden auf Dauer nicht zu rechtfertigen. 

Durch die vorgesehene Aufhebung des Zollamts 
Münden werden sich für die Bevölkerung in diesem 
Raum keine nennenswerten Nachteile ergeben. Nach 
den Feststellungen des Hauptzollamts Göttingen 
konzentriert sich die Tätigkeit des Zollamts im 
wesentlichen auf Ein- und Ausfuhrabfertigungen für 
ca. 25 Firmen. Diese Firmen haben von Verfahrens-
erleichterungen bei der Abwicklung ihrer Zollange- 
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legenheiten bisher nicht in dem möglichen Umfang 
Gebrauch gemacht. Das Hauptzollamt Göttingen wird 
deshalb die in Betracht kommenden Firmen im Be-
nehmen mit der Industrie- und Handelskammer über 
die sich bietenden Erleichterungsmöglichkeiten in-
formieren und beraten, um die Auswirkungen der 
Aufhebung des Zollamts so gering wie möglich zu 
halten. Nach den bisherigen Erfahrungen in gleich

-

gelagerten Fällen kann davon ausgegangen werden, 
daß sich nach Ausschöpfung aller Erleichterungs-
möglichkeiten Besuche bei den nächstgelegenen 
Zollstellen in Göttingen (ca. 33 km) und Kassel (ca. 
22 km) auf Ausnahmefälle beschränken werden. 

Für die übrige Bevölkerung, die hauptsächlich 
durch die Verlegung der Postzollabfertigung betrof-
fen ist, werden sich Schwierigkeiten nicht ergeben, 
weil in diesen Fällen die Deutsche Bundespost mit 
der Erledigung der Zollformalitäten beauftragt wer-
den kann und der Empfänger in der Regel die Zoll-
stelle nicht persönlich aufsuchen muß. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Jung (FDP) (Druck-
sache 8/1612 Fragen B 38 und 39) : 

Welche Gründe haben die Bundesregierung bewogen, der Ent-
scheidung der Körperschaftsteuerreferenten der Länder zuzu-
stimmen, die besagt, daß dem Modellflugsport die Gemein-
nütigkeit aberkannt wird? 

Worin sieht die Bundesregierung diesen Schritt begründende 
Unterschiede im sportlichen, gemeinnützigen und jugendpflegeri-
schen Bereich gegenüber etwa dem Tennis- oder Schwimmsport? 

Zu Frage B 38: 

Die Bundesregierung hat der Entscheidung der 
Körperschaftsteuerreferenten des Bundes und der 
Länder nicht zugestimmt. Ein derartiges Verfahren 
ist auch nicht üblich. 

Zu Frage B 39: 

Die obersten Finanzbehörden des Bundes und der 
Länder haben bereits im Jahre 1974 die Auffassung 
vertreten, daß der Modellflug keine gemeinnützige 
Tätigkeit sei. Auf Grund verschiedener Anregungen 
ist die steuerliche Behandlung des Modellflugs An-
fang Dezember 1977 erneut von den Körperschaft-
steuerreferenten des Bundes und der Länder er-
örtert worden. Dabei ist die Auffassung aus dem 
Jahr 1974, daß der Modellflug nicht als gemein-
nützige Tätigkeit anzusehen sei, bestätigt worden. 
Hierfür waren folgende Gründe maßgebend: 

— Im Vordergrund der Tätigkeit der Modellflug

-

vereine steht ähnlich wie beispielsweise bei Mo-
delleisenbahnvereinen die Freude am Basteln 
und am Betrieb der Modelle. Diese Tätigkeit 
wird nicht dadurch zum Sport i. S. des Gemein-
nützigkeitsrechts, daß mit dem Betrieb der Mo-
dellflugzeuge der Aufenthalt im Freien und eine 
körperliche Bewegung der Modellflieger verbun-
den sind. 

— Der Modellflug kann auch nicht unter dem Ge-
sichtspunkt der Vorbereitung auf das Fliegen 
in Motor- oder Segelflugzeugen als Sport ange-
sehen werden. Er mag zwar eine nützliche Vor-
stufe des Motor- oder Segelflugs sein. Erforder-
lich ist er dazu jedoch nicht. Dementsprechend 
wechseln viele Modellflieger auch nicht zum 
Motor- oder Segelflug über, sondern betreiben 
den Modellflug als eigenständige Tätigkeit. 

— Andere gemeinnützige Zwecke wie Bildung und 
Erziehung, Völkerverständigung oder Umwelt-
schutz werden von den Modellflugvereinen nicht 
mit der vom Gesetz (§ 56 AO 1977) verlangten 
Ausschließlichkeit gefördert. 

— Für die Anerkennung der Modellflugvereine als 
gemeinnützige Körperschaften unter dem Ge-
sichtspunkt der Förderung der Jugendhilfe wäre 
erforderlich, daß die Vereine ausschließlich Ju-
gendliche als Mitglieder hätten. Dies ist jedoch 
nach Darstellung der Verbände nicht der Fall. 

Ich darf in diesem Zusammenhang darauf auf-
merksam machen, daß sich Anfang Februar 1978 die 
Finanzministerkonferenz mit der steuerlichen Be-
handlung der Modellflugvereine befaßt hat. Die 
Finanzminister (-senatoren) der Länder betrachten 
die Förderung des Modellflugs ebenfalls nicht als 
gemeinnützigen Zweck i. S. des § 52 AO 1977. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß es die 
genannten Unterschiede rechtfertigen, den Modell-
flug steuerlich anders zu behandeln als den von 
Ihnen genannten Tennis- oder Schwimmsport. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Jung (FDP) (Druck-
sache 8/1612 Fragen B 40 und 41) : 

Ist die Bundesregierung bereit, zu prüfen, ob es das Verhält-
nis zwischen Verwaltungsaufwand und Ertrag weiterhin gerecht-
fertigt erscheinen läßt, Spielkartensteuer zu erheben? 

Welche nichtfiskalischen Gründe sprechen nach Meinung der 
Bundesregierung dafür, diese Steuer möglicherweise beizube-
halten? 

Die Bundesregierung hat schon mehrmals geprüft, 
ob der Verwaltungsaufwand für die Erhebung der 
Spielkartensteuer in einem vertretbaren Verhältnis 
zu ihrem Ertrag steht. Dabei ist festgestellt worden, 
daß die Verwaltungskosten gering sind. Das beruht 
darauf, daß es nur wenige steuerlich überwachte 
Spielkartenherstellungsbetriebe in der Bundesrepu-
blik Deutschland gibt. 1976 waren es 8 Betriebe. 

Im Rechnungsjahr 1968 wurde der Verwaltungs-
kostenanteil mit 0,5 v. H. ermittelt. Heute dürfte der 
Anteil etwas höher liegen. Angesichts der geringen 
Zahl der Spielkartenherstellungsbetriebe und der 
rationellen Selbstveranlagung zur Spielkartensteuer 
werden die Verwaltungskosten aber 1 v. H. des 
Aufkommens (1977: 6,516 Millionen DM) nicht über-
schreiten. 
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Die Spielkartensteuer wird im Zuge der Steuer-
harmonisierung in der EG beseitigt werden. Die 
EG-Kommission hat vorgeschlagen, in den Mitglied-
staaten nur fünf Verbrauchsteuern zu erheben, und 
zwar auf Mineralöl, Tabakerzeugnisse, Alkohol, Bier 
und Wein. Die Mitgliedstaaten verhandeln z. Z. in 
der Gruppe Finanzfragen des Rates über die Harmo-
nisierung der Verbrauchsteuern auf Tabakerzeug-
nisse, Alkohol, Bier und Wein. Mit Beschlüssen zur 
Beseitigung der anderen Verbrauchsteuern ist frühe-
stens nach Abschluß dieser Verhandlungen zu rech-
nen. Die Bundesrepublik Deutschland hat 1965 die 
Süßstoffsteuer beseitigt. Nach Meinung der Bun-
desregierung wäre es nicht zweckmäßig, weitere 
Vorleistungen zu erbringen. Außerdem hat der 
Deutsche Bundestag am 11. Mai 1973 beschlossen: 
„Über die Beseitigung der kleinen Verbrauchsteuern 
und der Kaffeesteuer sollte erst entschieden wer-
den, wenn sichergestellt ist, daß der dadurch ent-
stehende Einnahmeausfall durch Mehreinnahmen 
im Zusammenhang mit der Harmonisierung der 
Mehrwertsteuer ausgeglichen werden kann." (BT-
Drucksache 7/445; Protokoll über die 31. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 11. Mai 1973 S. 1670). 
Der Bundesrat hat am 6. Oktober 1972 eine Stellung-
nahme gleichen Inhalts abgegeben. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Fragen B 42 und 43) : 

Welche Belastungen durch Steuern, Abgaben usw. direkter und 
indirekter Art bestehen gegenwärtig für den Betreiber eines 
privaten Kraftfahrzeugs, und welche Einnahmen ergeben sich 
daraus für das laufende Haushaltsjahr? 

Welche Vergünstigungen durch Steuern, Abgaben usw. direk-
ter und indirekter Art bestehen gegenwärtig für den Betreiber 
eines privaten Kraftfahrzeugs, und welche Einnahmenverluste 
ergeben sich daraus für das laufende Haushaltsjahr? 

Kraftfahrzeughalter sind mit Kfz-Steuer, Mineral-
ölsteuer, Umsatzsteuer und Versicherungssteuer be-
lastet. Hinzu kommen noch einmalige Gebühren für 
die Zulassung bzw. Umschreibung eines Kraftfahr-
zeuges. 

Der Anteil der Steuern, der privaten Fahrzeughal-
tern zuzuordnen ist, kann nur durch grobe Schät-
zungen ermittelt werden, da im einzelnen darüber 
keine statistischen Unterlagen vorliegen. Nach Be-
rechnungen des Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung entfallen etwa 75 v. H. des PKW-Bestan-
des auf private Kraftfahrzeuge. 

Aus den vorliegenden Daten ergeben sich für pri-
vate Fahrzeughalter Steuerbelastungen in einer Grö-
ßenordnung von etwa 13 Milliarden DM im Jahre 
1978, die sich wie folgt verteilen: 

Kfz-Steuer 	 3 100 Millionen DM 

Mineralölsteuer 	 9 750 Millionen DM 

12 850 Millionen DM 

Hinzu kommen Umsatzsteuer in Höhe von 12 v. H. 
auf alle im Zusammenhang mit dem Kauf, der In-
standhaltung und Benutzung eines PKW anfallenden 
Kosten, die aber nicht typisch für die Belastung von 
Kraftfahrzeugen ist, da in der Regel alle Waren und 
Dienstleistungen der Umsatzsteuer unterliegen. Zu 
berücksichtigen wären ggf. die auf die Beiträge zur 
Kraftfahrzeugversicherung entfallenden Anteile an 
Versicherungsteuer, die nach grober Schätzung eine 
Größenordnung von etwa 300 Millionen DM haben 
dürften. 

Die wesentlichste steuerliche Vergünstigung für 
Halter von privaten Kraftfahrzeugen besteht in der 
sogenannten Kilometerpauschale. Die Steuerminder-
einnahmen daraus sind auf jährlich 1 000 Millionen 
DM zu veranschlagen. Außerdem sind Körperbehin-
derte nach § 3 KfzStG von der Kfz-Steuer befreit. 
Die hierdurch eintretenden Steuerausfälle sind auf 
etwa 60 Millionen DM zu schätzen. Hinzu kommt 
als weitere Steuerbegünstigung die Berücksichti-
gung der Haftpflichtversicherung bei Kraftfahrzeu-
gen als Sonderausgabe, deren Größenordnung je-
doch nicht zu quantifizieren ist, da die anderweitige 
Ausnutzung der Sonderausgabenhöchstbeträge nicht 
absetzbar ist. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Czaja (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 44) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung eines Sprechers der 
Commerzbank (dpa 144/23. Februar 1978), daß die Volksrepublik 
Polen inzwischen 24 Milliarden Westverschuldung habe, aber 
„absolut kreditwürdig" sei, oder sieht sie mögliche Risiken für 
den Bundeshaushalt bei konstanter Ausweitung der stattlichen 
Bürgschaften für Kredite an die Volksrepublik Polen, nachdem 
amerikanische Banken eine weitere Kreditgewährung bereits 
ablehnen? 

Die von Ihnen zitierte Schätzung der Commerz-
bank zur Kreditbelastung der Volksrepublik Polen 
von 24 Milliarden DM dürfte in der Größenordnung 
etwa zutreffen. Der Trend in der Neuverschuldung 
flacht zunehmend ab, da sich die Handelsbilanz-
situation Polens gegenüber dem Westen verbessert. 
Darauf gründet sich die aufgeschlossene Haltung 
der internationalen Banken zu weiteren Krediten 
an Polen, die auch zu entsprechender Bürgschafts-
politik der Regierungen führt. Dazu zählen auch die 
Vereinigten Staaten, wenn auch die Kreditkondi-
tionen auf dem amerikanischen Markt für Polen 
entsprechend dem Verschuldungsstand ein wenig 
angezogen haben. Die Haltung der Bundesregierung 
zur Verschuldung Polens und anderer Staatshan-
delsländer ist im übrigen ausführlich in der Ant-
wort auf eine Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/ 
CSU wiedergegeben (BT-Drucksache 8/875 vom 
5. September 1977), auf die ich verweisen darf. 

In ihrer Bürgschaftspolitik macht die Bundes-
regierung unter Beachtung der Vorschriften des 
Haushaltsgesetzes die Vergabe von Ausfuhrbürg- 
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schaften von der Wirtschafts- und Transferkraft des 
jeweiligen Bestellerlandes und dessen zu erwarten-
der wirtschaftlicher Entwicklung abhängig. Selbst-
verständlich berücksichtigt sie dabei auch die vor-
dringlichen binnenwirtschaftlichen, besonders die 
beschäftigungspolitischen Prioritäten. 

Diese Haltung der Bundesregierung gilt unter-
schiedslos für ihre Bürgschaftspolitik gegenüber 
allen Ländern, auch gegenüber den Staatshandels-
ländern. Die Bundesregierung richtet demzufolge 
auch ihre Deckungspolitik gegenüber Polen an die-
sen Grundprinzipien aus. So wird sie auch weiter-
hin darauf achten, daß das Gesamtobligo des Bun-
des aus der Übernahme von Ausfuhrbürgschaften 
für Polen-Geschäfte sich in einem vertretbaren Ver-
hältnis zur Transferkraft und Verschuldungsfähig-
keit dieses Landes bewegen wird. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 45) : 

Unter welchen Voraussetzungen dürfen die Finanzämter die 
erhöhte Afa nach § 7 b EStG für Zweitwohnungen, die als 
Ferienwohnungen genutzt werden, versagen, und wie beurteilt 
die Bundesregierung in diesem Zusammenhang das Vorgehen 
zahlreicher Finanzämter im norddeutschen Raum, die — im 
Gegensatz zur früheren Praxis — den § 7 b EStG bei Zweit-
wohnungen restriktiv handhaben? 

Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten von 
Gebäuden und Eigentumswohnungen, die vorwie-
gend zum Ferienaufenthalt bestimmt sind, können 
nach § 7 b EStG erhöht abgeschrieben werden, wenn 
sie zu mehr als 662/3 v. H. Wohnzwecken dienen. 
Diese Voraussetzung ist u. a. dann erfüllt, wenn die 
Wohnungen so beschaffen sind, daß sie die Führung 
eines selbständigen Haushalts ermöglichen. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs dienen 
Ferienwohnungen nicht Wohnzwecken im Sinne des 
§ 7 b EStG, wenn ihre Nutzung als Dauerwohnraum 
aus bautechnischen oder baurechtlichen Gründen 
ausgeschlossen ist. Das ist der Fall, wenn das Ge-
bäude oder die Eigentumswohnung in einem ausge-
wiesenen Wochenendhausgebiet oder einem sonsti-
gen der Erholung dienenden Sondergebiet belegen 
ist. Die erhöhten Absetzungen nach § 7 b EStG sind 
in diesen Fällen auch dann ausgeschlossen, wenn 
die Ferienwohnung zum Daueraufhalt geeignet ist. 

Es ist mir bekannt, daß Finanzämter im norddeut-
schen Raum in letzter Zeit überprüft haben, ob die 
Eigentümer von Ferienwohnungen zu Recht die er-
höhten Absetzungen des § 7 b EStG in Anspruch 
genommen haben. 

Die Überprüfung von Steuerfällen auf ihre zu-
treffende Rechtsanwendung gehört zu den Aufga -

ben der Landesfinanzverwaltung. Deshalb kann ich 
auch über die von Ihnen behauptete restriktive An-
wendung des § 7 b EStG keine Angaben machen. 

Anlage 44 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schäuble (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen B 46 und 47): 

Welche Initiativen und gegebenenfalls mit welchem Ergebnis 
hat die Bundesregierung ergriffen, um über den Europarat eine 
Lösung für die Probleme zu suchen, die für Grenzpendler und 
für Bezieher von Versorgungsbezügen aus ausländischen Kas-
sen durch Veränderungen der Wechselkurse entstehen? 

Wie hoch sind etwa die Zahlen der Deutschen, die als Grenz-
pendler oder Bezieher von Versorgungsbezügen durch die 
Wechselkursentwicklung im Verhältnis zu den einzelnen Nach-
barländern betroffen sind, und wird die Bundesregierung darauf 
hinwirken, daß — soweit möglich — durch die Schaffung eines 
Sozialfonds beim Europarat, der zumindest in zu definierenden 
Härtefällen das Wechselkursrisiko für Grenzpendler und Be-
zieher von Versorgungsbezügen übernehmen sollte, diesen 
Menschen geholfen werden wird? 

Die Bundesregierung hat bisher keine Initiativen 
ergriffen, um über den Europarat einen Ausgleich 
von Wechselkursverlusten von Grenzpendlern und 
Beziehern von Versorgungsbezügen zu erreichen. 
Innerhalb der Europäischen Gemeinschaften hat sich 
die Kommission in den letzten Jahren wiederholt 
mit diesem Problem befaßt. 

Die Anzahl der betroffenen Personen ist stati-
stisch nicht nachzuweisen. Der Kreis läßt sich aber 
insoweit eingrenzen, als — aus deutscher Sicht — 
insbesondere Personen in Betracht kommen, die ein 
Arbeitsentgelt in französischen Franken oder däni-
schen Kronen erhalten. Von den Währungen der un-
mittelbar an die Bundesrepublik Deutschland an-
grenzenden Nachbarstaaten haben in letzter Zeit 
nur diese gegenüber der DM spürbar abgewertet. 
Es hat allerdings auch Kursschwankungen gegeben, 
die sich zum Vorteil der Betroffenen ausgewirkt 
haben (z. B. beim Schweizer Franken). 

Gegen die Errichtung eines Sozialfonds beim 
Europarat mit dem Ziel, negative Auswirkungen von 
Wechselkursschwankungen entgegenzuwirken, be-
stehen erhebliche Bedenken. Wie auch von der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften bei 
der Beantwortung gleichgelagerter Anfragen des 
Europäischen Parlaments zum Ausdruck gebracht 
wurde (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-
ten 1977 Nr. C 27 S. 14 und Nr. C 127 S. 13), würde 
eine derartige Maßnahme zu Diskriminierungen füh-
ren. In diesem Zusammenhang verweist die Kom-
mission auf Art. 48 des EWG-Vertrages, der die 
Gleichbehandlung von Wanderarbeitnehmern und 
Angehörigen des Staates, in denen sie tätig sind, 
gewährleisten soll. Diese Gleichheit muß sich auch 
auf den Wechselkurs erstrecken. Die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer wird so lange mit einem Wäh-
rungsrisiko verbunden sein, wie keine echten Fort-
schritte auf dem Weg zur Verwirklichung der Wirt-
schafts- und Währungsunion innerhalb der Euro-
päischen Gemeinschaften erzielt werden. 

Aus währungspolitischen Überlegungen sei hinzu-
gefügt, daß Wechselkursänderungen auf mittlere 
Sicht Kosten- und Preisdifferenzen widerspiegeln. 
Würden Grenzpendler oder Bezieher von Versor-
gungsbezügen ihre Einkommen in den Gastländern 
ausgeben, könnten sie wegen des gestiegenen Preis-
niveaus real kaum mehr Güter und Dienste erwer-
ben, als es nach Umtausch zu gestiegenem Wechsel- 
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kurs in der Bundesrepublik Deutschland der Fall ist. 
Umgekehrt dürfte ihr Einkommen mit dem höheren 
Preisniveau im Nachbarland auch stärker angestie-
gen sein, als es in der Bundesrepublik Deutschland 
der Fall gewesen wäre, so daß der gestiegene Wech-
selkurs mit einem höheren Nominaleinkommen auf 
mittlere Sicht ausgeglichen sein dürfte. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 48): 

Treffen Pressemitteilungen vom 27. Februar 1978 zu, denen

-

zufolge sich Bundesfinanzminister Matthöfer für eine weitere 
Herabsetzung bzw. völlige Aufhebung der regionalen Investi-
tionszulage ausgesprochen hat, und wenn ja, ist der Bundes-
finanzminister der Ansicht, daß durch eine solche Maßnahme 
ein Beitrag zur Wiederherstellung der Vollbeschäftigung und zur 
Anregung der privaten Investitionstätigkeit geleistet werden 
könnte? 

Pressemeldungen, denenzufolge sich Bundesfinanz-
minister Matthöfer für eine weitere Herabsetzung 
bzw. völlige Aufhebung der regionalen Investitions-
zulage ausgesprochen haben soll, treffen nicht zu. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Schmitz (Baeswei-
ler) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen B 50, 51, 
52 und 53) : 

Welche Hindernisse stehen dem Bau des Steinkohlenkraftwerks 
Siersdorf entgegen, und was wird die Bundesregierung unter-
nehmen, um den eventuell bestehenden Hindernissen abzuhelfen 
und den Bau des Kraftwerks Siersdorf zu beschleunigen? 

Zu welchem Zeitpunkt ist mit der Inbetriebnahme zu rechnen? 

Was wird die Bundesregierung unternehmen, um den Abbau 
der Kohlehalden zu erleichtern, bzw. ist die Bundesregierung 
bereit, die nationale Kohlereserve von 10 Millionen t auf 15 
Millionen t zu erhöhen und den Bau von revierfernen Kohle-
kraftwerken zu beschleunigen bzw. zu begünstigen? 

Sieht sie die Möglichkeit, im Zusammenhang mit dem Bau des 
SK-Kraftwerks Siersdorf Strom ins benachbarte Ausland (Nord-
frankreich) zu liefern? 

Zu Fragen B 50 und 51: 

Der Bau eines neuen Steinkohlenkraftwerks in 
Siersdorf hängt im wesentlichen von der Möglich-
keit des Abschlusses von Stromlieferverträgen ab. 
Die Nachfrage nach elektrischem Strom ist zur Zeit 
jedoch nicht so, daß der Bau dieses Kraftwerkes in 
absehbarer Zeit erforderlich wäre. 

Zu Frage B 52: 

Der Anstieg der Haldenbestände des deutschen 
Steinkohlenbergbaus ist auf die schwierige Absatz-
lage, insbesondere des Koks- und Kokskohlenabsat-
zes an die europäische Stahlindustrie zurückzufüh

-

ren. Wie in der 2. Fortschreibung des Energiepro-
gramms dargelegt, erörtert die Bundesregierung ge-
genwärtig mit den Beteiligten, in welcher Weise die 
eigenen Anstrengungen des Bergbaus zur Überwin-
dung dieser Schwierigkeiten und die. damit verbun-
denen Belastungen erleichtert werden können. Un-
ter Berücksichtigung möglicher Eigenleistungen der 
Bergbauunternehmen erwägt die Bundesregierung 
die Gewährung einer Überbrückungshilfe für den 
deutschen Steinkohlenbergbau. 

Wie Ihnen bereits in meinem Antwortschreiben 
vom 12. August 1977 dargelegt, hat die Bundesregie-
rung die nationale Steinkohlenreserve als Instru-
ment der Krisenvorsorge eingeführt, wobei sich 
deren Menge und Zusammensetzung an den Sub-
stitutionsmöglichkeiten für 01 im Krisenfall aus-
richtet. Es bestehen nach wie vor keine neuen Ge-
sichtspunkte, die Kohlenreserve von 10 Millionen t 
als für den Krisenfall nicht ausreichend anzusehen. 
Durch eine weitere Aufstockung und eine andere 
Zusammensetzung der Kohlenreserve würde die 
Zielsetzung dieses Krisenvorsorgeinstruments we-
sentlich verändert. 

Durch die Verstromungsgesetze werden bereits 
jetzt die Standortnachteile revierferner Kohlekraft-
werke ausgeglichen. Die Verstromungsgesetze sehen 
nämlich für sämtliche Neubauten gleich hohe In-
vestitionskostenzuschüsse vor, während bei den für 
den Kohleeinsatz gezahlten Zuschüssen die höheren 
Kohletransportkosten der revierfernen Kraftwerke 
voll berücksichtigt werden. Dies gilt sowohl im 
Rahmen des Ausgleichs zum schweren Heizöl für 
zwei Drittel der Kohlebezüge als auch für die nach 
der letzten Verstromungsnovelle neu eingeführten 
Verbilligung auf den halben Kohlepreis für das 
letzte Drittel, bei der die Transportkosten zusätzlich 
erstattet werden. 

Zu Frage B 53: 

Ob eine Möglichkeit besteht, Strom ins benach-
barte Ausland zu liefern, entzieht sich der Kenntnis 
der Bundesregierung, da weder die Bedarfslage noch 
die Frage, ob dieser Strom zu konkurrierenden Prei-
sen angeboten werden kann, von hier aus beurteilt 
werden kann. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen 
B 54 und 55) : 

Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse darüber, in 
welchem Umfang in den letzten 15 Jahren Glas- und Schmuck-
waren (Bijouterie) aus der Tschechoslowakei in die Bundes-
republik Deutschland importiert und in welchem Umfang solche 
Waren in die Tschechoslowakei exportiert wurden, und wenn 
ja, wie lauten die entsprechenden Zahlen? 

Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse darüber, in-
wieweit die deutsche Glas- und Schmuckindustrie von der ent-
sprechen len tschechoslowakischen Industrie aus dem Weltmarkt 
verdrängt wird, und wenn ja, welche Erkenntnisse liegen vor? 
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Zu Frage B 54: 

Die Entwicklung des Außenhandels mit Schmuck-
waren (Phantasieschmuck nach Gablonzer Art im 
Sinne der amtlichen Produktionsstatistik) und Glas-
kurzwaren in  den  Jahren 1963 bis 1977 ergibt sich 
aus den anliegenden Übersichten. Der Importanteil 
gemessen an der Produktion liegt bei ca. 1% über 
die letzten Jahre hinweg. Die Ausfuhren dieser Wa-
ren in die Tschechoslowakei sind nicht nennenswert. 

Zu Frage B 55: 

Bei steigenden Exporten der deutschen Schmuck-
warenindustrie zeichnet sich ein zunehmender inter-
nationaler Wettbewerb ab. Der Bundesregierung 
liegen jedoch keine Erkenntnisse über eine Ver-
drängung der deutschen Glaskurz- und Schmuck-
warenindustrie durch die tschechoslowakische Kon-
kurrenz auf dem Weltmarkt vor. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Spöri (SPD) 
(Drucksache 8/1612 Fragen B 56 und 57): 

Mit welcher durchschnittlichen Jahreszuwachsrate wuchsen der 
gesamtwirtschaftliche Energie- und Stromverbrauch in den zwei 
Vergleichsperioden 1970 bis 1973 und 1974 bis 1977, und welche 
Abweichungen ergaben sich dabei zu den jeweiligen energie-
politischen Prognoseziffern der Bundesregierung? 

Welche Abweichungen ergaben sich dabei zwischen den Zu-
wachsraten der Bundesrepublik Deutschland insgesamt und de-
nen des Landes Baden-Württemberg? 

Zu Frage B 56: 

Der Primärenergieverbrauch ist in der Bundes-
republik im Zeitraum 1970 bis 1973 mit einer durch-
schnittlichen jährlichen Zuwachsrate von 4,0 % ge-
wachsen, im Zeitraum 1974 bis 1977 betrug diese 
Zuwachsrate 0,3 °/o. 

Der Bruttostromverbrauch stieg im Zeitraum 1970 
bis 1973 mit einer Zuwachsrate von 7,3 % und von 
1974 bis 1977 mit 2,4 %.jährlich an. 

Die Bundesregierung hat für die von Ihnen ge-
nannten Jahre keine Prognosen veröffentlicht. Le-
diglich für das Jahr 1975 wurde im Energiepro-
gramm von 1973, das vor der Ölkrise verabschie-
det wurde, ein Primärenergieverbrauch von 407 
Mio. t SKE genannt im Vergleich zu einem tatsäch-
lichen Verbrauch von 347,7 Mio. t SKE. Die Prognose 
der Ersten Fortschreibung des Energieprogramms aus 
dem Jahre 1974 bezieht sich auf das Jahr 1980. 

Zu Frage B 57: 

Für das Land Baden-Württemberg ergab sich im 
Zeitraum 1970 bis 1973 beim Primärenergieverbrauch 
eine Zuwachsrate von ebenfalls 4,0 °/o, während die 

Vergleichszahl für den Zeitraum 1974 bis 1977 1,9 % 
lautet. 

Beim Bruttostromverbrauch betrug der Zuwachs in 
Baden-Württemberg im Zeitabschnitt 1970 bis 1973 
7,1 % jährlich, während im Zeitraum 1974 bis 1977 
der Zuwachs 3,6 % jährlich betrug. 

Die Werte für den Zeitraum 1974 bis 1977 sind 
dabei vorläufig, da die endgültigen Zahlen für 1977 
noch nicht vorliegen. 

Anlage 49 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. van Aerssen 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen B 58, 59, 60 
und 61) : 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß dezentralisierte 
Datenverarbeitung in vielen Anwendungen die wirtschaftlichere 
und humanere Lösung ist, und wenn ja, welche Folgerungen 
zieht sie daraus? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Folgen eines ver-
stärkten Vordringens staatlicher Monopole vor allem hinsicht-
lich der Innovationseffekte in den Bereichen Datenverarbeitung 
und Nachrichtentechnik, sowie die Neigung öffentlicher An-
wender, die Normen marktbeherrschender Firmen als „De-facto-
Normen" zu akzeptieren, und welche Folgerungen zieht sie aus 
dieser Beurteilung? 

Wie will die Bundesregierung gewährleisten, daß durch eine 
entsprechende Beschaffungspolitik der öffentlichen Hand einem 
derartigen Vordringen entgegengesteuert wird? 

Ist die Bundesregierung grundsätzlich bereit, verstärkt libe-
rale Losungen zur Durchsetzung gesunder Wettbewerbsverhält-
nisse im Datenbereich zu eröffnen? 

Zu Frage B 58: 

Dezentrale Datenverarbeitung ist in einigen Be-
reichen bereits seit längerem eingeführt. Es hat sich 
gezeigt, daß für derartige Lösungen neben der zen-
tralen Verarbeitung ein wachsender Markt vorhan-
den ist. Die DV-Hersteller bedienen diesen Markt 
mit einem vielfältigen Angebot. Im Rahmen ihrer 
Fördermaßnahmen (3. DV-Programm 1976-1979) 
berücksichtigt die Bundesregierung verstärkt tech-
nische Entwicklungen für dezentrale Lösungen. Die 
Fördermittel für kleine, arbeitsplatzorientierte DV-
Systeme und dezentrale periphere DV-Geräte wur-
den erheblich gesteigert. 

Auf den Einsatz zentraler oder dezentraler Lö-
sungen im privatwirtschaftlichen Bereich nimmt die 
Bundesregierung keinen Einfluß. Die Entscheidung, 
welche Methode im Einzelfall wirtschaftlicher ist, 
muß den jeweiligen Anwendern überlassen blei-
ben. Bei der Anwendung der Datenverarbeitung im 
eigenen Bereich prüft die Bundesregierung diese 
Frage selbstverständlich in jedem Einzelfall mit der 
gebotenen Sorgfalt. 

Zu Fragen B 59 und 60: 

In der Nachrichtentechnik sowie in gewissen Teil-
bereichen der Datenverarbeitung hat die öffentliche 
Hand auf Grund ihrer Nachfrage eine starke z. T. 
monopolartige Stellung. Mit der breiteren Anwen- 
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dung solcher Techniken gewinnt diese Stellung 
zwangsläufig an Gewicht. Dabei werden sowohl 
positive als auch negative Innovationseffekte er-
zielt. Einmal gehen von öffentlichen Anwendungen 
beträchtliche Innovations-Impulse aus, die sich auch 
auf Anwendungen im nicht öffentlichen Bereich 
fruchtbar auswirken. Auf der anderen Seite ist sich 
die Bundesregierung jedoch des Problems bewußt, 
das sich aus dem Vordringen des öffentlichen Sek-
tors in neue technologische Bereiche im Hinblick 
auf die Erhaltung funktionsfähiger Marktstrukturen 
und auf eine Behinderung und Einengung des tech-
nischen Fortschritts ergeben könnte. Dies gilt vor 
allem dann, wenn rechtliche und tatsächliche Vor-
zugspositionen gegeben sind, die  privaten  Unter-
nehmen nicht zur Verfügung stehen. Die Bundes-
regierung ist bemüht, durch Schaffung von ausge-
glichenen Wettbewerbsbedingungen möglichst vie-
len, auch privaten Initiativen und alternativen Pro-
blemlösungen Raum zu geben. Dies gilt sowohl für 
den Fall, daß staatliche Einrichtungen selbst bereits 
als Anbieter tätig werden als auch für den Fall, daß 
sie als Anwender technischer Dienste auftreten. 
Hierbei versucht die Bundesregierung, durch Be-
rücksichtigung möglichst vieler Anbieter nicht nur 
zur Anwendungsvielfalt beizutragen, sondern auch 
den Aufbau marktbeherrschender Stellungen zu 
verhindern bzw. diese abzubauen. 

Im Rahmen des 3. DV-Programms fördert die 
Bundesregierung Grundlagenentwicklungen für na-
tionale und internationale Normen. Sie setzt sich 
ferner für entsprechende Aktivitäten der Europäi-
schen Gemeinschaft im geplanten Vierjahrespro-
gramm zur Förderung der Datenverarbeitung ein. 

Zur Durchsetzung geeigneter Normen oder Norm-
entwürfe bei DV-Herstellern und öffentlichen An-
wendern bemüht sich die Bundesregierung in enger 
Zusammenarbeit mit den Ländern um verstärkte 
Anwendung firmenneutraler Standards. Die Arbei-
ten im Kooperationsausschuß ADV Bund/Länder/ 
Kommunaler Bereich haben in den letzten Jahren 
bereits einige Fortschritte erbracht. Diese Arbeit 
wird zielstrebig fortgesetzt. 

Im übrigen strebt die Bundesregierung auch bei 
der Novellierung der Verdingungsordnung für Lei-
stungen — ausgenommen Bauleistungen — Teil A 
an, daß die Leistung möglichst nach dem Zweck 
und nicht in allen konstruktiven Einzelheiten be-
schrieben wird. 

Zu Frage B 61: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
auch im Bereich der Datentechnik der Privatinitia-
tive Vorrang vor einer Ausweitung des staatlichen 
Sektors zu geben ist. Dies gilt zumal dann, wenn die 
öffentlich-rechtliche Anbieterstellung oder Träger-
schaft mit einer Monopolstellung verbunden sein 
würde. Die Bundesregierung ist bemüht, die in 
einer liberalen Wirtschaftsordnung notwendigen 
Maßnahmen zur Durchsetzung funktionsfähiger 
Wettbewerbsverhältnisse im Bereich Datenverarbei-
tung zu treffen. 

Anlage 50 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) (Drucksache 
8/1612 Frage B 62) : 

Denkt die Bundesregierung daran, die Vorschriften über die 
Haltung von Tieren in Tierparks insoweit zu ändern, daß aus-
schließlich Fachpersonal beschäftigt werden muß? 

Bei Tierparken handelt es sich in der Regel um 
Einrichtungen, in denen Tiere gewerbsmäßig zur 
Schau gestellt werden. Der Betrieb derartiger Ein-
richtungen ist nach § 11 des Tierschutzgesetzes vom 
24. Juli 1972 (TierSchG) der nach Landesrecht zustän-
digen Behörde anzuzeigen. Er unterliegt darüber 
hinaus einer behördlichen Beaufsichtigung, durch 
die sichergestellt wird, daß die Haltung der Tiere 
entsprechend den Grundsätzen des § 2 Abs. 1 
TierSchG erfolgt. Nach dieser Vorschrift muß einem 
Tier u. a. artgemäße Nahrung und Pflege sowie 
verhaltensgerechte Unterbringung gewährt werden. 
Kommt der Tierhalter dieser Verpflichtung nicht 
nach, kann die beaufsichtigende Behörde im Einzel-
fall Maßnahmen anordnen, die zur Erfüllung der 
genannten Anforderungen erforderlich sind. 

Bei der Vielzahl der in Tierparken gehaltenen 
Tierarten und ihren unterschiedlichen Bedürfnissen 
bietet dieses Netz von Vorschriften ein geeignetes 
Instrument zur Sicherung der Schutzanliegen solcher 
Tiere. 

Bei dieser Sach- und Rechtslage läßt eine gesetz-
liche Verpflichtung, in Tierparken ausschließlich 
Fachpersonal zu beschäftigen, keine nachhaltige Ver-
besserung der Wirksamkeit der bestehenden, zwi-
schenzeitlich bewährten Bestimmungen erwarten. 
Die Bundesregierung sieht deshalb gegenwärtig 
keine Notwendigkeit, Vorschriften des Tierschutz-
gesetzes zu ändern oder zu ergänzen. 

Anlage 51 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schöfberger (SPD) 

 (Drucksache 8/1612 Fragen B 63 und 64) : 
Kann die Bundesregierung anhand von EG-Statistiken Aus-

kunft geben, welcher Anteil des durch Intervention aus dem 
Markt genommenen Obstes gemäß Verordnung 1035/72 sozialen 
Zwecken zugeführt oder aber versprittet und verfüttert wurde, 
und welcher Anteil entgegen den Bestimmungen der EG-Markt-
ordnung vernichtet wurde? 

Kann die Bundesregierung Auskunft über die Höhe der Geld-
beträge geben, mit denen die nach der Verordnung 1035/72 
legalen Interventionen einerseits und die illegalen Interven-
tionen andererseits subventioniert wurden, und billigt die Bun

-

dsregierung den Einsatz dieser Mittel? 

Zu Frage B 63: 

Der Bundesregierung und der EG-Kommission lie-
gen bis 1970 keine detaillierten Angaben über die 
verschiedenen Verwendungszwecke im Rahmen der 
Intervention von Obst nach VO (EWG) Nr. 1035/72 
vor. Erst nach diesem Zeitpunkt werden die Inter- 
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ventionsmengen nach Verwendungsarten aufge-
schlüsselt. Für das letzte vollständig abgerechnete 
Wirtschaftsjahr 1975/76 legte die EG-Kommission 
nachstehende Angaben vor, die bereits in Ziffer 4 

der Antwort der Bundesregierung auf die „Kleine 
Anfrage" der Fraktion der CDU/CSU über die EG-
Interventionsregelung für Obst vom 24. Oktober 
1977 wiedergegeben wurden (Drucksache 8/1074): 

Angaben in 
1 000 t 

Intervention 
	insgesamt 

Soziale 
I 	Zwecke I 

Verfütte

- 

 rung  Destillation sonstige 
I 	Zwecke 1) 

Pfirsiche 35,1 2,0 — 6,8 26,1 

Birnen 176,4 4,8 12,1 152,3 7,1 

Äpfel 827,2 12,9 143,2 306,9 364,2 

Mandarinen 43,4 5,2 19,1 — 19,0 

Orangen 44,0 18,5 1,7 — 23,8 

Zitronen 11,3 3,8 — — 7,5 

1) Diese Mengen beziehen sich auf die Verarbeitung und kostenlose Verteilung dieser 
Erzeugnisse, bei Apfelsinen auf die Abgabe an die Verarbeitungsindustrie, auf Aus-
sortierungen und auf Verderb, wenn die Ware nicht rechtzeitig der bestimmungs-
gemäßen Verwendung zugeführt werden konnte. 

Wie die Bundesregierung wiederholt dargelegt 
hat, sehen die Bestimmungen der gemeinsamen 
Marktorganisation für Obst und Gemüse eine Inter-
vention mit dem Ziele der Vernichtung nicht vor. 
Der Bundesregierung liegen keine Angaben darüber 
vor, daß interveniertes Obst entgegen den Bestim-
mungen der MO vernichtet wurde. 

Zu Frage B 64: 

Eine Unterscheidung nach legaler und illegaler 
Intervention ist nicht möglich, da ein finanzieller 
Ausgleich durch den EAGFL nur für die vorgesehe-
nen Verwendungszwecke geleistet wird. Die EG-
Kommission hat erklärt, daß ihre Dienststellen die 
ordnungsgemäße Auszahlung des finanziellen Aus-
gleichs kontrollieren. Eine detaillierte Darstellung 
über die Mittelaufteilung nach verschiedenen Ver-
wendungszwecken liegt der Bundesregierung und 
der EG-Kommission nicht vor. Für die Wirtschafts-
jahre 1967/68 bis 1975/76 wurden für die Interven-
tion von Obst in der Gemeinschaft insgesamt 324,2 
Millionen RE gezahlt. Im einzelnen entfallen auf die 
verfügbaren letzten 6 Wirtschaftsjahre nachstehen-
de Beträge: 

Wirtschaftsjahr 	Millionen RE 

1970/71 	 40,456 

1971/72 	 38,163 

1972/73 	 5,648 

1973/74 	 44,009 

1974/75 	 42,878 

1975/76 • 	 78,338 

Die Bundesregierung billigt die Vernichtung von 
Lebensmitteln nicht. Sie setzt sich mit Nachdruck 
für eine korrekte Einhaltung der geltenden Vor-
schriften ein. 

Anlage 52 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift. 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD: 
(Drucksache 8/1612 Frage B 65) : 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um 
dafür zu sorgen, daß die 1 600 neu bei den Arbeitsämtern im 
gehobenen Dienst eingestellten Vermittler auch die entspre

-

chend verstärkte Zuarbeit durch Mitarbeiter im mittleren Dienst 
(Bearbeiter und Hilfsbearbeiter) erfahren und so ihr verstärkter 
Einsatz möglich ist? 

Von den zur Verstärkung der Arbeitsvermittlung 
und Berufsberatung vorgesehenen 1 600 zusätzli

-chen Stellen sind nach dem von der Bundesregie 
rung genehmigten Haushaltsplan 1978 der Bundes

-

anstalt für Arbeit rd. 1 000 Stellen im gehobener 
und höheren und rd. 600 Stellen im mittleren Diens 
vorgesehen. Die Aufteilung ist auf Grund der vor 
handenen Personalstruktur von der Bundesanstalt 
für Arbeit vorgeschlagen worden. Die Bundesregie 
rung geht davon aus, daß damit ein ausgewogene 
Verhältnis zwischen Fach- und Hilfskräften erreicht 
werden kann. 

Anlage 53 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift

-

liche Frage des Abgeordneten Dr. Schwenk (Stade) 
(SPD) (Drucksache 8/1612 Frage B 66) : 

Ist der Bundesregierung der Mangel an Saisonarbeitskräften 
mit inländischer Arbeitserlaubnis im niederelbischen Obstbau 
bekannt, und was gedenkt sie zu tun, verstärkt Arbeitskräfte 
für die dortige Obsternte zu gewinnen? 

Der Bundesregierung sind die Klagen der Obst-
baubetriebe an der Niederelbe über den Mangel an 
Obstpflückern in der Erntezeit bekannt. Die Angele- 
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genheit war auch Gegenstand von Fragen des Ab-
geordneten Kurt Spitzmüller in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages im Monat August 1977 (Bun-
destags-Drucksache 8/915 S. 29 f.). 

Die Vermittlung von Saisonarbeitskräften für die 
Obsternte an der Niederelbe gestaltet sich wegen 
der 'angebotenen Arbeitsbedingungen und wegen 
der geringen Zahl der von den Obstbauern den Ar-
beitsämtern gemeldeten offenen Stellen schwierig. 
Bei den Pflückarbeiten handelt es sich um vorüber-
gehende und witterungsabhängige Tätigkeiten. Bei 
witterungsbedingtem Arbeitsausfall wird keine Ent-
schädigung gezahlt. Die Obstbaubetriebe stellen nur 
im Ausnahmefall geeignete Unterkünfte für die Sai-
sonarbeitskräfte zur Verfügung. Die Verkehrsbe-
dingungen sind ungünstig. Für die Arbeit werden 
ausschließlich Akkordlöhne gewährt. Um trotz die-
ser Schwierigkeiten den Bedarf an Saisonarbeits-
kräften zu decken, habe ich veranlaßt, daß die Bun-
desanstalt für Arbeit in engem Kontakt mit dem 
Obstbauverband Norddeutschland darauf hinwirkt, 
daß ihr frühzeitig von den Obstbauern offene Ar-
beitsplätze für Erntehelfer unter Angabe der Unter-
kunfts- und Beköstigungsmöglichkeiten mitgeteilt 
werden. 

Die Bundesanstalt wird sich unter voller Ausnut-
zung ihrer Möglichkeiten, Leistungen zur Förderung 
der Arbeitsaufnahme zu erbringen, darum bemühen, 
auch durch überregionale Vermittlung für die kom-
mende Obsternte Saisonkräfte in das von Ihnen ge-
nannte Gebiet zu vermitteln. 

Die von der Agrarsozialen Gesellschaft Göttingen 
im Zusammenwirken mit dem Bundesminister für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten in Angriff ge-
nommene Untersuchung über die Beschäftigungs-
situation im Obst- und Gartenbau soll zusätzlich 
Hinweise geben, ob und welche Verbesserungen zur 
Deckung des Arbeitskräftebedarfs in der Obsternte 
nützlich sind. Die Bundesanstalt für Arbeit beteiligt 
sich an der Untersuchung. 

Anlage 54 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Klinker (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 67): 

Teilt die Bundesregierung die von der Kassenzahnärztlichen 
Vereinigung Nordrhein in einer großen Anzeigenkampagne auf-
gestellte Behauptung, steigende Krankheitsbehandlungskosten 
seien auf die Schädlichkeit vieler Nahrungs- und Genußmittel, 
insbesondere Steaks, Wurst und Eier, zurückzuführen, und sieht 
die Bundesregierung insbesondere in dem vorgeschlagenen ge-
setzlichen Verbot oder in einer Konsumbeschränkung einen sach-
gerechten Beitrag zur Senkung der unbestreitbaren Kostenexplo-
sion im Gesundheitswesen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Fehlverhal-
ten in der Ernährung und Bewegungsmangel mit-
verursachend für eine Reihe von Krankheiten wie 
Herz- und Kreislaufkrankheiten, Diabetes, Gicht 
sind und dadurch zu den Kosten im Gesundheits-
wesen beitragen. Die Bundesregierung bemüht sich 
deshalb seit langem, durch gezielte Aufklärungs-
maßnahmen zum Abbau des Fehlverhaltens beizu

-

tragen. Ich verweise hierzu auf die Antwort des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und Ge-
sundheit auf die Anfrage des Herrn Abgeordneten 
Dr. H. Schwörer zu den durch ernährungsbedingte 
Krankheiten verursachten Kosten (Drucksache 
7/5926, Seite 22/23). 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
gesetzliche Verbote einzelner Lebensmittel geeig-
nete Mittel zur Vermeidung von gesundheitlichen 
Schäden, die durch Fehlverhalten in der Ernährung 
verursacht werden, sind. Wohl aber hält sie es für 
richtig, daß im Rahmen der Ernährungsaufklärung 
und gesundheitlichen Ernährungsberatung Konsum-
beschränkungen je nach Lage des Falles empfohlen 
werden. 

Anlage 55 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Fragen B 68 und 69) : 

Sind der Bundesregierung Härten bekannt, die in der Durch-
führung des 6. Änderungsgesetzes zum GAL dadurch entstehen, 
daß in § 2 Abs. 1 Buchstabe c und § 2 Abs. 1 Buchstabe b eine 
ununterbrochene Beitragsleistung mindestens bis zur Vollendung 
des 60. Lebensjahrs bzw. bis zum Eintritt der Erwerbsunfähig-
keit gefordert wird, und wenn ja, ist sie bereit, zugunsten der 
Betroffenen eine Änderung zu veranlassen? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß das 7. Änderungs-
gesetz zum GAL (durch die sogenannte Staffelung) bereits einen 
erschöpfenden Anreiz für eine längere Beitragsentrichtung ge-
bracht hat, und wäre dies ein Grundlage, eine Änderung dahin 
gehend herbeizuführen, daß bei einer Beitragszahlung von 180 
Monaten analog zu der Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten ein Anspruch auf Altersgeld gemäß § 2 Abs. 1 
bzw. auf vorzeitiges Altersgeld bei einer Mindestzahl von 
60 Beiträgen gemäß § 2 Abs. 2 besteht? 

Zu Frage B 68: 

Der Bundesregierung sind bisher — auch nach 
Rückfrage beim Gesamtverband der landwirtschaft-
lichen Alterskassen — keine Härtefälle auf Grund 
der durch das 6. Änderungsgesetz zum GAL ver-
langten ununterbrochenen Beitragsentrichtung be-
kannt geworden. Diese Neuregelung hat lediglich in 
den Fällen zu Konsequenzen geführt, in denen ein 
landwirtschaftlicher Unternehmer seinen Betrieb 
aufgegeben hatte, die Voraussetzungen für die Wei-
terversicherung nach § 27 GAL noch nicht erfüllte, 
weil er diesem Sicherungssystem nur kurze Zeit an-
gehörte und dann später wieder Unternehmer ge-
worden ist; hier können die relativ kurzen Beitrags-
zeiten der ersten Unternehmertätigkeit nach dem 
6. Änderungsgesetz nicht mehr angerechnet werden. 

Zu Frage B 69: 

Es läßt sich nicht beurteilen, in welchem Umfang 
durch die Einführung der sogenannten Staffelung 
ein Anreiz für eine längere Beitragsentrichtung ge-
setzt worden ist. Denn alle Beiträge in der Alters-
hilfe für Landwirte müssen auf Grund einer be-
stehenden Beitragspflicht geleistet werden. Auch 
der nach § 27 GAL Weiterversicherte soll dann, 
wenn er sich für dieses berufsständische Siche- 
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rungssystem entschieden hat, beitragsrechtlich wie 
ein landwirtschaftlicher Unternehmer behandelt 
werden. Dies folgt schon aus dem Umstand, daß die 
Altershilfe für Landwirte mit über 77 v. H. aus Bun-
desmitteln finanziert wird. 

Auf Grund dieser Gegebenheiten sieht die Bun-
desregierung keine Veranlassung, eine Änderung 
des GAL vorzuschlagen. 

Anlage 56 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Engelsberger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 70): 

Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der Feststellung 
des Landgerichts Hamburg, daß infolge einer Gesetzeslücke im 
Strafgesetzbuch Wahlfälschungen bei Betriebsratswahlen nicht 
strafbar seien, die erforderliche Gesetzesinitiative zur Behebung 
dieses Mißstands einzuleiten? 

Anlaß ihrer Frage sind offenbar Zeitungsberichte 
über den Freispruch von Arbeitnehmern, die ange-
klagt waren, Wahlzettel ungültig gemacht zu ha-
ben. 

Die Bundesregierung teilt nicht die Ansicht, Wahl-
fälschungen bei Betriebsratswahlen seien infolge 
einer Gesetzeslücke nicht strafbar. Es ist zwar rich-
tig, daß die Wahlschutzvorschriften des Strafgesetz-
buches (§§ 107 ff.) auf Wahlfälschungen bei Betriebs-
ratswahlen keine Anwendung finden; sie gelten ins-
besondere für Wahlen zu den Volksvertretungen. 

Die einschlägige Strafvorschrift enthält jedoch 
das Betriebsverfassungsgesetz und zwar hier der 
§ 119 Abs. 1 Nr. 1. Hiernach ist es jedermann unter-
sagt, die Wahl des Betriebsrats in irgendeiner Form 
zu behindern oder in unzulässiger Weise zu beein-
flussen. Als Hauptfall einer Wahlbehinderung nennt 
das Betriebsverfassungsgesetz (Betr.VerfG) u. a. die 
Beschränkung eines Arbeitnehmers in der Ausübung 
seines aktiven und passiven Wahlrechts. Es ist bis-
her in der Rechtswissenschaft unwidersprochen ge-
blieben, daß derjenige, der durch Manipulationen 
den Wahlzettel von Arbeitnehmern verfälscht oder 
ungültig macht, diese Arbeitnehmer an einer gül-
tigen Stimmabgabe hindert und in strafbarer Weise 
in den Wahlvorgang eingreift. Diese Tat kann mit 
einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe geahndet werden. Eine Gesetzeslücke 
besteht also insoweit nicht. Dem steht auch nicht der 
erwähnte Freispruch entgegen. Die Angeklagten 
sind nämlich freigesprochen worden, weil ihnen die 
zur Last gelegte Tat nach Ansicht des Gerichts nicht 
nachgewiesen werden konnte. 

Anlage 57 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift 
liche Frage des Abgeordneten Wolfram (Reckling-
hausen) (SPD) (Drucksache 8/1612 Frage B 71) : 

Hat die Bundesregierung — etwa nach dem Tarifvertrags-
gesetz — die Möglichkeit, auf die Geschäftsleitung des Ver-
lags Gruner + Jahr, die von allen Mitarbeitern im technischen 
Bereich eine schriftliche Erklärung zu der Frage „Fortsetzung 
oder Beendigung des Streiks" gefordert haben soll, mit dem Ziel 
einzuwirken, diese Forderung aufzugeben, und wenn ja, wird 
die Bundesregierung diese Möglichkeit nutzen? 

Die Bundesregierung hat durch Nachrichtensen-
dungen und Presseberichte davon erfahren, daß der 
Verlag Gruner & Jahr von allen Mitarbeitern im 
technischen Bereich eine schriftliche Erklärung zu 
Fragen der Fortsetzung oder Beendigung von Ar-
beitskampfmaßnahmen verlangt haben soll. Nähere 
Einzelheiten sind hier allerdings nicht bekannt. 

Die Bundesregierung hat weder nach dem Tarif-
vertragsgesetz noch auf Grund anderer Rechtsvor-
schriften die Möglichkeit, in dem von Ihnen ange-
sprochenen Sinn auf die Geschäftsleitung des Ver-
lags einzuwirken. Der Bundesregierung ist es auch 
aus Gründen der Tarifautonomie und dem daraus 
folgenden Neutralitätsgebot bei Arbeitskämpfen 
nicht möglich, in tarifliche Auseinandersetzungen 
einzugreifen. Allgemein ist darauf hinzuweisen, daß 
das Recht des Arbeitskampfes — von Ausnahmen 
abgesehen — nicht gesetzlich geregelt ist. 

Es steht den Betroffenen aber frei, Fragen der 
Rechtmäßigkeit einzelner Maßnahmen in tariflichen 
Auseinandersetzungen oder Arbeitskämpfen von 
den zuständigen Gerichten entscheiden zu lassen. 

Anlage 58 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 72): 

Denkt das Bundesverteidigungsministerium daran, die außer-
dienstliche Benutzung der Bundeswehrschwimmhallen für Sol-
daten und zivile Mitarbeiter a. D. zukünftig (wie alle anderen 
Sportanlagen) kostenlos zu ermöglichen, und wenn nein, welche 
Gründe sprechen gegen diesen Vorschlag? 

Nach den Haushaltsvorschriften dürfen Anlagen 
des Bundes an Außenstehende nur gegen Entgelt 
überlassen werden (§ 63 Abs. 5 BHO). Ausnahmen 
hiervon sind zwar in bestimmtem Umfang für die 
Sportanlagen der Bundeswehr zugelassen. Dies folgt 
aus einem Haushaltsvermerk zu Kapitel 14 12 Titel 
12 401-032, in dem jedoch auf die mit dem Bundes-
minister der Finanzen hierzu erlassenen Richtlinien 
verwiesen wird. Diese nehmen die Schwimmhallen 
der Bundeswehr von der Unentgeltlichkeit der Mit-
benutzung durch Dritte ausdrücklich aus. Soldaten 
und zivile Bedienstete der Bundeswehr im Ruhe-
stand sind nicht mehr Angehörige der Bundeswehr 
und können daher hier nicht anders behandelt wer-
den als andere Außenstehende. 

Die bestehende Regelung ist sachlich gerechtfer-
tigt. Die Schwimmhallen erfordern nicht unerheb-
liche Kosten für Beheizung, Reinigung und Perso-
nal. Ein Entgelt für Mitbenutzung ist somit unter 
dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit vertret-
bar. 
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Anlage 59 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen der Abgeordneten Frau Dr. 
Lepsius (SPD) (Drucksache 8/1612 Fragen B 73, 74 
und 75) : 

Wie hoch belaufen sich die Gesamtkosten des Bundes für die 
offizielle Verabschiedung des Oberbefehlshabers der französi-
schen Streitkräfte in der Bundesepublik Deutschland durch den 
Generalinspekteur des Heeres am 1. Februar 1978 anläßlich des 
offiziellen Empfangs in Baden-Baden und anschließendem großen 
Zapfenstreich im Rastatter Schloßhof, und stehen die Bewirtungs-
kosten in Baden-Baden in einem angemessenen Verhältnis zu 
dem Gesamtaufwand? 

In welcher Höhe sind dem Bund durch die Verabschiedung 
des französischen Oberbefehlshabers noch weitere Kosten an-
dernorts entstanden, und durch welche Veranstaltungen und auf 
Grund welcher Richtlinien ist dies geschehen? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der Verhältnis-
mäßigkeit von militärischen Ehrenbezeugungen und offizieller 
Gastlichkeit durch die Bundeswehr bei, ist sie bereit, ihre Pra-
xis zu überprüfen und Ungleichgewichte bei der Verwendung 
von Haushaltsmitteln zu korrigieren? 

Zu Frage B 73: 

Der Generalinspekteur der Bundeswehr hat an-
läßlich der Verabschiedung des Oberbefehlshabers 
der französischen Streitkräfte in Deutschland im 
Kongreßsaal in Baden-Baden einen Empfang für ca. 
280 Personen gegeben. Hierfür sind insgesamt Ko-
sten in Höhe von DM 4 953,64 entstanden; dafür für 
Getränke und Imbiß 3 750,— DM. 

Hinzu kommen Kosten für den Transport der be-
teiligten Soldaten, Druckkosten für die Einladungen, 
Portokosten, Reisekosten u. a. 

Das Verhältnis dieser Kosten zu den Kosten für 
Bewirtung stehen nach Auffassung des Bundesmini-
sters der Verteidigung in einem angemessenen Ver-
hältnis. 

Zu Frage B 74: 

Der Generalinspekteur der Bundeswehr hat an-
läßlich des offiziellen Abschiedsbesuchs von Gene-
ral Richard in Bonn am 1. Februar 1978 ein reprä-
sentatives Mittagessen für 13 Personen gegeben, die 
Kosten hierfür bewegten sich im üblichen Rahmen. 

Zu Frage B 75: 

Nach Ansicht des Bundesministers der Verteidi-
gung hat innerhalb der offiziellen Gastlichkeit die 
militärische , Ehrenbezeugung durch den Großen 
Zapfenstreich einen hohen Stellenwert. Der Große 
Zapfenstreich wird nur wenigen Persönlichkeiten 
zugestanden. 

Die für Repräsentationsveranstaltungen der Bun-
deswehr vorgesehenen Mittel werden laufend über-
prüft und es wird versucht, sie der Preisentwicklung 
anzupassen. Dazu plant der Bundesminister der Ver-
teidigung, für das kommende Jahr eine angemessene 

Erhöhung der für Repräsentation vorgesehenen Be-
träge im Haushaltsausschußß des Deutschen Bun-
destages zu beantragen. 

Anlage 60 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Würzbach 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 76) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die im er-
ziehungs- und gesellschaftswissenschaftlichen Anleitbereich des 
Studiums an den Hochschulen der Bundeswehr neueinzurichten-
den Wechselstellen für wissenschaftliche Mitarbeiter besonders 
durch entsprechend akademisch qualifizierte Offiziere besetzt 
werden sollen, und welche organisatorischen und gesetzlichen 
Maßnahmen auch im Hinblick auf die üblichen Einstellungsver-
fahren an den Hochschulen gedenkt die Bundesregierung gege-
benenfalls zu treffen, um diesen seit Aufstellung der Hoch-
schulen der Bundeswehr als Kernstück angesehenen Bereich in 
diesem Sinne personell ausstatten zu können? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß im 
Bereich der erziehungs- und gesellschaftswissen-
schaftlichen Anteile des Studiums auch wissenschaft-
lich vorgebildete und entsprechend qualifizierte Offi-
ziere als wissenschaftliche Mitarbeiter eingesetzt 
werden können. 

Besondere gesetzliche Maßnahmen sind hierfür 
nicht erforderlich. 

Die Entscheidungen über die Verwendung dieser 
Offiziere als wissenschaftliche Mitarbeiter liegt ent-
sprechend den Bestimmungen bei den dafür zustän-
digen Organen der Hochschulen. 

Anlage 61 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Becker (Frankfurt) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 77) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Ent-
wicklung und Prüfung von Arzneimitteln für seltene Erkran-
kungen zu fördern, da hier wegen der hohen negativen Kosten-
Nutzen-Analyse die Entwicklung zu stagnieren scheint? 

Die Bundesregierung beobachtet sorgfältig, ob 
Anzeichen dafür vorhanden sind, daß die Arznei-
mittelversorgung der Bevölkerung etwa durch ein 
ungünstiges Kosten-Nutzen-Verhältnis bei der Ent-
wicklung und Prüfung von Arzneimitteln beein-
trächtigt werden könnte. Dies gilt insbesondere auch 
für die Versorgung mit Arzneimitteln für seltene 
Erkrankungen. 

Da nicht ausgeschlossen werden kann, daß bei Arz-
neimitteln für seltene Erkrankungen Forschungs- und 
Entwicklungsdefizite entstehen, weil eine Deckung 
der Kosten über den Markt nicht zu erreichen ist, 
wird daher auch im Rahmen eines Programms „For-
schung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit" 
geprüft, ob und inwieweit eine staatliche Unterstüt-
zung möglich und notwendig ist. 
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Anlage 62 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Hoffmann (Hoya) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 79): 

Ist die Bundesregierung darüber informiert, daß in vielen 
Medikamenten und Stärkungsmitteln ein mehr oder weniger 
hoher Alkoholgehalt enthalten ist, und zwar in Klosterfrau 
Melissengeist ca. 80 v. H., in Biovital ca. 16 bis 18 v. H., in 
Buerlecithin ca. 16 v. H., in Doppelherz ca. 16 v. H., in Frauen-
gold ca. 16,5 v. H., in Galama ca. 15 v. H. und in Veen ca. 
14 v. H., und daß bei einigen dieser Mittel — die ja frei er-
hältlich sind — der Alkoholgehalt auf der Verpackung nur ver-
schlüsselt angegeben ist, und wenn ja, ist die Bundesregierung 
bereit, Bestrebungen voranzutreiben, daß auf den Verpackungen 
dieser Mittel grundsätzlich deutlich sichtgar die allgemein ver-
ständliche Angabe über den Alkoholgehalt in Volumenprozent 
angegeben wird, um auch von dieser Seite dem Alkoholmiß-
brauch — in diesen Fällen aus Unkenntnis — zu begegnen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in bestimm-
ten Arzneimitteln Alkohol enthalten ist. Nach § 10 
des Arzneimittelgesetzes müssen die wirksamen 
Bestandteile nach Art und Menge auf den Behält-
nissen und, soweit verwendet, auf den äußeren , Um-
hüllungen angegeben werden. Nach § 11 müssen die 
wirksamen Bestandteile auch in der Packungsbei-
lage angegeben werden. Zu den wirksamen Bestand-
teilen gehört auch der Alkohol. 

Die zuständige Bundesbehörde kann nach § 28 
Abs. 2 Nrn. 1 und 2 Auflagen anordnen, um die Ein-
haltung dieser Vorschriften sicherzustellen. 

Bei Arzneimitteln, die sich am 1. Januar 1978 
schon im Verkehr befanden, gelten die Überlei-
tungsvorschriften des Artikels 3 § 7 ff. des Gesetzes 

zur Neuordnung des Arzneimittelrechts. Art. 3 § 12 
ermöglicht es, bei diesen Arzneimitteln schon jetzt 
Warnhinweise anzuordnen. 

Anlage 63 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hammans (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 80) : 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die ärztlich 
verordnete kostenaufwendige glutenfreie Spezialdiät bei Zö-
liakie- oder Sprue-Erkrankten, bei denen zeitlebens durch das 
in bestimmten Getreidearten enthaltene Klebeprotein schwere 
Gesundheitsstörungen eintreten, die als einzig mögliche und 
wirksame Therapie die Begriffsbestimmungen des § 2 Abs. 1 des 
Arzneimittelgesetzes erfüllt, den Arzneimitteln gleichzustellen, 
um sie im Sinne der Beihilfe- und Sozialversicherungspflicht in 
den Katalog der Erstattungspflicht für die gesetzlichen Kranken-
kassen aufzunehmen? 

Im Hinblick darauf, daß es sich bei glutenfreien 
Erzeugnissen um diätetische Lebensmittel handelt, 
verbietet sich aus Gründen der Rechtsklarheit eben-
so wie in ähnlich gelagerten Fällen eine Gleichstel-
lung mit Arzneimitteln. Dennoch wird nicht ver-
kannt, daß die glutenfreie Ernährung für die betrof-
fenen Personen mit gewissen finanziellen Belastun-
gen verbunden ist. Das Bndesministerium für Ju

-gend, Familie und Gesundheit wird sich der Ange-
legenheit annehmen und in Abstimmung mit den 
übrigen beteiligten Ministerien eine Lösung an-
streben. 

Anlage 64 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jens (SPD) (Drucksache 
8/1612 Frage B 81) : 

Welche Bedeutung kommt nach Ansicht der Bundesregierung 
dem Genuß von Schweinefleisch im Vergleich zu anderen Fleisch-
sorten für die Gesundheit der Bürger zu, und beabsichtigt sie, 
gegebenenfalls die Konsumenten über gesundheitsschädigende 
Wirkungen des Schweinefleischverzehrs aufzuklären? 

Der Bundesregierung sind keine ernsthaften wis-
senschaftlichen Untersuchungen bekannt, die auf ge-
sundheitlich bedenkliche Wirkungen des Verzehrs 
von Schweinefleisch hindeuten. Dem Schweinefleisch 
kommt vielmehr im Rahmen einer vernünftigen, aus-
gewogenen Ernährung die Rolle eines wichtigen 
Vitamin Bi-Lieferanten zu. Dies ist deshalb von be-
sonderer Bedeutung, da sich nach Meinung vieler 
Ernährungswissenschaftler die Versorgung der Be-
völkerung der Bundesrepublik Deutschland mit Vi-
tamin Bi am Rande des ernährungsphysiologischen 
Bedarfs bewegt. 

Anlage 65 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hammans (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 82) : 

Welche generelle Regelung hat die Bundesregierung getrof-
fen, um zu verhindern, daß infolge des Mehraufwands an Un-
tersuchungen, der durch das Lebensmittel- und Bedarfsgegen-
ständegesetz, das Wasserhaushaltsgesetz u. a. m. und die zahl-
reichen Folgeverordnungen entstanden ist, die amtliche Über-
wachung durch die hiermit beauftragten Untersuchungsämter 
nicht mehr bestimmungsgemäß durchgeführt werden kann, weil 
die vorhandene infrastrukturelle, apparative und insbesondere 
personelle Ausstattung den neuen Erfordernissen nicht mehr 
gerecht wird? 

Die Durchführung des Lebensmittel- und Bedarfs-
gegenständegesetzes und der darauf gestützten 
Rechtsverordnungen ist Aufgabe der Länder. 

§ 44 Nr. 1 Buchst. a des Lebensmittel- und Be-
darfsgegenständegesetzes enthält zwar eine Ermäch-
tigung, die es dem Bundesminister für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit gestattet, durch Rechtsver-
ordnung mit ' Zustimmung des Bundesrates Vor-
schriften über die personelle, apparative und son-
stige technische Mindestausstattung von Untersu-
chungsanstalten zu erlassen. Bei einer Umfrage hat 
sich jedoch die Mehrheit der betroffenen obersten 
Landesbehörden nicht zuletzt wegen der kosten-
mäßigen Belastung gegen die Ausschöpfung dieser 
Ermächtigung ausgesprochen. 

Auf der anderen Seite haben die zuständigen 
obersten Landesbehörden in anderem Zusammen-
hang über die Entwicklung der personellen und 
apparativen Ausstattung der Untersuchungsanstal-
ten und ihre Effektivität seit Inkrafttreten des Le-
bensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes berich-
tet. Die Angaben lassen insgesamt eine Verbesse-
rung der Effizienz der Lebensmittelüberwachung er-
kennen, die nicht zuletzt auch auf organisatorische 
Maßnahmen zurückzuführen sein dürfte. 
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Anlage 66 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. von Geldern 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen B 83 und 84): 

Trifft es zu, daß es nach der gegenwärtigen gesetzlichen Lage 
($ 3 Abs. 2 des.  Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Öf-
fentlichkeit) nicht verboten ist, andere als überwiegend brannt-
weinhaltige alkoholische Genußmittel in Gaststätten und Ver-
kaufsstellen an Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren abzu-
geben, sofern dies nicht zu deren eigenem Genuß geschieht, 
und wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung diese Rechts-
lage angesichts des bedrohlich wachsenden Problems des Ju-
gendalkoholismus? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in zugelassenen Lese-
büchern für die Grundschule, z. B. in der Westermann-Fibel 
1974 unter der Überschrift „Was sollen die Kinder einkaufen?" 
auch von Bier und Wein die Rede ist, und wie beurteilt die 
Bundesregierung dies unter dem Gesichtspunkt des wachsenden 
Problems des Jugendalkoholismus? 

Zu Frage B 83: 

Die in Ihrer Frage enthaltene Interpretation des 
Verbots in § 3 Abs. 2 des Gesetzes zum Schutz der 
Jugend in der Öffentlichkeit trifft zu. Der Gesetz-
geber ist bei dieser Vorschrift, die in den Grund-
zügen aus dem Jahr 1951 stammt, davon ausgegan-
gen, daß es zu weit gehen würde, die Abgabe von 
Bier, Wein oder Sekt an Kinder oder an Jugendliche 
unter 16 Jahren auch dann zu verbieten, wenn sie 
diese Getränke z. B. im Auftrage ihrer Eltern kaufen. 
Die Gewerbetreibenden sollten aber zugleich ver-
pflichtet werden, durch entsprechende Nachfragen 
dafür zu sorgen, daß das Abgabeverbot auch tat-
sächlich beachtet wird. Durch Intensivierung dieser 
Kontrollen sind sicherlich auf der Grundlage des 
geltenden Rechts bereits gewisse Erfolge in diesem 
Bereich zu erzielen. Bei einer Prüfung, ob darüber 
hinaus gesetzliche Änderungen notwendig sind, 
wird auch zu berücksichtigen sein, daß z. B. die Ab-
gabe von Bier an Automaten keinem Verbot unter-
liegt und ein verschärftes Abgabeverbot durch diese 
weitgehend unkontrollierbare Bezugsmöglichkeit un-
terlaufen werden könnte. 

Zu Frage B 84: 

Weil die Zulassung von Lesebüchern ausschließ-
lich in die Zuständigkeit des Kultusministers des 
jeweiligen Bundeslandes fällt, sind der Bundesregie-
rung diese Schulbücher im einzelnen nicht bekannt. 
Im Rahmen der Appellkampagnen an Lebensmit-

teleinzelhändler und Gastwirte ist die Bundesregie-
rung jedoch für eine strikte Einhaltung und verbes-
serte Kontrolle der bestehenden Abgabe- und Ver-
kaufsbestimmungen von alkoholischen Getränken 
an Kinder und Jugendliche eingetreten. Sie macht 
ferner die Eltern auf diese Vorschriften aufmerksam 
und zeigt die Gefahren freier Verfügbarkeit alkoho-
lischer Getränke für Kinder und Jugendliche auf. 
In Abstimmung mit den Bundesländern hat die Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung Unter-
richtswerke zum Alkoholproblem für alle Schlutypen 
entwickelt, und es ist wichtig, daß die ansonsten in 
der Schule verwendeten Lern- und Lehrmittel diese 
Bemühungen, über die Gefahren des Alkohols auf-
zuklären, unterstützen. 

Gesetzliche Maßnahmen allein können die Alko-
holproblematik jedoch nicht lösen. Vielmehr bedarf 
es einer Einstellungs- und Verhaltensänderung zum 
Alkoholkonsum insgesamt in der Bevölkerung mit 
dem Ziel, Alkohol mäßig und kontrolliert zu ge-
brauchen. 

Anlage 67 

Antwort 

des Parl. Statassekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU! 
CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 85) : 

Welche neueren wissenschaftlichen Erkenntnisse liegen der 
Bundesregierung vor über die gesundheitlichen Schäden des 
Passivrauchens, und welche gesetzlichen Maßnahmen hält sie 
auf Grund dieser Erkenntnis für erforderlich? 

Durch das Passivrauchen werden Personen Schad-
stoffen ausgesetzt, wie Kohlenmonoxid, nitrosen Ga-
sen, Aerosolen, aber auch Phenolen, Aldehyden, 
Ammoniak, Aerolein, Pyridin sowie organischen 
Säuren. Bei länger dauernder Einwirkung durch 
„Passiv-Rauchen" können beim Nichtraucher 
Schleimhautentzündungen, Entzündungen der Atem-
wege und andere Reizerscheinungen hervorgerufen 
werden. Für Herz- und Kreislaufkranke hat die 
Rauchbelästigung besondere Bedeutung, aber auch 
für Menschen mit chronischen Veränderungen der 
Atemwege oder mit Allergien. Die gesundheitliche 
Beeinträchtigung durch „Passiv-Rauchen" wird 
durch die Konzentration des Tabakrauchs in der 
Raumluft bestimmt und durch die Zeitdauer, in der 
der Nichtraucher dieser Rauchwirkung ausgesetzt 
ist. 

Weitergehende neuere wissenschaftliche Erkennt-
nisse liegen der Bundesregierung nicht vor, doch 
wird die konkrete Gefährdung des Menschen von 
der Wissenschaft zum Teil sehr widersprüchlich be-
urteilt. 

Die Bundesregierung hält gesetzliche Maßnahmen 
zum Schutz der Nichtraucher gegenwärtig nicht für 
erforderlich. Das Nichtraucherschutzprogramm, das 
von der Bundesregierung zusammen mit den Bun-
desländern erarbeitet worden ist und das dem Bun-
destag in Kürze zugeleitet werden wird, enthält 
zahlreiche Maßnahmen zur Verbesserung des Nicht-
raucherschutzes, bei denen die Aufklärung der Rau-
cher und der Appell an Einsicht und freiwillige Rück-
sichtnahme auf Nichtraucher im Vordergrund ste-
hen. 

Anlage 68 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 8/1612 Frage B 86) : 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß am Haltepunkt Esch-
born-Süd, der im Zuge des S-Bahn-Verkehrs Rhein-Main am 
28. Mai 1978 in Betrieb genommen wird, die Fahrgäste schon 
jetzt nicht ausreichend vor Wind und Wetter geschützt sind, 
und was wird sie unternehmen, um diesem Mißstand abzu-
helfen? 

Der Haltepunkt Eschborn-Süd wurde von der 
Deutschen Bundesbahn für die Aufnahme des S

-

Bahnverkehrs Rhein-Main ausgebaut. Der Halte-
punkt konnte jedoch bereits vor der Aufnahme des 
S-Bahnverkehrs — am 28. Mai 1978 — in Betrieb 
genommen werden. 

Heute halten in Eschborn-Süd relativ wenig Züge. 
Ab 28. Mai 1978 wird stadteinwärts jedoch ein 10- 
Minuten-S-Bahntakt angeboten werden; mit einer 
besseren Verteilung des Fahrgastaufkommens ist 
dann zu rechnen. 

Die Deutsche Bundesbahn hat dem Bundesminister 
für Verkehr mitgeteilt, 

— daß sie unabhängig davon nach Aufnahme des 
S-Bahnbetriebs prüfen wird, ob weitere Maßnah-
men für einen Wetterschutz erforderlich sind und 

— daß sie ggf. umgehend Abhilfe schaffen wird. 

 

Anlage 69 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Braun (CDU/CSU) (Druck- 
sache.8/1612 Frage B 87) : 

Wie hoch ist bei dem Subventionsbedarf der Deutschen Bun-
desbahn in Höhe von 13,6 Milliarden DM für 1978 der Anteil im 
Sozialbereich — z. B. für Schülerkarten, Arbeiterrückfahrkarten, 
Renten und Pensionen — für ehemalige Bewohner deutscher 
Ostgebiete? 

Die Gesamtleistungen des Bundes an die Deutsche 
Bundesbahn sind im Bundeshaushaltsplan für das 
Jahr 1978 mit rd. 13,5 Milliarden DM veranschlagt. 
Davon entfallen auf erfolgswirksame Leistungen 7,8 
Milliarden DM, auf Investitionshilfen 3,3 Milliarden 
DM und auf Zuwendungen zur Erhaltung der Li-
quidität 2,4 Milliarden DM. 

Die Zusammensetzung der erfolgswirksamen Lei-
stungen ergibt sich aus der Darstellung im Bundes-
haushaltsplan, Einzelplan 12, Titelgruppen 01, 02 
und 03 sowie aus der Anlage zu Kapitel 1220 (Son-
dervermögen Deutsche Bundesbahn). Von diesen Lei-
stungen ist folgenden Positionen ein soziale Bedeu-
tung zuzurechnen: 

Ausgleich von überhöhten 
Versorgungslasten 
(Titel 687 11) 	 2 726 Millionen DM 

Ausgleich von betriebs- 
fremden Lasten, u. a. für 
Bewohner ehemaliger 
deutscher Ostgebiete 
(Titel 687 12) 	 435 Millionen DM 

Ausgleich für die 
Tbc-Fürsorge 
(Titel 682 12, Nr. 2) 	 4 Millionen DM 

Ausgleich für zusätzliche 
Ausbildungskapazitäten 
(Titel 682 12, Nr. 3) 	 21 Millionen DM 

Ausgleich für Tarifermäßi

-

gungen im Schienen

-

Personenfernverkehr 
(Titel 682 11, Nr. 2) 	 80 Millionen DM 

Sunnite 3 266 Millionen DM 

Darüber hinaus hat auch ein gewisser Anteil der 
Bundesleistungen, die für die Aufrechterhaltung des 
Schienen-Personennahverkehrs gewährt werden, ei-
nen sozialen Bezug; dieser Anteil läßt sich jedoch 
nicht im voraus festlegen, sondern nur auf der Grund-
lage des Wirtschaftsergebnisses der Deutschen Bun-
desbahn für das Jahr 1976 in etwa abschätzen. Da-
nach können rund 1 800 Millionen DM dem Sozial-
bereich zugerechnet werden. 

Zusammen mit dem oben summierten Betrag ha-
ben somit rund 5 Milliarden DM der erfolgswirksa-
men Leistungen des Bundes an die Deutsche Bun-
desbahn Auswirkungen im Sozialbereich. 

Anlage 70 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abegordneten Dr. Blüm (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 88): 

Ist die Bundesregierung im Interesse der älteren Mitbürger 
bereit, sich dafür einzusetzen, daß Seniorenkarten auch in den 
Bussen der Deutschen Bundesbahn gelöst werden können, und 
wenn ja, ab welchem Zeitpunkt ist mit einer solchen Regelung 
zu rechnen? 

Bei dem Versuchstarif „Seniorenpaß" handelt es 
sich nicht um einen Sozialtarif, sondern um ein kom-
merziell kalkuliertes Sonderangebot, das grundsätz-
lich nur Gültigkeit auf den Schienenstrecken der 
Deutschen Bundesbahn hat. Die Preisermäßigung 
soll dazu dienen, leere Kapazitäten im Fernverkehr 
besser zu nutzen. 

Dieser Gesichtspunkt gilt für den Bahnbus nicht: 
Da er hauptsächlich als Nahverkehrsmittel einge-
setzt wird, ist sein Platzangebot vor allem durch 
den Berufs- und Schülerverkehr wesentlich besser 
genutzt, so daß keine kaufmännische Notwendigkeit 
für eine Preisermäßigung besteht. 

Anlage 71 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Friedmann 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen B 89 und 90): 

Welche Hindernisse stehen dem Anschluß der L 78 an die 
BAB 5 entgegen, nachdem die Landesregierung Baden-Württem-
berg dies schon seit längerer Zeit beantragt hat und bei Reali-
sierung dieses Vorschlags die Einwohner der Orte Baden-Oos, 
Baden-Baden-Haueneberstein und Kuppenheim von der außer-
ordentlichen Lärmbelästigung und Verkehrsbehinderung durch 
den Kiesschwerlastverkehr befreit werden könnten? 
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Ist die Deutsche Bundesbahn bereit, ihren Beitrag zur Sa-
nierung der Stadt Gaggenau zu leisten, indem sie das ihr ge-
hörende, heute mit Hallen bebaute Gelände der Stadt für drin-
gend benötigte Parkplätze überläßt, wenn die Hallenbenutzer 
sich bereit erklären, sich bei entsprechendem Gleisanschluß auch 
außerhalb der Stadt niederzulassen und für Transporte auch 
weiterhin die Dienste der Deutschen Bundesbahn in Anspruch 
zu nehmen? 

Zu Frage B 89: 

Die von der Straßenbauverwaltung des Landes 
Baden-Württemberg vorgeschlagene Schaffung einer 
Zufahrt für den Schwerlastverkehr der dort ansässi-
gen Kieswerke zur Bundesautobahn A 5 über den 
Anschluß der Raststätte Baden-Baden würde ein un-
zureichendes Provisorium darstellen, das aus zahl-
reichen Gründen nicht gutgeheißen werden kann. Da 
auch keinesfalls feststeht, ob und in welchem Um-
fang die Ortsdurchfahrten von Baden-Oos, Hauen-
eberstein und Kuppenheim bei einer solchen Lösung 
von dem störenden Kiesschwerverkehr entlastet 
würden, ist es unerläßlich, zunächst das Ergebnis der 
laufenden verkehrswirtschaftlichen Untersuchung 
für den Raum Rastatt–Baden-Baden abzuwarten. Erst 
danach wird eine fundierte Entscheidung über die 
günstigste Lage einer neuzuschaffenden Anschluß-
stelle möglich sein. Dabei sprechen schon jetzt meh-
rere Gründe für einen Anschluß in der Verlängerung 
der Landesstraße 78 b, auf den auch Sie in Ihrer 
Anfrage zur Fragestunde am 7./8. Dezember 1977 
hingewiesen hatten. Auf die diesbezügliche Antwort 
von Kollege Haar, ebenso aber auch auf die Beant-
wortung Ihrer Anfrage in der Fragestunde am 
25./26. Januar 1978 darf ich in diesem Zusammen-
hang hinweisen. 

Zu Frage B 90: 

Im Bemühen, die Stadt Gaggenau bei der Sanie-
rung ihrer Verkehrsverhältnisse zu unterstützen, 
hat die Deutsche Bundesbahn (DB) der Stadt ein von 
ihr bisher anderweitig genutztes Gelände zur Errich-
tung eines Parkhochhauses im Erbbaurecht überlas-
sen. Ob darüber hinaus weitere zusätzliche Park-
plätze im Bereich des Bahnhofsgeländes erforderlich 
sind, kann nicht beurteilt werden. 

Auf dem von der Stadt begehrten Gelände sind 
derzeit 16 Kunden der DB als Lagerplatz- oder Hal-
lenmieter angesiedelt, die der DB neben den Miet-
einnahmen ein beträchtliches Frachtaufkommen 
sichern. Bahnhof und Lagerplatzgelände bilden eine 
verkehrliche Einheit, die an anderer Stelle nicht 
gleichwertig hergestellt werden könnte. Erfahrungs-
gemäß ist in einem stadtauswärts gelegenen Gleis-
anschlußgelände die Kundenbeziehung zur DB ge-
lockert und deshalb ihr Frachtaufkommen tenden-
ziell gefährdet. Zudem würden für die Verlegung 
von Gleisanschlüssen die einmaligen Kosten für 
deren Einrichtung an anderer Stelle anfallen, die 
von dem Interessenten übernommen werden müßten. 
Daneben würden aber beträchtliche zusätzliche Be-
triebsaufwendungen für die DB und ihre Kunden 
durch Bedienung und Betrieb eines ausgelagerten 
Anschlusses entstehen, die ebenfalls erstattet wer-
den müßten. 

Angesichts der geschilderten Interessen- und Ko-
stenlage erscheint eine Lösung im Sinne der An-
frage kaum oder allenfalls in besonders gelagerten 
Einzelfällen möglich. Dies müßte von den örtlich zu-
ständigen Stellen der Stadt und der DB im Einver-
nehmen mit den Lagerplatz- 'und Hallenmietern ent-
schieden werden. 

Anlage 72 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/1612 Fragen B 91 und 92): 

Was hat den Bundesverkehrsminister zur Aussage veranlaßt, 
noch dieses Jahr die Verpflichtung zum Anlegen von Sicherheits-
gurten einzuführen und die Nichtbeachtung der Anschnallpflicht 
mit einem Bußgeld zu belegen? 

Läßt sich aus den bisherigen Untersuchungen eine Beziehung 
zwischen der steigenden Zahl der Verunglückten und der Ab-
neigung gegen die Anlegung von Sicherheitsgurten ableiten? 

Die Anlegepflicht für Sicherheitsgurte — jedoch 
nicht bußgeldbewehrt — besteht bereits seit 1. Ja-
nuar 1976. 
Trotz mehrerer Aufklärungsaktionen ist es im we-

sentlichen nur gelungen, die Prozentzahlen ange-
schnallter Kraftfahrer wieder zu erreichen, die bei 
Beginn der Gurtanlegepflicht erzielt wurden. 

Eine Beziehung zwischen der steigenden Zahl von 
Verunglückten und der Abneigung gegen das An-
legen von Sicherheitsgurten läßt sich z. Z. nicht her-
stellen. 
Bei einer Gurtanlegequote von 100 % wäre nach 

einem Gutachten der Bundesanstalt für Straßenwe-
sen (BASt) jedoch ein Rückgang von ca. 4 800 Ver-
kehrstoten pro Jahr zu erwarten. Das Institut für 
Rechtsmedizin der Universität München hat bei die-
ser Annahme einen Rückgang der Verkehrstoten um 
5 000 errechnet. 
Es ist daher beabsichtigt, auf der nächsten Länder-

verkehrsministerkonferenz die Frage der Bußgeld-
bewehrung der Gurtanlegepflicht zu beraten. 

Anlage 73 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Bußmann (SPD) 
(Drucksache 8/1612 Fragen B 93 und 94) : 

Warum hält die Bundesregierung die Kommende im Knoten 
Ramersdorf als Dienstsitz der Straßenverkehrsabteilung des 
Bundesverkehrsministeriums fürungeeignet? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihre Neubauplanungen für die 
Bundesanstalt für Straßenbauwesen dahin gehend zu überprüfen, 
daß die Möglichkeit der Unterbringung von Teilen der Anstalt 
in der Kommende untersucht wird? 

Zu Frage B 93: 

Nach langem Bemühen ist es gelungen, einen gro-
ßen Teil des BMV im Raum Bad Godesberg-Nord zu 
konzentrieren. So ist die Abteilung Straßenverkehr 
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des BMV in einem Dienstgebäude an der Godes-
berger Allee 185-189, direkt an der B 9, unterge-
bracht. Der Mietvertrag für dieses Dienstgebäude ist 
bis zum Bezug des Neubaues des BMV abgeschlos-
sen. 

Noch in diesem Jahr soll vom BMBau die Aus-
lobung des Architektenwettbewerbs für den Neubau 
des BMV erfolgen. Mit der Fertigstellung dieses 
Neubaues kann 1983 gerechnet werden. 

Ein Umweg der Abteilung Straßenverkehr des 
BMV in die Kommende wäre deshalb aus den vor-
genannten Gründen zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
mehr vertretbar. 

Zu Frage B 94: 

Die sich aus der bisherigen dezentralen Unter-
bringung der Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 
ergebenden nachteiligen Auswirkungen auf die Ar-
beitseffizienz sollen durch den Neubau eines Dienst-
gebäudes mit zentraler Erfassung aller Aktivitäten 
beseitigt werden. Die Planung für den Neubau der 
BASt auf dem Gelände in Bensberg ist inzwi-
schen soweit fortgeschritten, daß bis Ende 1978 mit 
dem Baubeginn gerechnet wird. Die Unterbringung 
von Teilen der Anstalt an anderer Stelle ist inso-
fern weder zweckmäßig noch möglich. 

Anlage 74 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten, Biechele (CDU/ 
CSU)) (Drucksache 8/1612 Fragen B 95, 96 und 97) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang inzwi

-

schen die Bordsteine bei Fußgängerüberwegen an Bundesfern-
straßen nach Möglichkeit auf Fahrbahnhöhe, mindestens jedoch 
auf 3 cm gesenkt worden sind, um dadurch das Los Behinderter 
— insbesondere der Rollstuhlfahrer — zu erleichtern, und sieht 
die Bundesregierung gegebenenfalls Möglichkeiten, die Durch-
führung dieser Maßnahmen zu beschleunigen (vgl. die Antwort 
des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar auf meine Schrift-
liche Anfrage im Plenarprotokoll der 27. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 13. Mai 1977, Seite 1999) ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang die 
Länder diese Maßnahmen in ihrem Zuständigkeitsbereich durch-
führen, nachdem in einer Dienstbesprechung des Bundesver-
kehrsministers mit den obersten Straßenbaubehörden im Jahr 
1975 über diese Maßnahmen Einigkeit erzielt wurde, und er-
wägt gegebenenfalls die Bundesregierung mit den Ländern über 
diesen Sachverhalt erneut zu sprechen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche Ergebnisse die In-
tervention des Bundesverkehrsministers bei der Bundesver-
einigung der kommunalen Spitzenverbände zur Frage der Absen-
kung von Bordsteinen an Fußgängerüberwegen, die im Januar 
1975 vorgetragen wurde, gehabt hat? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß das Ab-
senken der Bordsteine bei Fußgängerüberwegen an 
Bundesfernstraßen in bebauten Gebieten gemäß DIN 
18024 „Bauen für Behinderte und alte Menschen" 
und der Richtlinie für die Anlage und Beleuchtung 
von Fußgängerüberwegen von den obersten Stra-
ßenbaubehörden der Länder berücksichtigt wird. Sie 
sieht keine Veranlassung, diesen Fragenkomplex 
erneut mit den Straßenbaubehörden der Länder und 
den kommunalen Spitzenverbänden zu erörtern, da 
in der Praxis festzustellen ist, daß bei Baumaßnah-
men in den Gemeinden Rollstuhlfahrern und Behin-
derten Rechnung getragen wird. 

Anlage 75 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Spranger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1612 Fragen B 98 und 99) : 

Teilt der Bundesverkehrsminister meine Auffassung, daß die 
von der Bundesbahndirektion Nürnberg beabsichtigte Einfüh-
rung eines sogenannten Regionaleilzug-Systems, die zu einer 
Auflassung einer Reihe von Bundesbahnhaltestellen in West-
mittelfranken führen wird, zu einer erheblichen Beeinträchtigung 
der wirtschaftlichen und verkehrlichen Struktur des westmittel-
fränkischen Raums führt, und daß eine solche Entwicklung im 
Widerspruch zu der allseits anerkannten Notwendigkeit steht, 
die Struktur Westmittelfrankens nachhaltig zu fördern, und 
wenn ja, welche Folgerungen zieht sie daraus? 

Was wird der Bundesverkehrsminister tun, um die bei Ein-
führung des Regionaleilzug-Systems zu erwartende Verschlech-
terung insbesondere für sozial schwächer Gestellte, die auf 
öffentliche Verkehrsmittel angewiesen sind, ebenso zu ver-
hindern wie eine zusätzliche Kostenbelastung der Kommunen 
durch höhere Unterhaltskosten ihrer Straßen? 

Die Deutsche Bundesbahn (DB), die über ihr Fahr-
planangebot eigenverantwortlich entscheidet, hat in 
dem Bestreben, den Fahrgästen im Nah- und Regio-
nalverkehr ein attraktives Verkehrsangebot zu bie-
ten und dadurch Mehrverkehr anzuziehen, auf fünf 
ausgewählten Strecken im norddeutschen Raum das 
„Regionale Eilzugsystem" mit positivem Ergebnis 
erprobt. In diesem System werden die bisherigen 
Nahverkehrszüge weitgehend durch Eilzüge er-
setzt. Die Bahnhöfe, auf denen Regionaleilzüge 
nicht halten, werden mit Omnibussen bedient, die 
als Zu- bzw. Abbringerfahrten zu den Eilzügen ver-
kehren. 

Die DB will im Bereich der Bundesbahndirektion 
Nürnberg das „Regionale Eilzugsystem" — wie in 
anderen Direktionsbezirken auch — auf einigen 
Strecken versuchsweise einführen. Es sind dies die 
Strecken Würzburg—Treuchtlingen, Würzburg—
Bamberg, Schweinfurt—Ebenhausen—Mellrichstadt/ 
Bad Kissingen und Nürnberg—Crailsheim. Dieser 
Versuch soll zeigen, ob sich die positiven Erfahrun-
gen auf den Teststrecken im norddeutschen Raum 
auch in diesen Verkehrsbeziehungen fortsetzen 
werden. Nach Auffassung der DB ist nach ihren Er-
fahrungen kein Grund gegeben, nennenswerte Nach-
teile gegenüber der bisherigen Bedienungsweise zu 
befürchten und den Versuch aufzugeben. 

Anlage 76 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 100) : 

Bestehen Planungen der Bundesregierung, nach denen in Zu-
kunft nachts nur noch 110 Stundenkilometer auf Autobahnen 
gefahren werden können soll, wie es der Nachrichtenspiegel/ 
Inland II des Bundespresseamts vom 8. März 1978 zitiert? 

Die Bundesregierung hat eine Regelung über eine 
Geschwindigkeitsbegrenzung bei Nacht auf 110 km/h 
nicht in ihre Überlegungen einbezogen. . 
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Anlage 77 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 8/1612 Frage B 101): 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Forderung der 
Post- und Eisenbahngewerkschaft, anstelle einer Privatisierung 
die Busdienste der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost in einer Betriebsgemeinschaft auf öffentlich-recht-
licher Grundlage zusammenzufassen? 

Die bisherigen Vorschläge für öffentlich-recht-
liche Organisationsformen für eine Zusammenfüh-
rung der Omnibusdienste sind mit bestehenden ge-
setzlichen Vorschriften nicht in Einklang zu brin-
gen. Es wären daher auch keine Versuche auf der 
Grundlage dieser Vorschläge zulässig. Es könnten 
nur Gesetzesänderungen vorgenommen werden und 
danach mit allen damit verbundenen Risiken die 
Busdienste endgültig umorganisiert werden. Risi-
ken bestehen insbesondere deshalb, weil bereits 
bei der Prüfung der bishergen Vorschläge eindeutig 
erkennbar wurde, daß diese Alternativen gegen-
über dem inzwischen erprobten Modell eine deut-
lich geringere Wirtschaftlichkeit hätten. 

Anlage 78 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Wrede auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Hartmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Frage B 102): 

Ist die Bundesregierung angesichts des Umstands, daß die 
mit der Stadt Nürnberg sozioökonomisch verflochtene Stadt Alt-
dorf und die umliegenden Gemeinden im Landkreis Nürnberger 
Land nur wenige hundert Meter jenseits der Gebührenbezugs-
punkte der vorgesehenen Telefonnahbereichszone Nürnberg ge-
legen sind, bereit, dafür zu sorgen, daß die genannten Ge-
meinden seitens der Deutschen Bundespost in einen künftigen 
Nahbereich Nürnberg einbezogen werden? 

Der Nahbereichsradius muß bundeseinheitlich und 
nach objektiven Kriterien festgelegt werden. Damit 
entsteht zwangsläufig am Rande des Nahbereichs 
eine Grenze, die aber im Durchschnitt immer 20 km 
von den jeweiligen Fernsprechkunden entfernt ist. 
Auch eine Änderung des Nahbereichsradius vermag 
dieses Problem nicht grundsätzlich zu verändern. 

Bei der Festsetzung des z. Z. realisierbaren Nah-
bereichsradius ging die Deutsche Bundespost von 
dem Ziel aus, daß jeder Bürger seine Gemeindever-
waltung zur niedrigsten Gesprächsgebühr erreichen 
kann. Das wird auch in dem Fall der Stadt Altdorf 
erreicht. Die Deutsche Bundespost sieht daher keine 
Veranlassung, den künftigen Nahbereich des Orts-
netzes Nürnberg zu ändern. 

Anlage 79 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-
Vockenhausen (SPD) (Drucksache 8/1612 Frage 
B 103) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, in Aus-
wertung der 8. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks 
die Bestimmungen für die Finanzierung von Altstadtsanierungs

-

maßnahmen, insbesondere für den Bau von Studentenwohnun-
gen, die jetzt aus den verschiedensten Kassen und nach den 
verschiedensten Gesetzen und Förderungsprogrammen erfolgt, zu 
vereinheitlichen und von Bund und Ländern geförderte Modell-
versuche einzurichten? 

Die Schaffung von Studentenwohnraum wird vom 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft zu-
sammen mit den Ländern nach den „Richtlinien des 
Bundes und der Länder für die Studentenwohn-
raumförderung" in der Fassung vom 16. Juni 1976 
mit Zuschüssen gefördert. Diese Förderung hat sich 
in den vergangenen Jahren bewährt und sichert in 
der Regel eine ausreichende Finanzierung und Be-
wirtschaftung des Studentenwohnraums. 

Soweit Studentenwohnraum in Sanierungsgebie-
ten nach dem Städtebauförderungsgesetz geschaffen 
werden soll, kommt ein koordinierter Mitteleinsatz 
von Mitteln der Studentenwohnraumförderung und 
Mitteln, die bei Bund und Ländern für Sanierungs-
maßnahmen bereitstehen, in Betracht. Ein solcher 
koordinierter Mitteleinsatz, wie er in §§ 2, 47 
Städtebauförderungsgesetz ausdrücklich verankert 
ist, wird inzwischen bei einer Reihe von Sanierungs-
maßnahmen des Bundesprogramms nach dem Städte-
bauförderungsgesetz erfolgreich praktiziert. 

Eine Vereinheitlichung der Förderungen nach dem 
Städtebauförderungsgesetz und der Studentenwohn-
raumförderung ist wegen unterschiedlicher Zielset-
zungen und Regelungsinhalte nicht ohne weiteres 
möglich. Soweit in Universitätsstädten im Rahmen 
von Sanierungsmaßnahmen eine Stärkung von 
Wohnfunktionen in Altstadtgebieten angestrebt 
wird, erhält die 'Verzahnung und Koordinierung mit 
der Studentenwohnraumförderung künftig wachsen-
de Bedeutung. Das Deutsche Studentenwerk hat des-
halb im Januar 1978 mit Unterstützung des Bundes-
ministers für Bildung und Wissenschaft und des 
Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen. und 
.Städtebau eine Fachtagung zum Thema „Studenten-
wohnraumförderung im Rahmen von Altstadtsanie-
rungen" veranstaltet. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat auf der vorgenannten Fachtagung seine Bereit-
schaft erklärt, Initiativen auf dem Gebiet Studenten-
wohnraum und Stadtsanierung auch durch Förde-
rung von Ideenwettbewerben u. ä. als Modellvor-
haben im Rahmen der Richtlinien für den Studen-
tenwohnraumbau zu unterstützen. 

Anlage 80 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/1612 Frage B 104) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die öffentliche 
Hand als Bauherrin bei der architektonischen Gestaltung ihrer 
Gebäude nicht nur Gesichtspunkte der Zweckmäßigkeit zu be-
rücksichtigen hat, sondern auch auf zeitgenössische Kunst, Um-
welt usw. Rücksicht nehmen muß, und wenn ja, welche Folge-
rungen zieht sie daraus für ihren Verantwortungsbereich? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß die 
öffentliche Hand bei der Durchführung ihrer Bau-
maßnahmen neben den Gesichtspunkten der Wirt- 
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schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit auch auf Belange 
der zeitgenössischen Kunst und Umwelt Rücksicht 
nehmen muß. 

Zur Durchsetzung dieser selbstverständlichen Er-
fordernisse wurden die vom Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau herausgege-
nen „Richtlinien für die Durchführung von Bau-
maßnahmen des Bundes im Zuständigkeitsbereich 
der Finanzbauverwaltung" eingeführt. Hier ist z. B. 
die Beteiligung bildender Künstler im Rahmen der 
Durchführung von Bundesbaumaßnahmen verbind-
lich geregelt. 

Diese Verwaltungsvorschriften werden von den 
Bauverwaltungen des Bundes und der Länder be-
achtet. 

Darüber hinaus hat das Bundeskabinett im Rah-
men des im Juni 1976 verabschiedeten Maßnahmen-
katalogs zur Verbesserung der beruflichen und so-
zialen Lage deutscher Künstler und Publizisten ein 
Ergänzungsfonds für „zusätzliche Aufträge an bil-
dende Künstler zur künstlerischen Ausgestaltung 
von Baumaßnahmen des Bundes" geschaffen und mit 
einem Volumen von 4 Millionen DM jährlich ausge-
stattet. 

Hiermit wurde noch eine zusätzliche Möglichkeit 
zur Berücksichtigung zeitgenössischer Kunst im Be-
reich Kunst und Bauen eröffnet. 

Anlage 81 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Hauff auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Hubrig (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Fragen B 105 und 106) : 

Wie verteilen sich die Mittel, die in den letzten 15 Jahren 
als laufende und einmalige Mittel einschließlich der Global-
mittel vom Bundesforschungsministerium und seinen Vorgängern 
für die Grundlagenforschung ausgegeben wurden, auf die Haupt-
gebiete Physik, Chemie, Biologie und Medizin? 

Welche Beratungsgremien des Bundesforschungsministeriums 
gibt es für die Beurteilung von Anträgen der nuklearchemischen 
Grundlagenforschung? 

Zu Frage B 105: 

Die Förderung des Bundesministers für Forschung 
und Technologie ist nicht auf wissenschaftliche 
Disziplinen wie Physik, Chemie, Biologie oder Me-
dizin ausgerichtet; auch die ausgegebenen Mittel 
werden nicht nach diesen Disziplinen geordnet. 

Die Programme und Förderschwerpunkte in den 
Bereichen Chemie; Biologie und Medizin werden 
nicht zur Grundlagenforschung gerechnet, obwohl 
einzelne Vorhaben hieraus durchaus Grundlagen-
forschung als Basis für anwendungsorientierte Pro-
grammziele enthalten. 

Im Bereich der Physik können einzelne Förder-
schwerpunkte völlig zur Grundlagenforschung ge-
rechnet werden (z. B. Elementarteilchenphysik), 
während andere eher zur angewandten Forschung 
zählen (z. B. Supraleitung, Elektronik). Andererseits 
sind z. B. in den Gebieten „Schwerionenforschung" 

oder „Nukleare Festkörperforschung", die zum Be-
reich „Physik" gerechnet werden, in nicht unerheb-
lichem Maße die Disziplinen Kernchemie und Biolo-
gie vertreten. 

Seit 1972 .wird in Förderungskatalogen des Bun-
desministeriums für Forschung und Technologie in-
nerhalb der Förderbereiche der Anteil der Grund-
lagenforschung an der Projektförderung ausgewie-
sen. 

Die Grundlagenforschung, auch im institutionel-
len Bereich, ist zum überwiegenden Teil in den 
Atomprogrammen enthalten, das Istergebnis des 
3. Atomprogramms ist (mit Länderanteilen und ohne 
Abbildung auf Disziplinen) im 4. Atomprogramm 
(Seite 23) enthalten, das Istergebnis des 4. Atompro-
gramms ist in Vorbereitung. 

Zu Frage B 106: 

Je nach Vorhaben werden Anträge aus dem Be-
reich der nuklearchemischen Grundlagenforschung 
von den Gutachterausschüssen für 

— „Kernphysik und Schwerionenforschung", 

— „Nukleare Festkörperforschung" 

— oder dem noch zu gründenden Ausschuß für 
„Nuklearchemie", der die Grundlagenforschung 
aus den früheren Ausschüssen für „Aktivierungs-
analyse" und „Isotopentechnik" übernimmt, 

begutachtet. 

Anlage 82 

Antwort 

des Bundesministers Dr. Hauff auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Gerstein (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/1612 Fragen B 107 und 108): 

Inwieweit lassen sich die Schlußfolgerungen einer ameri-
kanischen Studie der Firma Data Resources Inc. über Forschungs-
und Entwicklungsaktivitäten (zitiert in „Frankfurter Allgemeine 
Zeitung" vom 25. Januar 1978), die besagen, daßbei einer 
Steigerung der tatsächlichen Zuwachsraten im Forschungs- und 
Entwicklungsbereich eine Zunahme der Produktivität und eine 
Steigerung des Bruttosozialprodukts erfolgt, auch auf die Bun-
desrepublik Deutschland übertragen? 

Kann die Bundesregierung zu den für die USA genannten 
Zahlen vergleichbare Zahlen für die Bundesrepublik Deutsch-
land angeben? 

Zu Frage B 107: 

Die Studie der Data Ressources Inc. über „The 
role of high-technology industries in economic 
growth" wird z. Z. im Bundesministerium für For-
schung und Technologie ausgewertet. 

In dieser Studie wird der Zusammenhang zwischen 
dem technologischen Entwicklungsstand industriel-
ler Branchen und dem Produktivitätsanstieg, dem 
realen Wachstum, den Preissteigerungsraten und 
.der Beschäftigung in diesen Branchen analysiert. Die 
untersuchten Industriezweige werden nach einem 
speziellen „index of research effort" in „high-tech-
nology industries", „mixed-technology industries" 
und „low-technology industries" unterteilt. 
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Für diese Industriegruppen werden Wachstums-, 
Produktivitäts-, Inflations- und Beschäftigungsraten 
ermittelt. 

Ergebnis dieser Studie ist, daß die Branchen mit 
hohem Forschungs- und Entwicklungsaufwand (be-
zogen auf den Umsatz) einen höheren Produktivi-
tätszuwachs, einen stärkeren Anstieg der Produk-
tion, ein niedrigeres partielles Inflationsniveau und 
eine stabilere Beschäftigungslage aufweisen als 
Branchen mit einem niedrigen prozentualen For-
schungs- und Entwicklungsaufwand. Die Beschäfti-
gungsdaten der Studie widerlegen die Befürchtung, 
daß hohe Produktivitätsfortschritte zu Entlassungen 
und Arbeitslosigkeit führen. Die forschungs- und 
entwicklungsintensiven Industriezweige mit hohen 
Produktivitätssteigerungen hatten im Gegenteil 
auch den höchsten Beschäftigungsanstieg, bedingt 
durch einen hohen Nachfragezuwachs aufgrund der 
günstigen nationalen und internationalen Wettbe-
werbsposition dieser Branchen. 

Aus den Ergebnissen der Studie lassen sich keine 
Schlüsse über die Wirkungen einer globalen Erhö-
hung der Forschungs- und Entwicklungsausgaben auf 
gesamtwirtschaftliche Zielgrößen, wie Bruttosozial-
produkt und (gesamtwirtschaftliche) Produktivität 
ableiten. Die Frage, welche Wirkungen von einem 
beschleunigten Anstieg der realen gesamtwirtschaft-
lichen Forschungs- und Entwicklungsausgaben auf 
Produktivität und Sozialprodukt ausgehen, läßt sich 
nicht allgemein beantworten. Die Wirkungen hän-
gen von einer Vielzahl von Faktoren ab, die dar-
über bestimmen, welche Ergebnisse mit dem jewei-
ligen Forschungs- und Entwicklungs-input erzielt 
werden. 

Zu Frage B 108: 

Der Bundesregierung ist keine vergleichbare Stu-
die für die Bundesrepublik Deutschland bekannt. 

Da aus dem Vorliegen positiver Korrelationen 
zwischen Forschungs- und Entwicklungsaufwand und 
aggregierten ökonomischen Indikatoren nicht auf 
Ursache-Wirkungszusammenhänge zurückgeschlos-
sen werden kann, ergeben sich methodische Vorbe-
halte gegen den in der Studie von Data Ressources 
Inc. eingeschlagenen Untersuchungsweg. Im Bundes-
ministerium für Forschung und Technologie werden 
daher Überlegungen angestellt, wie mit Hilfe eines 
geeigneten Indikatorensystems die Wirkungszusam-
menhänge zwischen Forschungs- und Entwicklungs-
aufwand und Ergebnissen des Innovationsprozesses 
möglichst exakt erfaßt werden können. 

Anlage 83 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Würzbach 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 109): 

Trifft es nach dem Erkenntnisstand der Bundesregierung zu, 
daß — wie in einem „Spiegel"-Bericht vom 27. Februar 1978 
geäußert — die Fortbildung von Facharbeitern zu staatlich 

geprüften Technikern sich als ein kostspieliger Fehlschlag er- i 
 wiesen hat, und wenn ja, beabsichtigt die Bundesregierung, 

ungeachtet dieser Erfahrungen im zivilen Bereich, an der 
grundsätzlichen Forderung nach dem zivilberuflich anerkannten 
Abschluß auf Technikerebene auch für Unteroffiziere festzu-
halten? 

1. Die von Ihnen aus dem Spiegelbericht gezo-
gene Folgerung, daß sich die Förderung der Fort-
bildung zum Techniker als ein kostspieliger Fehl-
schlag erwiesen hätte, ist unzutreffend. 

Nach der vom Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit im Jahre 
1976 durchgeführten Erfolgskontrolle waren von den 
geförderten Absolventen von Technikerschulen 
rund 40 °/o voll und rund 32 % teilweise ausbil-
dungsadäquat beschäftigt; nur rund 4 °/o waren da-
nach arbeitslos. Berücksichtigt man ergänzend hier-
zu, daß auch die rund 24 %, die kurz nach Abschluß 
der Maßnahme noch nicht entsprechend eingesetzt 
waren, eine Steigerung ihrer beruflichen Mobilität 
erreicht haben, die früher oder später zu einem 
ausbildungsädaquaten Arbeitsplatz führen dürfte, 
sind auch die Fortbildungsmaßnahmen als durchaus 
zweckmäßig anzusehen. 

In letzter Zeit übersteigt allerdings das Angebot 
von ausgebildeten Technikern die Nachfrage. Aus 
diesem Grunde hat die Bundesanstalt für Arbeit be-
reits im Mai 1975 die Arbeitsämter angewiesen, bei 
Prüfung der arbeitsmarktpolitischen Zweckmäßig-
keit der Fortbildung zum Techniker einen strengen 
Maßstab anzulegen. 

Seit dieser Zeit werden nur noch diejenigen Teil-
nehmer gefördert, die zuvor nach abgeschlossener 
Berufsausbildung mindestens 3 Jahre lang eine ein-
schlägige Beschäftigung ausgeübt haben. Außerdem 
wird in diesen Fällen seit Inkrafttreten des Haus-
haltsstrukturgesetzes am 1. Januar 1976 grundsätz-
lich nur noch das geringere Unterhaltsgeld von 
58 % gewährt. Dies hat bereits dazu geführt, daß die 
Neueintritte um 75 % gegenüber den Vorjahren zu-
rückgegangen sind, was schon in Kürze ein erheb-
lich vermindertes Angebot an Technikern auf dem 
Arbeitsmarkt zur Folge haben wird. 

2. Die Ausbildung zum staatlich geprüften Tech-
niker in den Streitkräften ist in der vom Deutschen 
Bundestag einstimmig angenommenen „Konzeption 
zur Neuordnung von Ausbildung und Bildung für 
die Unteroffiziere und für die Offiziere des militär-
fachlichen Dienstes" festgelegt. 

Danach sind nur Schülerplätze für Soldaten an den 
Fachschulen einzurichten, die als Nachwuchs für eine 
Spitzenfunktion in der Laufbahn der Unteroffiziere 
(oder für eine Übernahme in die Laufbahn der Offi-
ziere des militärfachlichen Dienstes) geeignet er-
scheinen und deren vorgesehene Verwendung auf 
den Dienstposten Hauptfeldwebel/ Hauptbootsmann 
(bzw. Offizier des militärfachlichen Dienstes) eine 
Ausbildung zum Techniker rechtfertigt. Diese 
Dienstposten werden in den Organisationsgrund-
lagen besonders gekennzeichnet. 

Wegen der engen Bindung dieser Ausbildung an 
die beabsichtigte Verwendung sehe ich keinen 
Grund, die Fortbildung zum staatlich geprüften 
Techniker in den Streitkräften in Frage zu stellen, 
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1 zumal diese hochwertigen Spezialisten zum größten 
Teil in den Statuts eines Berufssoldaten übernom-
men werden. 

Anlage 84 

Antwort 

des Parl. Statassekretärs Brück auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riesenhuber (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/1612 Frage B 110) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Professor Dr. Hankel 
über das Institut für ländliche Strukturforschung an der Uni-
versität Frankfurt einen Forschungsauftrag erhalten hat, der 
mit Mitteln aus dem Etat des Bundesministers für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit finanziert wird? 

Professor Dr. Hankel hat keinen Forschungsauf-
trag vom Bundesminister für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit erhalten. Auftragnehmer ist allein das 
Institut für ländliche Strukturforschung. Nach Aus-
kunft des Direktors des Instituts arbeitet Professor 
Hankel als Mitarbeiter des Instituts an der vom Bun-
desministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
vergebenen Forschungsaufgabe mit. 
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